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199. Sitzung 

Bonn, den 7. März 1990 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Westphal: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 
Befragung der Bundesregierung 

Meine Damen und Herren, das Thema der Kabinett-
sitzung, das der Chef des Bundeskanzleramtes mitge-
teilt hat, ist den Fraktionen bekannt. Die Bundesregie-
rung hat weiter mitgeteilt, daß der Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft, Herr Möllemann, berich-
tet. 
Sie haben das Wort , Herr Minister. 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Vielen Dank, Herr Präsident. 
Meine Kolleginnen und Kollegen! Wir haben uns 

heute im Kabinett u. a. mit dem Berufsbildungsbericht 
beschäftigt. Dieser ist natürlich auch den Fraktionen 
in seiner Gänze zugegangen. Er ist ein sehr umfang-
reiches Werk. Ich wi ll  nur einige zusätzliche Erläute-
rungen dazu geben: 
Der Lehrstellenmangel ist kein innenpolitisches 

Thema mehr. 1989 blieben 85 000 Ausbildungsplätze 
unbesetzt. Das bedeutet Nachwuchs- und Fachkräfte-
mangel, der sich ohne gegensteuernde Maßnahmen 
in den 90er Jahren deutlich verstärken wird. Am mit-
telfristigen Nachwuchs- und Fachkräftemangel än-
dern auch die Zuzüge aus der DDR nichts. Im Gegen-
teil, wir rechnen mit steigendem Fachkräftebedarf in 
beiden Teilen Deutschlands. 
Ich beabsichtige, u. a. auch dieses Problem 1991 in 

einem deutsch-deutschen Berufsbildungsbericht auf-
zuarbeiten. Dieser Bericht soll eine Bestandsauf-
nahme sein und Perspektiven der berufsbildungspoli-
tischen Zusammenarbeit aufzeigen. Daß es bei Nen-
nung dieses Datums insoweit eine gewisse Unwäg-
barkeit gibt, räume ich gerne ein. 
Unser Problem ist der ungebrochene Drang zu 

Hochschule und Studium. Dem kann man nur mit 
einer deutlichen Attraktivitätssteigerung der berufli-
chen Bildung und der Fachkräftetätigkeit entgegen-
wirken. In erster Linie ist do rt  die Wirtschaft gefragt, 
die für Berufsbildung wich tige Verantwortung trägt 
und die auch die Karriere- und Einkommenschancen 
bestimmt. Das entbindet aber die Berufsbildungspoli-
tik nicht davon, hier flankierend tätig zu werden. Wir 
brauchen deshalb auch ein Begabtenförderungswerk  

für die berufliche Bildung. Besonders begabte junge 
Berufstätige müssen ebenso gefördert werden wie be-
gabte Studenten und Nachwuchswissenschaftler. 

Die berufliche Weiterbildung muß rasch zum 
gleichwertigen Teil des Bildungswesens ausgebaut 
werden, um die beruflichen und sozialen Chancen 
von Fachkräften nachhaltig zu verbessern. Hierzu ge-
hört, daß Facharbeiter und Gesellen bei der Finanzie-
rung ihrer arbeitsmarkt- und wettbewerbspolitisch 
wichtigen Meisterfortbildung nicht schlechter gestellt 
sein sollten als gleichaltrige Studenten. 

Rasche Schritte sind auch für die duale Berufsaus-
bildung notwendig, wenn sie eine wirk liche Alterna-
tive zu Abitur und Studium sein soll. Es muß differen-
zierter ausgebildet werden. Leistungsstärkeren Ju-
gendlichen müssen schon in der Ausbildung Ange-
bote zum Erwerb attraktiver Zusatzqualifikationen 
gemacht werden. Die Bundesregierung wird die Wi rt

-schaft bei solchen Entwicklungen unterstützen. 

Mehr Differenzierung auch für Leistungsschwä-
chere, das heißt Intensivierung der Berufsausbil-
dung. In diesem Zusammenhang werden Arbeitszeit-
verkürzungen zum Problem; kürzere Arbeitszeiten 
bedeuten kürzere Ausbildungszeiten im Betrieb. Das 
ist politisch natürlich ein b risantes Thema, das uns 
aber künftig stärker beschäftigen wird. Die Tarifpart-
ner sollten dies stärker in ihre Überlegungen einbe-
ziehen. 

Die Qualität und Attraktivität der Berufsausbildung 
ist auch eine Frage des Berufsschulunterrichts. Die 
Leistungsfähigkeit der Berufsschule wird derzeit a ll

-gemein kritisch beurteilt. Es gibt zuwenig Lehrer; die 
Weiterbildung der Lehrer ist unzureichend; die Aus-
stattung vieler Berufsschulen entspricht nicht den mo-
dernen Anforderungen. Die Länder sind aufgefordert, 
ihrer Verantwortung für den schulischen Teil der dua-
len Berufsbildung voll nachzukommen. 

Ein letzter Punkt. In den letzten Jahren haben uns 
die Ausbildungsleistungen des Bundes angesichts 
des Lehrstellenmangels stark beschäftigt. Es ist jetzt 
nicht mehr notwendig, daß der Bund über den eige-
nen Bedarf hinaus ausbildet. Eine vom Bund sub-
ventionierte Überbedarfsausbildung wäre mit Blick 
auf die Nachwuchs suchenden Privatbetriebe in den 
nächsten Jahren eher kontraproduktiv und ordnungs- 
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politisch verfehlt. Deswegen werden wir sie nicht 
mehr durchführen. 
Herr Präsident, das war das, was zum Berufsbil-

dungsbericht vorzutragen war. 

Vizepräsident Westphal: Danke schön, Herr Mini-
ster. — Mir liegt zu diesem Be richt zuerst eine Frage 
der Abgeordneten Frau Odendahl vor. Bitte schön! 

Frau Odendahl (SPD): Herr Minister, Sie haben be-
merkt, den Fraktionen sei der Be richt zugegangen. 
Ich hoffe, daß er unterwegs ist, so daß wir ihn dann 
auch haben. Ich gehe ferner davon aus, daß wir viel-
leicht schon im nächsten Jahr einen Berufsbildungs-
bericht gemeinsam mit der DDR haben können. 
Aber lassen Sie mich jetzt noch etwas anderes an-

sprechen, weil Sie ganz dezidiert auf die unbesetzt 
gebliebenen Ausbildungsplätze eingegangen sind. 
Haben Sie sich denn darüber Gedanken gemacht, daß 
es seit rund zehn Jahren sehr viele junge Menschen, 
vor allem junge Frauen, gibt, die keinen Ausbildungs-
platz erhalten haben, die auch heute noch keinen 
Ausbildungsplatz bekommen? Das ist ja regional un-
terschiedlich. Wie soll denn dann diesen jungen Er-
wachsenen, die zum Teil schon Fami lie haben, jetzt 
eine Ausbildung zuteil werden können? Gibt es dar-
über Überlegungen? Denn auch so könnte dem Fach-
kräftemangel ja begegnet werden, damit eben auch 
diejenigen, die bisher leer ausgegangen sind, aus-
sichtsreiche Berufschancen und Berufsperspektiven 
bekommen. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Mini-
ster. 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Frau Kollegin, zunächst hoffe ich mit Ihnen, 
daß dieses komplexe Werk nicht auf Grund seines 
Umfangs und seines Gewichts einen längeren Zeit-
raum für den Transpo rt  benötigt. Ich hoffe wirklich, 
daß es bei Ihnen eingetroffen ist. Sollte es speziell bei 
Ihnen noch nicht angekommen sein, so stelle ich Ih-
nen mein Exemplar gern zur Verfügung. 

(Dr. Penner [SPD]: Das können wir nicht le

-

sen!) 
— Herr Kollege Dr. Penner, ich bin sicher, daß auch 
Sie dies werden lesen können. 
Damit komme ich zu Ihrer Frage. Wir haben in den 

vergangenen Jahren natürlich das Problem gehabt, 
daß einfach zuwenig Lehrstellen da waren. Alle An-
strengungen wurden unternommen, um möglichst je-
dem Mann und jeder Frau eine Berufsausbildung zu 
vermitteln. Aber das hat nicht bedeutet, daß jeder in 
dem von ihm gewünschten und angestrebten Beruf 
eine Lehre machen konnte. 
Wir haben unter Abwägung aller Gesichtspunkte 

trotzdem dafür plädiert, daß eine Ausbildung für je-
den Mann und jede Frau besser sei als keine Ausbil-
dung. Überbedarfsausbildung in verschiedenen Bran-
chen war also bewußt gewollt. Das pendelt sich jetzt 
ein. 
Daneben gab es und gibt es dieses Phänomen un-

verändert, daß sich 70 % aller Mädchen und jungen 
Frauen bei ihrer Berufswahl auf 15 von 362 zugelas-

senen Ausbildungsberufen konzentrieren. Es liegt auf 
der Hand, daß dies ebenso eine Beeinträchtigung der 
Entwicklungsmöglichkeiten dieser be troffenen Mäd-
chen und jungen Frauen wie der Möglichkeiten des 
Beschäftigungssystems ist, die Arbeitsplätze jeweils 
mit der kompetentesten Arbeitskraft zu besetzen. Da-
für spielt ja nun das Geschlecht keine Rolle. 
Wir versuchen, mit verstärkter Aufklärung diesen 

Prozeß zu verändern. Sie haben nach denen gefragt, 
bei denen die Entscheidung schon anders ge troffen 
worden ist. Ich glaube, daß das Beschäftigungssystem, 
also Unternehmen, Verwaltung und Praxen — da, wo 
es notwendig ist, auch unterstützt durch die Bundes-
anstalt für Arbeit —, denen, die eine Umschulung, 
eine Neuqualifizierung brauchen, zukünftig verstärkt 
Offerten machen wird und machen muß, die fehlqua-
lifiziert worden sind oder sich selbst in eine falsche 
Richtung begeben haben, damit sie jetzt in Mangel-
berufe einsteigen können. 

Vizepräsident Westphal: Sie können eine Zusatz-
frage stellen. 

Frau Odendahl (SPD): Herr Minister, ich habe aus-
drücklich nicht nach denen gefragt, die sozusagen 
eine Fehlausbildung erhalten haben, sondern ich 
habe die angesprochen, die überhaupt keine Ausbil-
dung bekommen konnten — bis heute nicht. Ich habe 
die Größenordnung nicht beziffert, aber ich habe ge-
sagt, daß wir seit zehn Jahren mit dieser Entwicklung 
zu tun haben. In der Diskussion hier war manchmal 
von einem Berg Arbeitslosen die Rede, den man vor 
sich herschiebt. Dieser Berg ist leider weiblich. Ich 
möchte jetzt wissen, wie die Frauen — und es sind 
hauptsächlich Frauen —, die bis heute gar keine Aus-
bildung bekommen haben, noch eine Ausbildung be-
kommen können. Ich möchte wissen, ob Sie sich das 
überlegt haben. 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Ich gehe davon aus, daß im Beschäfti-
gungssystem — unabhängig davon, ob es der p rivate 
oder der staatliche Bereich ist — im Hinblick auf den 
sich abzeichnenden Nachwuchsmangel auch solche 
Offerten entstehen werden. Der Staat kann nicht an-
ders, als mit den Instrumentarien, die wir entwickelt 
haben, über die Bundesanstalt für Arbeit die finan-
zielle Absicherung dafür zu geben. Die inhaltlichen 
Konzepte liegen vor; sie sind gegeben. Das heißt, ich 
kann nur allen Be troffenen raten, sich um die jetzt 
freibleibenden Ausbildungsplätze zu bemühen und 
die finanzielle Absicherung über die Bundesanstalt 
für Arbeit sicherzustellen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Oswald, Sie sind der 
nächste, der eine Frage stellen kann. 

Oswald (CDU/CSU): Herr Bundesminister, Sie ha-
ben sich immer — ich glaube, zu Recht — für eine 
stärkere Differenzierung der Ausbildungsgänge so-
wohl für die Leistungsstärkeren als auch für die Lei-
stungsschwächeren ausgesprochen. Sind Sie auf dem 
Weg zu dieser Differenzierung zwischenzeitlich ein 
Stückchen vorangekommen? 
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Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Es geht dabei um zwei verschiedene 
Schwerpunkte. Wenn wir es für begabte junge Leute, 
die sich überlegen, ob sie ein Studium anstreben oder 
in einen Beruf im dualen System einsteigen sollen, 
attraktiv machen wollen, sich für letzteres zu entschei-
den, dann werden wir ihnen Ausbildungsgänge an-
bieten müssen, in denen sie zusätzlich zur Normalaus-
bildung Zusatzqualifikationen erwerben können. Das 
Beschäftigungssystem — vor allem die Wirtschaft — 
muß ihnen dann aber auch die Perspektive vermitteln, 
daß sie aufsteigen können, daß man nicht notwendi-
gerweise ein akademisches Studium absolviert haben 
muß, um z. B. in den Bereich des mittleren Manage-
ments zu gelangen. 
Ferner brauchen wir in der beruflichen Bildung ein 

Begabtenförderungswerk. Wir sind mittlerweile so-
weit, daß wir von seiten der Bundesregierung mit den 
Organisationen der Wirtschaft die Struktur und die 
Wirkungsmöglichkeiten eines solchen Begabtenför-
derungswerks beraten können. Ich denke, daß wir 
dort  vom nächsten Jahr an arbeiten können. Wir ha-
ben eine solche Begabtenförderung im schulischen 
und im hochschulischen Bereich, warum nicht auch 
für praktische Begabungen im dualen System? 
Auf der anderen Seite haben wir Jahr für Jahr etwa 

zehn Prozent der in eine Ausbildung eintretenden 
jungen Menschen, die vor allem an den stetig höher 
werdenden theoretischen Anforderungen scheitern. 
Einem Teil kann man durch das Benachteiligtenpro-
gramm, durch gezielte Hilfe, die Möglichkeit eröff-
nen, am Ende dann doch die Ausbildung zu schaffen. 
Dann haben sie ihren Lehrabschluß. 
Ungefähr 40 000 bis 50 000 junge Menschen jedoch 

scheitern schlicht und bekommen dies bescheinigt. 
Was das für die Psyche eines Menschen im Alter von 
18 bis 20 Jahren bedeutet, dort schon bescheinigt zu 
bekommen, du bist gescheitert, du kannst nichts, du 
bist nichts, kann man sich ausmalen. 
Deswegen stehen wir in Gesprächen — die aller-

dings leider noch nicht sonderlich weit gediehen sind, 
weil es auch erhebliche ideologische Reserven gibt — 
mit den Organisationen von Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern, um Ausbildungsgänge im Rahmen des Be-
rufsbildungsgesetzes zu entwickeln und Tätigkeits-
felder für solche jungen Leute zu definieren, die be-
sonders praktisch begabt sind, aber mit den stetig 
wachsenden theore tischen Anforderungen nicht klar-
kommen. Ich glaube, wir tun diesen jungen Menschen 
— auch wenn es nur 40 000 oder 50 000 sein mögen — 
einen großen Gefallen, wenn wir jetzt nicht mit ideo-
logischen Totschlagargumenten — es solle nur eine 
Art  preiswerter Arbeiterschaft geschaffen werden — 
begegnen, sondern wenn wir uns bemühen, ihnen 
Ausbildungs- und Tätigkeitsfelder zu eröffnen, die 
auch ihnen ein eigenes Selbstwertgefühl im berufli-
chen Leben ermöglichen. 

Vizepräsident Westphal: Keine Nachfrage. Dann ist 
Herr Abgeordneter R ixe mit der nächsten Frage an 
der Reihe. 

Rixe (SPD): Herr Minister, Sie haben von selbst 
eben einen wichtigen Punkt im Berufsbildungsbericht 
angesprochen, die Berufsschulen. Sie haben die Län

-

der aufgefordert, ihren Part dazu beizutragen. Aber 
ich denke, wir sind beide einer Meinung, daß die 
berufliche Bildung, die Berufsschulbildung im dualen 
System einen eigenen Stellenwert bekommen muß. 
Wären Sie denn bereit, zu dieser Frage mit den Län-
dern Verhandlungen aufzunehmen, daß die Berufs-
schulen in den technologischen Bereichen besser aus-
gerüstet werden, und zwar mit Hilfe des Bundes, wie 
das bei der Hochschule auch schon ist? 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Ich bin gern bereit, mit den Kollegen in den 
Landesregierungen darüber zu sprechen. Ich vermute 
allerdings, daß schon das als angemaßte Kompetenz 
interpretiert wird. Auf jeden Fall ist aber die Zustän-
digkeit für das Schulwesen und seine Ausgestaltung, 
natürlich auch seine Finanzierung allein bei den 
Ländern. Das heißt, die Länder, die mit großem Nach-
druck darauf achten, daß der Bund ihre Zuständigkeit 
nicht einschränkt, müssen auch ihre Verantwortung 
wahrnehmen. Das heißt wiederum, ich wäre Ihnen, 
Herr Kollege, und allen anderen Kolleginnen und Kol-
legen hier im Hause dankbar, wenn Sie auf die jeweils 
Ihnen nahestehenden Mitglieder von Landesregie-
rungen einwirken könnten, damit diese dieses Defizit 
überwinden. Der Bund kann schulpolitisch nicht tätig 
werden; die Länder haben gerade in den letzten Wo-
chen massiv darauf hingewiesen, er solle sich do rt 

 heraushalten. Sie müssen dieser zu Recht reklamier-
ten Kompetenz jetzt auch verantwortlich gerecht wer-
den. 

Vizepräsident Westphal: Zu diesem Themenbereich 
möchte Herr Kastning noch eine Frage stellen. 

Kastning (SPD): Herr Minister, seit vielen Jahren 
gibt es in der Bildungspolitik die Forde rung nach Her-
stellung von Gleichwertigkeit beruflicher und allge-
meiner Bildung. In jüngster Zeit hat sich auch das 
deutsche Handwerk im Zusammenhang mit dem 
Nachwuchskräfte- und Fachkräftemangel dazu geäu-
ßert . Was gedenken Sie zu tun, um eine solche größere 
Gleichwertigkeit herzustellen, um zumindest jeman-
dem, der in die berufliche duale Ausbildung geht, 
schon zu Beginn eine Chance anzudeuten, wenn er 
möchte, später auf Grund von bestimmten beruflichen 
Bildungsabschlüssen auch weiterführende allge-
meine Bildungsgänge oder Studiengänge zu begin-
nen? 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Herr Kollege Kastning, es bleibt bei der 
ordnungspolitischen Grundsatzentscheidung, daß wir 
die Bildungswege offenhalten wollen und daß die Ent-
scheidung darüber, wer welchen Bildungs-, Berufs- 
und Laufbahnweg einschlägt, beim einzelnen — so-
lange es sich um Kinder handelt, bei der Familie — 
Betroffenen bleibt. Diese freiheitliche Regelung 
schließt das Risiko von Fehlentscheidungen und auch 
von Fehlorientierungen in einer größeren Zahl ein. 
Wir bleiben dabei, weil wir glauben, daß die Zuord-
nung dieser Entscheidung an den Staat am Ende grö-
ßere Risiken bewirken würde. Im übrigen wäre der 
Freiheitsverlust, der damit verbunden ist, nicht akzep-
tabel. Auf diesem Hintergrund ist Ihre Frage zu se-
hen. 
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Ich habe versucht, mit ein paar Argumenten darzu-

stellen, wo wir uns eine Attraktivitätssteigerung im 
Berufsbildungswesen vorstellen können. Nun heben 
Sie auf eine zusätzliche Überlegung ab: Wie ist es mit 
denjenigen, die möglicherweise schon deswegen 
nicht in den dualen Bereich gehen, weil sie einen Auf-
stieg von dort aus verbaut wähnen? Er ist nicht ver-
baut; es gibt sehr wohl die Möglichkeit, auf dem soge-
nannten zweiten Bildungsweg, der großzügig geför-
dert wird, der elternunabhängig gefördert wird, im 
Anschluß an eine duale Berufsausbildung über den 
Erwerb zusätzlicher Qualifikationen, Fachschulen, 
Fachoberschulen, Fachhochschulen, aufzusteigen. 
Das ist bei uns, glaube ich, ausgeprägter als in vielen 
anderen Bereichen, in vielen anderen Ländern. 
Wenn Sie mit Ihrer Frage den Spezialaspekt anspre-

chen, der im Augenblick bei einigen Landeshoch-
schulgesetzen erörtert wird, nämlich die Frage der 
Hochschulzugangsberechtigung genereller Art, dann 
will  ich sagen, daß ich nicht davon abgehe, daß die 
bestehenden Mechanismen für den Erwerb der Hoch-
schulzugangsberechtigung vernünftig sind. Die halte 
ich für ganz vernünftig. Ich glaube, wir haben mit dem 
zweiten Bildungsweg auch Flexibilität für diejenigen, 
die umsteigen wollen. 

Vizepräsident Westphal: Bitte noch eine Nach-
frage. 

Kastning (SPD): Wenn Sie die bestehenden Mecha-
nismen für vernünftig halten, Herr Minister, muß das 
ja wohl nicht ausschließen, daß auch andere vernünf-
tig sein können. Ich frage deshalb anders: Sind Sie mit 
mir der Meinung, daß durch einen qualifizierten Ab-
schluß einer beruflichen Erstausbildung und entspre-
chende Weiterbildungsabschlüsse und berufliche Tä-
tigkeit eine Studierfähigkeit erreicht werden kann? 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft: Das Hochschulrahmengesetz sieht ja aus-
drücklich vor, daß in besonders begründeten Fällen 
auch eine Qualifikation außerhalb des normalen 
Hochschulzugangsweges die Hochschulzugangsbe-
rechtigung beinhalten kann. Wenn aus dem Parla-
ment gewünscht wird, daß dies generell erweitert 
wird, würde mich interessieren, in welcher Weise. Ich 
finde die jetzigen Regelungen eigentlich ganz ver-
nünftig. 

(Kastning [SPD]: Ich kann Ihnen hier nicht 
antworten!) 

Vizepräsident Westphal: Dann müssen wir bei 
nächster Gelegenheit eine Debatte darüber haben, 
Herr Kastning. 
Ich habe nun einige nicht an den Be richt von Ihnen, 

Herr Minister, gebundene Fragen, zunächst des Ab-
geordneten Müntefering. — Danke schön, Herr Mini-
ster. 

Müntefering (SPD): Ich wende mich an das Bundes-
bauministerium. Wir haben in den letzten Monaten, in 
den letzten Wochen noch einmal verstärkt, eine dra-
matische Entwicklung der Kredit- und Hypotheken-
zinsen erlebt. Bisher hat die Bundesregierung darauf 
nicht reagiert. Die Konsequenz dieser Entwicklung 
ist, daß viele der selbstnutzenden Eigenheimer am 

Rande ihrer Finanzierungskraft sind. 3 % höhere Zin-
sen bei 120 000 DM Fremdfinanzierung bedeuten 
300 DM mehr im Monat, die auf den Tisch gelegt wer-
den müssen. Viele der potentiellen Bauherren im frei-
finanzierten oder sozialen Wohnungsbau signalisie-
ren auch, daß angesichts der hohen Zinsen die Ab-
schreibungsverbesserungen nicht mehr ziehen. 
Meine Frage an die Bundesregierung: Hat sie schon 

bemerkt, daß diese Schwierigkeit für viele Menschen 
im Lande aufgetreten ist und daß das, was sich an 
Baugenehmigungen ankündigte, offensichtlich doch 
nicht in Bauten realisiert wird? Hat sie sich heute mit 
dem Thema beschäftigt, oder wann gedenkt sie, das 
zu tun, und mit welcher Tendenz? 

Vizepräsident Westphal: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Echternach wird antworten. 

Echternach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Kollege Müntefering, die Entwicklung am Kapi-
talmarkt ist der Bundesregierung natürlich bekannt. 
Die Aussagen über die weitere Entwicklung am Kapi-
talmarkt sind sehr unterschiedlich. Es gibt gute Aus-
sichten dafür, daß die gegenwärtig hohen Zinsen 
nicht von langer Dauer sein werden. Umgekehrt gilt, 
daß die Wohnungsbauaktivitäten der nächsten Mo-
nate von der Finanzierung her bereits unter Dach und 
Fach sind. Aber wir werden natürlich die weitere Ent-
wicklung am Kapitalmarkt unter dem von Ihnen ange-
sprochenen Aspekt sehr sorgfältig beobachten. 

Vizepräsident Westphal: Sie wollen noch einmal 
nachfragen, Herr Müntefering? 

Müntefering (SPD): Ja. Ich möchte vom Staatssekre-
tär erstens wissen, welche Kriterien ihn zu der An-
nahme veranlassen, daß die Zinsen bald wieder sin-
ken, und zweitens, welche Vorstellungen er über den 
tatsächlichen Neubau angesichts der konkreten Ent-
wicklung hat, die bei selbstnutzenden Eigentümern 
und bei Bauherren von freifinanzierten Mietwohnun-
gen im Augenblick zu offensichtlicher Zurückhaltung 
führt. Meine Hauptfrage ist: Welche Einsichten haben 
Sie, die hoffen lassen, daß die Zinsen bald sinken? 

Echternach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Kollege Müntefering, ich habe darauf verwiesen, 
daß uns Experten, u. a. aus dem Bereich der Bundes-
bank, in dieser Hoffnung bestärken. Aber es ist gar 
keine Frage, daß wir auch andere Entwicklungen 
nicht ausschließen können. Wir müssen also weiter 
abwarten, welche der Prognosen — es gibt unter-
schiedliche Prognosen — sich am Ende als richtig her-
ausstellen. In jedem Falle aber darf ich darauf verwei-
sen, daß wir im letzten Jahr einen starken Anstieg der 
Zahl der Baugenehmigungen um rund 30 % gehabt 
haben, im Mehrfamilienhausbau sogar um weit über 
60%. 
Ein Großteil dessen, was sich in den Baugenehmi-

gungen an Bauabsichten niederschlägt, ist finanzie-
rungsseitig bereits abgeschlossen, so daß sich die 
jüngste Entwicklung am Kapitalmarkt noch nicht un-
mittelbar auf diese Aktivitäten auswirkt. Aber es ist 
gar keine Frage: Wenn wir eine längerfristige Hoch- 
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zinsphase haben sollten, dürfte es Auswirkungen ge-
ben. Insofern werden wir abzuwarten haben, ob diese 
jüngsten Zinssteigerungen eine Dauererscheinung 
oder eine vorübergehende Erscheinung am Kapital-
markt sein werden. 

Vizepräsident Westphal: Wollen Sie, Herr Klej-
dzinski, zu diesem Themenbereich eine Zusatzfrage 
stellen? 

Dr. Klejdzinski (SPD): Ja. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Ich wollte an den Staatssekre-
tär die Frage stellen, wann er davon ausgeht, daß 
etwas eine Dauererscheinung oder eine zufällige Er-
scheinung ist, die irgendwann zur Dauererscheinung 
wird, weil ich nämlich gerne wissen möchte — wenn 
Sie das so formulieren und ich mir die Zinslandschaft 
in Europa anschaue —, was dafür spricht, daß die Zin-
sen ausgerechnet bei uns heruntergehen sollen. 
Da Sie von Baugenehmigungen sprechen, will ich 

Sie gern fragen, ob es sich dabei um Neubauten han-
delt oder nicht. 

Echternach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Zu 
Ihrer ersten Frage ist zu sagen, daß Investitionsent-
scheidungen im Wohnungsbaubereich natürlich über 
einen längeren Zeitraum hinweg geplant werden. In-
sofern ist es ein Unterschied, ob wir eine solche Ent-
wicklung am Kapitalmarkt einige Wochen oder Mo-
nate haben oder ob sie ein Vierteljahr, ein halbes Jahr 
oder noch länger andauert. 
Was Ihre letzte Frage angeht, so gehe ich davon aus, 

daß die Baugenehmigungen Bauabsichten für Neu-
bauten zum Gegenstand haben. Es gibt z. B. Progno-
sen des Deutschen Instituts der Wirtschaft, in denen es 
davon ausgeht, daß in diesem Jahr sogar über 300 000 
Wohnungen fertiggestellt werden. Die Bilanz wird 
erst am Ende des Jahres gezogen werden, aber das 
würde bedeuten, daß die Zahl der Fertigstellungen 
sogar noch höher wäre als die Zahl der Baugenehmi-
gungen, die wir Ende letzten Jahres verzeichnen 
konnten. 

Vizepräsident Westphal: Frau Schulte, möchten Sie 
eine Frage zu diesem Komplex stellen? 

Frau Schulte (Hameln) (SPD): Ja, Herr Präsident. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Frau Schulte (Hameln) (SPD): Herr Kollege Echter-
nach, trifft es zu, daß sich das Kabinett bis zum heuti-
gen Zeitpunkt noch nicht mit diesen Fragen beschäf-
tigt hat? Es ist ja in der Tat so, daß alle diejenigen, die 
jetzt Bauabsichten haben, in den letzten Wochen da-
vor zurückschreckten. Was Sie in bezug auf die Ver-
gangenheit beschrieben haben, trifft zu. Stimmen Sie 
mit mir darin überein, daß wir dringenden Wohnungs-
bedarf haben und daß vor allen Dingen die Eigen-
heimbauer, die jetzt zuteilungsreife Sparverträge ha-
ben, vor dem geplanten Bau eines Eigenheims zu-
rückschrecken? Das wären ja diejenigen, die dann 
Wohnungen freimachten. 

Echternach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Frau Kollegin Schulte, die zuständigen Ressorts be-
schäftigen sich fortlaufend mit dieser Frage. 

(Lachen bei der SPD — Dr. Klejdzinski [SPD]: 
Der Bundeskanzler ist nicht zuständig!) 

Vizepräsident Westphal: Frau Dr. Hamm-Brücher 
ist die nächste Fragestellerin, bitte schön. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident, da 
ich davon ausgehe, daß in diesen aufregenden Zeiten 
im Kabinett nicht nur der Berufsbildungsbericht ver-
handelt wurde, möchte ich gern einmal fragen: Was 
war denn sonst noch Wichtiges im Kabinett los? Ich 
möchte Sie insbesondere auch fragen: Hat es wichtige 
Personalentscheidungen gegeben? 

Vizepräsident Westphal: Dazu werden wir wohl den 
Staatsminister hören müssen. Bitte schön. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister beim Bundeskanz-
ler: Neben dem Berufsbildungsbericht, der angemel-
det war, haben wir natürlich über Deutschlandpolitik 
gesprochen. Aber dieses Thema wurde für die Regie-
rungsbefragung nicht angemeldet, weil es Gegen-
stand der Debatte morgen früh sein wird. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher 
[FDP]) 

— Ja, das ist so üblich. 
(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Wir haben ja 
eine Regierungsbefragung, damit wir fragen 

dürfen!) 
—Es ist aber so üblich, daß Dinge, die in den Debatten 
der laufenden Woche behandelt werden, von uns aus 
nicht in der Regierungsbefragung angemeldet wer-
den. Erfragen können Sie selbstverständlich alles; das 
ist klar. 
Das zweite Thema war eine Befassung mit den Or-

kanschäden, die ebenfalls Gegenstand der Beratun-
gen dieser Woche — im Rahmen einer Aktuellen 
Stunde — sein werden. 
Im übrigen wurden — wie in den meisten Kabinetts-

sitzungen — eine Reihe von Personalentscheidungen 
getroffen, die hier üblicherweise nicht vorgetragen 
werden. 

Vizepräsident Westphal: Frau Dr. Hamm-Brücher, 
ich muß Ihnen sagen, daß es Einigkeit im Ältestenrat 
bei der Einführung dieser Regierungsbefragung 
gab — — 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Ja, ja, aber 
fragen dürfen wir!) 

— Die Art und Weise, wie Sie gefragt haben, war 
völlig korrekt; nur, Sie können jetzt nicht zum Thema 
Deutschlandpolitik nachfragen, weil wir zu diesem 
Thema morgen eine zweistündige Debatte führen 
werden. Wollen Sie trotzdem noch eine Nachfrage 
stellen? 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP) : Trotzdem ist unsere 
Möglichkeit zu fragen unbestritten. Die Regierung hat 
natürlich das Recht, ihr Pulver für die morgige Debatte 
trocken zu halten; das ist klar. 
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Ich frage jetzt einmal, ob die Äußerung des sowje-
tischen Staats- und Parteichefs Gorbatschow, daß ein 
vereintes Deutschland nicht mehr Mitglied der NATO 
sein könnte, bei Ihren deutschlandpolitischen Erörte-
rungen im Kabinett eine Rolle gespielt hat. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister beim Bundeskanz-
ler: Dies hat heute bei den Kabinettsberatungen keine 
Rolle gespielt. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe sodann den Abge-
ordneten Singer auf, der sich noch für die freie Runde 
gemeldet hat. 

Singer (SPD): Herr Präsident, ich frage die Bundes-
regierung, ob der Be richt der Tageszeitung „Die 
Welt" vom heutigen Tage zutrifft, wonach die Bun-
desregierung zeitgleich mit der Übernahme der 
D-Mark durch die DDR die Verwirklichung eines ein-
heitlichen Wirtschaftsgebietes zwischen der Bundes-
republik und der DDR plant. 

Vizepräsident Westphal: Es tut mir leid: Ich muß 
sagen, daß wir morgen eine deutschlandpolitische De-
batte führen. Das beruht jedenfalls auf einer Verein-
barung des Hauses. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Aber es ist 
nicht üblich, daß wir aus der Presse erfahren, 

was so stattfindet!) 
— Aber dafür ist in dieser Woche diese Debatte vor-
gesehen. Wir müssen uns an unsere eigene Regel hal-
ten. Es tut mir leid, so aktuell das Thema ist. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Herr Präsident, was 
ist nicht Deutschlandpolitik?) 

Singer (SPD) : Ich habe meine Frage deswegen ge-
stellt, weil in dem erwähnten Ar tikel auf das Kabinett 
rekurriert wird. 

Vizepräsident Westphal: Das Problem ist, daß ein so 
umfassendes Thema wie die Deutschlandpolitik ein 
Thema ist, das viele Facetten hat, und daß wir für 
morgen eine Debatte vereinbart haben. Ich muß mich 
an die Regeln halten; es tut mir leid. 
Gibt es weitere freie Fragen? — Herr Müntefering, 

Sie haben sich noch einmal zu einer Frage aus einem 
anderen Bereich gemeldet? — Bitte schön. 

Müntefering (SPD): Herr Präsident, ich möchte es 
einmal auf anderem Wege versuchen. Ich möchte den 
Artikel, den der Kollege Singer erwähnt hat, noch ein-
mal zum Gegenstand einer Frage machen. Ist es rich-
tig, daß die heute in der „Welt" abgedruckte Passage 
authentisch ist, und veröffentlicht die Bundesregie-
rung ihre Beschlüsse zukünftig über die Zeitungen? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister beim Bundeskanz-
ler: Herr Kollege, ich darf erstens darauf hinweisen, 
daß Kabinettsbefassungen, die heute bereits in der 
„Welt" stehen, gestern gedruckt worden sind und daß 
die Kabinettssitzung heute morgen war. Von daher 
sehen Sie, daß da die Zeitung nicht aus dem Kabinett 
berichten konnte. 
Zum anderen wissen Sie, daß die entsprechenden 

Ausschüsse diese Fragen sorgfältig vorbereiten und 
daß bisher keinerlei Festlegungen erfolgt sind. 

Müntefering (SPD): Darf ich da noch einmal nach-
fragen? 

Vizepräsident Westphal: Wenn ich bei meiner Re-
gel bleiben, können Sie noch eine kurze Zusatzfrage 
stellen. 

Müntefering (SPD): Herr Staatsminister, ich nehme 
an, Sie kennen den Artikel. Er bezieht sich dann offen-
sichtlich nicht auf die Sitzung von heute. Ist er denn 
authentisch? 

Vizepräsident Westphal: Also, der Präsident ist ge-
schickt umgangen worden. 
Der Herr Staatsminister ist dran. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister beim Bundeskanz-
ler: Herr Kollege, die Regierungsbefragung ist an und 
für sich keine Presselage. Wir können zu diesem Arti-
kel nicht Stellung nehmen. Ich kann Ihnen nur sagen: 
Es sind keinerlei Festlegungen erfolgt. Die Beratun-
gen sind ja in der zuständigen Kommission in vollem 
Gange. Deswegen kann der Ar tikel gar nicht authen-
tisch sein. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Das ist nicht 
korrekt!) 

Vizepräsident Westphal: Jetzt ist Herr Klejdzinski 
an der Reihe. Bezieht sich Ihre Frage auch auf diesen 
Themenbereich, in der sauberen Abgrenzung? 

(Zuruf des Abg. Dr. Klejdzinski [SPD]) 
Frau Schulte, aber denken Sie bitte daran, daß wir 
morgen eine deutschlandpolitische Debatte haben. 

Frau Schulte (Hameln) (SPD): Sehr verehrter Herr 
Kollege Stavenhagen, hier steht, daß sich der Kabi-
nettsausschuß mit den Maßnahmen beschäftigen wird 
und daß sich auch das Kabinett heute damit befassen 
wird. Währungsfragen kann man nun nicht nur unter 
„Deutschlandpolitik" unterbringen, Herr Präsident. 
Hier wird nämlich die Übertragung unseres Wirt-
schaftssystems auf das Gebiet der DDR dargestellt. 
Ich meine, es wäre eine so wichtige Frage, daß das 
Parlament davon unterrichtet werden müßte. 

Vizepräsident Westphal: Ich zweifle überhaupt 
nicht daran, daß das eine wich tige Frage ist. — Herr 
Stavenhagen. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister beim Bundeskanz-
ler: Frau Kollegin, wenn ich Ihre Frage richtig ver-
stehe, haben Sie gefragt, ob wir uns heute im Kabinett 
damit befaßt haben. Die Antwort lautet nein. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Klejdzinski, 
haben Sie eine Frage zu einem anderen Gebiet? — 
Wir haben noch ein paar Minuten. Bitte schön. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Ich wollte da noch einmal 
nachfragen. Kann ich davon ausgehen, daß Wäh-
rungsfragen, die bei uns erörtert sind, im Rahmen von 
EWS von einer solch eminenten Wichtigkeit sind, daß 
sie sicherlich darüber hinaus eine Bedeutung für Eu-
ropa haben? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister beim Bundeskanz-
ler: Ja, das ist so. 
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Vizepräsident Westphal: Das macht der Staatsmini-
ster im Sitzen? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister beim Bundeskanz-
ler: Wenn Sie mich so fragen, Herr Präsident, dann 
natürlich im Stehen: Ja. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
wir sind damit am Ende der Regierungsbefragung. Ich 
danke den Beteiligten aus der Bundesregierung und 
aus dem Parlament. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 2 auf: 
Fragestunde 
— Drucksache 11/6561 — 

Zuerst ist der Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten an 
der Reihe. Herr Parlamentarischer Staatssekretär von 
Geldern steht zur Beantwortung der Fragen zur Ver-
fügung. 
Die erste Frage ist die Frage 1 des Abgeordneten 

Eigen: 
Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Landwirtschaft in 

der Bundesrepublik Deutschland große Sorgen um die Zulas-
sung bzw. Verlängerung der Zulassung von Pflanzenschutzmit-
teln hat, die im Frühjahr, d. h. jetzt dringend benötigt werden, 
und was wird sie tun, um die Zulassung bzw. Verlängerung der 
Zulassung zu beschleunigen? 

Bitte schön, Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Vielen Dank, Herr Präsident. 
Herr Kollege Eigen, der Bundesregierung ist be-

kannt, daß seitens der Landwirtschaft große Sorgen 
bestehen, daß bestimmte Pflanzenschutzmittel — es 
handelt sich hierbei um Wuchsstoffherbizide — im 
Frühjahr 1990 nicht zur Verfügung stehen. 
Die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln obliegt 

nach dem Pflanzenschutzgesetz der Biologischen 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft im Ein-
vernehmen mit dem Bundesgesundheitsamt und dem 
Umweltbundesamt. Sie erfolgt nach wissenschaftli-
chen und fachlichen Kriterien. Auf die Entscheidun-
gen bei der Zulassung der Pflanzenschutzmittel im 
Einzelfall können die Bundesministerien keinen Ein-
fluß nehmen. 
Pflanzenschutzmittel werden gemäß Pflanzen-

schutzgesetz bef ristet zugelassen. Nach Ablauf der 
Zulassung ist eine erneute Zulassung erforderlich. 
Verlängerungen von Zulassungen sind nach dem Ge-
setz daher nicht möglich. 
Zulassungen können nur auf Antrag erteilt werden. 

Dem Antrag sind die zur Beurteilung erforderlichen 
Unterlagen beizufügen. 
Bei den in Frage stehenden Pflanzenschutzmitteln 

sind der Biologischen Bundesanstalt wesentliche, zur 
Beurteilung erforderliche Unterlagen erst Mitte Ja-
nuar 1990 vorgelegt worden. Nach Auskunft der Bio-
logischen Bundesanstalt befinden sich bei elf Anträ-
gen, die die erneute Zulassung von Wuchsstoffherbi-
ziden betreffen, die erforderlichen Einvernehmenser-
klärungen zur Zeit noch im Geschäftsgang einer der 
beiden Einvernehmensbehörden, nämlich beim Um-

weltbundesamt. Im Hinblick darauf, daß nach Vorab-
auskunft des Bundesumweltamtes die Einverneh-
menserklärungen mit Auflagen, z. B. Wasserschutz-
gebietsauflagen, versehen sind, ist zu erwarten, daß 
die Biologische Bundesanstalt selbst bei zügiger Bear-
beitung der Anträge die Zulassung nicht vor Ende die-
ses Monats erteilen kann. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Eigen, 
eine Zusatzfrage, bitte schön. 

Eigen (CDU/CSU): Nun ist es so, daß eigentlich 
recht frühzeitig zu erkennen ist, wann das Frühjahr 
kommt, ganz besonders das Frühjahr 1990. Ist es nicht 
doch die Fürsorgepflicht der Bundesregierung — die 
Entscheidung liegt hier bei Bundesbehörden, und 
diese unterliegen der Aufsicht der Bundesregie-
rung — , darauf zu achten, daß solche Dinge rechtzei-
tig fortentwickelt werden und daß die Zulassung 
wenn das einmal nicht geschieht — vielleicht auch auf 
Grund von Versäumnissen der Industrie, was ich nicht 
ausschließen will  — , vorsorglich für ein Jahr verlän-
gert wird? Was zehn Jahre gut war, ist im elften Jahr 
bestimmt nicht schlecht. Man könnte dann immer 
noch entscheiden, ob das in Zukunft unter besonderen 
Auflagen genehmigt werden könnte. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, Ihre Zusatzfrage enthält zwei Teile. Der erste 
Teil war die Frage danach, ob es nicht der Verantwor-
tung der Bundesregierung oblegen hätte, dafür zu sor-
gen, daß diese Mittel rechtzeitig zur Verfügung ste-
hen. Unsere Möglichkeiten sind da begrenzt, so sehr 
wir dies im Interesse der Landwirtschaft mit der aller-
größten Aufmerksamkeit verfolgt haben und ständig 
im Kontakt mit den drei genannten Behörden gewe-
sen sind. Ich zitiere aus meiner ursprünglichen Ant-
wort, daß erst Mitte Januar 1990 die erforderlichen 
Unterlagen eingereicht worden sind. Sie können sich 
vorstellen, daß der Zeitraum bis Anfang März für die 
Entscheidung benötigt worden ist. 
Den zweiten Punkt habe ich schon beantwortet. Sie 

haben gesagt, wenn das zehn Jahre zugelassen gewe-
sen sei, müßte man es um ein Jahr verlängern können. 
Diese Möglichkeit sieht das Gesetz ausdrücklich nicht 
vor. Nach Ablauf einer Zulassung muß neu beantragt 
und neu zugelassen werden. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage, bitte schön, Herr Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Wird die Bundesregierung in 
Zukunft der BBA, die als erste untersuchende Behörde 
die Anträge der Indust rie entgegennimmt, nahelegen, 
daß sie zukünftig beachtet, ob nicht bestimmte Mittel 
weiter gebraucht werden, und sie dazu bringen, die 
Anträge auch anzufordern, wenn irgendeine Indust rie 
möglicherweise versäumt, sie rechtzeitig zu stellen? 
Das sind doch Fachleute in der BBA. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, wir können gemeinsam davon ausgehen, daß 
sowohl die Fachleute in der Biologischen Bundesan-
stalt als auch die Indust rie als auch die Landwirtschaft 
in einem ständigen Dialog über diese wich tigen Fra-
gen sind. Ich finde es übrigens sehr gut, daß Sie das 
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gefragt haben, weil es einen großen Aufklärungsbe-
darf in der landwirtschaftlichen Öffentlichkeit gibt. 
Das Verfahren läßt sich aber nicht grundsätzlich 

ändern. Es muß ein Antrag gestellt werden; ohne ei-
nen Antrag kann nicht zugelassen werden. Wenn die 
Industrie diesen Antrag nicht oder verspätet stellt, 
dann liegt der Zeitpunkt, zu dem die Zulassung erfol-
gen kann, natürlich später, als wenn der Antrag recht-
zeitig vorliegt. 
Allen Beteiligten ist auch klar, daß, wenn die Zulas-

sungen auslaufen, neu beantragt werden muß und 
daß nicht einfach verlängert werden kann. Deshalb 
kann das durchaus vorhandene gemeinsame Inter-
esse an einer reibungslosen Genehmigungspraxis 
nicht anders betrachtet werden, als daß jeder im Rah-
men dieses gemeinsamen Interesses seinen Obliegen-
heiten nachkommen muß. Das ist auch ein Appell an 
die Industrie, die darum nachsucht, bestimmte Stoffe 
zugelassen zu bekommen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Wüppesahl, Sie woll-
ten zu dieser Frage eine Zusatzfrage? — Bitte 
schön. 

Wüppesahl (fraktionslos): Gab es eigentlich vor Zu-
lassung der von der Frage des Kollegen Eigen betrof-
fenen Pestizide irgendwelche Untersuchungen dar-
über, wieweit die Nebenwirkungen gleich Null sind, 
also tatsächlich — wie Herr Eigen in einer Zusatzfrage 
im Nebensatz ausgeführt hat — ungefährlich sind, 
oder bzw. und hat es irgendwelche wissenschaftli-
chen Begleituntersuchungen während der letzten 
zehn Jahre über die Auswirkungen gegeben, weil uns 
allen bekannt ist, welche Wirkung der Einsatz solcher 
Stoffe auf die Nahrungsmittelqualität, auf das Trink-
wasser, den Boden und andere we rtvolle Güter in 
unserem Lande hat? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das ist seit vielen Jahren bei uns Praxis. Wir haben 
bewußt das Pflanzenschutzrecht immer weiterentwik-
kelt, und wir haben eine unabhängige Institution, die 
Biologische Bundesanstalt, die sich heute des Einver-
nehmens mit dem Bundesgesundheitsamt und dem 
Bundesumweltamt versichern muß. Es werden also an 
drei Stellen diese Prüfungen und Untersuchungen, 
von denen Sie sprechen, verantwortlich angestellt; 
dann wird über eine Zulassung entschieden. Das gilt 
nach einer bef risteten Zulassung auch für jede Wie-
derzulassung oder Neuzulassung in diesem Fa ll, über 
den wir uns gerade unterhalten, nämlich bei den 
Wuchsstoffherbiziden, war eines der Probleme, das zu 
den Verzögerungen geführt hat, daß noch nicht die 
Ergebnisse über die aquatische Toxizität — also das, 
was Sie angesprochen haben, Trinkwasserprob-
leme — vorgelegt werden konnten. Wenn das vorliegt 
und wenn das geprüft ist, kann die Zulassung erfol-
gen. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommen wir zur 
Frage 2 des Abgeordneten Eigen: 

Ist der Bundesregierung klar, daß sich hier eine riesige Wett-
bewerbsverzerrung gegenüber den Landwirten in anderen 
Ländern der Europäischen Gemeinschaft auftut, die solche Pro-
bleme nicht haben? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, der Bundesregierung ist bekannt, daß durch 
unterschiedliche Zulassungsbedingungen in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft Unterschiede in der Verfügbarkeit von Pflan-
zenschutzmitteln entstehen. Deshalb wirkt die Bun-
desregierung aktiv an der Gestaltung des derzeit auf 
der Ratsebene diskutierten geänderten Vorschlags 
der EG-Kommission über eine Richtlinie des Rates 
über das Inverkehrbringen von EWG-weit zugelasse-
nen Pflanzenschutzmitteln mit. 
Die Bundesregierung weist darauf hin, daß sowohl 

der Bundesrat als auch der Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit des Deutschen 
Bundestages gefordert haben, den Richtlinienentwurf 
nicht so anzunehmen, weil er das Schutzniveau des 
deutschen Pflanzenschutzgesetzes nicht erreiche. 

Vizepräsident Westphal: Herr Eigen, bitte schön. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn ein 
Agrarprodukt aus Frankreich importiert wird, ist es 
egal, unter welchen Bedingungen dort Pflanzen-
schutzmittel angewandt werden, während ein Pro-
dukt, das in der Bundesrepublik Deutschland erzeugt 
wird, nach ganz besonders strengen Maßstäben un-
tersucht werden muß, was ich natürlich im Grunde 
auch für gut halte; aber wie lange sollen die Landwirte 
diese Wettbewerbsverzerrungen innerhalb der EG 
noch ertragen, und wie lange sollen die Verbraucher 
diese Wettbewerbsverzerrungen noch hinnehmen? 
Können Sie das mir bzw. meinen Kollegen klar ma-
chen? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, aus den Pflanzenschutzmittelanwendungen 
ergeben sich ja verschiedene Risiken für den Anwen-
der selbst, für den späteren Verbraucher des Nah-
rungsmittels, für Grund und Boden und Trinkwasser, 
also ökologische Risiken. Diese werden bei uns in dem 
in der Fragestunde schon geschilderten Verfahren 
sehr ausführlich geprüft, bevor eine Zulassung erteilt 
wird. Wir wissen, daß dies nicht der Standard in allen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft ist. 
Deswegen sind unsere Harmonisierungsbemühun-
gen ja auch so intensiv und so wichtig. 
Das, was Sie am Anfang sagten, daß es für unseren 

Markt gleichgültig sei, wie in Frankreich produziert 
wird, ist natürlich nicht richtig. Es gibt da längst ge-
meinsame Vorschriften über Höchstmengen usw.; 
aber die anderen Risiken, die bei uns umfassend ge-
prüft werden — jedenfalls ist das unser Bemühen —, 
werden nicht überall in der gleichen Weise geprüft. 
Darum kommt es zu unterschiedlichen Zulassungser-
gebnissen in der Gemeinschaft, von denen ich, Ihre 
Frage bestätigend, gesagt habe, daß dies wettbe-
werbsverzerrend wirkt. Das ist für uns das Motiv, auf 
die Harmonisierung mit allen politischen Mitteln hin-
zuwirken. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Eigen. 

Eigen (CDU/CSU) : Ich bitte noch einmal um Aufklä-
rung. Die Erhaltung einwandfreien Trinkwassers ist, 
wenn man so will, von nationaler Bedeutung, weil wir 
ja nach Wasser bohren; aber der Einfluß auf die Atmo-
sphäre durch irgendwelche Mittel, auch durch Pflan- 
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zenschutzmittel, bet rifft ja nicht nur die EG, sondern 
geht in Wirklichkeit die ganze Welt an. Auch diese 
Frage ist ja nun unterschiedlich zu sehen. Wenn diese 
Probleme bei uns in die Prüfung einbezogen werden, 
werden die Prüfungen schwieriger und teurer, und 
damit entsteht die Gefahr, daß die Indust rie gerade für 
Spezialbereiche der Landwirtschaft die Forschung 
nach neueren und besseren Pflanzenschutzmitteln 
einstellt. Wir wollen doch bessere neue Pflanzen-
schutzmittel haben, die das Grundwasser und die At-
mosphäre nicht verderben. Unser Problem ist, daß 
Forschung nicht mehr stattfindet, weil das Verfahren 
so langwierig und teuer ist, daß zumindest in Spezial-
bereichen die Sache für die Industrie nicht mehr ren-
tabel sein kann. Fügen wir da — verzeihen Sie, Herr 
Präsident, die Länge meine Frage — mit dem guten 
Willen, etwas für die Umwelt zu tun, der Umwelt mög-
licherweise nicht einen großen Schaden zu? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, ich denke, daß Ihr Ausgangspunkt richtig ist, 
daß wir von globalen Umweltproblemen reden müs-
sen. Es ist wünschens- und erstrebenswert, daß sich 
die Bewußtseinslage weltweit so ändert, daß überall 
dieselben Standards gelten und angewandt werden. 
Wir wissen aber auch, daß es ein steiniger Weg ist, 
dieses Ziel zu erreichen. Wir können jedenfalls nicht 
deshalb, weil andere nicht in derselben Verantwort-
lichkeit handeln, von unseren Kenntnissen und Stan-
dards ablassen. Die besten Handlungsmöglichkeiten 
zur Harmonisierung haben wir in der Europäischen 
Gemeinschaft. Aber ich gebe Ihnen recht, daß es sehr 
wünschenswert wäre, dies auch über die Gemein-
schaft hinaus weltweit durchzusetzen; denn Luft und 
Wasser haben keine Grenzen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Klejdzinski, Sie wol-
len dazu eine Zusatzfrage stellen? — Bitte schön. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, unab-
hängig davon, daß ich Ihre Meinung teile, daß es glo-
bale Umweltprobleme gibt: Ist es trotzdem richtig, daß 
beispielsweise in einem Wassereinzugsgebiet, das 
vorrangig für die Versorgung einer Industrieregion 
mit Trinkwasser genutzt wird, die Erlaubnis zur Ver-
wendung von Pflanzenschutzstoffen, Herbiziden oder 
beispielsweise Atrazin nicht verlängert wird, ohne 
eine erneute Prüfung vorzunehmen, weil man neuer-
dings erkannt hat, daß Atrazin in Trinkwasser eben 
eine hohe Gefährdung bedeutet? 

(Eigen [CDU/CSU]: Ist schon verboten!) 
— Ich weiß, daß es verboten ist. Ich wollte an diesem 
Beispiel nur klarmachen, wohin Sie mit Ihrer Frage 
wollen und wohin man nicht darf. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Klejdzinski, ich glaube, wir sind uns einig: Neben den 
allgemeinen Vorschriften etwa des Pflanzenschutzge-
setzes und der Pflanzenschutz-Anwendungsverord-
nung und des Düngemittelgesetzes, die die gesamte 
Landwirtschaft bei uns zu einem umweltverträglichen 
Wirtschaften veranlassen sollen, sind in bestimmten 
sensiblen Bereichen bestimmte Auflagen notwendig. 
Die gibt es ja auch; ich darf als Stichwort nur die 
Fünfte Novelle des Wasserhaushaltsgesetzes erwäh-

nen, in der genau die Handhabe gegeben wird, nach 
der Sie gefragt haben. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
dieses Geschäftsbereichs. Ich danke dem Staatssekre-
tär für die Beantwortung der Fragen. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

für Arbeit und Sozialordnung auf. Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Vogt steht zur Beantwortung der 
Fragen zur Verfügung. 
Ich rufe Frage 3 des Abgeordneten Amling auf: 

Ist es zutreffend, daß die in der Antwort der Bundesregierung 
auf meine im Februar eingereichten Fragen 28 und 29 (Druck-
sache 11/6526) genannten „Spender" von „Hilfsgütern" für den 
Demokratischen Aufbruch zu dieser Hilfsaktion vom Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Sozialordnung aufgefordert bzw. um 
diese Spenden gebeten worden waren, und welche vier Geräte 
hat das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung dazu 
unentgeltlich beigesteuert? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, die Sach-
spenden zur Unterstützung des Demokratischen Auf-
bruchs sind zum überwiegenden Teil auf Initiative der 
Spender selbst geleistet worden, im übrigen auf 
Grund persönlicher Kontakte, die ein Mitarbeiter des 
Ministers außerhalb seines Dienstes im Bundesmini-
sterium für Arbeit und Sozialordnung geknüpft 
hatte. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-

nung hat folgende ausgesonderte Maschinen unent-
geltlich abgegeben: erstens eine Druckmaschine Ro-
taprint R 40 AK, beschafft am 20. März 1980, ausge-
sondert am 18. Januar 1990; ein Aussonderungsgut-
achten des Bundesministeriums der Finanzen vom 
12. Januar 1989 liegt vor; zweitens eine Falzmaschine 
Multipli 350, beschafft am 26. Februar 1971, ausge-
sondert am 21. Januar 1986; drittens eine Schneide-
maschine Herold, beschafft am 24. Mai 1968, ausge-
sondert am 2. November 1982, und viertens eine 
Tischfalzmaschine, älter als die vorgenannte Falzma-
schine Multipli 350; die Aussonderung liegt so lange 
zurück, daß Unterlagen hierüber nicht mehr vorhan-
den sind. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Am-
ling. 

Amling (SPD): Herr Staatssekretär, Presseberichten 
zufolge hat sich das BMA im gesamten Bundesgebiet 
als Einsammler von Geräten und ähnlichem betätigt. 
Wie setzen sich denn die in Ihrer schriftlichen Antwort 
genannten angefallenen Kosten von 350 DM zusam-
men? Meinen Sie nicht, daß diese Kosten von Ihnen 
sehr, sehr niedrig angesetzt sind? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege. Es 
gibt überhaupt keinen Grund, an der Angabe, die 
mein Kollege Jagoda Ihnen gegenüber in der schrift-
lichen Antwort gemacht hat, zu zweifeln. Es sind Ko-
sten in Höhe von 350 DM entstanden. 

(Amling [SPD]: Mindestens!) 
— Nein. Es sind Kosten in Höhe von 350 DM entstan-
den, nicht mindestens: nicht mehr, nicht weniger. 
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Vizepräsident Westphal: Keine weitere Zusatz-
frage. Dann kann der Demokratische Aufbruch ja ar-
beiten. — Ich danke dem Staatssekretär für die Beant-
wortung der Fragen. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-

nisters für Verkehr. Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Dr. Schulte steht zur Beantwortung der Fragen 
zur Verfügung. Frage 4 des Abgeordneten Hinsken 
soll schriftlich beantwortet werden. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 
Ich rufe Frage 5 des Abgeordneten Dr. Kübler 

auf: 
Werden die Spezialwaggons, in denen abgebrannte Brennele-

mente zur französischen Wiederaufbereitungsfirma COGEMA 
in La Hague durch die Bundesbahntochter NCS (Nuclear Cargo 
Service) transportiert werden, an reguläre Güterzüge der Deut-
schen Bundesbahn angekoppelt, und gibt es eine Kontrolle über 
die Strahlenbelastung der Bahnbediensteten dieser Transpo rte 
sowie eine Katastrophenschutzplanung von NCS für den Fa ll 

 von Transportunfällen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Verkehr: Herr Kollege, Waggons mit Trans-
portbehältern mit abgebrannten Brennelementen 
werden auch in reguläre Güterzüge eingestellt. Sie 
stellen auf Grund des sicheren Transportkonzeptes 
— unfallsichere Verpackung — keine besondere Ge-
fahr dar, so daß besondere Katastrophenschutzpläne 
nicht erforderlich sind. Ungeachtet dessen ist in den 
Dienstvorschriften der Deutschen Bundesbahn gere-
gelt, was bei Unfällen mit gefährlichen Gütern zu tun 
ist. Aus Sicherungsgründen, z. B. zur Verhinderung 
von Sabotage und Anschlägen, erfolgt ferner eine 
Überwachung der Transporte durch Bahnpolizeibe-
amte. 
Die mit den Transporten befaßten Bediensteten 

werden ständig gesundheitlich überwacht. Ihre Strah-
lenbelastung liegt weit unter den international in den 
Transportvorschriften festgelegten Werten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Dr. Küb-
ler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär, haben jetzt alle Kernkraftwerke unmittelbare 
Gleisanschlüsse, und sind diese auf dem neuesten 
Stand? Ich frage deshalb in diesem Zusammenhang 
danach, weil die Gleisanlagen in Biblis gerade erneu-
ert worden sind. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Nach meiner 
Kenntnis haben nicht alle Kraftwerke Gleisan-
schlüsse. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär, wenn ein Zugzusammenstoß zwischen einem 
Güterzug, der solche Waggons angekoppelt hat, und 
einem Personenzug oder einem anderen Zug in einem 
Bahnhof, beispielsweise in Mannheim oder in Mainz, 
erfolgt, ist die Bundesregierung dann der Auffassung, 
daß auf dem Gebiet der Katastrophenschutzpla-
nung,von der Sie gerade gesagt haben, daß sie in dem 
Sinne nicht generell gegeben sei, Vorsorge getroffen 
worden ist, daß das Rote Kreuz, die Ärzte, die Feuer-

wehren, die Polizei oder z. B. das Krankenhaus in 
Ludwigshafen oder Spezialkliniken sofort eingeschal-
tet werden können? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
müssen als erstes davon ausgehen, daß die Behälter 
aufprallsicher sind. 

Vizepräsident Westphal: Herr Wüppesahl möchte 
noch eine Zusatzfrage stellen. 

Wüppesahl (fraktionslos): Trifft es zu, daß bei der 
Genehmigung durch das Bundesamt für Strahlen-
schutz in Braunschweig nur die inhärente Sicherheit 
des Transportes geprüft wird und z. B. nicht der Un-
terbau, also Straße oder Schiene, und daß eine Äuße-
rung, die mir gegenüber gemacht worden ist, die Si-
cherheitsideologie widerspiegelt, wonach es egal sei, 
wenn 120 Tonnen Stahl im Graben lägen. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, da 
dieses Amt nicht dem Bundesminister für Verkehr 
untersteht, bin ich im Augenblick nicht in der Lage, 
eine Antwort zu geben. Ich werde sie schriftlich nach-
reichen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Sielaff, Sie möchten 
noch eine Zusatzfrage stellen? — Bitte. 

Sielaff (SPD): Habe ich es richtig verstanden, daß 
die Bundesregierung keine Vorbereitungen für Kata-
strophenfälle oder ähnliches getroffen hat, weil sie 
darauf vertraut, daß nichts passieren kann? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
haben Sie falsch verstanden. Es geht zunächst einmal 
um die Sicherheit der Behälter. Dies alles ist so gere-
gelt — übrigens in internationalen Übereinkom-
men — , daß wir davon ausgehen, daß besondere zu-
sätzliche Vorkehrungen nicht mehr nötig sind. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
dieses Geschäftsbereichs. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

der Verteidigung auf. Frau Hürland-Büning, die Par-
lamentarische Staatssekretärin, steht zur Beantwor-
tung der Fragen zur Verfügung. 
Wir sind wieder bei der Frage des Herrn Dr. Küb-

ler. 
(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Herr Präsi

-

dent, die Fragen 8 und 9 sind von mir!) 

Vizepräsident Westphal: Ich muß feststellen, daß 
sich meine Fragen in falscher Reihenfolge befinden. 
Da Herr Kübler gerade schon dran war, wollen wir 
dann doch zunächst seine Frage beantworten las-
sen. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Aber selbst

-

verständlich!) 
Ich rufe also die Frage 10 des Abgeordneten Kübler 

auf: 
Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Bun-

deswehr zur Beseitigung der katastrophalen, einer Umweltkata-
strophe gleichkommenden Orkanschäden in Wäldern in der 
Bundesrepublik Deutschland einzusetzen, da bei den Forstver-
waltungen das Personal zur umgehenden Beseitigung der Schä-
den bei weitem nicht ausreicht und somit die für die ökologische 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 199. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 7. März 1990 	15305 

Vizepräsident Westphal 
Gesundung der Wälder wichtigen Frühjahrspflanzungen nicht 
durchgeführt werden können und damit die Bekämpfung der 
Waldschäden nachhaltig unterbrochen wird? 

Bitte schön, Frau Hürland-Büning. 

Frau Hürland-Büning, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege Küb-
ler, die Streitkräfte können im Rahmen der verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben des Art. 35 Abs. 2 und 3 
des Grundgesetzes bei einer Naturkatastrophe einge-
setzt werden, wenn sie durch die Bundesländer zur 
Hilfeleistung angefordert werden. 
Im übrigen leisten alle Dienststellen der Streitkräfte 

im Rahmen ihrer rechtlichen und tatsächlichen Mög-
lichkeiten, auch im Rahmen der Amtshilfe aller Behör-
den des Bundes und der Länder, auf deren Ersuchen 
Unterstützung. Dies ist grundsätzlich auch zur Besei-
tigung von solchen Sturm- oder Orkanschäden denk-
bar, wie sie in den letzten Wochen in der Bundesre-
publik Deutschland entstanden sind. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Kübler, Zusatz-
frage? — Bitte. 

Dr. Kübler (SPD): Frau Parlamentarische Staatsse-
kretärin, sind zur Zeit konkrete Überlegungen im 
Gange oder sind Landesministerien an Sie herange-
treten, die Bundeswehr in diesem beschriebenen 
Sinne zum Einsatz zu bringen? 

Frau Hürland-Büning, Parl. Staatssekretärin: Herr 
Dr. Kübler, das ist der Fall. Der Bundesminister der 
Verteidigung hat genehmigt, daß in durch Forstschä-
den besonders schwer getroffenen Gebieten die Bun-
deswehr schnell Hilfe leistet, sofern die jeweils zu-
ständigen Industrie- und Handelskammern keine Ein-
wände haben. Sie wissen, daß wir hier in Konkurrenz 
zu den privaten Unternehmen stehen. 
Diese Einsätze, die der Bundesminister der Vertei-

digung genehmigt hat, liegen zu einem erheblichen 
Teil im Ausbildungsinteresse auch der Bundeswehr. 
Ich darf noch daran erinnern, Herr Dr. Kübler, daß 

wir in den vergangenen Jahren beispielsweise bei 
Hochwasserschäden außerordentlich gute Hilfe gelei-
stet haben. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Frau Parlamentarische Staatsse-
kretärin, können Sie auch konkrete Beispiele nennen? 
Hat beispielsweise Hessen oder Rheinland-Pfalz die 
Bundeswehr angefordert? In welchem Umfang sind 
Einsätze der Bundeswehr vorgesehen? 

Frau Hürland-Büning, Parl. Staatssekretärin: Das 
kann ich Ihnen zur Zeit nicht sagen, Herr Dr. Kübler. 
Ich werde mich gern danach erkundigen und Ihnen 
das kurzfristig nachreichen. 

(Dr. Kübler [SPD]: Vielen Dank!) 

Vizepräsident Westphal: Frau Dr. Hartenstein, dazu 
eine Zusatzfrage? 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Frau Staatssekretärin, 
mich würde natürlich auch interessieren, von welchen 
Bundesländern bereits Anforderungen ausgespro-
chen wurden. Aber diese Frage ist im Augenblick 
wohl nicht zu beantworten. 
Ich wäre Ihnen aber dankbar, wenn Sie mir sagen 

könnten, wie es beim Bundesverteidigungsminister 
gehandhabt würde, sollten diese Anforderungen er-
folgen, ob sie auf jeden Fall erfolgreich sein könnten 
angesichts der Tatsache, daß unsere Mittelgebirge 
und die Gemeinden, die dort liegen, zum Teil mit 
30 000 bis 50 000 Kubikmetern Sturmholz zu kämpfen 
haben und dies mit eigenen Kräften, d. h. dem Perso-
nal der Forstverwaltung, überhaupt nicht geleistet 
werden kann. Wie werden die Genehmigungen gege-
ben? Werden sie befristet gegeben? Werden sie nur 
für die entsprechenden Standorte gegeben? 
Gibt es beispielsweise auch die Möglichkeit, daß 

— es gibt ja auch viel Privatwald — wehrdienstlei-
stende Jungbauern dort für eine bestimmte Zeit ein-
gesetzt werden können, um die Schäden zu beseiti-
gen, bevor zum Beispiel im Frühjahr der Borkenkäfer 
massiv zugreift? 

Frau Hürland-Büning, Parl. Staatssekretärin: Frau 
Kollegin Dr. Hartenstein, eine Freistellung für staatli-
che oder familienfremde Institutionen ist nach § 12 
der Soldatenurlaubsverordnung nicht möglich. Nur 
der Sohn eines Bauern, der besonders geschädigt ist, 
kann hierfür auf seinen Antrag Sonderurlaub erhal-
ten. Das hat aber überhaupt nichts damit zu tun, daß 
die Bundeswehr insgesamt auf Amtshilfeersuchen 
von den Ländern bzw. den Gemeinden hin Amtshilfe 
leistet. Ich kann hier auf große Katastropheneinsätze 
in den vergangenen Jahren verweisen. 
Wir werden in diesem Fall, der, wie Sie zu Recht 

sagen, besonders auch die Mittelgebirge und die Kü-
stengebiete betroffen hat, im Rahmen des vom Bun-
desminister der Verteidigung Angebotenen diese 
Hilfe leisten. 

Vizepräsident Westphal: Herr Wüppesahl, auch 
noch zu diesem Thema, bitte schön. 

Wüppesahl (fraktionslos) : Bei allem Verständnis für 
die Notwendigkeit der Beseitigung der Sturmschäden 
frage ich Sie dennoch, ob mir vielleicht eine Änderung 
von Art. 35 des Grundgesetzes entgangen ist, der so 
ausgestaltet ist, daß dort wirk lich ausschließlich die 
Fälle aufgeführt sind — ohne daß Ergänzungen mög-
lich sind — , in denen die Bundeswehr zum Einsatz 
gelangen kann, nämlich im Krisen-, Spannungs- und 
Notstandsfall und in besonderen Akutsituationen von 
Katastrophen. Ein Einsatz für die Beseitigung von 
Sturmschäden kann mit einer Akutsituation über-
haupt nichts zu tun haben. Ich wäre also dankbar, 
wenn mir die rechtliche — auch verfassungsrechtliche 
— Grundlage ausgiebig dargelegt werden könnte. 

Frau Hürland-Büning, Parl. Staatssekretärin: Herr 
Kollege Wüppesahl, ich habe bereits darauf hinge-
wiesen, daß die Bundeswehr im Rahmen der verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben des Art. 35 Abs. 2 und 3 
des Grundgesetzes bei Naturkatastrophen eingesetzt 
werden kann, wenn — auch darauf habe ich hinge-
wiesen — dies im Interesse der Ausbildung der Bun- 
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Parl. Staatssekretärin Frau Hürland-Büning 

deswehrangehörigen liegt. Das ist in den genannten 
Fällen so. 

Vizepräsident Westphal: Herr Sielaff, noch zu die-
sem Thema, bitte. 

Sielaff (SPD): Frau Staatssekretärin, da Sie jetzt 
keine Auskunft darüber geben konnten, inwieweit die 
Bundeswehr angefordert worden ist, meine Frage: Ist 
die Bundeswehr technisch in der Lage, bei Waldschä-
den sachgerecht eingesetzt zu werden? Meine Infor-
mationen gehen dahin, daß auf Landesseite durchaus 
Bedenken vorhanden waren, ob die Bundeswehr 
fachlich in der Lage ist, im Forst eingesetzt zu wer-
den. 

Frau Hürland-Büning, Parl. Staatssekretärin: Ich 
weiß nicht, Herr Kollege Sielaff, ob bestimte Truppen-
gattungen oder Teilstreitkräfte dazu möglicherweise 
nicht in der Lage sein werden. Wenn ich aber bei-
spielsweise an die Pioniere denke, könnte ich mir vor-
stellen, daß wir in allen diesen Fällen in der Lage und 
vor allen Dingen auch willens sind zu helfen. 
Aber, Herr Präsident, gestatten Sie mir eine Zusatz-

bemerkung. Ich bin der Auffassung, daß dies nicht nur 
Sache der Bundeswehr in Amtshilfe ist, sondern daß 
sich hier auch andere gesellschaftliche Gruppen be-
teiligen könnten, damit die Wälder nach dieser Kata-
strophe wieder in Ordnung kommen. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Fragen 6 und 7 
des Abgeordneten Kühbacher auf, die aber nicht be

-

antwortet werden können, weil der Fragesteller nicht 
im Saal ist. Sie werden entsprechend der Geschäfts-
ordnung behandelt. 
Wir kommen zu Frage 8 der Abgeordneten Frau 

Schulte (Hameln): 
Wie kann das Bundesministerium der Verteidigung vom Land 

Niedersachsen Beseitigung von Altlasten auf dem Truppen-
übungsplatz Munster-Nord erwarten, wenn aus dem Be richt des 
Ministeriums vom 6. Februar 1990 klar hervorgeht, daß der 
Truppenübungsplatz durch Kampfstoffe und Kampfstoffmuni-
tion aus dem Ersten und dem Zweiten Weltkrieg belastet 
wurde? 

Bitte schön, Frau Staatssekretärin. 

Frau Hürland-Büning, Parl. Staatssekretärin: Frau 
Schulte, für die Erfassung, Bewe rtung und Sanierung 
von Altlasten sind nach den Art. 30 und 83 des Grund-
gesetzes die Länder zuständig. Die Bundeswehr über-
nimmt die notwendigen Kosten der Sanierung für die 
in ihrem Eigentum stehenden Liegenschaften. Die 
Liegenschaften werden also durch die Bundeswehr 
saniert, und die übrige Sanierung erfolgt durch das 
Land Niedersachsen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, bitte. 

Frau Schulte (Hameln) (SPD): Sehr verehrte Frau 
Kollegin, in diesem Fall handelt es sich einwandfrei 
um einen Schaden, der durch den Krieg und die 
Kriegsfolgen und auch durch die Alliierten nach dem 
Zweiten Weltkrieg herbeigeführt worden ist. Trifft es 
dann nicht zu, daß in einem solchen Altlastfall der 
Bund die Kosten übernehmen muß? 

Frau Hürland-Büning, Parl. Staatssekretärin: Frau 
Kollegin Schulte, so sehr Sie das wünschen: Das ist 
durch das Grundgesetz geregelt. Zuständig hierfür ist 
das Land Niedersachsen. Wir werden allerdings im 
Benehmen mit dem Land Niedersachsen, wenn fest-
steht, welche Schäden überhaupt da sind, ein voll-
ständiges Sanierungskonzept erstellen. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine Zusatzfrage? — 
Bitte schön. 

Frau Schulte (Hameln) (SPD): Frau Kollegin, wer-
den Sie dann alle Bundesländer davon unterrichten, 
daß bei Munitions-Altlasten, die unweiger lich Folgen 
in Bodenproben haben werden, die Länder die Sanie-
rung der verseuchten Böden durchzuführen haben? 

Frau Hürland-Büning, Parl. Staatssekretärin: Frau 
Kollegin Schulte, Ihre Frage hat mir Veranlassung 
gegeben — ich weiß ja, wie hartnäckig Sie nachfra-
gen —, im Hause nachzuforschen, ob dies nicht ei-
gentlich schon längst geschehen ist. Ich kann Ihnen 
sagen, daß wir mit allen Ländern Verbindung aufge-
nommen haben, um, wenn Sie es so ausdrücken wol-
len, ein Raster zu erstellen, was gewesen ist, was in 
Zukunft gemacht werden kann und was an Problemen 
gemeinsam gelöst werden muß. Insofern bedanke ich 
mich für Ihre Fragen. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Vorauseilender 
Gehorsam!) 

Vizepräsident Westphal: Frau Schulte hat eine wei-
tere Frage gestellt, die sie auch noch beantwortet ha-
ben will, nämlich die Frage 9: 

Welche Ergebnisse haben die vorliegenden Bodenproben er-
geben, wonach am 7. Februar 1990 entschieden werden sollte, 
ob eine Gesamtsanierung des Platzes notwendig wird? 

Frau Hürland-Büning, Parl. Staatssekretärin: Frau 
Kollegin Schulte, von 573 Bodenproben liegen bei sie-
ben Proben die Arsenbelastungen über 20 mg/kg Bo-
den. Ein mit der Bewe rtung der Proben beauftragtes 
externes Ins titut betrachtet Böden mit einem Arsenge-
halt von mehr als 20 mg/kg Boden als potentiell bela-
stet. Bis zum Vorliegen einer wissenschaftlich fundier-
ten Analyse bleibt der Platz gesperrt. 
Von diesem Meßprogramm ist die Gesamtsanie-

rung des Platzes zu unterscheiden. Voraussetzung 
hierfür ist die Gefährdungsabschätzung des nieder-
sächsischen Umweltministers, auf deren Gundlage 
gemeinsam mit der Bundeswehr — wie ich Ihnen be-
reits vorhin sagte — ein Sanierungskonzept erarbeitet 
werden muß. Diese Arbeiten werden geraume Zeit in 
Anspruch nehmen. Unter „geraumer Zeit" versteht 
das Bundesministerium der Verteidigung etwa An-
fang bis Mitte 1991. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau 
Schulte. 

Frau Schulte (Hameln) (SPD): Liebe Frau Kollegin 
Hürland-Büning, heißt das, daß der Platz in der Zeit 
nicht für die Bundeswehr benutzbar ist? 

Frau Hürland-Büning, Parl. Staatssekretärin: Zu ei-
nem Teil ist dieser Platz überhaupt nicht zu nutzen, 
auch nicht für ausländische Streitkräfte. Zu einem Teil 
ist er nur beschränkt für bestimmte Teilstreitkräfte 
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und -gattungen nutzbar; und zu einem geringen Teil 
ist er nutzbar. Ich kann Ihnen diese Angaben gern 
zukommen lassen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage. 

Frau Schulte (Hameln) (SPD): Können Sie sich dann 
erklären, warum diese unzweifelhaft ja schon seit 
1988 bekannten Fakten überhaupt nicht die Aufmerk-
samkeit der zuständigen Beamten in den Ministerien 
gefunden haben? 

Frau Hürland-Büning, Parl. Staatssekretärin: Viel-
leicht war der zuständige Beamte nicht direkt vor O rt . 
Ich weiß es nicht, liebe Frau Kollegin. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Danke!) 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
dieses Geschäftsbereichs. Ich danke der Parlamenta-
rischen Staatssekretärin für die Beantwortung der 
Fragen. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

für Jugend, Fami lie, Frauen und Gesundheit auf. Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Pfeifer steht zur Be-
antwortung der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 11 der Abgeordneten Frau Weyel 
auf: 

Ist auf Grund der Ermächtigung in § 71a der 6. Änderung des 
Weingesetzes die Anpassung an Änderungen des bereits gel-
tenden Gemeinschaftsrechts durch Rechtsverordnung vorge-
nommen worden, insbesondere was die von der Bundesregie-
rung vorgeschlagenen notwendigen Zahlenänderungen an-
langt, die durch Änderungen bei den EWG-Verordnungen be-
dingt sind? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit: Herr 
Präsident! Frau Kollegin Weyel! Die Bundesregierung 
hat die Arbeiten an einem Entwurf für eine Erste 
Rechtsverordnung zur Anpassung des Weingesetzes 
an Änderungen des Gemeinschaftsrechts unverzüg-
lich nach Inkrafttreten der hierfür notwendigen Ver-
ordnungsermächtigung im 6. Gesetz zur Änderung 
des Weingesetzes vom 11. Ju li  1989 aufgenommen. 
Die Verkündung dieser Rechtsverordnung wird noch 
in diesem Monat erfolgen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
uns sagen, wie viele Mitarbeiter dem zuständigen Re-
ferat zur Zeit zur Verfügung stehen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Im Augenblick sind es 
zwei oder drei Mitarbeiter; da müßte ich mich noch 
einmal vergewissern. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage, Frau Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Meinen Sie, außer dem Ref eren-
ten  oder einschließlich des Referenten? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Der Referatsleiter ist im 
Augenblick im Urlaub. Deswegen bin ich mir im Mo-
ment nicht ganz sicher, ob zwei oder drei; das muß ich 
noch klären. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Sielaff. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, meinen Sie denn, 
daß die Zahl der Mitarbeiter, die dort zur Verfügung 
stehen, ausreichend ist, um mit diesem Problem in 
absehbarer Zeit fertigzuwerden? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
der Meinung, daß bis zum Ende des vergangenen 
Jahres auf jeden Fall eine der Arbeit adäquate Beset-
zung vorhanden gewesen ist. Danach ist es zu einer 
Lücke gekommen, die wir aber inzwischen geschlos-
sen haben. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommt Frage 12 der 
Abgeordneten Frau Weyel: 

Treffen Berichte zu, daß Straftaten bzw. Ordnungswidrigkei-
ten im Sinne des Gemeinschaftsrechts in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht geahndet werden können, weil entspre-
chende Anpassungen an das Gemeinschaftsrecht entsprechend 
§ 71 a des Weingesetzes bislang versäumt wurden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Der Bundesregierung 
sind derartige Berichte bekannt. Die in der Frage an-
gesprochenen Auswirkungen können dann auftreten, 
wenn die gemeinschaftsrechtlichen Verordnungen 
am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften in Kraft treten und der 
Bundesregierung bis zu diesem Inkrafttreten keine 
Zeit zur Anpassung der Straf- und Bußgeldvorschrif-
ten des Weingesetzes an das geänderte Gemein-
schaftsrecht verbleibt. 
Um dies zu verhindern, wirkt die Bundesregierung 

darauf hin, daß gemeinschaftsrechtliche Verordnun-
gen im Weinbereich künftig eine ausreichende F rist 
für ihr Inkrafttreten beinhalten. In dieser F rist können 
dann auf der Grundlage des § 71 a des Weingesetzes 
entsprechende Rechtsverordnungen erlassen werden. 
Bei derzeitigen Beratungen über Verordnungsvorha-
ben hat die Kommission zugesagt, daß sie ihre Vor-
schläge entsprechend abfassen wird. 

Vizepräsident Westphal: Frau Weyel, Zusatzfrage? 
— Bitte. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben ja 
soeben ausdrücklich betont, daß die erste Verordnung 
noch auf dem Wege und nicht fertiggestellt ist. Ist 
Ihnen eigentlich bewußt, wie viele EG-Richtlinien 
und -Verordnungen damit augenblicklich nicht an-
wendungsfähig sind, und können Sie uns diese Zahl 
hier einmal nennen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Die genaue Zahl kenne 
ich nicht. Aber da es sich eben um mehrere Verord-
nungen handelt, ist auch die Materie so überaus 
schwierig. Trotzdem möchte ich — das habe ich hier 
schon zum Ausdruck gebracht — noch einmal sagen, 
daß wir diese Verordnung noch in diesem Monat er-
lassen wollen. 
Außerdem möchte ich auf einen Punkt hinweisen, 

der in diesem Zusammenhang vielleicht auch wichtig 
ist: Das Ministerium hat sich überlegt, ob es bei dieser 
Verordnung nicht auch gleich zu erwartende Ände-
rungen im gemeinschaftsrechtlichen Bezeichnungs-
recht mit berücksichtigen kann, damit nicht wieder 
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neue Lücken entstehen. Da dies in Brüssel aber Zeit in 
Anspruch nimmt, wird es nicht möglich sein. Auch das 
ist ein Grund, warum wir diese Verordnung jetzt — 
aber auch erst jetzt — in Kraft setzen. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine weitere Zusatz-
frage? — Frau Weyel, bitte schön. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, die Bundes-
regierung hat bei der Beratung der 6. Novelle des 
Weingesetzes großen Wert darauf gelegt, die Anpas-
sung an EG-Vorschriften im Verordnungswege vorzu-
nehmen, und zwar mit der Begründung, daß sie das 
Weinrecht immer auf dem aktuellen Stand haben und 
damit verhüten will, daß Weinprozesse, die wirklich 
skandalös sind, praktisch mit einem Freispruch en-
den, nur weil eine Ziffer in einer Vorschrift nicht rich-
tig ist. Ist Ihrem Haus nicht klargewesen, wie groß der 
Bedarf da war und daß man das Referat hätte verstär-
ken müssen, um nun, nachdem das Parlament durch 
diese Generalermächtigung auf einen Teil seiner Ge-
setzgebungsbefugnisse schweren Herzens verzichtet 
hat, in kürzester Zeit eine Rechtssituation zu haben, in 
der solche Vergehen auch wirklich geahndet werden 
können? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Daß das Referat in star-
kem Maße mit Arbeit belastet ist — auch in den letz-
ten Monaten belastet gewesen ist — , ist unbest ritten. 
Ich habe aber eben gesagt, daß einer der Gründe, 
warum wir noch zugewartet haben, darin liegt, daß 
wir geglaubt haben, noch eine weitere Verordnung 
mit berücksichtigen zu können. 
Was die Zukunft angeht, möchte ich sagen, daß das 

von mir beschriebene und der Kommission vorge-
schlagene Verfahren dazu führen wird, daß mögliche 
Lücken, die jetzt entstanden sind, in der Zukunft nicht 
mehr entstehen können. Ich finde, das ist ein wichti-
ger Gesichtspunkt. Auch aus diesem Grunde war es 
richtig, daß die Rechtsverordnungsermächtigung in 
die 6. Novelle zum Weingesetz aufgenommen worden 
ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Sielaff. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, ist denn garan-
tiert, daß ab diesem Zeitpunkt sofort an das EG-Recht 
angepaßt werden kann, oder entstehen weitere Lük-
ken, wenn neue Verordnungen kommen? Ist also für 
die Zukunft gewährleistet, daß wirklich zügig — fast 
möchte ich sagen: sofort — an das EG-Recht angepaßt 
werden kann? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Wenn ich davon aus-
gehe, daß unseren Vorschlägen entsprechend die EG-
Kommission die Verordnungen künftig mit einer Frist 
von drei Monaten in Kraft setzt, dann hätten wir drei 
Monate Zeit, um unser Recht an das EG-Recht anzu-
passen. Da es sich dann ja immer um die Anpassung 
an eine jeweils neu erlassene EG-Verordnung han-
delt, denke ich, daß das in diesen drei Monaten ge-
währleistet werden kann. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommen wir zu Ihrer 
Frage 13, Herr Sielaff: 

Hat die Bundesregierung Vorsorge ge troffen, daß die Anpas-
sung an Änderungen des Gemeinschaftsrechts gemäß § 71a des 
Weingesetzes jeweils unverzüglich durch Rechtsverordnungen 
vorgenommen wird, da nach Artikel 189 des EWG-Vertrages 
Verordnungen der Weinmarktorganisation unmittelbar gelten 
und nationales Recht mit ihrem Inkrafttreten unanwendbar 
wird? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sielaff, 
wie ich eben bereits ausgeführt habe, wirkt die Bun-
desregierung bei Beratungen über Verordnungsvor-
schläge der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften darauf hin, daß diese eine F rist für das In-
krafttreten nach Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften beinhalten. In dieser 
Frist werden dann auf der Grundlage des § 71 a des 
Weingesetzes — das ist die Vorschrift, die wir im Rah-
men der 6. Novelle eingeführt haben; darauf hat Frau 
Weyel eben hingewiesen — entsprechende Rechts-
verordnungen erlassen. 

Vizepräsident Westphal: Keine Zusatzfrage. — 
Dann  rufe ich Ihre Frage 14, Herr Sielaff, auf: 

Welchen Zeitraum sieht die Bundesregierung als angemessen 
an, um die Anpassung zu veranlassen, damit die Rechtssicher-
heit im Weinrecht gewährleistet ist? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Auch dazu habe ich 
eben schon Ausführungen gemacht. Die Bundesre-
gierung hält in der Regel eine dreimonatige F rist für 
angemessen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Frau 
Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Ich habe eine Frage, die sich 
nicht unmittelbar auf die EG-Richtlinien, sondern auf 
die Besetzung des Referats bezieht. Wir haben zur Zeit 
heftige Diskussionen auch um das Kontrollzeichen. 
Wann wird denn das Referat wieder arbeitsfähig 
sein? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Wie Sie wissen, befin-
det sich der Referatsleiter im Augenblick in Urlaub. Er 
tritt dann in den Ruhestand. Wir sind darum bemüht, 
daß anschließend sofort die Neubesetzung der Refe-
ratsleitung erfolgt. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 15 des 
Abgeordneten Wüppesahl auf: 

Welchen pädagogischen und sozialen Status räumt die Bun-
desregierung der Errichtung, Förderung und dem Bet rieb inte-
grativer Kindergärten — Leben und Lernen von behinderten 
und nichtbehinderten Kindern — zu, und welche Überlegungen 
stellt sie darüber an, sich an dem Finanzierungsproblem über 
Artikel 106 GG zu beteiligen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wüppe-
sahl, die Bundesregierung begrüßt, daß in der Bun-
desrepublik Deutschland zunehmend mehr Kinder-
gärten entstehen, die sich der gemeinsamen Erzie-
hung von behinderten und nichtbehinderten Kindern 
widmen. Die Praxiserfahrungen, die in verschiedenen 
vom Bund mitfinanzierten Modellversuchen gesam-
melt wurden, zeigen deutlich, daß das gemeinsame 
Leben und Lernen in Gruppen sowohl den behinder- 
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ten als auch den nichtbehinderten Kindern zugute 
kommt. 
Der Bau und der Betrieb von Kindergärten gehören 

laut Grundgesetz in die Zuständigkeit der Länder. 
Eine Finanzierungskompetenz des Bundes für diesen 
Bereich ist nicht gegeben. 
Im übrigen hat die Konferenz der Jugendminister 

und -senatoren in einem Beschluß vom 19. Mai 1989 
festgestellt, daß eine ausreichende Finanzierung inte-
grativer Kindergärten über die Inanspruchnahme von 
Mitteln der Jugendhilfe und der Sozialhilfe gesichert 
werden kann. 

Vizepräsident Westphal: Herr Wüppesahl, bitte 
schön, eine Zusatzfrage. 

Wüppesahl (fraktionslos) : Herr Staatssekretär, muß 
ich angesichts des Kindergartenplatznotstandes, den 
wir in der Bundesrepublik — und zwar nicht bloß im 
Vergleich zur DDR — haben, davon ausgehen, daß 
Ihre Ausführungen über die sehr wohl mögliche und 
denkbare Finanzierungsbeteiligung des Bundes über 
Art . 106 Grundgesetz — Gemeinschaftsaufgaben — 
nicht bloß für integrierte Kindergärten gelten, sondern 
auch für nichtintegrierte Kindergärten, für Krippen-
plätze, Tagesmütter und andere vergleichbare Ver-
sorgungseinrichtungen für Kinder? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Ich möchte zunächst 
einmal bestreiten, daß es in der Bundesrepublik gene-
rell einen Kindergartennotstand gibt. Das ist regional 
sehr unterschiedlich. 
Zum zweiten: Ich habe hier auf einen Beschluß hin-

gewiesen, den die Jugendminister und Jugendsenato-
ren genau zu dem gefaßt haben, was in Ihrer Frage 
enthalten ist, nämlich zu Problemen der Finanzierung 
der integrativen Kindergärten. 
Zum dritten: Was die Frage der Finanzierungskom-

petenz für diesen Bereich angeht, habe ich auf die 
Regelung des Grundgesetzes verwiesen. Im übrigen 
ist das ein Thema, das wir im Augenblick durchaus 
auch hier im Parlament besprechen, beispielsweise 
bei der Beratung über den Gesetzentwurf für das neue 
Jugendhilferecht. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine wei-
tere Zusatzfrage, Herr Wüppesahl. 

Wüppesahl (fraktionslos): Ich möchte dennoch 
nachhaken, weil es nach dem Grundgesetz die Mög-
lichkeit einer Finanzierung durch den Bund gibt: Wie 
sieht die Bundesregierung dieses jetzt von Ihnen hier 
offensiv vorgetragene Nichtengagement vor dem 
Hintergrund familien- und auch kinderfreundlicher 
Thesen und Zielsetzungen, die nicht nur in der Regie-
rungserklärung zu Beginn der Legislaturperiode, son-
dern auch immer wieder in Berichten seitens der Bun-
desregierung nach außen vermittelt worden sind, im 
Zusammenhang mit der Tatsache, daß ein solches En-
gagement eben möglich wäre? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wüppe-
sahl, ich kann den Vorwurf des Nichtengagements 
nicht akzeptieren. Ich verweise nur auf die Vorlage 
des Gesetzentwurfes für das neue Jugendhilferecht, 

der sehr wohl deutlich macht, daß sich die Bundesre-
gierung im Rahmen ihrer Kompetenzen in diesem Be-
reich engagiert. 

Im übrigen kann ich nur davor warnen, die Novel-
lierung des Jugendhilferechts jetzt mit solchen Finan-
zierungsfragen zu verknüpfen. Hier besteht sonst die 
Gefahr, daß dieses neue Jugendhilferecht genau we-
gen dieser Frage nicht zustande kommt. Dies würde 
ich unter keinen Umständen für akzeptabel halten. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
der Fragen aus diesem Geschäftsbereich. Ich danke 
dem Staatssekretär für die Beantwortung der Fra-
gen. 

Der Geschäftsbereich des Bundesministers für Bil-
dung und Wissenschaft braucht nicht aufgerufen zu 
werden, weil die Fragen 16 und 17 des Abgeordneten 
Rixe, 18 und 19 des Abgeordneten Dr. Böhme (Unna) 
und 20 des Abgeordneten Kastning auf Grund von 
Nr. 2 Abs. 2 der Richtlinien schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters der Finanzen. Der Parlamentarische Staatsse-
kretär Herr Carstens steht uns zur Beantwortung der 
Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 30 des Abgeordneten Dr. Müller 
auf: 

Hält die Bundesregierung die von einer Bremer Ini tiative ge-
forderte Zahlung von 727 Milliarden DM als Ausgleich für DDR

-

Reparationszahlungen für berechtigt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Die Bundesregierung hält die gefor-
derte Ausgleichszahlung nicht für berechtigt. Für ei-
nen Rechtsanspruch der DDR gegen die Bundesrepu-
blik auf Ausgleichszahlungen für Reparationsleistun-
gen an die Sowjetunion gibt es keine Rechtsgrund-
lage. 

Aus dem Gesichtspunkt der Entlastung von einer 
gemeinsamen Verbindlichkeit kann eine Ausgleichs-
verpflichtung nicht hergeleitet werden. Mit den Repa-
rationsentnahmen der Sowjetunion sind keine ge-
meinsamen Verbindlichkeiten der DDR und der Bun-
desrepublik getilgt worden.  Es  handelte sich vielmehr 
um seitens der Siegermächte gegen das Deutsche 
Reich geltend gemachte Forderungen. 

Im sogenannten Potsdamer Abkommen vom 2. Au-
gust 1945 wurde das besetzte deutsche Gebiet für 
Reparationszwecke in zwei Bereiche eingeteilt, die 
der damaligen sowjetischen Zone, heute DDR, und 
den westlichen Zonen, heute Bundesrepublik 
Deutschland, entsprachen. Die Reparationsforderun-
gen der Sowjetunion und Polens sollten im wesentli-
chen durch Entnahmen aus der Sowjetzone, die Repa-
rationsforderungen der Westmächte und anderer Län-
der sollten durch Entnahmen aus den westlichen Zo-
nen erfüllt werden. 

Es gibt auch keine politischen, moralischen oder 
sonstigen Gründe für einen Ausgleichsanspruch der 
DDR. Die Reparationsentnahmen beruhen ausschließ-
lich auf Vereinbarungen der Siegermächte. Die Repa- 
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rationen wurden dem Vermögen des Reiches und dem 
Privatvermögen deutscher Unternehmen und Bürger 
entnommen. 
Im übrigen läßt sich die Höhe der deutschen Nach-

kriegsbelastungen nicht zuverlässig beziffern. Die Be-
rechnungen von Professor Peters sind nicht fundiert 
und lassen völlig willkürlich die hohen Leistungen der 
Bundesrepublik zur Wiedergutmachung nationalso-
zialistischen Unrechts und im Lastenausgleich außer 
Betracht. 
Die Bundesrepublik wird gleichwohl ihre vielfälti-

gen Hilfen auf dem Wege zur deutschen Einheit er-
bringen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Dr. Mül-
ler. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie be-
urteilt die Bundesregierung den Umstand, daß Herr 
Professor Peters die hohen Zahlungen, die die Bun-
desrepublik in den vergangenen Jahren Jahr für Jahr 
an die DDR geleistet hat — Freikauf von Häftlingen, 
Transitpauschale usw. — , in seine Berechnungen 
überhaupt nicht einbezieht? 

Carstens, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat sich darüber gewundert, daß ein Professor, 
der als seriös gelten will, diese Zahlen nicht aufge-
nommen hat. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Dr. Müller. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ange-
nommen, eine solche Zahlung würde geleistet, wie 
hoch wäre dann — da ja fünf Bremer Senatoren das 
unterstützen — der Anteil des Landes Bremen im Rah-
men des Länderfinanzausgleichs bei 727 Milliarden 
DM? 

Carstens, Parl. Staatssekretär: Das ist in der Tal 
eine sehr interessante Fragestellung mit Blick auf Bre-
men. Trotz vorhandener einigermaßen guter Fähig-
keiten im Kopfrechnen bin ich im Moment nicht im-
stande, Ihnen diese Zahl zu liefern. Aber es wäre ganz 
interessant, das zu recherchieren. Fa lls es mir gelingt, 
auf Ihre Frage eine passable Antwort zustande zu 
bringen, werde ich Ihnen diese schriftlich geben. 

Vizepräsident Westphal: Herr Carstens, ein Staats

-

sekretär im Finanzministerium ohne Taschenrechner 
sollte nicht hierher kommen. 

(Heiterkeit) 
Wir kommen zur Frage 31 des Abgeordneten Dr. 

Müller: 
Hat die Unterstützung der Forderung der Bremer Initiative 

durch fünf Senatoren des Landes Bremen Einfluß auf die Mei

-

nungsbildung der Bundesregierung? 

Carstens, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie

-

rung hat die von Professor Peters vertretene Ansicht 
geprüft. Sie hält seine Ansicht aus den in der Antwort 
auf die erste Frage dargelegten Gründen für unzutref

-

fend. 
Die Meinungsbildung der Bundesregierung ist un

-

abhängig davon erfolgt, daß sich mehrere Bremer Se

- natoren der Ansicht von Professor Peters angeschlos-
sen haben. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Müller, Zusatz-
frage. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie be-
urteilt die Bundesregierung die von den fünf Senato-
ren unterstützte Meinungsäußerung der Initiaitve, 
daß an jeden DDR-Bürger 41 800 DM ausgezahlt und 
von jedem Bürger der Bundesrepublik 11 800 DM als 
Ausgleichszahlung geleistet werden sollten? 

Carstens, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung bewertet diese Aussagen als wenig sachdien-
lich. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu-
satzfrage, Herr Dr. Müller. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß es sich bei dem Histo-
riker Arno Peters um den Herausgeber der einzigen 
marxistischen Zeitung in den Jahren vor der Studen-
tenrevolution in der Bundesrepublik, nämlich des 
„Periodikums für wissenschaftlichen Sozialismus", 
und um einen bekannten Kommunisten handelt? 

Carstens, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Müller, 
mir ist das, was Sie sagen, nicht bekannt. Aber wenn 
es stimmt, dann ist es gut, daß Sie es hier gesagt 
haben. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Schulte (Hameln). 

Frau Schulte (Hameln) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie mir zustimmen, daß die Freikaufmittel nie 
den Bürgern der DDR zugute gekommen sind und daß 
alle Überlegungen meiner Kollegen aus dem Lande 
Bremen ja wohl der Absicht dienen, die schwierige 
Situation in der DDR zu verbessern? 

Carstens, Pari. Staatssekretär: Die Gründe, die hin-
ter den Überlegungen stecken mögen, kann ich nicht 
verifizieren. Die von Ihnen zunächst gemachte Aus-
sage muß ich zumindest zum Teil bezweifeln. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Daß die Frei

-

kaufmittel den Menschen in der DDR nicht 
zugute gekommen sind?) 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Lippelt, Sie haben 
sich zu einer Zusatzfrage gemeldet. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, ich könnte Sie jetzt fragen, ob Sie auch wissen, daß 
Arno Peters der Verfasser der „Synchronoptischen 
Weltgeschichte " ist, die ich aus methodologischen 
Gründen für genauso schlecht halte, wie der Kollege 
Müller es — — — 

Vizepräsident Westphal: Solche Fragen im Dreieck 
sind nicht unsere Art. 

(Heiterkeit) 
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Carstens, Parl. Staatssekretär: Es ist zumindest in-
teressant zu wissen, wer wen kennt, Herr Präsident! 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Das ist richtig, 
Herr Präsident, nur muß man ja, um Fragen richtig 
voranzubringen, zunächst Allianzen schmieden. — 
Das wollte ich Sie, wie gesagt, nicht fragen. Aber ich 
wollte Sie fragen, ob Sie nicht doch der Meinung sind, 
daß aus dem Umstand, daß die Bevölkerung der DDR 
45 Jahre lang gewissermaßen für eine gemeinsame 
Geschichte hat haften müssen, Ansprüche gegenüber 
der Bevölkerung der Bundesrepublik, die weit besser 
weggekommen ist, hergeleitet werden könnten, ohne 
daß ich das jetzt in Zahlen ausdrücken möchte. Wür-
den Sie diese Differenz und die daraus resultierende 
moralische Verpflichtung anerkennen? 

Carstens, Parl. Staatssekretär: Obwohl das vom 
Kollegen Müller nicht präzise erfragt worden war, 
habe ich in der ersten Antwort schon zum Ausdruck 
gebracht, daß es sich nicht um Verbindlichkeiten han-
delt, sondern um Forderungen, die damals seitens der 
Siegermächte aufgestellt wurden, daß es also nicht 
darum geht, hier einem Rechtsanspruch nachzukom-
men, daß wir aber gleichwohl bereit sind, unsere Hilfe 
für die Entwicklung innerhalb der DDR, von der wir 
ständig sprechen — auch morgen bei der Beratung 
des Nachtragshaushalts werden wir das wieder 
tun — , zu leisten. 

Vizepräsident Westphal: Herr Lowack, Sie möchten 
eine Zusatzfrage stellen. Bitte schön! 

Lowack (CDU/CSU): Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, ist Ihnen bekannt, daß die Einkommen 
in der DDR und in der Bundesrepublik Deutschland 
bis etwa 1957 gleich waren und daß sich erst danach 
und bis heute durch das miserable politische System 
in der DDR diese Schere ergeben hat, und halten Sie 
es nicht für — — 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Lowack, wir 
müssen bei dem Thema bleiben. 

Lowack (CDU/CSU): Entschuldigen Sie; das kommt 
jetzt im zweiten Halbsatz. 

Vizepräsident Westphal: Dann muß er den ersten 
Teil nicht beantworten; denn dazu ist morgen die De-
batte da. 

Lowack (CDU/CSU): Halten Sie es nicht für eine 
Ungeheuerlichkeit, daß hier mit unbegründeten soge-
nannten Forderungen Hoffnungen geweckt werden, 
die drüben zu Enttäuschungen führen müssen, weil 
sie gar nicht erfüllt werden können? 

Carstens, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ob das 
Wort „Ungeheuerlichkeit" zutrifft, vermag ich nicht 
zu sagen, aber als Zumutung unseren Bürgern gegen-
über möchte ich das schon bezeichnen. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind am Ende dieses 
Geschäftsbereichs, weil die Frage 32 des Abgeordne-
ten Austermann schriftlich beantwortet werden soll. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. — Ich danke 
dem Staatssekretär für die Beantwortung der Fra-
gen. 

Der Geschäftsbereich des Bundesministers für Wi rt
-schaft braucht nicht aufgerufen zu werden, weil 

Frage 33 des Abgeordneten Stiegler nach Nr. 2 Abs. 2 
der Richtlinien schriftlich beantwortet wird und auch 
die Fragen 34 und 35 des Abgeordneten Dr. Daniels 
schriftlich beantwortet werden sollen. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-

nisters für innerdeutsche Beziehungen. Der Parla-
mentarische Staatssekretär Dr. Hennig steht zur Be-
antwortung der Fragen zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 36 des Abgeordneten Graf Huyn 

auf: 
Welche Leistungen erbringt die Regierung der DDR mittelbar 

oder unmittelbar an den Warschauer Pakt sowie für die Statio-
nierung sowjetischer Streitkräfte auf dem Ter ritorium der 
DDR? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege 
Graf Huyn, Grundlage der Leistungen der DDR für die 
Stationierung sowjetischer Streitkräfte in der DDR ist 
das im März 1957 geschlossene Abkommen der Re-
gierungen der DDR und der UdSSR über Fragen, die 
mit der zeitweiligen Stationierung sowje tischer Streit-
kräfte auf dem Ter ritorium der DDR zusammenhän-
gen. 
In Artikel 15 dieses Abkommens ist geregelt, wel-

che Rechte und Sachleistungen die Sowjetunion in 
Anspruch nehmen kann. Die DDR stellt danach den 
auf ihrem Territorium stationierten Streitkräften erfor-
derliche Einrichtungen und Dienstleistungen zur Ver-
fügung. 
Der Bundesregierung liegen derzeit noch keine zu-

verlässigen Erkenntnisse darüber vor, welche finan-
ziellen Mittel die DDR aufbringt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Graf 
Huyn! 

Graf Huyn (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wird 
sich die Bundesregierung informieren, um diese zu-
verlässigen Erkenntnisse zu erhalten, bevor unserer-
seits Entscheidungen getroffen werden, die mögli-
cherweise, direkt oder indirekt, zu Leistungen führen, 
die mit harter D-Mark erbracht werden? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Graf 
Huyn, die Bundesregierung bemüht sich in den der-
zeit laufenden Verhandlungen mit der DDR darum, 
unter dem Stichwort „Kassensturz" umfassend Klar-
heit über bestehende Verpflichtungen all dieser Art 
zu bekommen. Dazu gehört ganz gewiß auch diese 
Frage, die wir uns in den Gesprächen mit der DDR 
abzuklären bemühen. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Graf Huyn. Bitte schön! 

Graf Huyn (CDU/CSU): Ist die Bundesregierung be-
reit, das Hohe Haus über das Ergebnis dieser Bemü-
hungen zu informieren, sobald genau zu diesem 
Punkt konkrete Erkenntnisse vorliegen? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Graf 
Huyn, das muß dann parlamentarisch in der richtigen 
Form geschehen. Ich bin aber gern bereit, Sie zu- 
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nächst zu unterrichten, sobald uns entsprechende Er-
kenntnisse vorliegen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Lippelt, Sie 
möchten eine Zusatzfrage stellen. Bitte schön! 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, werden Sie — entsprechend der in diesen Fragen 
liegenden Tendenz — dann auch die NATO-Verteidi-
gungskosten um gleiche Beträge kürzen wollen? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
machen wir, glaube ich, im Wege der kontrollierten 
Abrüstung und nicht auf diesem pauschalen Weg in 
der Fragestunde. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 37 des 
Grafen Huyn auf: 

Schließt die Bundesregierung aus, daß derartige Leistungen in 
welcher Form auch immer im Falle einer Währungsunion in kon-
vertibler harter DM erbracht werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Graf 
Huyn, die Bildung einer Wirtschaftsgemeinschaft und 
Währungsunion mit der DDR ist ein Angebot an die 
Regierung der DDR, mit dem allerdings auch einige 
Bedingungen verknüpft sind. Die Bundesregierung 
vermag derzeit noch nicht abschließend einzuschät-
zen, ob und in welchem Umfang dieses Angebot an-
genommen wird. Deshalb sind auch die Auswirkun-
gen in sicherheits- und finanzpolitischer Hinsicht in 
keiner Weise absehbar. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine Zusatz-
frage, bitte schön. 

Graf Huyn (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist sich 
die Bundesregierung darüber im klaren, daß derartige 
weittragende Grundsatzentscheidungen erst getrof-
fen werden können, wenn auch alle Folgen, die damit 
impliziert sind, absehbar sind, die möglicherweise 
jahrelangen, Leistungen einschließen? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Selbstverständlich, 
Herr Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben keine weitere 
Zusatzfrage. 
Die Fragen 38 und 39 der Abgeordneten Frau 

Odendahl, 40 und 41 des Abgeordneten Kuhlwein 
und 42 des Abgeordneten Kastning werden nicht auf-
gerufen, weil sie nach Ziffer 2 Abs. 2 unserer Richtli-
nien schriftlich beantwortet werden. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 43 des Abgeordneten Jäger 

auf: 
Trifft es zu, daß in dem berüchtigten DDR-Zuchthaus Bautzen 

immer noch Häftlinge einsitzen, die auf Grund des politischen 
Strafrechts des DDR-Strafgesetzbuches verurteilt oder inhaftiert 
worden sind, und was wird die Bundesregierung bejahenden-
falls unternehmen, um zu erreichen, daß diese Häftlinge unver-
züglich auf freien Fuß gesetzt werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hennig, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Jä-
ger, am 22. Dezember 1989 hat Herr Rechtsanwalt 
Professor Dr. Wolfgang Vogel Herrn Staatssekretär 

Dr. Priesnitz fernschriftlich mitgeteilt, daß es ab dem 
24. Dezember 1989 in den Gefängnissen der DDR kei-
nen einzigen politischen Häftling mehr geben werde. 
Dieses Zeugnis der Zeit sei eines der Ergebnisse der 
Begegnung von Bundeskanzler Helmut Kohl mit Mi-
nisterpräsident Modrow in Dresden. 
Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß in 

Bautzen oder anderen Strafvollzugseinrichtungen der 
DDR jetzt noch Häftlinge einsitzen, die zu dem Kreis 
von Inhaftierten gehören, um den sie sich früher im 
Rahmen ihrer besonderen Bemühungen um politi-
sche Häftlinge in der DDR gekümmert hätte. Ich wäre 
Ihnen deshalb dankbar, wenn Sie uns Ihre Erkennt-
nisse unter Angabe von Namen der Betroffenen mit-
teilen würden, damit wir uns gegebenenfalls um Auf-
klärung dieser Schicksale bemühen können. 

Vizepräsident Westphal: Herr Jäger, eine Zusatz-
frage. 

Jäger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf ich an-
gesichts dieser Ihrer Antwort davon ausgehen, daß die 
Bundesregierung auf Grund meiner Frage noch ein-
mal nachgeprüft hat, wie es sich speziell mit Bautzen 
verhält? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jä-
ger, die Bundesregierung hat zunächst einmal keinen 
Anlaß, an der Richtigkeit der Aussage von Professor 
Vogel zu zweifeln. Es ist aber von mir auch im Zusam-
menhang mit Ihrer heutigen Fragestellung nachge-
prüft worden — ich habe mich bemüht, entspre-
chende Aufklärung zu erlangen — , weil es denkbar ist 
— es gibt eine entsprechende Anzeige der Internatio-
nalen Gesellschaft für Menschenrechte aus diesen Ta-
gen — , daß es Häftlinge gibt, die aus politischen 
Gründen einsitzen, aber wegen konstruierter krimi-
neller Taten abgeurteilt sind. Meine entsprechenden 
Aufklärungsbemühungen z. B. gestern beim Leiter 
der Stelle in Salzgitter haben zu der Erkenntnis ge-
führt, daß dies nicht ausgeschlossen werden kann, 
daß es aber auch keine konkreten Hinweise auf solche 
Einzelschicksale gibt. 

Vizepräsident Westphal: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Ich würde dann die Frage 44 des Abgeordneten 

Amling aufrufen, der aber nicht im Saal ist, so daß 
diese Frage der Geschäftsordnung entsprechend be-
handelt wird. 
Wir sind damit am Ende unserer Fragestunde. Ich 

danke dem Staatssekretär für die Beantwortung der 
Fragen. 

Ich rufe nun den Zusatztagesordnungspunkt 1 
auf: 

Aktuelle Stunde 
Behinderungen für den Aufbau der Sozialen 
Marktwirtschaft in der DDR durch das neue 
Gewerkschaftsgesetz der DDR 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der CDU/ 
CSU hat gemäß unserer Geschäftsordnung eine Aktu-
elle Stunde zu dem oben genannten Thema ver-
langt. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 199. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 7. März 1990 	15313 

Vizepräsident Westphal 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Herr 
Abgeordnete Müller (Wesseling). 

Müller (Wesseling) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In der öffentlichen Diskus-
sion über die vielen Probleme, die sich mit der bevor-
stehenden Wiedervereinigung stellen, ist die Neuord-
nung des Gewerkschaftswesens in der DDR bisher 
eindeutig zu kurz gekommen. Die stärkste Stütze des 
SED-Regimes war 40 Jahre lang der sogenannte Freie 
Deutsche Gewerkschaftsbund. Er war der lange Arm 
des real existierenden SED-Sozialismus, der sozialisti-
schen Betonköpfe in den Betrieben. Die Gewerk-
schaftsfunktionäre haben vielfach ihre Kollegen un-
terdrückt und der totalen Überwachung des SED-Re-
gimes verfügbar gemacht. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: So ist es!) 

Sie waren im Grunde nur der verlängerte Arm der 
SED. Diese Helfer und Helfershelfer der SED versu-
chen nun mit dem neuen Gewerkschaftsgesetz, mög-
lichst viel von ihrer Macht zu retten. 

Das gestern von der SED-beherrschten unfreien 
Volkskammer verabschiedete neue Gewerkschafts-
gesetz stellt die Frage nach der grundsätzlichen Rolle 
der Gewerkschaften in der Sozialen Marktwirtschaft. 
Unabhängige Gewerkschaften sind ein unverzichtba-
rer und wesentlicher Teil eines freiheitlichen und de-
mokratischen Staates. Ohne die verantwortliche Mit-
arbeit der Gewerkschaften wäre der beispielhafte 
Wirtschaftsaufstieg in der Bundesrepublik nicht mög-
lich gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP) 

Das neue Gewerkschaftsgesetz in der DDR wird 
aber diesem hohen Anspruch nicht gerecht werden 
können. Es ist überflüssig und sabotiert die Entwick-
lung der Sozialen Marktwirtschaft in der DDR, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

ja es ist in Wirklichkeit ein Funktionärssicherungsge-
setz. Mit diesem Gesetz versucht der FDGB, das ge-
scheiterte Expe riment des Sozialismus weiter fortzu-
setzen. 

(Dr.Rüttgers [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wenn auch die Volkskammer einige Giftzähne, die 
im Entwurf zu finden waren, herausgebrochen hat, so 
sind noch immer Bestimmungen vorhanden, die dem 
Geist der Partnerschaft und der Zusammenarbeit wi-
dersprechen. Das wird besonders in § 14 deutlich, wo 
es heißt: 

Die Gewerkschaften leiten die Sozialversiche-
rung. 

Dieser Alleinzuständigkeitsanspruch widersp richt 
dem Gedanken der Partnerschaft, des Zusammenwir-
kens von Arbeitnehmer und Arbeitgeber. 

Ich denke, bei der Umstrukturierung des Gewerk-
schaftswesens in der DDR kommt es ganz wesentlich 
darauf an, daß dem partnerschaftlichen Grundsatz der 
Zusammenarbeit von Arbeitnehmern und Arbeitge-
bern Rechnung getragen wird. Sie beide müssen 
gleichberechtigt sein und müssen gemeinsam versu-

chen können, ohne Einfluß des Staates oder einer Par-
tei ihre Angelegenheiten zu regeln. 

Ich freue mich, meine Damen und Herren, daß von 
Anfang an der Gewerkschaftskollege Hermann 
Rappe Druck gegen den Entwurf gemacht und eine 
klare Haltung gezeigt hat, die jedoch der DGB in sei-
ner Gesamtheit leider vermissen ließ. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: So ist es!) 

Es tut mir als langjährigem DGB-Mitglied weh, wenn 
ich sehe, wie auch noch heute Teile des DGB mit 
FDGB-Funktionären paktieren und dem Sozialismus 
weiter anhängen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Hätte der DGB ebenso starken Druck gegen den Ent-
wurf gemacht wie Hermann Rappe, 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Er ist doch 
Teil des DGB!) 

dann wäre der Gedanke der sozialen Partnerschaft 
sicher eindeutiger zum Durchbruch gekommen. 

(Kirschner [SPD]: Wie die Ost-CDU!) 

Für uns ist es wichtig, daß sich in den DDR-Betrie-
ben nun auch unabhängige Betriebsräte bilden, und 
zwar ohne Wenn und Aber. Die jetzt im Gesetz vorge-
sehenen Betriebsgewerkschaftsleitungen sind meiner 
Meinung nach ein klarer Verstoß gegen die Vereini-
gungsfreiheit. Wir werden erleben: Dieses Gesetz ist 
in Wirklichkeit ein Betriebsratsverhinderungsgesetz. 
Das kann nicht unsere Position sein. Ich gehe davon 
aus, daß auch die SPD dieser meiner Einschätzung 
zustimmen kann. 

Ich wiederhole : Wir sind für soziale Partnerschaft 
und für ein fruchtbares Zusammenwirken von Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber. Wir hoffen, daß sich diese 
bewährten Grundsätze nach dem 18. März auch in der 
DDR beim Aufbau einer Sozialen Marktwirtschaft 
durchsetzen werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dreßler. 

Dreßler (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das Thema der von der CDU/CSU beantrag-
ten Aktuellen Stunde „Behinderungen für den Auf-
bau der sozialen Marktwirtschaft in der DDR durch 
das neue Gewerkschaftsgesetz der DDR" macht die 
Enge des CDU/CSU-Denkens deutlich. Als ob sich die 
Revolution in der DDR auf diesen Bereich reduzierte! 
Kommt es der CDU/CSU nach nur vier Monaten Mau-
erabbruch nicht mehr in den Sinn, daß der Vorgang 
eines Gewerkschaftsgesetzes in der DDR zwölf Tage 
vor der ersten freien demokratischen Wahl etwas 
völlig anderes ist als nur eine Behinderung von Sozia-
ler Marktwirtschaft? 

(Lummer [CDU/CSU]: Was soll das denn 
sonst sein, zwölf Tage vorher?) 

— In der Volkskammer ist gestern ein in höchstem 
Maße, Herr Lummer, fragwürdiger Vorgang gesche

-

hen; er reduziert sich nicht auf Soziale Marktwirt- 
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Dreßler 

schaft. Dieser Vorgang ist durchsichtig. Die Masche 
ist mehr als billig. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Ja! — Beifall 
des Abg. Cronenberg [Arnsberg] [FDP]) 

Mit dem neuen Gewerkschaftsgesetz will der soge-
nannte FDGB die Macht der SED über die erste de-
mokratische Wahl hinaus retten. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

43 Jahre waren die Gewerkschaften in der DDR 
keine Organisationen, die diesen Namen verdienen. 
Sie waren nach dem Leninschen Prinzip der Transmis-
sionsriemen der SED. Und jetzt soll das Prinzip umge-
kehrt werden. 

Der Vorgang ist schlimm: Zwölf Tage vor dieser 
ersten demokratischen Wahl überträgt die alte SED-
Volkskammer erhebliche Machtteile auf den soge-
nannten FDGB. Die FDGB-Abgeordneten waren sel-
ber dabei durch Delegationen. Sie haben sich also 
selbst bedient. Die handelnden Personen des soge-
nannten FDGB haben zum Beginn dieses demokrati-
schen Aufbaus der DDR nichts beigetragen. Jetzt — 
wenige Tage vor der ersten freien Wahl — zwingt eine 
Organisation, die sich Gewerkschaft nennt, die Jahr-
zehnte ein verlängerter Arm der SED war, unter An-
drohung des Generalstreiks eine nicht demokratisch 
legitimierte Versammlung, die sich Parlament nennt, 
ein Gesetz zu verabschieden, das den Grundlagen 
einer wirklich freien Gewerkschaftsbewegung nicht 
entspricht. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, dem FDGB, der die Re-
volution in der DDR als Zuschauer miterlebte und sich 
nicht als gestaltende gesellschaftliche Kraft darstellen 
konnte, diesem FDGB, dem jede Erfahrung freier ge-
werkschaftlicher Tätigkeit fehlt, muß das Vermögen 
abgesprochen werden, formulieren zu können, was 
eine wirklich freie unabhängige Gewerkschaftsbewe-
gung ist. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Daß die alte SED und ihre Blockparteien, die noch 
das Parlament darstellen — meine Damen und Her-
ren, übrigens gestern in der Volkskammer mit den 
Stimmen der CDU-Ost, damit wir uns nicht mißverste-
hen; 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Die wandeln 
sich erst am 18.! Auf einen Schlag! — Heyenn 
[SPD]: Das kann doch nicht sein! Herr Mül-

ler, stimmt das?) 

so ist es, Frau Kollegin — , diesem Gesetz im Hauruck-
Verfahren einschließlich einer Verfassungsänderung 
ihre Zustimmung gegeben haben, macht deutlich: Die 
alten Machthaber und die Führung des sogenannten 
FDGB haben aus dem revolutionären demokratischen 
Prozeß des 9. November 1989 nichts, aber auch gar 
nichts gelernt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, es klingt wie ein Trep-
penwitz, wenn sich die vom Volk gestürzten Machtha-
ber zwölf Tage vor einer demokratischen Wahl von 
einem nicht demokratisch legitimierten Parlament ge-
genseitig die Legitimation geben, nach freien Wahlen 
auf demokratisch legitimierte Parlamentsentschei-
dungen mit dem Generalstreik zu antworten. Das ist 
ein Treppenwitz! 

In einer freiheitlich-demokratischen Ordnung be-
darf es keines Gewerkschaftsgesetzes im übrigen 
auch keines Verbändegesetzes, wie es hier in der 
Bundesrepublik von interessierter Seite vor Jahren in 
die Diskussion gebracht wurde, um die Tarifautono-
mie einzuschränken. Die Forderung nach einem Ver-
bändegesetz entsprach nie rechtspolitischen Notwen-
digkeiten, sondern sie entsprach konservativer Sehn-
sucht nach einer formierten Gesellschaft. Ich stelle 
fest, daß diese Diskussion über ein Verbändegesetz in 
der Bundesrepublik recht still geworden ist, erfreuli-
cherweise. 

Wenn die alten Machthaber der DDR schon nicht 
bereit waren, bundesrepublikanische Erfahrungen 
zum Betriebsverfassungs- und Tarifvertragsrecht zur 
Kenntnis zu nehmen, so hätten sie sich wenigstens an 
Traditionen orientieren können, die vor der Naziherr-
schaft, nämlich 1920, in Deutschland begründet wur-
den. 

(Reimann [SPD]: Richtig!) 

Die Verhaftung des SED-Regimes in den Macht-
strukturen ist so übermächtig, daß ein Demokratisie-
rungsprozeß mit den Entscheidungsträgern von ge-
stern unmöglich erscheint. 

Ein FDGB, der Transmissionsriemen der SED war, 
gegen die das Volk revoltiert hat, ist nämlich mitver-
antwortlich für die Wirtschaftsmisere der DDR. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der FDGB kann nicht plötzlich Mitbestimmungsfaktor 
beim Aufbau eines demokratischen Gemeinwesens 
sein, das er selbst Jahrzehnte verhindert hat. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Cronenberg. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Präsident! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Der Kollege Dreßler 
hat es mir sehr einfach gemacht: Ich möchte mich auf 
erhebliche Teile seiner Rede berufen und kann jetzt 
einige ergänzende Bemerkungen machen und zwar 
zur Einführung der Sozialen Marktwirtschaft in der 
DDR. 
Wer eine Währungsunion will, muß auch eine Wirt-

schafts- und eine Sozialunion befürworten. Eine Wirt
-schaftsunion heißt auch, daß sich in einem Wirt-

schaftsgebiet die Betriebsverfassungen nicht dauer-
haft unterscheiden dürfen. Anders ausgedrückt: Un-
terschiedliche Betriebsverfassungsgesetze wird es auf 
Dauer nicht geben können. 
Es versteht sich von selbst, daß es auf Dauer auch 

ein einheitliches Arbeitskampfrecht geben muß. Es 
kann ja nicht wahr sein, daß eine Regierung — und 
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die wird ja kommen — in Leipzig mit der Begründung, 
das Allgemeinwohl sei gefährdet, den Streik verbie-
ten kann, in Stuttgart aber nicht. Damit hier kein Irr-
tum entsteht: Ich bin weder ein Befürworter von 
Streiks, noch plädiere ich dafür, daß in Stuttgart staat-
liche Eingriffe ermöglicht werden, 

(Beifall des Abg. Dr. Thomae [FDP]) 

um Gottes willen nicht. 

(Zuruf des Abg. Dr. B riefs [GRÜNE]) 

—Aber sicher nicht. 

Vielleicht gibt es den einen oder anderen im Hause 
— jetzt können Sie sich melden, Dr. B riefs —, der die 
Aussperrung nicht als adäquates Kampfmittel be-
trachtet. Sie wissen, daß es für mich ein notwendiges 
Instrument ist, um sich gegen die Übermacht von Ge-
werkschaften zu wehren. Aber man kann das ja unter-
schiedlich bewerten. 

Eines steht aber wohl fest, hoffentlich für alle im 
Hause: Unterschiedliche Regelungen, wonach dies-
seits der Mauer ausgesperrt werden kann und jenseits 
der Mauer nicht, können keine dauerhafte Lösung 
sein. 

(Dreßler [SPD]: Aber auch in Europa und 
nicht nur in der Bundesrepublik!) 

— In der Tat, Herr Kollege Dreßler. Beim Nieder-
schreiben dieser Bemerkungen habe ich mich gefragt: 
Wie sieht das denn in Europa aus? Fürwahr, das wird 
eine wichtige Diskussion werden. 

(Dreßler [SPD]: So ist es! Für die Bundesre-
publik sieht es traurig aus!) 

—Ich finde es nicht traurig. Aber das wollen wir jetzt 
hier an dieser Stelle in einer Aktuellen Stunde nicht 
austragen. 

Ich glaube, wir sind uns einig: Unterschiedliche Re-
gelungen sind im Grunde genommen in einer deut-
schen Wirtschaftsunion nicht akzeptabel. 

(Reuschenbach [SPD]: Das werden Sie aber 
auf vielen Gebieten haben, verehrter Herr, 

auf lange  Zeit!)  

Ich sage dies, verehrte Kolleginnen und Kollegen 
auch als „Sauerländer Krauter" , wie der stellvertre-
tende Vorsitzende der IG Metall, Zwickel, meines-
gleichen zu bezeichnen pflegt. Ich möchte die Gele-
genheit nutzen, ihm zu empfehlen, sich einmal über 
Sauerländer Krauter, d. h. über kleine und mittelstän-
dische Unternehmen und Unternehmer, ein wenig zu 
informieren. Der Hochsauerlandkreis ist in Nord-
rhein-Westfalen der Kreis mit der geringsten Arbeits-
losigkeit, mit exportstarken und effektiven Unterneh-
men. Ob es Herrn Zwickel paßt oder nicht: Die Beleg-
schaften  und Arbeitgeber bekämpfen sich in dieser 
Gegend nicht, sondern sie ziehen am gleichen Strick 
Sie arbeiten so partnerschaftlich zusammen, wie ich 
mir das für alle Gegenden Deutschlands wünsche. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Aber lieber 
Herr Vizepräsident, das Thema! — Dr. B riefs 
[GRÜNE]: Aber dann können Sie ihnen doch 

das Streikrecht zugestehen!) 

— Natürlich gestehe ich es ihnen zu; das ist doch 
selbstverständlich. Lassen Sie das doch einmal weg. 

Ich möchte voll unterstreichen, was Rudolf Dreßler 
in der Bewertung des FDGB gesagt hat. Aber ich 
nehme diese Bemerkung auch zur Veranlassung, sehr 
herzlich darum zu bitten, dann, wenn der DGB, wie 
ich meine, aus seiner Sicht verständlich, davon 
spricht, mit einem geläuterten FDGB zusammenarbei-
ten zu wollen, auch mit dem Gerede von den Block-
parteien aufzuhören, wenn Liberaldemokraten mit 
Freien Demokraten und CDU-Leute in der Allianz mit 
anderen zusammenarbeiten. 

(Reimann [SPD]: Nein, das machen wir nicht! 
Solange ihr da drüben so holzt, machen wir 

das nicht!) 
Wir sollten uns das nicht immer wieder gegenseitig 
vorwerfen. 

(Heyenn [SPD]: Wie war es denn mit der LDP 
in der Volkskammer?) 

Auch mit einer geläuterten LDP soll man zusammen-
arbeiten, aber sicher. 
Ich möchte zum Schluß noch einmal auf Herrn 

Zwickel zurückkommen. Ich möchte ihm also empfeh-
len, sich im Sauerland einmal in einem mittelständi-
schen Unternehmen zu informieren. 

(Heyenn [SPD]: Zum Thema!) 

— Das gehört zum Thema. 

(Heyenn [SPD]: Eigentor!) 
Das war ein Eigentor des Herrn Zwickel. 
Ich würde es also begrüßen, wenn sich Herr Zwickel 

informieren würde, wie es wäre, wenn er für einen 
solchen Betrieb und seine Belegschaft verantwortlich 
wäre. Mir ist jedenfalls ein effektvoller Sauerländer 
Krauter dreimal lieber als ein miesepetriger Funktio-
när in Frankfurt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Heyenn [SPD]: Ein Gruß an die LDP!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Hoss. 

Hoss (GRÜNE) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Kolleginnen und Kollegen! Wir haben aus 
dem letzten Beitrag und den Reaktionen darauf erse-
hen, daß es hier um die Fortsetzung des Wahlkampfes 
geht, der am 18. März in der DDR beendet wird. In-
dem die CDU diese Aktuelle Stunde über das Ge-
werkschaftsgesetz als Hindernis für eine marktwirt-
schaftliche Entwicklung in der DDR aufgesetzt hat, 
zeigt sie für mich oder für uns ganz klar, daß sie in 
erster Linie die Interessen des in die DDR hineinflie-
ßenden Kapitals im Auge hat. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 
Ich möchte hier einmal als erster zwischen dem, was 

inhaltlich, substantiell in diesem Gesetz ist, der Form 
dieses Gesetzes, demjenigen, der das Gesetz einge-
bracht hat, und der Tatsache, ob wir uns damit an-
freunden können, unterscheiden. Dies müssen wir 
einmal untersuchen. 

Erstens zum Inhalt. Inhaltlich sind in dem Gesetz 
eine ganze Reihe von Sachen enthalten, von denen 
das meiste bei uns in der Bundesrepublik ohnehin gül-
tig ist. Man könnte die Frage stellen: Wenn das so ist, 



15316 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 199. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 7. März 1990 

Hoss 
warum verabschieden sie es dann noch 14 Tage vor 
der Wahl, und warum warten sie nicht ab, bis das 
Betriebsverfassungsgesetz kommt? — Das wäre sozu-
sagen Ihre Argumentation. 

Man muß aber festhalten, daß wir solche Dinge wie 
Mitbestimmungsrechte bei Betriebsänderungen, bei 
Schließungen, bei Einschränkungen der Produktion, 
in Personalangelegenheiten, in Lohnbewertungsfra-
gen und ähnlichem und Informationsrechte im Bet rieb 
auch haben. Es wirft ein bezeichnendes Licht auf den 
Arbeiter- und Bauernstaat — das muß man dazu 
gleich anmerken —, daß man heute ein solches Ge-
setz verabschieden muß und daß man in diesem Staat 
solche Gesetze und Rechte nicht schon seit 40 Jahren 
hat. 

(Dreßler [SPD]: Das Gegenteil stand in der 
Verfassung!) 

— Das steht auf einem anderen Blatt. 

Das Gesetz enthält auch weitergehende Regelun-
gen, z. B. das Aussperrungsverbot. Die Gewerkschaf-
ten — das wissen wir —, z. B. die IG Metall, die sich 
jetzt in der Verhandlungsrunde befindet, wären froh, 
wenn wir einen Gesetzentwurf hätten, der die Aus-
sperrung verbietet, weil es einen unverhältnismäßi-
gen Kraftaufwand von seiten der Unternehmer gegen 
die Gewerkschaften bedeutet, dann, wenn in einem 
Gebiet gestreikt wird, Leute auch in einem anderen 
Gebiet auszusperren und damit dann auch noch die 
Gewerkschaftskasse zu belasten. Das heißt, es gibt in 
dem Gesetz auch Regelungen, die bei uns erwünscht 
wären. 

Ich will dazu gleich sagen: Der Vorteil, daß es über-
haupt ein solches Gesetz gibt, wird, wenn es zu die-
sem Einigungsprozeß kommt, darin liegen, daß es 
eine Diskussion darüber gibt: Was haben wir für ein 
Gesetz, und was haben sie drüben für ein Gesetz? Wir 
werden dann schon herausfinden, was brauchbar ist. 
Dabei werden die Gewerkschaften mitmachen. Dann 
wird — deshalb bin ich froh, daß das Gesetz in diesen 
Tagen dort verabschiedet worden ist — auch das Pro-
blem des Aussperrungsverbots in diese Debatten ein-
gehen. 

Das Problem besteht doch darin: Den Leuten, die 
sich wirklich Gedanken über die Entwicklung ma-
chen, steht doch das Wasser bis zum Hals, 

(Dreßler [SPD]: Ja, das stimmt, der SED steht 
das Wasser bis zum Hals!) 

denn angesichts dessen, daß man immer von Wäh-
rungsunion spricht, daß man von Wirtschaftsunion 
spricht und von der Sozialunion erst in den letzten 
14 Tagen so richtig spricht, nachdem sich die Leute in 
der DDR etwas bemerkbar gemacht haben und Äng-
ste gegenüber dieser Art der Einigung gezeigt ha-
ben 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Stimmt! Das 
habe ich von Anfang an gesagt!) 

— Herr Cronenberg, das wissen Sie doch ganz ge-
nau — , haben die Leute sowohl betreffend Mietrecht, 
Bodenrecht, Eigentumsrecht als auch betreffend die 
Fragen der Mitbestimmung in den Bet rieben schnell 
ein Gesetz zusammengeschustert. Das wäre nicht so, 
wenn wir in dem Prozeß der Einigung, wenn er denn 

kommen soll — auch wir sind dafür, daß er kommen 
soll —, mehr Zeit hätten. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wendehals!) 
Von seiten der SPD, von Willy Brandt, wird gesagt: 

Der Prozeß geht uns zu langsam. — Sie von den Regie-
rungsparteien wollen nach Art. 23 des Grundgesetzes 
verfahren. Sie wollen überhaupt nicht verhandeln und 
reden. Sie wollen die DDR an die Bundesrepublik 
anschließen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Das heißt, Sie wollen die Möglichkeit verbauen, daß 
die Leute drüben und hier miteinander ins Gespräch 
kommen und daß sich der Prozeß über längere Zeit 
hinzieht. Warum eilt es so, wenn wir uns einig sind, 
daß wir die Einigung wollen? Warum regeln wir nicht 
die Fragen, und warum nehmen wir nicht den Leuten 
die Ängste, die sie haben, nämlich daß bei diesem 
Prozeß des Anschlusses viele Dinge verlorengehen, 
sei es z. B. die Mindestrente, die man drüben hat. Es 
ist nicht viel, was dort besser ist; das sehe ich doch 
genauso wie Sie alle. Angesichts dessen, was do rt  bes-
ser ist und was bei uns noch hineinpaßt, sollte man 
sich aber nicht die Chance entgehen lassen, in einem 
Prozeß der Diskussion — aber nicht des Anschlusses, 
wie Sie das wollen — beides zusammenzufügen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär im Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung, Herr Vogt. 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Kollege Hoss, wir sollten es den 
Bürgern der DDR überlassen, ob sie von der Möglich-
keit des Art. 23 des Grundgesetzes Gebrauch machen 
und der Bundesrepublik Deutschland beitreten wol-
len; denn es geht um Beitritt und nicht um Anschluß, 
Herr Kollege. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Das erklären Sie einmal dem Bundes

-

kanzler!) 
Natürlich, wir werden den Bürgern der DDR auch in 
dieser Frage unseren Rat geben, genauso, wie wir 
ihnen unseren Rat in Fragen des Gewerkschaftsgeset-
zes geben — und dabei sind wir jetzt, Herr Kollege. 
Meine Damen und Herren, das gestern von der 

Volkskammer verabschiedete Gewerkschaftsgesetz 
weist gegenüber dem ursprünglichen Entwurf nur 
marginale Veränderungen auf. Deshalb bleibt das Ur-
teil gleich. Dieses Gesetz ist eine Fortführung des alt-
bekannten Sozialismus mit anderen Mitteln. Dieses 
Gesetz ist ein Stolperstein auf dem Weg zu einer 
freien, einer sozialen Gesellschaft in der DDR, ein 
Stolperstein auf dem Weg zur Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion, und es ist ein Schlag in das Gesicht a ll  der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der DDR, 
die sich einen wirklichen Neuanfang versprechen, 
und ist ein Schlag in das Gesicht der deutschen Ge-
werkschaften, die geglaubt haben, mit dem FDGB 
ließe sich eine demokratische, eine freie Arbeitneh-
mervertretung aufbauen. Man kann nur hoffen, daß 
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dieses Gesetz von einem frei gewählten Parlament 
beseitigt wird. Das Gebot der Stunde für die DDR sind 
demokratisch legitimierte Arbeitnehmervertretun-
gen, ist Mitbestimmung und nicht Fremdbestimmung 
der Arbeitnehmer. 

Meine Damen und Herren, dieses Gesetz soll über 
den 18. März hinaus die dominierende Rolle des 
FDGB, der Arbeitsfront der SED in den Bet rieben fest-
schreiben. Nur wer die demokratische Entwicklung in 
der DDR verhindern will, nur wer den wirtschaftlichen 
Aufbau der DDR behindern will, kann ein solches 
Gesetz verabschieden. 

Soziale Marktwirtschaft und die bankrotte Kom-
mandowirtschaft verhalten sich wie Feuer und Was-
ser. Dieses Gesetz ist ein Dinosaurier des alten Sy-
stems, orientiert an den bisherigen Strukturen einer 
staatsabhängigen, allmächtigen Gewerkschaft, die ei-
nen Alleinvertretungsanspruch für alle Arbeitnehmer 
behauptet. Dieses Gesetz vergißt, daß Demokratie 
auch im Wirtschafts- und Sozialbereich Vielfalt, Tei-
lung der Macht und sozialverantwortliches Zusam-
menwirken bedeutet. 

Die DDR braucht keinen Alleinvertretungsanspruch 
des FDGB auf allen Ebenen und in allen Bereichen der 
Gesellschaft. Sie braucht vielmehr erstens eine Tarif-
autonomie, die diesen Namen verdient. Frei gebildete 
Vereinigungen der Arbeitnehmer und der Arbeitge-
ber müssen das Recht erhalten, Tarifverträge abzu-
schließen und notfalls auch Arbeitskämpfe zur Durch-
setzung der tariflichen Ziele zu führen. Zur Sicherung 
der Tarifautonomie gehört ein modernes Tarifver-
tragsrecht. 

Zweitens. Koalitionsfreiheit und Tarifautonomie 
müssen ergänzt werden durch ein Betriebsverfas-
sungsgesetz, das die vertrauensvolle Zusammenar-
beit zwischen Arbeitgebern und Belegschaften im Be-
trieb regelt. Die Bet riebsräte müssen die Interessen 
der gesamten Belegschaft vertreten — ohne Rücksicht 
auf eine eventuelle Gewerkschaftsmitgliedschaft des 
einzelnen Arbeitnehmers. 

Drittens. In der DDR muß in Kapitalgesellschaften 
eine Unternehmensmitbestimmung geschaffen wer-
den, damit die Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten 
von Anfang an an wichtigen unternehmerischen Pla-
nungen und Entscheidungen teilhaben. 

Viertens. Die DDR braucht ein Kündigungsschutz

-

system, das zwar wirtschaftlich unabweisbare Kündi-
gungen nicht verhindert, aber notwendige Personal-
anpassungen sozial verträglich ausgestaltet. Vorbild 
könnte unser Kündigungsschutzrecht sein. Dabei 
denke ich auch an unsere Regelungen für besonders 
schutzbedürftige Arbeitnehmer, z. B. für Schwerbe-
hinderte. 

Fünftens. Für Streitfälle muß eine unabhängige Ar-
beitsgerichtsbarkeit geschaffen werden, in der ähn-
lich wie bei uns Vertreter von Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbänden als ehrenamtliche Richter ne-
ben einem Berufsrichter stark eingebunden sind. 

Sechstens. Die DDR braucht ein funktionierendes 
Arbeitsschutzsystem. 

Meine Damen und Herren, der FDGB und die jet-
zige Volkskammer würden heute glaubwürdiger da-

stehen, wenn sie ihren Blick vorwärts auf diese Pro-
bleme gerichtet hätten, statt den Rückwärtsgang ein-
zulegen. Es wird versucht, alte Macht, die ohnehin 
nicht mehr zu halten ist, zu zementieren. Unsere 
Landsleute in der DDR dürfen und werden sich dies 
nicht bieten lassen. Sie sind das Volk und werden dies 
am 18. März unter Beweis stellen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Scheu. 

Scheu (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Das von einer demokratisch nicht legiti-
mierten Volkskammer noch kurz vor Toresschluß ver-
abschiedete Gesetz über die Rechte des sogenannten 
Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes und die zu-
gleich verfügte Änderung der Verfassung der DDR 
sind Wegmarken zu dem vom FDGB ins Auge gefaß-
ten vereinten sozialistischen deutschen Gewerk-
schaftsstaat. 
Wer ob taktischer Lippenbekenntnisse zur Sozialen 

Marktwirtschaft noch einen Zweifel gehabt hatte — 
dieses Gesetz muß ihn belehren. Zu deutlich wird, 
worum es seinen kommunistischen Initiatoren in der 
DDR und worum es denen geht, die hier Verständnis 
gezeigt haben. Franz Steinkühler, der clevere Vorsit-
zende der IG Metall, sieht das „Diktat kapitalistischer 
Beutegeier" drohen und ist auf dem „dritten Weg" 
des, wie er sagt, beileibe nicht gescheiterten soge-
nannten demokratischen Sozialismus. Er will über die 
Zukunft der Gewerkschaftsrechte in einem geeinten 
Deutschland heute auf dem Territorium der DDR 
— Zitat — entschieden wissen. 
In diesem Kontext steht das Gewerkschaftsgesetz, 

das zwar in letzter Minute noch abgeschwächt, in der 
Grundrichtung aber kaum verändert wurde. Hinter 
dem Gesetz steht zum einen der Versuch, die mate-
rielle und apparative Basis der Einheitsgewerkschaft 
in der DDR vor dem Volkszorn zu retten. Der FDGB 
weiß, daß ihm das Volk die Prachtbauten am Märki-
schen Ufer, die P rivilegien der hauptamtlichen Ge-
werkschaftskader, die Korruption und den Amtsmiß-
brauch der Staatsparteigewerkschaft einstweilen 
nicht verzeihen wird. In generöser Weise sichert das 
Gesetz daher den Restapparat, um ihn im neuen Ge-
wand, aber im alten Geist die Krise überstehen zu las-
sen. Auf dem Umweg über gewerkschaftlich kontrol-
lierte, von den Betrieben finanzierte Fonds mit Zu-
wendungen — im Entwurf hieß es noch „staatlichen 
Zuschüssen" — und vermittels gewerkschaftsgesetz-
licher Garantie der unbehinderten wi rtschaftlichen 
Betätigung — neben dem „Feriendienst" ist aus-
drücklich die „Leitung der gesamten Sozialversiche-
rung " genannt; Wohnungsbaugesellschaften à la 
Neue Heimat fehlen bezeichnenderweise — sollen 
Tausende Funktionäre von dem Risiko freigestellt 
werden, ihre überdurchschnittlichen Gehälter könn-
ten bei Sinken der Mitgliederzahlen nicht weiter ge-
zahlt werden. Wo könnten sie auch sonst so relativ gut 
verdienen? In der Baukompanie DDR beim Wieder-
aufbau des von ihnen ruinierten Landes bestimmt 
nicht. Das läge als tätige Reue zwar nahe, aber wer 
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stellte solche Trümmerspezialisten schon ein? Sozia-
lismus, meine Damen und Herren, ist der stets erfolg-
reiche Versuch: Trümmer schaffen ohne Waffen. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Sehr originell ist das 
nicht!) 

Nun, Besitzstandswahrung scheint an sich kein 
strafwürdiges Anliegen zu sein. Gravierender ist, wo-
für und zu welchem Zweck das Gesetz dienen soll. 
Das Gesetz und die Verfassungsänderung gewährlei-
sten der Gewerkschaft den Zugang, d. h. Sendezei-
ten, zu allen Medien, das unbeschränkte Recht der 
Gesetzesinitiative und der Mitwirkung an der Recht-
setzung auf allen Ebenen, das Recht zur Überwa-
chung und Kontrolle des Gesundheits-, Arbeits- und 
Umweltschutzes, das Recht zur jederzeit ungehinder-
ten Einsicht in bet riebliche Unterlagen, das Recht, alle 
betrieblichen Fragen, die die Arbeits- und Lebensbe-
dingungen der Werktätigen betreffen, d. h. auch die 
Änderung der Produktion oder die Umwandlung in 
Privateigentum, mitzubestimmen, das Recht, mißlie-
bige Unternehmerentscheidungen auszusetzen und 
gegen sie vor Ge richt vorzugehen, das Recht auf 
Streik; und wer sie dabei, etwa als sogenannter 
Streikbrecher, behindert, dem drohen möglicher-
weise sogar strafrechtliche Sanktionen. 
Die Unternehmungen selbst werden demgegen-

über natürlich relativ wehrlos gestellt. Jegliche Aus-
sperrung, auch die Abwehraussperrung, ist verboten, 
und sie darf weder direkt noch indirekt als Arbeits-
kampfmittel eingesetzt werden. 
In allen Fällen der mittelbar arbeitskampfbedingten 

Produktionsstörungen ist die Lohnfortzahlung gesetz-
lich zu gewährleisten. Und überhaupt, bei Arbeits-
kämpfen kann die Gewerkschaft Schaden anrichten, 
wie sie will, das Gesetz stellt sie von Schadensersatz-
ansprüchen frei. 
Dieses Gesetz, meine Damen und Herren, ist nichts 

anderes als die alte Monopolstrategie der Kommuni-
sten im neuen Gewand. Die Gewerkschaft will sich 
nicht mit bloßer Gegenmacht, geschweige denn mit 
Sozialpartnerschaft begnügen. 

(Dr. B riefs [GRÜNE]: Das ist doch infam!) 
Sie erklärt sich mit diesem von ihr in die Volkskammer 
eingebrachten Gesetz zur faktischen Nebenregierung 
und, nachdem das Volk der SED die Macht entwun-
den hat, zum Oberunternehmen im Staat. Die DDR 
soll ein FDGB-Konzern, das geeinte Deutschland spä-
ter ein Gewerkschaftsstaat werden. 

(Kirschner [SPD]: Und dem stimmt die Ost-
CDU zu!) 

Das verspricht nicht unbedingt Gutes, und es zeigt, 
was ein vereintes Deutschland braucht: Freiheit statt 
Sozialismus, soziale Marktwirtschaft statt Machterhalt 
für den FDGB. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort  hat der Abgeord-
nete Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Auch wir halten dieses Ge-
setz, das in der DDR verabschiedet worden ist, für ein 

Investitionserschwernisgesetz; so würde ich es einmal 
nennen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Tatsache ist aber, daß der Deutsche Gewerkschafts-
bund schon zu diesem Gesetz, aber auch zu jedem 
anderen Gewerkschaftsgesetz nein gesagt hat. Das 
wollen wir einmal festhalten. 

Ich verstehe nur nicht, warum die CDU/CSU diese 
Aktuelle Stunde beantragt hat. 

(Andres [SPD]: Das verstehen sie selber 
nicht!) 

Hier werden politische Popanze aufgebaut und psy-
chologische Hemmnisse errichtet. Indem wir darüber 
diskutieren, erschweren wir zusätzlich die Investitio-
nen, die drüben dringend erforderlich wären. 

(Bohl [CDU/CSU]: Ach nein, ich dachte, das 
Gesetz sei schuld!) 

Tatsache ist eben auch — was uns schon zugerufen 
wurde — , daß die CDU in der DDR, Ihr Verbündeter in 
der Allianz, diesem Gesetz zugestimmt hat oder es 
weitgehend akzeptiert hat. Zumindest haben Sie dies 
kräftig unterstützt. Das wollen wir festhalten, und des-
halb gilt meine Frage einmal mehr: Warum haben Sie 
eigentlich diese Aktuelle Stunde beantragt? 

Meine Damen und Herren, die soziale Marktwirt-
schaft ist aus unserer Sicht kein geschlossenes Sy-
stem. Es gibt laufend etwas daran zu verbessern. Ich 
sage einmal: Natürlich gehören Gewerkschaften, 
Streikrecht und Tarifautonomie zwingend zu einer 
sozialen Marktwirtschaft. Notwendig ist aber immer 
—darum bitte ich — , daß wir differenzie rt  argumen-
tieren. 

Es ist völlig verfehlt, wenn die CDU meint, von Bonn 
aus nun Wahlkampf in der DDR machen zu müssen. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Die SPD 
macht das nicht, oder wie?) 

—Wir sind dazu gezwungen. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Dr. B riefs 
[GRÜNE]: Hier geht es um Beschäftigten

-

rechte!) 

Übersehen wir doch bitte nicht, daß es in unserer 
sozialen Marktwirtschaft auch viele Fehler gibt. Ich 
erinnere z. B. daran, daß der Kapitalmarktzins, der 
Zins für Kredite, in der letzten Zeit enorm gestiegen 
ist. Er ist in einer Weise gestiegen, wie das noch nie-
mals vorher der Fall war. Dies erschwert auch bei uns 
erheblich die Investitionen. 

Ich weiß auch davon zu berichten, daß manche 
Märkte bei uns nicht offen sind, daß es Machtballun-
gen gibt und daß bei etwa 50 % des BSP der Staat 
direkt oder indirekt interveniert. Auch dies ist ein In-
vestitionshemmnis. 

Schließlich sage ich, daß es eine ungerechte Ein-
kommens- und Vermögensverteilung in unserer Ge-
sellschaft gibt. Zu einem Investitionsprozeß auf Dauer 
gehören sowohl vernünftige Angebotsbedingungen 
als auch eine entsprechende Nachfrage und entspre-
chende Absatzmöglichkeiten. 
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Dr. Jens 
Ich will Ihnen ehrlich sagen — das habe ich schon 

wiederholt festgestellt — : Ich halte es für unmöglich, 
daß bei uns z. B. der Chef von Sp ringer etwa fünfzig-
mal mehr verdient als ein durchschnittlicher Arbeit-
nehmer. Dies hat mit einer gerechten Einkommens-
verteilung überhaupt nichts mehr zu tun. 

(Beifall bei der SPD — Bohl [CDU/CSU]: 
Wieviel verdient denn der Herr Lahnstein? — 
Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Wie-

viel verdient denn Herr Breit?) 
Das ist ein Beispiel, das man durchaus bringen kann. 
Der hat vierzigmal so viel, andere haben fünfundvier-
zigmal so viel Einkommen. Irgendwo hört es auf. 
Wenn der Kanzler zehnmal mehr verdient als der 
durchschnittliche Arbeitnehmer, dann würde ich ihm 
das gönnen und sagen: Das hat mit Leistung vielleicht 
indirekt etwas zu tun. 

(Lachen bei der SPD — Dreßler [SPD]: Nicht 
in diesem Fall, Herr Kollege! Im allgemei-

nen!) 
Bei fünfzigmal mehr Einkommen stecken sich einige 
die Tasche voll, die an der Krippe sitzen und kräftig 
zulangen, meine Damen und Herren. Das wollen wir 
doch einmal festhalten. 
Ich glaube — das will ich zum Schluß sagen — , wir 

hätten beim Aufbau der sozialen Marktwirtschaft 
schon viel weiter sein können. Wir Sozialdemokraten 
haben im Januar dieses Jahres ein Sofortprogramm 
gefordert. Darin steht z. B., daß es notwendig ist, end-
lich die COCOM-Liste zu beseitigen, damit drüben 
modernste Investitionen getä tigt werden können. Das 
wäre dringend erforderlich, wenn wir Wirtschaft um-
strukturieren wollen. Darin steht, daß wir endlich et-
was für den Aufbau der wirtschaftsnahen Infrastruk-
tur tun müssen. Wo soll denn ein Unternehmer inve-
stieren, wenn keine Straßen vorhanden sind? Es steht 
z. B. darin, daß wir ein neues, modernes Telefonnetz 
brauchen. Wie will man Geschäfte machen, wenn 
man nicht telefonieren kann? All dies hätte diese Re-
gierung schon anpacken können. 
Ich sage noch einmal: Sie sollte fairerweise den Bür-

gern in dieser Republik auch sagen, was das alles 
kostet; denn Kosten kommen auf die Bürger zu. Die 
Bürger werden sich hinterher bei Ihnen beschweren, 
wenn sie das nicht schon im voraus erfahren. Also 
packen Sie diese Sachen, die wir schon lange gefor-
dert haben, endlich an, damit drüben investiert wer-
den kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Funke. 

Funke (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! In der Tat kann das Gesetz über die Rechte 
der Gewerkschaften in der DDR genausogut mit dem 
Titel „Antiinvestitionsgesetz" überschrieben werden. 
Offensichtlich haben sich die Volkskammer, die Ge-
werkschaften und die gesellschaftlichen Kräfte in der 
DDR einschließlich der Parteien noch nicht auf die 
veränderten politischen und wirtschaft lichen Verhält-
nisse eingestellt. Verbal wird zwar bekundet, daß man  

die soziale Marktwirtschaft wolle und diese gemein-
sam mit einer Währungsunion auch einzuführen 
habe; tatsächlich wird aber noch in den alten Struktu-
ren und Denkweisen gehandelt. 

Die Macht der Gewerkschaften in den Bet rieben 
und in der Gesellschaft zu stärken, ohne dabei die 
Grundsätze der Mitbestimmung und des Betriebsver-
fassungsgesetzes der Bundesrepublik Deutschland 
anzuwenden, ist kontraproduktiv. Hier sollen offen-
sichtlich nur alte Besitzstände des FDGB und von des-
sen Funktionären gesichert werden. 

Ich weiß, daß dem vom FDGB vorgelegten Gesetz-
entwurf in der gestrigen Volkskammersitzung eine 
Reihe von Giftzähnen gezogen worden sind. Dem-
nach soll den Gewerkschaften kein Vetorecht auf dem 
Gebiet des Sozial- und Rentenrechts, der Preise, der 
Besteuerung, des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 
sowie des Umweltschutzes gegeben werden. Die DDR 
möchte aber die Mitbestimmung im Betrieb für die 
Gewerkschaften in extensiver Weise gesichert sehen, 
auch wenn damit ein bet riebliches Vetorecht nicht 
gegeben ist. 

Wer glaubt eigentlich ernsthaft, daß westdeutsches 
Kapital in die Betriebe der DDR fließt, wenn der 
FDGB, der in den letzten Jahren und Monaten nicht 
gerade seinen wirtschaftlichen Sachverstand bewie-
sen hat, wirtschaftliche Entscheidungen konterkarie-
ren kann? 

Aus diesem Grunde kann nur erneut betont werden, 
daß dieses Gesetz in der vorliegenden Form ein Inve-
stitionshindernis erster Klasse ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn wir uns auf den Weg zur deutschen Einheit 
begeben wollen, bedeutet dies, daß wir auf den Weg 
zur deutschen Wirtschafts- und Währungseinheit ge-
hen müssen. Dies geht nur über die Einführung unse-
res Systems der sozialen Marktwirtschaft. 

Ich gebe Ihnen recht, Herr Dr. Jens, daß dies ein 
offenes System sein muß und kein geschlossenes Sy-
stem sein darf. 

Wir sind aber nicht bereit, an sozialistischen Expe-
rimenten, an sozialistischen Reparaturbetrieben mit-
zuwirken. Auch der FDGB und die Volkskammer 
müssen sehen, daß der bisherige Weg des real existie-
renden Sozialismus ein real existierender Wirtschafts-
zusammenbruch ist. Hier hilft nur eine radikale Um-
kehr des Wirtschaftssystems. Insoweit war das ge-
strige Gewerkschaftsgesetz eine weitere Warnung, 
auf diesem Weg nicht weiterzugehen, da auf diese 
Weise eine gemeinsame Wirtschaftsordnung nicht 
herzustellen ist. 

Ich bin sicher, daß wir alle hier im Hause meinen, 
daß eine Einheit auch über eine Wirtschaftsordnung 
hergestellt werden sollte. Dann müßten wir aber auch 
dagegen sein, daß hier sozusagen noch in letzter Mi-
nute versucht wird, diese Gemeinsamkeit zu konter-
karieren. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Hoss. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Der hat doch schon 
gesprochen!) 

Hoss (GRÜNE): In den zwei Minuten, die mir noch 
zur Verfügung stehen, möchte ich noch einmal darauf 
verweisen, daß es selbstverständlich ist, daß in diesem 
Prozeß, der derzeit in Deutschland abläuft, die Kapi-
talseite versucht, bei dieser ganzen Aktion möglichst 
ihre Gewinne zu machen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
— Sie werden sehen, daß trotz dieser Unkenrufe, dies 
sei das größte Antiinvestitionsgesetz, das Kapital flie-
ßen wird. In 14 Tagen oder zwei Monaten werden wir 
wieder darüber sprechen. Das Problem besteht da rin, 
daß auch die Arbeitnehmer in diesem Prozeß versu-
chen müssen, aus der Lage das Beste zu machen. Und 
da sehe ich eben in der DDR einen Prozeß, der derzeit 
behindert wird. Es gibt in den Bet rieben eine Ausein-
andersetzung über die Selbstorganisation von Arbei-
tern in den Unternehmen in der Form von Betriebsrä-
ten, die sich gegen die Staatsgewerkschaft FDGB 
richtet. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Natürlich!) 
— Natürlich ist das so. — Dieser Prozeß wird aber 
dadurch behindert, daß man jetzt zugelassen hat, daß 
durch eine Beschleunigung des Vereinigungsprozes-
ses der FDGB sozusagen Wasser auf die Mühlen be-
kommen hat, in letzter Minute noch ein solches Ge-
setz einzubringen, das sicher auch seine Tücken hat. 
Aber das Problem besteht da rin, daß wir sehen müs-
sen, daß wir einen Prozeß unterstützen sollen, der die 
Selbstorganisation der Arbeiter in den Bet rieben 
stützt, und zwar auch gegen den Alleinvertretungsan-
spruch des FDGB, der nach wie vor vorhanden ist; das 
sieht man ganz deutlich. 
Ich darf zum Abschluß noch sagen: Wenn wir hier 

ganz offen und ehrlich darüber sprechen: Da liegen ja 
auch die Schwierigkeiten des DGB im Umgang mit 
dem FDGB. Es gibt da auch Schwierigkeiten im lege-
ren Umgang z. B. mit dem Gewerkschaftspluralismus 
oder mit der inneren Demokratie oder auch mit der 
Kontrolle der Funktionäre. Sehen wir in die Aufsichts-
räte, was da passiert! 
Gerade in dem Prozeß, der in der DDR abläuft — 

daß man da versucht, die Selbstorganisation auf an-
dere Weise zu bewerkstelligen und sich nicht in das 
Bett des FDGB pressen zu lassen — liegt doch gerade 
die Chance für uns alle, daß in einem vereinten 
Deutschland auch diese Seite besser behandelt 
wird. 
Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft, Herr Beckmann. 

Beckmann, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Wirtschaft: Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen! Meine Herren! Die zarte Pflanze erster 
Ansätze marktwirtschaftlicher Reformen in der DDR  

wird von diesem Gewerkschaftsgesetz in der Tat 
schwer verhagelt. Es wird erneut deutlich: Die altge-
dienten Genossen der SED-PDS haben noch nicht be-
griffen oder wollen noch nicht begreifen, was eigent-
lich soziale Marktwirtschaft ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Dieses Gewerkschaftsgesetz ist ein Gesetz aus der 
sozialistischen Rumpelkammer, und da, wo es her-
kommt, soll es auch schnellstens wieder hin. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Andres  [SPD]: Rumpeldipumpel!) 

Dieses Gesetz bewegt sich in den Denkstrukturen der 
traditionellen Planwirtschaft. Gelebte Sozialpartner-
schaft zwischen freien Gewerkschaften und p rivaten 
Arbeitgeberverbänden geht nun einmal nicht in diese 
Betonköpfe der SED-PDS-Genossen und ihrer Vasal-
len im FDGB hinein. 

(Zurufe von der SPD: Und der LPD!) 

Das Gesetz ist ein Instrument zur Machterhaltung von 
Gewerkschaftspositionen auch über die Tage des 
FDGB hinaus. Unter dem Deckmantel der gewerk-
schaftlichen Organisation will die SED-PDS weiter in 
die Betriebe hineinregieren. 

Ich frage mich nun: Wie wi ll  man mit einer derarti-
gen Gewerkschaftsmacht das dringend benötigte pri-
vate Kapital aus dem Westen in die DDR locken, um 
durch neue Investitionen die Produktivität der DDR

-

Wirtschaft zu verbessern? Dieses Gesetz ist in der Tat 
ein Investitionsverhinderungsgesetz. P rivates Kapital 
ist, wie wir wissen, scheu wie ein Reh. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es wird von diesem Gesetz dauerhaft abgeschreckt. 
Die Attraktivität des Investitionsstandorts DDR wird 
gravierend belastet oder sogar auf Null reduziert. 

Mich macht es eigentlich betroffen, wie dieses Ge-
setz die tatsächlichen Wünsche, die Hoffnungen und 
auch die Sehnsüchte der Menschen in der DDR miß-
achtet. Die friedliche Revolution der Menschen war 
gegen Bevormundung und auf Verwirklichung von 
mehr Freiheit und mehr Individualität gerichtet. Die 
Menschen haben es doch einfach satt, fremdbestimmt 
zu leben und sich den Kommandos nichtdemokratisch 
legitimierter Macht unterwerfen zu müssen. Wie we-
nig wird dieses Gesetz den Hoffnungen der Menschen 
gerecht! Glaubt man wirk lich, mit diesem Gesetz den 
Menschen in der DDR gerade in der Arbeitswelt eine 
Perspektive zu geben, die sie zum Bleiben veranlaßt 
und die neue Motivation schafft? 

Das Gesetz zielt auf Fremdbestimmung der unter-
nehmerischen Entscheidungen von außen durch die 
Gewerkschaften. Mit unserer Mitbestimmung und 
unserer Betriebsverfassung hat es nichts gemein. Un-
ser marktwirtschaftliches System läßt sich mit dieser 
planwirtschaftlichen Mißgeburt nicht vergleichen. 

Meine Damen und Herren, das Gesetz soll zudem 
Betriebe in jeder Eigentumsform und unabhängig von 
ihrer Größe erfassen. Die Entwicklung einer lei-
stungsfähigen mittelständischen Unternehmensstruk-
tur wird damit von vornherein verhindert. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Parl. Staatssekretär Beckmann 
Welchen mittelständischen Unternehmer läßt nicht 
der Gedanke schauern, daß seiner unternehmeri-
schen Initiative gewerkschaftliche Fesseln angelegt 
werden sollen? 

(Dreßler [SPD]: Was sind das für Fesseln? — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Ich möchte, meine Damen und Herren, einige be-
sonders gravierende Mängel dieses Gesetzes bei-
spielhaft nennen: das vorgesehene Initiativrecht der 
Gewerkschaften zur Einbringung von Gesetzentwür-
fen in die Volkskammer 

(Dreßler [SPD]: Reden Sie doch nicht immer 
von „Gewerkschaften" ! Wen meinen Sie ei-

gentlich?) 

und die Mitwirkung bei Rechtsvorschriften über Ar-
beits- und Lebensbedingungen der Werktätigen, die 
Mitbestimmung der Betriebsgewerkschaftsorganisa-
tion bei allen betrieblichen Entscheidungen. Hinzu 
kommt, daß alle Entscheidungen der Bet riebsleitung 
von den Betriebsgewerkschaftsorganisationen, wie es 
heißt, „suspendiert" werden können. Ich nenne das 
Verbot der Aussperrung und damit die Verletzung des 
Grundsatzes der Kampfparität. Schließlich nenne ich 
die Kontroll- und Einsichtsrechte der Gewerkschaften 
in den Betrieben. Sämtliche Aktivitäten der Gewerk-
schaftsvertreter sind zudem durch die Unternehmen 
zu finanzieren. 

Meine Damen und Herren, nach dem Entwurf wird 
letztendlich die Wirtschafts-, Arbeits- und Sozialord-
nung der DDR, einschließlich des Gesundheits- und 
Umweltschutzes, der gewerkschaftlichen Mitwirkung 
voll unterworfen. Ich frage mich, ob ein derar tiges 
Machtpotential mit einer demokratischen Staatsver-
fassung, in der alle Gewalt auch demokratisch legiti-
miert werden muß, noch zu vereinbaren ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, könnte eine 
Gewerkschaft mit dera rt  weitgehenden Rechten nicht 
als Tarifvertragspartei akzeptiert werden, weil weder 
politische Unabhängigkeit noch das für die Tarif auto-
nomie wesentliche Prinzip der Verhandlungsparität 
gewährleistet werden. 

Innerbetrieblich würde das angestrebte System Be-
triebsräte, die von allen Arbeitnehmern und nicht nur 
von Gewerkschaftsmitgliedern frei gewählt werden, 
überflüssig machen. Unter diesem Aspekt bedeutet 
der Gesetzentwurf nicht nur eine Absage an ein Be-
triebsverfassungssystem in Anlehnung an das Modell 
der Bundesrepublik, sondern letztlich sogar ein In-
strument zu dessen Verhinderung — unabhängig von 
allen gegenteiligen Beteuerungen. 

Meine Damen und Herren, der Aufbau eines markt-
wirtschaftlichen Systems, das letztlich auf eine Ausba-
lancierung der Kräfte beruht, ist mit einem solchen 
Gewerkschaftsgesetz von vornherein zum Scheitern 
verurteilt. 

Ich denke, was die DDR jetzt braucht, ist eine so-
ziale Arbeitsverfassung für mündige Arbeitnehmer. 
Das setzt aus unserer Sicht voraus: erstens einen an-
gemessenen Schutz des einzelnen Arbeitnehmers im 
Betrieb; zweitens eine aus freien Wahlen hervorge-

gangene Interessenvertretung der Arbeitnehmer, 
d. h. einen Betriebsrat; 

(Dreßler [SPD]: Freie Gewerkschaften!) 

drittens ein ausgewogenes Geflecht von Mitwir-
kungsrechten der Arbeitnehmervertreter im Betrieb; 

(Dreßler [SPD]: Freie Gewerkschaften!) 

viertens die Schaffung der Voraussetzungen für eine 
Vertretung der Arbeitnehmer in den Kontrollorganen 
in Großunternehmen; 

(Dreßler [SPD]: Freie Gewerkschaften!) 

fünftens eine auf der Vereinigungsfreiheit des einzel-
nen basierende freiheitliche, pluralistische Gewerk-
schaftsstruktur 

(Dreßler [SPD]: Was heißt das denn? — An

-

dres [SPD]: Hört! Hört!) 

sowie die Schaffung unabhängiger Unternehmens-
verbände; 

(Scheu [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

sechstens die Ablösung der alten Rahmenkollektiv-
ordnungen durch frei ausgehandelte Tarifverträge 
zwischen freien Gewerkschaften und freien Arbeitge-
berverbänden; 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Aussperrungsverbot!) 

siebtens den Aufbau einer unabhängigen rechtsstaat-
lichen Arbeitsgerichtsbarkeit und schließlich — ach-
tens — die Möglichkeit der Kapitalbeteiligung von 
Arbeitnehmern an Unternehmen. 

(Dr. Thomae [FDP]: Richtig!) 

Meine Damen und Herren, es gilt, die einfachen 
marktwirtschaftlichen Wahrheiten konsequent umzu-
setzen. Bertolt Brecht hat einmal gesagt: „Nur belehrt 
von der Wirklichkeit können wir die Wirklichkeit än-
dern. " 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Dann machen Sie das 
einmal!) 

Die DDR muß endlich Abschied nehmen von planwirt-
schaftlichen Luftschlössern und von Illusionen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Schreiber. 

Schreiber (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Als ich den Kollegen Dreßler die 
ersten Sätze reden hörte, dachte ich: Das wird ja eine 
muntere Diskussion pro und kontra. Dann hat der Kol-
lege Dreßler aber eine ganze Reihe von Aussagen 
gemacht, die von der CDU/CSU geradezu euphorisch 
beklatscht worden sind. Herr Kollege Dreßler, ich 
habe den Eindruck, Sie haben noch nie so viel Beifall 
wie heute nachmittag von der CDU/CSU bekom-
men. 

(Reimann [SPD]: Sind Sie anderer Mei

-

nung?) 

— Nein, ich wollte das nur einmal mit eingebracht 
haben, weil das ja auch ein Stückweit dafür spricht, 
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Schreiber 

daß es auch Bereiche gibt, in denen man parallel mit-
einander sprechen, diskutieren kann. 

Meine Damen und Herren, um was geht es denn am 
heutigen Nachmittag? Der Prozeß der Vereinigung 
der beiden deutschen Staaten hat — das ist doch die 
Problematik — eine Dynamik erhalten, die uns dazu 
zwingt, uns über das Zusammenwachsen der einzel-
nen Politikbereiche Gedanken zu machen. Wir sagen 
ja immer: Es muß zusammenwachsen, aber es darf 
nicht wild zusammenwachsen. Wenn es darum geht, 
ein kontinuierliches Zusammenwachsen zu garantie-
ren, müssen wir uns, denke ich, sehr wohl mit Initia-
tiven und Gesetzen befassen, die jetzt in der DDR ver-
abschiedet werden und die eine Auswirkung auf un-
ser Zusammenwachsen haben. 

Weil ich dieser Auffassung bin, glaube ich — ich 
sage das ganz deutlich — , daß das Gewerkschaftsge-
setz, das gestern in der Volkskammer verabschiedet 
wurde, das falsche Gesetz zum falschen Zeitpunkt 
ist. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Mit der CDU! — Hey-
enn [SPD]: Warum hat die CDU mitge-

stimmt?) 

Stellt man die Frage, warum die Bundesrepub lik 
Deutschland heute nicht nur für die Menschen aus der 
DDR so attraktiv ist, so lautet die Antwort: Es sind 
natürlich auch die wirtschaftliche Attraktivität und die 
wirtschaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland. Die ist doch nicht vom Himmel gefallen. 
Sie war möglich durch die Rahmenbedingungen, sie 
war möglich durch die Soziale Marktwirtschaft — das 
ist doch einer der Kernpunkte — , sie war möglich 
durch die soziale Partnerschaft. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie war möglich auf 
Grund des Fleißes der deutschen Arbeiter!) 

Starke Gewerkschaften als Interessenvertreter der 
Arbeitnehmer auf der einen Seite, Unternehmer mit 
Kapital, mit Gestaltungs- und Entscheidungsfreiräu-
men auf der anderen Seite, Tarifautonomie, Streik-
recht ohne Beteiligung des Staates — das waren und 
sind doch die Trümpfe, die bei uns gestochen haben. 
Deshalb meine ich: Sie sind wesentliche Bestandteile 
des Fundaments, auf dem die wirtschaftliche Entwick-
lung in der Bundesrepublik Deutschland ruht. 

Was folgt daraus? Die Arbeitnehmerschaft der DDR 
braucht demokratische, staats- und parteipolitisch un-
abhängige, starke Gewerkschaften. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Sie benötigt Betriebsräte, die unabhängig von der Be-
triebsleitung sind, so wie es die Bet riebsräte in der 
Bundesrepublik Deutschland sind. Beides gehört un-
abdingbar zur Sozialen Marktwirtschaft. Ich denke, 
nur mit dem Begriff Soziale Marktwirtschaft ist die 
Wirtschaft der DDR nicht zu retten. Ich glaube, es ist 
wichtig, festzustellen: Eine marktwirtschaftliche 
Tarnkappe reicht nicht aus. Der Beg riff muß mit Le-
ben, mit konkreten Entscheidungen gefüllt werden. 

So gibt es eine ganze Menge von Fragen im Zusam-
menhang mit dem verabschiedeten Gesetz. Ich 
möchte nur einige wenige nennen. 

Ist es nicht so — das ist ja angesprochen worden —, 
daß es hier darum geht, eine Monopolstellung des 
FDGB zu zementieren? Die Gewerkschaftsbewegung 
ist immer auch eine Basisbewegung, hat der Vorsit-
zende des DGB gesagt. Er hat darauf hingewiesen, 
daß das von der Basis her aufgebaut werden muß. Das 
ist beim FDGB ganz sicher nicht der Fall. 
Ich möchte hinzufügen: Es gibt bekannterweise und 

glücklicherweise in der Gewerkschaftsbewegung der 
DDR Reformkräfte, die dieses Gesetz nicht wollen. Ich 
denke dabei an die Metallarbeiter innerhalb des 
FDGB. Diese haben wohl den Braten gerochen, der 
hier angerichtet werden soll. 
Es geht auch darum — lassen Sie mich das mit Blick 

auf die Diskussionen in der DDR hinzufügen; ich habe 
eine ganze Reihe solcher Diskussionen mitmachen 
können — , daß es starke Einzelgewerkschaften gibt, 
daß der Aufbau starker Einzelgewerkschaften forciert 
wird. Ich meine, es ist besser, von der Basis her zu 
einem Neuaufbau zu kommen. Auch dem wider-
spricht im Grunde genommen dieses Gewerkschafts-
gesetz im Kern. 
Lassen Sie mich zusammenfassen: 
Erstens. Grundsätzlich ist dieses Gesetz ein Funk-

tionärerhaltungsgesetz, ein Betriebsratsverhinde-
rungsgesetz und ein Investitionsverhinderungsge-
setz. 
Zweitens. Die in § 8 zugestandenen Rechte für die 

Gewerkschaftsvertreter sind in einer Konkurrenzwirt-
schaft unmöglich. Die Gewerkschaftsvertreter unter-
liegen keiner Schweigepflicht über betriebsinterne 
Angelegenheiten wie der Betriebsrat bei uns. 
Drittens. Das in § 10 Abs. 1 vorgesehene Recht der 

Gewerkschaften zur Gesetzesinitiative kann und darf 
es in einem freiheitlichen gesellschaftlichen System 
nicht geben. 
Viertens. In § 12 soll die alte Ro lle des FDGB in den 

Betrieben sichergestellt werden, indem nicht frei ge-
wählte Betriebsgewerkschaftsleitungen für die Ar-
beitnehmer entscheiden sollen. Dies ist ein Verstoß 
gegen die Vereinigungsfreiheit, gegen das Prinzip 
demokratisch gewählter Belegschaftsvertreter. Es be-
deutet die Atomisierung des Tarifvertragsrechtes, da 
überbetriebliche Tarifverträge verhindert werden. 
Meine Damen und Herren, ich denke, es ist wichtig, 

dies auch an einem solchen Nachmittag deutlich zu 
machen. Wenn es richtig ist, daß wir in den nächsten 
Monaten alles tun sollen und wollen, um zusammen-
zuwachsen, dann muß dies kontinuierlich geschehen 
und dann ist es auch unser Recht und unsere Pflicht, 
unsere Meinung zu dem zu sagen, was aktuell in der 
DDR geschieht und was sich dort entwickelt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Andres. 

Andres (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich zitiere eine große, überregionale Tages-
zeitung: 

Die Ost-Berliner Volkskammer hat ein Gewerk

-

schaftsgesetz verabschiedet. Nach kurzer De

-

batte stimmte die Mehrheit der 385 Abgeordne- 
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Andres 

ten dem neuen Gesetz in zweiter Lesung zu. 
Sechs Parlamentarier votierten dagegen. 53 ent-
hielten sich der Stimme. 

Ich frage diese Seite des Hauses, wo denn diejenigen, 
die Ihnen sonst immer als Bündnispartner dienen, bei 
dieser Debatte in der Volkskammer waren. 

(Dreßler [SPD]: Interessante Frage!) 

Was haben Sie eigentlich Ihren Bündnispartnern in 
der Volkskammer gesagt, als es darum ging, dagegen 
anzutreten, zu diskutieren und die Voraussetzungen 
zu schaffen, ein solches Gesetz möglicherweise zu 
verhindern? Auf diese Frage an die rechte Hälfte die-
ses Hauses hätte ich gern eine Antwort. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Und wie hat 
die FDP das politisch kommentiert? — Scheu 
[CDU/CSU]: Unsere Partei ist die DSU, die 

Deutsche Soziale Union!) 

Ich will  hier festhalten: Das Gewerkschaftsgesetz 
der DDR ist für mich Ausdruck alten Denkens, und 
zwar Wort  für Wort . 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Willst du weniger 
Rechte?) 

Die Machtstrukturen der SED-Kader sollen mit die-
sem Gesetz fortgeschrieben werden. Für mich ist es 
kein Zufall, daß der FDGB-Kongreß am 31. Januar 
und 1. Februar dieses Gesetz auf den Weg gebracht 
und diese Volkskammer ohne Not das Gesetz noch 
wenige Tage vor der ersten freien Wahl verabschiedet 
hat. 

Im Gewerkschaftsgesetz heißt es, daß die Gewerk-
schaften bei allen Gesetzen, die das Arbeitsleben be-
treffen, mitreden dürfen. 

(Dr. Briefs [GRÜNE]: Ist doch richtig!) 

Dies ist für mich eine völlig klare Position. Für mich ist 
auch klar, Herr Beckmann, daß die vorbereitete Be-
stimmung, daß alle Gesetze der Zustimmung der Ge-
werkschaften bedürfen, durch die Volkskammer ver-
ändert, gestrichen worden ist. 

Nach dem Gesetz haben die Gewerkschaften das 
Recht des Zugangs zu allen Medien. Dies halte ich für 
eine Selbstverständlichkeit. Aber ich muß das nicht 
alles gesetzlich regulieren. Ich muß es dann gesetzlich 
regulieren, wenn ich damit die Absicht verbinde, daß 
die alten Kader, die sich im FDGB über dieses Gesetz 
festsetzen, auch über diesen Weg weiterhin einen 
starken Zugriff auf die Medien haben sollen. 

Man hört: Ein gesondertes Betriebsverfassungsge-
setz soll die Arbeit von Bet riebsräten regeln. Aber im 
Gesetz steht: „Die Gewerkschaften überwachen und 
kontrollieren den Gesundheits-, Arbeits- und Um-
weltschutz. " Auch das heißt altes Denken. Mit Rechts-
staatlichkeit hat das meiner Einschätzung nach nichts 
zu tun. 

Das heißt auch, daß für Bet riebsräte kein Raum ge-
geben ist. Die Arbeitnehmer in der DDR stehen vor 
der Frage: Wollen wir ein Betriebsrätesystem, oder 
wollen wir das überkommene System der Betriebsge-
werkschaftsleitungen? 

(Dreßler [SPD]: So ist es!)  

Aus eigenen Erfahrungen weiß ich, daß die Betriebs-
gewerkschaftsleitungen vor dem Hintergrund dessen, 
was sie 40 Jahre lang getan haben, bei den Arbeitneh-
mern restlos desavouiert sind und jedes Vertrauen 
verloren haben. 

(Dreßler [SPD]: Sehr wahr!) 

Diese Konstruktion über ein Gesetz weiter festzu-
schreiben, kann nur darauf zurückzuführen sein, daß 
im FDGB zwar die erste Garde durch die zweite Garde 
ersetzt wurde, die Machtstrukturen im FDGB entspre-
chend den alten SED-Kadern sich damit aber nicht 
geändert haben. 

Ich trete dafür ein, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, daß es große und freie Gewerkschaften in 
der DDR gibt. Ich sage auch der Koalition — weil man 
die Zwischentöne gut hören muß — : Für mich als 
engagierten Gewerkschafter ist es nicht mit einem 
Betriebsrätesystem getan. Ich trete dafür ein, daß sich 
die Bürgerinnen und Bürger der DDR große, starke 
und freie Gewerkschaften gründen und schaffen 

(Dreßler [SPD]: Das ist richtig!) 

und daß diese großen und starken Gewerkschaften 
das Rückgrat für die Betriebsrätearbeit in der DDR 
bilden. 

(Beifall bei der SPD — Lummer [CDU/CSU]: 
So wie bei uns!) 

Ich sage Ihnen noch etwas. Ich war am vergangenen 
Donnerstag in der DDR bei einem Wahlkampfeinsatz. 
Da sagen mir die Menschen: Alle unsere Betriebslei-
ter haben das SED-Abzeichen abgelegt, und die ver-
halten sich jetzt so, wie sie uns vorher immer die bösen 
Kapitalisten geschildert haben. — Da wird die Frage, 
wie Sie es denn beispielsweise beim Aufbau von So-
zialer Marktwirtschaft und wie Sie es mit diesen Ka-
dern halten, auch eine ganz zentrale Rolle spielen. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Mit wem 
wollt ihr das Land aufbauen?) 

Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren: Dieses 
System und diese Gewerkschaften haben mit dazu 
beigetragen, in 40 Jahren Ruinen zu schaffen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ohne Waffen!) 

Das kann man wirklich nachweisen, wenn man in die 
Betriebe dort geht und wenn man sich alles ansieht, 
was mit Infrastruktur zu tun hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Das soll nicht nur, sondern das muß und wird auch 
anders werden. Die freien Wahlen in der DDR am 
18. März sind der nächste wichtige Schritt. 

Zum Aufbau einer demokratischen, politischen und 
sozialen Ordnung bedarf es weder eines Gewerk-
schafts- noch eines Verbändegesetzes, die gewerk-
schaftliche Vereinigungsfreiheit entspricht interna-
tionalen Normen, ist unabdingbarer Bestandteil eines 
demokratischen Sozialstaats. Alle, die sich hier gegen 
dieses Gewerkschaftsgesetz in der Art und Weise ge-
äußert haben, sind aufgefordert, mit dazu beizutragen 
und die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß es 
große und starke Einheitsgewerkschaften in der DDR 
gibt, daß es ein Betriebsrätesystem dort gibt, und sie 
sind auch aufgefordert, darauf zu achten, daß die so- 
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zialen Bedingungen der Menschen beim Umwand-
lungsprozeß in der DDR nicht unter den Schlitten ge-
raten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Herr Hauser 
(Krefeld). 

Hauser (Krefeld) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte die Auffassung 
unterstreichen, die meine Kollege Schreiber geäußert 
hat, nämlich daß wir nach den Ausführungen des Kol-
legen Dreßler eigentlich zu der Auffassung kommen 
konnten, die Debatte erübrige sich. 

(Zuruf von der SPD: Ja!) 

Aber ich muß sagen, je länger wir hier miteinander 
diskutieren, um so mehr habe ich den Eindruck, es ist 
doch gut, daß wir diese Gedanken hier einmal austra-
gen. 
Für wichtig halte ich die Feststellung, daß die Koali-

tion und die SPD-Fraktion in der Bewertung dieses 
Gesetzes einer Meinung sind. 

(Zuruf von der SPD: Keine Überraschung!) 

Das ist deshalb wichtig, weil wir uns ja darüber zu 
unterhalten haben, was wir nach dem 18. März in 
Richtung DDR — vor allem dann, wenn die rechtli-
chen Bindungen noch enger werden — zu tun geden-
ken. 
Herr Kollege Hoss, hier geht es um die Interessen 

der Arbeitnehmer und nicht um die der Arbeitgeber. 
Denn zur Sozialen Marktwirtschaft, die wir wollen, 
gehört auch die Koalitionsfreiheit. In der Koalitions-
freiheit sind freie Gewerkschaften, unabhängige, 
freie Gewerkschaften, ein wichtiger Bestandteil und 
auch die Voraussetzung für eine Tarifautonomie, die 
bei uns nie in Frage gestanden hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen ist es notwendig, daß hier nicht versucht 
wird, künstlich irgendwelche Meinungsverschieden-
heiten hineinzuinterpretieren, sondern daß wir ge-
meinsam versuchen, dieses Machwerk, das gestern 
dort verabschiedet worden ist, möglichst schnell aus 
der Welt zu bekommen und nicht wirksam werden zu 
lassen. 
Meine Damen und Herren, dabei geht es ja nicht 

nur um das, was hier schon eingehend besprochen 
worden ist und worauf ich mich jetzt gar nicht mehr 
näher einlassen will, weil ich das nicht alles zu wie-
derholen brauche, sondern es geht beispielsweise 
auch darum — das ist hier gar nicht angesprochen 
worden — , daß in diesem Gesetz den Gewerkschaf-
ten, und zwar ausschließlich den Gewerkschaften, die 
Leitung der Sozialversicherung übertragen wird. 
Sind wir denn der Meinung, Herr Kollege Dreßler 
Sie sind doch gerade in diesem Metier ein herausra-
gender Fachmann — , 

(Scheu [CDU/CSU]: Nicht übertreiben!) 
wir könnten es zulassen, daß sich in Zukunft die So-
zialversicherung dort drüben in der DDR in den 
Händen des FDGB weiterentwickelt, 

(Dreßler [SPD]: Natürlich nicht!)  

oder müssen wir nicht dafür sorgen, daß wir möglichst 
schnell das hier bewährte gegliederte System der 
Krankenversicherung in die DDR hineintragen, weil 
dies nämlich überhaupt die einzige Basis für eine 
wirkliche soziale Sicherung der dort Beschäftigten 
ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es gibt ein Zweites. Wir 
haben großes Interesse daran, daß Investitionen vor-
genommen werden. Was hier im Zusammenhang mit 
dem § 19, also Verbot von Aussperrung und gleichzei-
tig Festschreibung der Lohnfortzahlung durch die Be-
triebe in Streikfällen, verabschiedet worden ist, be-
deutet eine völlige Veränderung der Waffengleich-
heit. Es ist weder EG-konform noch mit irgendwel-
chen internationalen arbeitsrechtlichen Bestimmun-
gen konform. 

Von daher ist das Gesetz völlig unbrauchbar. Das 
Gesetz ist nicht ordentlich beraten. Es ist Marx und 
Murks gleichermaßen. Wir haben dafür zu sorgen, 
daß verhindert wird, daß hier aus einem SED-Staat ein 
FDGB-Staat wird. 

Ich habe dem, was die Kollegen in dieser Hinsicht 
eben geäußert haben, nichts hinzuzufügen. Unsere 
Aufgabe ist es — ich bin dankbar dafür, daß wir das 
hier offenbar mit großer Mehrheit so sehen — dafür zu 
sorgen, daß das, was hier geboren worden ist, ganz 
schnell wieder verschwindet und keinerlei Wirksam-
keit bekommt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Briefs [GRÜNE]: Die soziale Reaktion hat 

gesprochen!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Reuschenbach. 

Reuschenbach (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Seitdem ich dem Bun-
destag angehöre, seit 1972, habe ich keine Sitzung 
erlebt, in der sich Sprecher der FDP, der CDU oder der 
CSU mit solcher Verve für Gewerkschaften, für Be-
triebsräte, für Rechte der Arbeitnehmer, für ausrei-
chende Mitbestimmung eingesetzt haben, 

(Beifall bei der SPD — Dreßler [SPD]: Das 
müssen wir beklatschen!) 

jedenfalls nicht, wenn es um solche Rechte in der Bun-
desrepublik Deutschland ging. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hier haben sie ja 
die Rechte!) 

— Das ist aber nicht Ihr Verdienst. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Doch, doch!) 

Sie haben die Maßnahmen und die Gesetze, die dazu 
geführt haben, all die Jahre bekämpft; 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

wo Sie die Gelegenheit hatten, haben Sie das durch-
löchert und abgebaut. 
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Reuschenbach 
Das Zweite. Ich habe mich seit gestern gefragt, 

warum diese Aktuelle Stunde beantragt worden ist. 
Mir ist nun klar, warum und warum nicht. 

Es ging natürlich nicht um dieses Gesetz, um diesen 
Bastard, der keine Lebensdauer von mehr als zwei 
oder drei Wochen haben wird. Sie haben sich da ver-
kalkuliert. Sie haben nämlich gedacht, dieses Gesetz, 
dem SED, CDU und LDP in der Volkskammer zuge-
stimmt haben, sozusagen als Geschütz gegen die So-
zialdemokraten hier im Bundestag und in der Bundes-
republik Deutschland auffahren zu können, 

(Dreßler [SPD]: Die waren nicht auf der Höhe 
der Zeit! — Lummer [CDU/CSU]: Ein Irrtum, 

Sir!) 

in der Annahme, daß wir dies verteidigen würden. Da 
haben Sie sich halt verkalkuliert. 

(Lummer [CDU/CSU]: Sie haben sich verkal-
kuliert!) 

Deshalb ist das Ganze zu einem Rohrkrepierer gewor-
den und hat nur deutlich gemacht, daß ihre Schwe-
ster- und Brüderparteien in der DDR, CDU und LDP, 
auf einem Roß sitzen, 

(Scheu [CDU/CSU]: Unsere Schwesterpartei 
heißt DSU! Wie oft muß ich es noch sagen!) 

das nicht demokratisch ist, das nicht sozial ist und das 
nicht arbeitnehmerfreundlich ist. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Unglaublich!) 

Eine starke Sozialdemokratie in der nächsten 
Volkskammer wird dafür sorgen, daß es kräftige, ar-
beitsfähige Gewerkschaften, solide und zuständig-
keitspotente Betriebsräte in den Betrieben auch der 
heutigen DDR geben wird. 

Das Thema lautet aber eigentlich gar nicht „Ge-
werkschaftsgesetz", das als ein Hindernis für den Auf-
bau einer Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung in 
der DDR bezeichnet wird. Den Exodus zu verhindern, 
das ist doch das eigentliche Thema. Dazu will  ich 
sagen, daß es eine Fülle solcher Hindernisse gibt. Sie 
wären gut beraten, sich der Fülle dieser Hindernisse 
zuzuwenden, deren Abbau dazu beitragen kann und 
dazu beitragen muß, daß dieser Exodus im Laufe die-
ses Jahres nicht doch noch stattfindet. 

Zu solchen Hürden und Hindernissen gehören z. B. 
die Fehlleistungen der letzten Tage des Bundeskanz-
lers; denn das, was er bei den Freunden und bei den 
Nachbarn an Vertrauen verloren hat, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Quatsch!) 

wird mit dafür sorgen, daß der Zeitraum des Zusam-
menwachsens der beiden deutschen Staaten nicht 
kürzer, sondern länger wird, weil eben Mißtrauen ent-
standen ist. Zu solchen Hürden und zu solchen Hin-
dernissen für eine Gesellschaftsordnung in beiden 
Teilen Deutschlands, die die Wiedervereinigung auf 
westdeutschem Boden vermeidet und verhindert, ge-
hört, daß Klarheit über die sozialen und strukturpoli-
tischen Flankierungen für eine Wirtschafts- und für 
eine Währungsunion herbeigeführt wird. Denn Wirt-
schaftsreform und Währungsunion reichen nicht aus, 

sondern die Sozialcharta muß hinzu, oder welchen 
Begriff Sie auch immer dafür wählen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber das darf nicht Nebel sein, das darf nicht Über-
schrift sein, das darf nicht Spruch sein, sondern das 
muß konkret und handfest sein. Daraus ergibt sich, 
daß, solange diese Klarheit nicht geschaffen ist, die 
Motivation, die DDR zu verlassen, leider nach wie vor 
gegeben ist, und die 2 000 bis 3 000, die jeden Tag 
kommen, sprechen dafür. 

Es gehört dazu Offenheit gegenüber den Bürgern 
des eigenen Landes. Ich sage Ihnen: Wenn die Wahr-
heit über die Aufwendungen der öffentlichen Hand 
Monat für Monat sozusagen tröpfchen- oder eimer-
weise den Bürgern unseres Landes serviert wird, dann 
wird der Unmut über den Prozeß und über die finan-
ziellen Bedingungen dieses Prozesses uns überrol-
len, 

(Beifall bei der SPD) 

und wir werden sehen, daß die Begeisterung beim 
ersten Übersiedler, der in vielen Städten mit Sekt und 
Kaviar empfangen worden ist 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Vielleicht in 
Essen!) 

— nicht in Essen; ich habe nicht an der Mauer gestan-
den, und ich habe auch nicht in einer Botschaft in der 
Tschechoslowakei gestanden — , in Ablehnung um-
schlägt. 

Deshalb muß ich Ihnen auch sagen, daß es gut wäre, 
wenn Sie als notwendige Voraussetzungen für das 
Zusammenwachsen solche Hürden und Hindernisse 
beseitigen und insbesondere die notwendigen Maß-
nahmen für die Infrastruktur, die nötig ist, rasch und 
nicht zögerlich verwirklichen würden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Lummer. 

Lummer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Noch einmal zu der Frage: Warum 
diese Aktuelle Stunde? Es ist ein Gesetz, das in der 
sogenannten Volkskammer verabschiedet worden ist. 
Heute darf man das „sogenannte" vielleicht noch ein-
mal unterstreichen. 

(Dreßler [SPD]: Das hatte ich auch schon ge

-

sagt!) 

Es geht hier nicht darum, die Menschen dort in 
irgendeiner Weise zu bevormunden, aber es geht 
darum, daß wir uns bei dem Prozeß der Einheit nicht 
über den Tisch ziehen lassen. Es geht also darum, 
festzustellen, daß wir im Grunde in unserem Lande in 
einen Dialog über die Modalitäten und die Inhalte der 
Einheit eingetreten sind, die demnächst herbeigeführt 
werden wird. 

Meine Damen und Herren, da gibt es nun wirklich 
Leute in unserem Land — das wird zunehmend ganz 
unübersehbar — , von denen man begründet den Ein-
druck haben muß, daß sie in dem Moment, wo es die 
DDR und die Bundesrepublik nicht mehr geben wird, 
sondern nur noch Deutschland, am liebsten Halbmast 
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flaggen wollen, d. h. sie wollen im Grunde die DDR für 
etwas Bestimmtes als einen zweiten deutschen Staat 
retten. Was hier geschieht, ist für mein Empfinden — 
neben dem, was schon gesagt ist: investitionshem-
mend, die Marktwirtschaft verhindernd — auch der 
Versuch, den Prozeß der Einheit einzugrenzen, Hür-
den auf diesem Weg zu schaffen. Die wollen wieder 
mauern. Ob das der Herr Modrow macht, indem er 
sich aus Moskau Schützenhilfe herbeiholt, damit be-
stimmte Strukturen dort, die nicht erhaltenswert sind, 
erhalten bleiben sollen, ob man, bezogen auf die Ei-
gentumsstrukturen, alles raffen und bewahren will, 
was vor der Zukunft keinen Bestand hat, sondern im 
Grunde nur dazu beigetragen hat, daß drüben das 
Motto realisiert wurde „Ruinen schaffen ohne Waf-
fen" , das ist derselbe Zusammenhang an dieser 
Stelle. 

Ein solches Gesetz stellt den Versuch dar, den Pro-
zeß der Einheit zu verhindern; denn jedermann weiß: 
Auf der Basis eines solchen Gesetzes kann es die Ein-
heit offensichtlich nicht geben. Das ist auch Ihre Mei-
nung. Ich meine, das ist der Grund, daß wir es der 
deutschen Öffentlichkeit und auch denen da drüben 
am Vorabend wesentlicher Entscheidungen sagen, 
die sie zu treffen haben. Es ist doch ein gemeinsames 
Anliegen, daß wir eine Ordnung, die die Bundesrepu-
blik Deutschland hat, die die freien Gewerkschaften 
enthält — stark sind sie außerdem, und dazu haben 
wir unseren Teil beigetragen — , bewahren und erhal-
ten und womöglich auch ausdehnen. Darum geht es 
an dieser Stelle. 

(Dreßler [SPD]: Herr Präsident, er hat gesagt, 
wir wollten die Gewerkschaften ausdehnen! 
Das muß ins Protokoll! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

— Regional, nicht inhaltlich. Mißverstehen Sie das 
doch nicht, Herr Kollege. 

Hier sind Leute am Werk, die im Grunde den Ver-
such machen wollen, die Bundesrepublik Deutsch-
land zu diskreditieren und einen dritten Weg zu ge-
hen. Da sage ich nun in aller Deutlichkeit: Das ist 
nicht! Die Bundesrepublik Deutschland ist einen ver-
nünftigen Weg zwischen den Vorzügen individueller 
Freiheit auf der einen Seite und sozialer Bindungen 
auf der anderen Seite gegangen. Das ist ein Transi-
torium, wie Theodor Heuss gesagt hat. 

Ich füge hinzu, weil das hier zweimal aufgetaucht 
ist: Auch diejenigen vermiesen den Leuten die Ein-
heit, die der deutschen Öffentlichkeit im Westen auf 
die Frage: Was kostet denn die Einheit? erzählen wol-
len: Unendlich viel Geld! Ich sage Ihnen: Sie kostet 
weniger als die Teilung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sagen Sie doch den Leuten, was wir alles für die Tei-
lung bezahlt haben und was wir tagtäglich für die Tei-
lung zahlen! Die Kosten für die Einheit werden befri

-stet sein, und sie sind geringer als die Kosten für die 
Teilung. Insofern lohnt sich die Einheit nicht nur für 
die Deutschen, sondern auch für die anderen Euro-
päer. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD) 

— Berlin ist doch oben mit dran! Ber lin hat 192 Milli-
arden DM bekommen, meine Damen und Herren. 
Natürlich sind das Kosten, die bei der Einheit irgend-
wann auslaufen werden. 192 Milliarden DM haben 
wir für die Teilung allein als Haushaltszuschuß Berlin 
bezahlt, von allem anderen einmal gar nicht zu reden. 
Insofern sagen wir es der Öffentlichkeit doch deutlich: 
Die Einheit kostet letztendlich nichts. Sie bringt viel-
mehr nur Gewinn. Die Teilung war für alle Menschen 
in unserem Lande viel teurer und viel ärgerlicher. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nur noch eine Bemerkung, weil so genüßlich vorge-
tragen worden ist: Wo saßen denn Ihre Leute? Wo 
haben sie denn geredet? Was haben sie gemacht? Die 
CDU (Ost), die DSU und der Demokratische Aufbruch, 
also die Mitglieder der Allianz für Deutschland, haben 
am Runden Tisch gegen das Gesetz gestimmt. 

(Dreßler [SPD]: Ja und?) 

— Ja, Moment! 

(Dreßler [SPD]: Außen hui und drinnen 
pfui!) 

Die Volkskammer ist ja, wie Sie wissen, noch nicht 
gewählt. Darum habe ich „sogenannte" Volkskam-
mer gesagt. Ihre Behauptung, sie hätten zugestimmt, 
ist jedenfalls falsch. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Die Mitglieder der CDU haben sich entweder enthal-
ten oder haben dagegen gestimmt. 

(Dreßler [SPD]: Wie kann man sich bei so 
etwas denn enthalten?) 

Wenn ein einzelner Abgeordneter oder zwei dafür 
gestimmt haben, dann haben sie nicht die Legitima-
tion ihrer Partei dafür gehabt. So ist die Realität, und 
insofern zieht Ihre Behauptung überhaupt nicht. 

(Dreßler [SPD]: Das war aber billig! — Die 
CDU (West) macht den Aufstand und die 

CDU (Ost) enthält sich der Stimme!) 

Nun, meine Damen und Herren, es bleibt also da-
bei, daß wir hier feststellen müssen: Dieses Gesetz 
atmet den Geist von gestern; dieses Gesetz soll dazu 
dienen, die Investitionen zu bremsen, die Marktwirt-
schaft zu verhindern und die Einheit nachdrücklich zu 
behindern. Das muß Diskussionsthema in Deutsch-
land sein und auch in diesem Parlament sein dürfen. 
Immerhin sind wir uns ja einig in der Bewertung eines 
solchen Gesetzes und in der Einschätzung, daß es vor 
der Geschichte keinen Bestand haben sollte und in 
den nächsten zwei, drei Wochen zu verschwinden 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
die Aktuelle Stunde ist beendet. 

(Zurufe von der SPD: Schade!) 

Jetzt habe ich eine ganze Reihe von Mitteilungen zu 
machen, bei denen ich hoffe, daß es auch weiterhin 
Beifall von allen Seiten gibt. 
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Frau Kollegin Unruh feiert heute ihren 65. Geburts-
tag. Ich spreche ihr die herzlichen Glückwünsche im 
Namen des Hauses aus. 

(Beifall) 

Herr Kollege Krey feierte am 18. Februar seinen 
60. Geburtstag. Herr Bundesminister Kiechle feierte 
am 23. Februar seinen 60. Geburtstag. Frau Kollegin 
Dr. Segall feierte am 25. Februar einen gleichartigen 
Geburtstag. Herr Kollege Dr. Geißler feierte am 
3. März seinen 60. Geburtstag. Ich gratuliere der Kol-
legin und den Kollegen nachträglich in Namen des 
Hauses sehr herzlich. 

Dann geht es mit anderen Mitteilungen weiter. Frau 
Abgeordnete Rost (Berlin) hat am 16. Februar 1990 
auf ihre Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag ver-
zichtet. Als ihr Nachfolger hat Herr Abgeordneter De-
witz am 20. Februar 1990 die Mitgliedschaft im Deut-
schen Bundestag erworben. 

Herr Abgeordneter Dr. Kreile hat am 22. Februar 
1990 auf seine Mitgliedschaft im Deutschen Bundes-
tag verzichtet. Sein Nachfolger, Herr Abgeordneter 
Keller, der uns aus früheren Wahlperioden bereits 
bekannt ist, hat am 23. Februar 1990 die Mitglied-
schaft im Deutschen Bundestag erworben. Ich be-
grüße beide Kollegen herzlich. 

(Beifall) 

Herr Kollege Schulze (Berlin) hat mitgeteilt, daß er 
sein Amt als Schriftführer niederlegt. Ich möchte ihm 
für seine Unterstützung sehr herzlich danken. 

(Beifall) 

Die CDU/CSU-Fraktion schlägt als Nachfolger für das 
Amt des Schriftführers Herrn Kollegen Dr. Mahlo vor. 
Sind Sie damit einverstanden? — Ich sehe keinen Wi-
derspruch. Damit ist Herr Kollege Dr. Mahlo als 
Schriftführer gewählt. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
verbundene Tagesordnung erweitert werden. Die 
Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Zusatzpunkte-
liste aufgeführt: 

1. Aktuelle Stunde: Behinderungen für den Aufbau der sozia-
len Marktwirtschaft in der DDR durch das neue Gewerk-
schaftsgesetz der DDR 

2. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD: Garantie der 
polnischen Westgrenze — Drucksache 11/6570 — 

3. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP: Deutschland und Polen — Drucksache 11/6579 — 

4. Beratung des Antrags der Fraktion DIE GRÜNEN: Anerken-
nung der Oder-Neiße-Grenze — Drucksache 11/6591 — 

5. Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung eines Nachtrags zum Wirtschaftsplan des ERP

-

Sondervermögens für das Jahr 1990 (ERP-Nachtragsplange-
setz 1990) — Drucksache 11/6592 — 

6. Aktuelle Stunde: Orkane, Sturmfluten und die Klimaschutz-
politik der Bundesregierung 

Die Zusatzpunkte 2 bis 4 sollen am Donnerstag, also 
morgen, um 9 Uhr aufgerufen werden. Für die Bera-
tung sind zwei Stunden vorgesehen. 

Der Tagesordnungspunkt 15 — das ist das Nach-
tragshaushaltsgesetz 1990 — soll um 11 Uhr aufgeru-

fen werden. Nach der Einbringung des Nachtrags-
haushalts ist eine Beratung von drei Stunden vorgese-
hen, die nach der Mittagspause um 14 Uhr fortgesetzt 
werden soll. 

Außerdem ist interfraktionell vereinbart worden, 
von der Frist für die Beratung der Tagesordnungs-
punkte 5 a und 5 b abzuweichen sowie den Tagesord-
nungspunkt 19 abzusetzen und die Vorlage unter Ta-
gesordnungspunkt 21 ohne Debatte zu überweisen. 
Sind Sie mit diesen Ergänzungen bzw. Änderungen 
der Tagesordnung einverstanden? — Ich höre keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe jetzt die Punkte 3 und 21 der Tagesordnung 
auf : 

3. Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes über die Statistik für das Hochschulwe-
sen (Hochschulstatistikgesetz — HStatG) 
—Drucksache 11/5832 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Innenausschuß 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

b) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Erleichterung des Wohnungsbaus 
im Planungs- und Baurecht sowie zur Ände-
rung mietrechtlicher Vorschriften (Woh-
nungsbau-Erleichterungsgesetz — WoBau-
ErlG) 
—Drucksachen 11/6508, 11/6540 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit 

c) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung des Wohnungsbindungs-
gesetzes (WoBindÄndG) 
—Drucksache 11/6524 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

d) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Abkommen vom 29. August 
1989 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten 
von Amerika zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung und zur Verhinderung der 
Steuerverkürzung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermö-
gen und einiger anderer Steuern 
—Drucksache 11/6530 — 
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Überweisungsvorschlag: 
Finanzausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

e) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Protokoll vom 17. Oktober 1989  
zu dem Abkommen vom 11. August 1971  
zwischen der Bundesrepublik Deutschland  
und der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung auf dem Gebiete der Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermögen in der Fas-
sung des Protokolls vom 30. November  
1978  
—Drucksache 11/6531 —  

Überweisungsvorschlag: 
Finanzausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

f) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Abkommen vom 18. Oktober  
1989 zwischen der Bundesrepublik  
Deutschland und der Italienischen Repu-
blik zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung auf dem Gebiet der Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermögen und zur Ver-
hinderung der Steuerverkürzung  
—Drucksache 11/6532 —  

Überweisungsvorschlag: 
Finanzausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

g) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Zusatzabkommen vom 28. Sep-
tember 1989 zur Änderung des Abkom-
mens vom 21. Juli 1959 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Französi-
schen Republik zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerungen und über gegenseitige  
Amts- und Rechtshilfe auf dem Gebiete der  
Steuern vom Einkommen und vom Vermö-
gen sowie der Gewerbesteuern und der  
Grundsteuern in der Fassung des Revi-
sionsprotokolls vom 9. Juni 1969  
—Drucksache 11/6533 —  

Überweisungsvorschlag: 
Finanzausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

h) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung des Fremdrentenrechts  
—Drucksache 11/6536 —  

überweisungsvorschlag:  
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend)  
Innenausschuß  
Rechtsausschuß  
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen  
Haushaltsausschuß  

i) Beratung des Antrags der Abgeordneten  
Frau Eid, Frau Kelly, Dr. Lippelt (Hannover)  
und der Fraktion DIE GRÜNEN  
Verletzung der Allgemeinen Menschen-
rechte in Marokko und der besetzten West-
sahara  
—Drucksache 11/5937 —  

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates:  
Auswärtiger Ausschuß  

21. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Fünften Geset-
zes zur Änderung besoldungsrechtlicher Vor-
schriften  
— Drucksache 11/6542 —  

Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuß (federführend)  
Verteidigungsausschuß  
Haushaltsausschuß mitberatend und gem. § 96 GO  

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. Sind Sie damit einverstanden? — 
Dann  ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe nun Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Beratungen ohne Aussprache  

a) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über die Statistik der Stra-
ßenverkehrsunfälle (StraBenverkehrsun-
fallstatistikgesetz — StVUnfStatG)  
—Drucksache 11/5464 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr (14. Ausschuß) 
—Drucksache 11/6320 — 

Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Rock 
(Erste Beratung 177. Sitzung) 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Fraktion der 
SPD  
Steuerrechtliche Behandlung von Entschä-
digungszahlungen für HIV-infizierte Hä-
mophile  
—Drucksachen 11/4140, 11/6384 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Poß 

c) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 150 zu Petitionen  
—Drucksache 11/6460 — 
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d) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti

-

tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 151 zu Petitionen 
— Drucksache 11/6461 — 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über 
Punkt 4 a der Tagesordnung, den von der Bundesre-
gierung eingebrachten Entwurf eines Straßenver-
kehrsunfallstatistikgesetzes auf den Drucksachen 
11/5464 und 11/6320. Ich rufe die §§ 1 bis 9, Einlei-
tung und Überschrift in der Ausschußfassung auf. 
Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist die 
zweite Beratung damit abgeschlossen, diese Vor-
schriften sind von allen angenommen worden. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? - 
Der  Gesetzentwurf ist einstimmig angenommen wor-
den. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über Tagesord-
nungspunkt 4 b, die Beschlußempfehlung des Finanz-
ausschusses auf Drucksache 11/6384. Der Ausschuß 
empfiehlt unter Nr. 1, den Antrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 11/4140 abzulehnen. Wer für 
diese Beschlußempfehlung zu stimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung ist 
damit mit Mehrheit angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt weiter unter Nr. 2 die An-
nahme einer Entschließung. Wer für diese Beschluß-
empfehlung zu stimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Die  Beschlußempfehlung ist angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über Tagesord-
nungspunkt 4 c und 4 d, die Beschlußempfehlung des 
Petitionsausschusses auf den Drucksachen 11/6460 
und 11/6461. Das sind die Sammelübersichten 150 
und 151 zu Petitionen. Wer für diese Beschlußempfeh-
lungen zu stimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei Enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN ist die Be-
schlußempfehlung angenommen. 

Ich rufe nun Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU und FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Ge-
setzes über den Wehrbeauftragten des Deut-
schen Bundestages (Gesetz zu Artikel 45 b des 
Grundgesetzes — WBeauftrG) 
—Drucksache 11/6367 — 

Beschlußempfehlung und Be richt des Verteidi-
gungsausschusses (12. Ausschuß) 
—Drucksache 11/6594  

b) Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Schulte (Hameln), Ho rn, Heister-
mann, Erler, Gerster (Worms), Dr. Vogel und 
der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über den Wehrbeauftragten des Deutschen 
Bundestages (Gesetz zu Artikel 45 b des 
Grundgesetzes — WBeauftrG) 
—Drucksache 11/6317 — 

Beschlußempfehlung und Be richt des Verteidi-
gungsausschusses (12. Ausschuß) 
—Drucksache 11/6594 

(Erste Beratung 194. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat sind für 
die gemeinsame Beratung 45 Minuten vereinbart 
worden. — Dazu sehe ich keinen Widerspruch. Dann 
ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Breuer. 

Breuer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die heute beabsichtigte Änderung des 
Gesetzes über den Wehrbeauftragten des Deutschen 
Bundestages ist sicher keine Alltäglichkeit. Die Stel-
lung der Bundeswehr in unserer Gesellschaft, ihre 
innere Verfassung und ihr äußeres Erscheinungsbild 
sind außerordentlich eng mit dem Amt des Wehrbe-
auftragten verknüpft. Für unsere freie Gesellschaft 
und den demokratischen Staat ist es wich tig, daß die 
bewaffneten Streitkräfte integrierter Bestandteil der 
freien Gesellschaft sind. 

Für die Bundeswehr sind die vom Wehrbeauftrag-
ten des Deutschen Bundestages im Auftrage dieses 
Parlaments ausgeübte parlamentarische Kontrolle 
und seine Funktion als Anwalt der Soldaten wesentli-
ches Element ihres Charakters. 

(Vorsitz: Vizepräsident Cronenberg) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Breuer, der Abgeordnete Klejdzinski möchte eine 
Zwischenfrage stellen. 

Breuer (CDU/CSU): Ja, bitte sehr. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Kollege, haben Sie wie 
ich festgestellt, daß bei der Debatte über die Ände-
rung dieses wichtigen Gesetzes die Regierungsbank 
leer ist? 

(Reuschenbach [SPD]: Haben Sie das festge-
stellt?) 

Breuer (CDU/CSU) : Herr Kollege, ich habe festge-
stellt, daß dies eine Frage ist, die das Parlament an-
geht. Der Wehrbeauftragte ist der Wehrbeauftragte 
des Deutschen Bundestages. Ich hoffe — ich kenne 
die Umstände nicht —, daß sich die Regierungsbank, 
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was die Zuständigkeit angeht, im Laufe der Debatte 
füllen wird. 

Meine Damen und Herren, zu einem demokrati-
schen Staat gehören Streitkräfte, die nach demokrati-
schen Grundsätzen geführt werden. Zu unserem 
Staat, zur Bundesrepublik Deutschland, gehören 
Streitkräfte, in denen die im Grundgesetz verankerten 
Werte verwirklicht werden. 

Die Geschichte unserer Bundeswehr ist eine Ge-
schichte des Erfolges, und das ist sie nicht zuletzt des-
halb, weil auch die Geschichte der Wehrbeauftragten 
des Deutschen Bundestages einen außerordentlich er-
folgreichen Weg markiert. Karl Wilhelm Berkhan, der 
Vorgänger unseres derzeitigen Wehrbeauftragten 
Willi Weiskirch, beschrieb sein Amt einmal wie folgt 
— ich zitiere — : 

Der Wehrbeauftragte ist nicht das personifizierte 
Mißtrauen gegenüber der Bundeswehr, sondern 
er personifiziert den Rechtsstaat gegenüber dem 
Grenadier ebenso wie gegenüber dem General. 

Aus diesem Wort wird deutlich, daß nicht nur das 
Amt des Wehrbeauftragten, sondern gerade auch 
seine Persönlichkeit wesentliche Grundlage seines 
Wirkens sind. Derjenige Wehrbeauftragte, der das 
Vertrauen dieses Parlamentes besitzt, der das Ver-
trauen der Soldaten besitzt und beides erweitert, führt 
uns alle ein Stück weiter auf dem Weg des Erfolges 
der Bundeswehr. 

Geschichtlich gesehen sollte die Institution des 
Wehrbeauftragten am Anfang der Bundeswehr, am 
Anfang des Amtes „Wehrbeauftragter des Deutschen 
Bundestages" die Ressentiments insbesondere der 
jungen Generation, aber auch des Auslandes gegen 
die Wiederaufstellung der deutschen Streitkräfte be-
seitigen. Der Staat im Staate sollte verhindert wer-
den. 

Dies ist in vollem Umfang erreicht worden. Unsere 
Wehrverfassung, die verantwortliche Arbeit der Vor-
gesetzten, das Sich-Einbringen der jungen Soldaten 
mehrerer Generationen, die wahrgenommene Kon-
trollfunktion des Wehrbeauftragten, eingefügt in den 
demokratischen Prozeß des Miteinander oder auch 
Gegeneinander von Regierung und Parlament, all 
dies zusammen hat unsere Bundeswehr geformt. Alles 
zusammen hat die Bundeswehr zu dem gemacht, was 
sie heute ist. An der Loyalität der Soldaten der Bun-
deswehr gegenüber unserem demokratischen Staat 
kann kein ernsthafter Zweifel bestehen. 

Diese Zusammenhänge, meine Damen und Herren, 
waren die notwendige Grundlage der Änderung des 
Gesetzes, die wir heute vornehmen wollen. Warum 
war sie notwendig? Sie war deshalb notwendig, weil 
zwei Bevölkerungsgruppen, einmal die Frauen und 
zum anderen die sogenannten weißen Jahrgänge, auf 
Grund der Gesetzeslage nicht dazu in der Lage gewe-
sen sind, das Amt des Wehrbeauftragten wahrzuneh-
men. 

Ich halte es für wichtig, an dieser Stelle noch einmal 
darauf hinzuweisen, daß die ersten Initiativen zur Än-
derung des Gesetzes über den Wehrbeauftragten des 
Deutschen Bundestages von drei Kolleginnen unseres 

Parlaments ausgegangen sind. Dies waren die Kolle-
ginnen Roitzsch, Schulte und Seiler-Albring. Es war 
also in der Rückschau eine Initiative der Frauen. 

Das, was wir heute tun, ist eine Anpassung an die 
Fortentwicklung unserer Gesellschaft; es ist eine An-
passung an die Zeit. Die Gleichberechtigung der Frau 
und die Tatsache, daß immer mehr Frauen Dienst in 
den Streitkräften tun, 

(Frau Beer [GRÜNE]: Leider!) 

rechtfertigt und begründet das Vorhaben der Ände-
rung genauso wie die Notwendigkeit, die heute in 
Verantwortung stehenden weißen Jahrgänge bei der 
Funktion des Wehrbeauftragten nicht auszugrenzen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir haben im Zuge der Ausschußberatungen im 
Verteidigungsausschuß uns mit den vorgelegten Ge-
setzentwürfen auseinandergesetzt. Die Unterschiede 
zwischen den Gesetzentwürfen — dies haben wir bei 
der ersten Lesung in diesem Hohen Hause verdeut-
licht — der Koalitionsfraktionen und der Opposition 
waren nicht sehr wesentlich. 

Einen Unterschied gab es im Zusammenhang mit 
dem Lebensalter. Die Fraktion der SPD hatte in ihrem 
Gesetzentwurf das Lebensalter des Wehrbeauftragten 
an die Erlangung des aktiven und passiven Wahl-
rechts binden wollen. Wir haben im Zuge der Aus-
schußberatungen festgestellt, daß die alte Bindung an 
das Lebensalter von 35 Jahren eine gute Bindung ge-
wesen ist. Wir haben uns in der Ausschußberatung 
nicht nur in diesem Punkt, sondern auch in mehreren 
anderen Punkten einigen können. 

Das, was uns alle gemeinsam zur Änderung bewo-
gen hat, war die Tatsache, daß die Grundvorausset-
zung ein Jahr Wehrdienst im alten Gesetz verankert 
war. Wir haben nun im Ausschuß gemeinsam den 
Weg beschritten, auf dieses eine Jahr als Grundvor-
aussetzung zu verzichten. Ich glaube, es war notwen-
dig, die Voraussetzung des Lebensalters von 35 Jah-
ren — das habe ich sowohl in der ersten Beratung als 
auch im Ausschuß deutlich gemacht — weiter beizu-
behalten. Die Lebenserfahrung wie auch die Standfe-
stigkeit sind wesentliche Elemente für eine erfolgrei-
che Arbeit des Wehrbeauftragten. 

Ich denke, daß es wichtig ist, ein Stück in die Zu-
kunft zu schauen. Wie wird die Arbeit des Wehrbeauf-
tragten des Deutschen Bundestages nach dem was 
uns heute an Möglichkeiten der Vorausschau zur Ver-
fügung steht, in Zukunft gestaltet sein? Die Bundes-
wehr wird sich in den kommenden Jahren stärker ver-
ändern als zu irgendeinem Zeitpunkt ihres bisherigen 
Bestehens. Sie wird sich insofern verändern, als sie 
eine Metamorphose, eine innere Veränderung, von 
der Präsenzarmee zur Ausbildungsarmee vollziehen 
wird. Es wird völlig neue Herausforderungen im Inne-
ren wie im Äußeren geben. Die Einbettung in unsere 
freie Gesellschaft, die sich ebenfalls weiterentwickelt, 
die Einbettung in die Weiterentwicklung der politi-
schen Einsichten in der Bewertung der internationa-
len Lage wird ein wesentliches Element für die Streit-
kräfte, aber auch für die Arbeit des Wehrbeauftragten 
sein. Eine große Herausforderung! 
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Ich möchte an dieser Stelle mit Bef riedigung fest-

stellen, daß es gelungen ist, den heute hier einge-
brachten Beschluß des Verteidigungsausschusses als 
federführenden Ausschusses gemeinsam zu fassen. 
Ich bedanke mich ausdrücklich bei den Kollegen der 
SPD, insbesondere bei dem zuständigen Bericht-
erstatter, Herrn Heistermann. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Wenn er spricht, wird 
die Regierung da sein!) 

— Es ist wichtig, Herr Kollege Klejdzinski, daß wir in 
diesen wesentlichen Fragen, die den Charakter der 
Bundeswehr, aber auch der Wahrnehmung der Kon-
trollaufgabe für dieses Parlament ausmachen, Über-
einstimmung erzielen. Dies haben wir geschafft, ich 
kann dies mit Befriedigung feststellen. 

Ich möchte mich an dieser Stelle — das ist die letzte 
Möglichkeit vor der Verabschiedung — bei dem der-
zeit noch amtierenden Wehrbeauftragten Willi Weis-
kirch bedanken. Willi Weiskirch hat gerade auch 
durch den heute vorgelegten Jahresbericht 1989 er-
neut bewiesen, daß er der Verantwortung des Amts 
des Wehrbeauftragten in vollem Umfange gerecht ge-
worden ist, aber gleichzeitig auch die Personifizierung 
des Amtes fortentwickelt hat. Wenn es seine Aufgabe 
ist, zum einen das Vertrauen des Parlaments zu besit-
zen und zu mehren, andererseits aber auch das glei-
che bei den Streitkräften — bei den Soldaten vom 
Grenadier bis zum General — zu erreichen, Mahner 
zu sein, insbesondere auch gegenüber der Admini-
stration, gegenüber der Bundesregierung, gegenüber 
dem Bundesministerium der Verteidigung, dann kann 
man feststellen: dies hat Willi Weiskirch in einer her-
vorragenden Art und Weise geschafft. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Mit diesem Dank verbinde ich die Hoffnung, daß es 
uns mit dieser Gesetzesänderung, aber auch mit der 
Wahl des zukünftigen Wehrbeauftragten auf der Basis 
des neuen Gesetzes, gelingen wird, eine erfolgreiche 
Fortgestaltung aus diesem Parlament heraus, auf die 
Bundeswehr bezogen, zu erreichen. — Ich bedanke 
mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich dem Abgeordneten Heistermann das 
Wort gebe, möchte ich, so hoffe ich, im Namen des 
ganzen Hauses, wollte ich gerade sagen, mein Mißfal-
len darüber zum Ausdruck bringen, daß die Regie-
rung nicht vertreten ist. Nachdem aber die Staatsse-
kretärin Hürland nun in diesem Moment erscheint, 
brauche ich diese Kritik ja wohl nicht mehr vorzutra-
gen. 

(Beifall) 

Frau Staatssekretärin, wir bedanken uns, daß Sie sich 
dieser Mühe unterzogen haben. 
Der Abgeordnete Heistermann hat das Wort. 

Heistermann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lassen Sie mich trotzdem eine Vorweg-
bemerkung machen, und ich bitte, Frau Staatssekre-
tärin, das Ihrem Hause weiterzugeben, auch gegen-
über dem Minister. Ich finde es nicht gut, daß bei der 

Beratung dieses Gesetzes weder die politische Lei-
tung noch die militärische Führung anwesend sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube, dieses Parlament hat Anspruch darauf, 
daß die Beratungen um diesen Punkt im Beisein der 
Träger sowohl der politischen als auch der militäri-
schen Verantwortung stattzufinden haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir tun hiermit unser Mißfallen eindeutig kund, weil 
dies ein Stil ist, den wir in diesem Hause nicht einrei-
ßen lassen sollten. 

(Horn [SPD]: Und nicht eine Presse-Show mit 
dem Wehrbeauftragten machen!) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, das 
heute zu verabschiedende Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über den Wehrbeauftragten des Deutschen 
Bundestages veranlaßt mich zu zwei Bemerkungen. 
Erstens, die Änderung des Gesetzes war notwendig, 
und zweitens — das richte ich an die Koalitionsfrak-
tionen — , die damit verbundene Begleitmusik durch 
diese beiden Fraktionen war ausgesprochen peinlich 
und der Institution des Wehrbeauftragten nicht wür-
dig. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Anmerkungen sind notwendig, weil ich in mei-
nen weiteren Ausführungen hierzu noch nähere Er-
läuterungen geben werde. 

Nun aber zunächst zum Gesetzestext. Es ist erfreu-
lich, daß es trotz zweier unterschiedlicher Gesetzent-
würfe gelungen ist, zu einem gemeinsamen Gesetz-
entwurf zu kommen. Dies liegt in der Tradition der 
bisherigen Gesetzgebung für den Bereich des Wehr-
beauftragten. Es hat sich also, Kollege Breuer, ge-
lohnt, die Standpunkte einander anzunähern, um 
auch dem zukünftigen Inhaber des Amtes des Wehr-
beauftragten des Deutschen Bundestages zu signali-
sieren, daß dies eine Einrichtung des gesamten Deut-
schen Bundestages ist und nicht irgendeiner Fraktion 
oder gar Koalition. 

Der Gesetzestext — „Zum Wehrbeauftragten ist je-
der/jede Deutsche, der/die das Wahlrecht zum Bun-
destag besitzt und das 35. Lebensjahr vollendet 
hat ... " — öffnet dieses Amt für Persönlichkeiten, die 
bisher durch die einengenden Vorschriften in § 14 des 
Gesetzes über den Wehrbeauftragten von der Amts-
übernahme ausgeschlossen waren. Die gefundene 
Gesetzesformulierung unterstreicht geradezu, daß 
das Amt des Wehrbeauftragten als Hilfs- und Kontroll-
organ des Deutschen Bundestages künftig auch durch 
Frauen wahrgenommen werden kann. Nach den al-
ten Gesetzesvorschriften hätten nur jene Frauen 
Wehrbeauftragte werden können, die als Sanitätsoffi-
ziere ihren Dienst in der Bundeswehr leisten. Wir er-
öffnen bewußt den Frauen den Zugang zu diesem 
Amt, weil es keine nachvollziehbaren Gründe gibt, 
die den bisherigen Rechtszustand rechtfertigen wür-
den. 

Es gibt auch keine Begründung dafür, Angehörige 
der weißen Jahrgänge oder Ungediente von diesem 
Amt auszuschließen. Es gibt vielfältige Gründe dafür, 
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daß jemand nicht gedient hat, und den weißen Jahr-
gängen darf man wohl nicht vorhalten, wegen eines 
falschen Geburtsjahres nicht wählbar zu sein. Letzt-
endlich bedeutet die Öffnung des Zugangs auch, daß 
nur noch mehr geeignete Persönlichkeiten in die Kan-
didaturüberlegungen einbezogen werden können. 
Das kann dem Amt nur nützen und nicht schaden. 

Die hohen Anforderungen an das Amt des Wehrbe-
auftragten werden die SPD-Bundestagsfraktion bei 
ihren Personalvorstellungen und -vorschlägen auch 
künftig leiten. Wir haben es deshalb als unmöglich 
empfunden, mit welchem Gezänk und mit welchem 
Postengerangel in der CDU/CSU und in der FDP um 
die Nachfolge des Wehrbeauftragten des Deutschen 
Bundestages diese Gesetzesänderung begleitet 
wurde. 

(Nolting [FDP]: Das weisen wir zurück!) 

Ich hebe deshalb noch einmal he rvor, was ich bereits 
in der ersten Lesung dieses Gesetzes gesagt habe. Mit 
unserem Gesetzentwurf beabsichtigen wir weder die 
Unterstützung einer bestimmten Person, noch wollen 
wir eine bestimmte Person verhindern. Daß dieser 
Eindruck in der Öffentlichkeit entstehen konnte, ha-
ben die zu verantworten, die seit Monaten wissen, daß 
der bisherige Amtsinhaber für eine erneute Kandida-
tur nicht zur Verfügung steht. 

Ist Ihnen, meine Damen und Herren von den Koali-
tionsfraktionen, in den letzten Monaten eigentlich nie 
bewußt geworden, daß Sie mit dem Amt des Wehrbe-
auftragten ein Spiel bet rieben haben, das diesem 
schadet und dem Amtsnachfolger des bisherigen 
Wehrbeauftragten seine Aufgabenerfüllung außeror-
dentlich schwer macht? Ist Ihnen eigentlich nicht klar-
geworden, daß dieses Amt keine Verfügungsmasse 
für billigen Koalitionsklüngel ist? Niemand in diesem 
Hause kann doch wohl ein Interesse daran haben, 
wenn ein so zentrales Amt unserer Demokratie auf so 
beschämende und, wie ich auch meine, unwürdige 
Weise beschädigt wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat mit Horst Jung-
mann einen überzeugenden Vorschlag für die Nach-
folge von Willi Weiskirch gemacht. Auch auf Grund-
lage der alten Gesetzesfassung erfüllt unser Vor-
schlag die Voraussetzungen, die an das Amt des 
Wehrbeauftragten zu stellen sind. 

Normalerweise ist der Wehrbeauftragte der Für-
sprecher für die Anliegen der Soldaten, und zwar ge-
genüber dem Parlament und der Öffentlichkeit. Die 
Koalition hat aber ihr Postengeschachere so weit ge-
trieben, daß das Amt des Wehrbeauftragten mittler-
weile selbst auf Fürsprecher in Parlament und Öffent-
lichkeit dringend angewiesen ist. Die Koalitionsfrak-
tionen haben diesen unwürdigen Zustand ohne Not 
heraufbeschworen. Karl Wilhelm Berkhan und Wi lli 
Weiskirch haben als Wehrbeauftragte jeder auf seine 
eigene Art  Maßstäbe gesetzt. Das Amt hatte bis vor 
kurzem einen absolut untadeligen Ruf. Wil li  Weis-
kirch hat rechtzeitig gesagt, daß er nicht mehr kandi-
dieren könne, so daß genügend Zeit vorhanden war, 
alles in ordentliche Bahnen zu lenken. Ich muß schon 
sagen: Es war höhere Kunst, dieses Trauerspiel zu 
veranstalten. 

Lassen Sie mich zum Schluß meiner Ausführungen 
noch einmal auf den Wehrbeauftragten Willi Weis-
kirch zurückkommen und zitieren, was er aus Anlaß 
des Jahresberichtes 1985 vor diesem Parlament aus-
geführt hat. Er stellte fest, daß die Ins titution des 
Wehrbeauftragten — ich zitiere — „in der Bundes-
wehr oben wie unten voll respektiert und anerkannt" 
werde. Er führte weiter aus: 

Sie findet in wachsendem Maße auch das Inter-
esse ausländischer Streitkräfte, deren Repräsen-
tanten mich bei jeder sich bietenden Gelegenheit 
aufsuchen. Ich will aber nicht verhehlen, daß es 
hierzulande in der Bundeswehr und in ihrem pu-
blizistischen Umfeld Stimmen gibt, die den Wehr-
beauftragten als ein Relikt aus den 50er Jahren 
betrachten und entsprechend einordnen möch-
ten: Was damals für alle demokratischen Kräfte 
eine Grundbedingung für ihre Zustimmung zu 
den neuen deutschen Streitkräften war, der 
Schutz der Grundrechte für ihre Soldaten und die 
am Primat der Politik orientierte parlamentari-
sche Kontrolle, habe sich eigentlich überholt und 
lasse sich sozusagen intern regeln. Da ist die Rede 
von Mimosen, die den Beschwerdeweg zum 
Wehrbeauftragten suchten, vom Bodensatz, mit 
anderen Worten von Soldaten, die diese Peti-
tionseinrichtung letztendlich zum Schaden der 
Verteidigungsfähigkeit der Bundeswehr miß-
brauchen wollten und auch mißbrauchen könn-
ten. Ich möchte solchen Vorstellungen gerade als 
einer, der die Debatte um die Einrichtung dieser 
Institution des Wehrbeauftragten von Anfang an 
mitverfolgt und auch mitbestritten hat, nach-
drücklich widersprechen. 

Herr Wehrbeauftragter, wir Sozialdemokraten 
wünschen uns solche Wehrbeauftragten, die eine 
klare Position haben. Halten wir künftig gemeinsam 
— ich appelliere an uns alle — Beschädigungen von 
dem Amt des Wehrbeauftragten fern! Sie haben durch 
Ihre Tätigkeit Beispielhaftes gesetzt. Wir hoffen, daß 
andere Nachfolger Ihrem Beispiel folgen werden. Wir 
bedanken uns ausdrücklich für Ihre persönliche Lei-
stung in diesem Amt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Achten wir aber auch darauf, daß nicht durch Koali-
tionsklüngel und Personengerangel diesem wich tigen 
Organ des Deutschen Bundestages Schaden zugefügt 
wird! Ich denke, die deutlichen Worte waren notwen-
dig. 
Die SPD-Bundestagsfraktion stimmt dem Gesetz-

entwurf zur Änderung des Gesetzes des Wehrbeauf-
tragten des Deutschen Bundestages zu. — Ich be-
danke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort  hat der Abge-
ordnete Nolting. 

Nolting (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Wehrbeauftragte fungiert nach dem 
Grundgesetz — ich zitiere — „zum Schutz der Grund-
rechte und als Hilfsorgan des Bundestages bei der 
Ausübung der parlamentarischen Kontrolle". Im Ge- 
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) setz über den Wehrbeauftragten wird diese Aufgabe 
dahin gehend konkretisiert, daß der Wehrbeauftragte 
für den Schutz der Grundrechte der Soldaten und für 
die Überwachung der Einhaltung der Grundsätze der 
inneren Führung zuständig ist. 

Ich stelle hier die Frage: Wie muß nun eine Person 
qualifiziert sein, um eine solche Aufgabe kompetent 
ausfüllen zu können? Das Gesetz schreibt dazu zwei 
entscheidende Bedingungen vor. Erstens. Diese Per-
son muß das 35. Lebensjahr vollendet haben. Zwei-
tens. Sie muß mindestens ein Jahr Wehrdienst gelei-
stet haben. 

Doch — auch hier stelle ich wieder die Frage — bie-
ten diese Bedingungen die Gewähr für eine kompe-
tente Persönlichkeit? 

Die erste Bedingung ist aus unserer Sicht sinnvoll. 
Mit ihr wird sichergestellt, daß der Wehrbeauftragte 
ein Mindestmaß an Reife und an Lebenserfahrung 
besitzt, ohne die er seine Aufgabe wohl kaum ausfül-
len könnte. Ich bin froh, Herr Kollege Heistermann, 
daß diese Bedingung nicht gestrichen werden soll. 

Darüber hinaus glaubte dieses Haus vor Jahrzehn-
ten, daß der Kandidat mindestens ein Jahr Wehr-
dienst geleistet haben müßte. Tatsächlich scheint sich 
diese Bedingung bewährt zu haben; denn die fachli-
che Kompetenz der bisherigen Amtsinhaber ist unum-
stritten. Doch dieser Schein trügt. Meine Damen und 
Herren, kann es denn wirklich zur Kompetenz ausrei-
chen, wenn man vor Jahren einmal Wehrdienst gelei-
stet und sich seitdem nie mehr mit verteidigungspoli-
tischen und bundeswehrspezifischen Fragen beschäf-
tigt hat? Ist es umgekehrt nicht viel hilfreicher, wenn 
sich jemand über Jahre hinweg mit der Mate rie be-
schäftigt hat, auch wenn er vorher keinen Wehrdienst 
geleistet hat? 

Es stellt sich demnach heraus, daß die bisherigen 
Amtsinhaber ihre Aufgabe nicht deshalb so gut erfüllt 
haben, weil sie irgendwann einmal beim Militär wa-
ren, sondern deshalb, weil wir hier in diesem Hause 
immer ganz gezielt nach einer wirk lich kompetenten 
und natürlich auch mehrheitsfähigen Persönlichkeit 
gesucht haben. Dies wird auch in Zukunft so sein. Wir 
sollten deshalb wirklich das Zutrauen in uns selber 
haben, in der konkreten Situation immer eine qualifi-
zierte Person zu wählen, ohne daß wir dazu eine sol-
che Wählbarkeitsvorschrift im Gesetz brauchen. 

Meine Damen und Herren, dadurch, daß von jedem 
Bewerber die Ableistung von mindestens einem Jahr 
Wehrdienst verlangt wird, ist es den weißen Jahrgän-
gen, den ungedienten Männern, aber vor allem den 
Frauen unmöglich, Wehrbeauftragter zu werden; die 
Kollegen Vorredner haben schon darauf hingewiesen. 
Sie wissen, daß die Liberalen für den freiwilligen 
Dienst von Frauen in der Bundeswehr — und das auch 
mit der Waffe — plädieren. Wenn wir dieses ermög-
lichten, würde auch Frauen die Chance eröffnet, 
Wehrbeauftragte zu werden. Leider gibt es dafür bis-
her, Herr Kollege Heistermann, noch keine Mehrheit 
in diesem Hause. 

Wenn wir aber die Gleichberechtigung bei den Zu-
gangsvoraussetzungen zum Amt des Wehrbeauftrag-
ten schaffen wollen, ist es unumgänglich, die von mir 
genannte zweite Bedingung heute abzuschaffen. Ein 

entsprechender Gesetzentwurf liegt Ihnen vor. Ich 
bitte Sie, diesem Gesetzentwurf zuzustimmen und die 
Neuwahl des Wehrbeauftragten dann durchzuführen, 
wenn die Neuregelung in Kraft getreten ist. 
Gestatten Sie mir zum Abschluß noch drei Bemer-

kungen. Erstens. Herr Kollege Heistermann, Sie ha-
ben vom Gerangel um die Position des Wehrbeauf-
tragten gesprochen. Ich denke, gerade die Opposition 
hat sich an diesem Gerangel sehr stark beteiligt, 

(Frau Beer [GRÜNE]: Das ist aber unlau- 
ter!) 

allein schon, indem sie im Vorfeld einen eigenen Kan-
didaten aufgestellt hat, ohne vorher mit den anderen 
Fraktionen zu sprechen. 

Vizepräsident Cronenberg: Entschuldigung, das 
veranlaßt nun den Abgeordneten Heistermann, eine 
Zwischenfrage zu stellen, wenn Sie es ihm gestat-
ten. 

Nolting (FDP): Wenn es mir nicht auf die Zeit ange-
rechnet wird: ja. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rechne Ihnen das 
selbstverständlich nicht an. Bitte sehr, Herr Abgeord-
neter Heistermann. 

Heistermann (SPD): Ich bedanke mich, Herr Präsi-
dent. 
Herr Kollege Nolting, ich zitiere nur aus einigen 

Zeitungen: Koalitionsstreit um den Wehrbeauftrag-
ten; Unions-Tauziehen um den Wehrbeauftragten; 
unwürdiges Gerangel — „Stuttgarter Zeitung" —; 
Streit um Wehrbeauftragten hält an; verworren und 
verwirrend wirkt die Suche der Regierungsfraktionen 
nach einem neuen Wehrbeauftragten; zwei Akte im 
Koalitions-Trauerspiel; Postenpoker. 
Ich habe nur einige Überschriften zitiert. Herr Kol-

lege Nolting, können Sie diese Überschriften mit Ihrer 
eben getroffenen Aussage in Übereinstimmung brin-
gen? Könnte es sein, daß Sie sich geirrt haben? 

Nolting (FDP): Herr Kollege Heistermann, ich wie-
derhole noch einmal: Die Opposition hat sich an dem 
Gerangel massiv beteiligt. Zweitens werde ich hier 
heute keine Presseschelte betreiben. Ich kenne diese 
Überschriften. Drittens hätte ich mir im Vorfeld — da 
gebe ich Ihnen recht — ein anderes Verfahren ge-
wünscht. Das jetzt eingeschlagene habe ich nicht zu 
verantworten. 
Zweite Bemerkung: Ich möchte dem Wehrbeauf-

tragten, Herrn Weiskirch, für die jahrelange vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit danken. Ich möchte ihm al-
les Gute für die nächsten Jahre und für seine weitere 
Tätigkeit wünschen. Ich habe dies am Freitag bei der 
Verabschiedung im Verteidigungsministerium für die 
FDP-Fraktion schon getan, genauso wie es Vertreter 
der CDU/CSU für ihre Fraktion getan haben. Ich hätte 
mir gewünscht, daß do rt  auch Vertreter der SPD an-
wesend gewesen wären. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Wilz [CDU/CSU]: Hört! Hört! So ist das!) 
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Die dritte Bemerkung. Ich bedanke mich bei dem 
Kollegen Ronneburger. Ich bedanke mich für sein ho-
noriges Verhalten in den letzten Tagen und Wochen 
bei der Behandlung des Themas „Neuwahlen des 
Wehrbeauftragten". Ich denke, sein Verhalten, Herr 
Kollege Heistermann, ist beispielgebend für uns alle 
und sollte Richtschnur für unsere weitere Arbeit im 
Parlament sein. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter Nol-
ting, wollten Sie noch eine Zwischenfrage zulassen? 
— Es tut mir schrecklich leid, Herr Abgeordneter 
Klejdzinski. 

(Horn [SPD]: Dann möchte ich eine Erklä

-

rung nachher abgeben!) 
— Ja; ist in Ordnung. Ich habe das notiert. 

(Horn [SPD] — zum Abg. Nolting [FDP] —: 
Lieber Freund, wenn man keine Einladung 

hat, kann man nicht kommen!) 
Nun spricht die Abgeordnete Frau Beer. 

Frau Beer (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Die Chance, Gesetzesän-
derungen wie diese unter demokratischen Normen 
durchzuführen, wurde bereits verpatzt. Das Gerangel 
der Koalitionsfraktionen, das hier schon erwähnt 
worden ist, um die Nachfolge in diesem Amt ist nach 
meiner Überzeugung nicht nur entwürdigend, son-
dern zugleich entlarvend. Unter dem Vorwand, nun 
auch Frauen, die keinen Dienst an der Waffe geleistet 
haben, die Möglichkeit einzuräumen, das Amt des 
„Kummerkastens der Truppe" innezuhaben, wurde 
machtpolitisches Kalkül bet rieben. Die Taktik war 
leicht zu durchschauen und wird durch das heute vor-
liegende Ergebnis bestätigt: Der Anschein der Gleich-
berechtigung dient wieder einem Mann, nämlich dem 
Vorsitzenden des Verteidigungsausschusses. Das ist 
Feigenblattquotierung, und diese Feigenblattquotie-
rung lehnen wir ganz entschieden ab. 
Heute stehen Sie vor einem selbst verschuldeten 

Trümmerhaufen: Der Wehrbeauftragte Wil li  Weis-
kirch hat mit der Ausübung des ihm in seinem Amt 
zustehenden Rechts, jederzeit und ohne Ankündi-
gung die Truppe zu besuchen und Beschwerden der 
Soldaten entgegenzunehmen, nicht nur Beständigkeit 
erwiesen, sondern auch ein unendlich tiefes Ver-
trauen erwirkt. 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete Beer, 
sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Nolting zu beantworten? 

Frau Beer (GRÜNE): Aber gern. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte. 

Nolting (FDP): Frau Kollegin, können Sie mir erklä-
ren, warum dann heute morgen der Kollege Mechters-
heimer für die GRÜNEN diesen Gesetzentwurf aus-
drücklich mit unterstützt hat? 

Frau Beer (GRÜNE): Ja; natürlich kann ich Ihnen 
das erklären: weil meine Fraktion — ich sage jetzt  

mal: — das kleinere Übel vorgezogen hat. Damit will 
ich nicht den Kollegen Jungmann angreifen; sondern 
es geht uns darum, daß wir für die Rechte und die 
Verbesserung der Rechte der Soldaten grundsätzlich 
eintreten. Auch wenn wir bestimmte Institutionen wie 
die Bundeswehr kritisieren und für deren Abschaf-
fung sind, heißt das nicht, daß das zu Lasten der Mög-
lichkeit der Äußerung der einzelnen Soldaten, die die-
sen Dienst zur Zeit noch ausüben, gehen soll. Deswe-
gen hat dies einen positiven und einen negativen 
Aspekt. Und beides versuche ich Ihnen zu erläu-
tern. 

Diese Institution ist für viele Soldaten — das haben 
gerade die mehr als 10 000 Eingaben im vorigen Jahr 
gezeigt — eine Möglichkeit, gegen autoritäre Struk-
turen von Befehl und Gehorsam mit demokratischen 
Mitteln Hilfe oder zumindest Gehör zu erwirken. 

Dieses Vertrauen, das lediglich dem Noch-Wehrbe-
auftragten Herrn Weiskirch zu verdanken ist, haben 
Sie mit Ihrem Koalitionsstreit endgültig verspielt. Hat 
einer von Ihnen — außer vielleicht dem Kollegen Ron-
neburger — überhaupt jemals daran gedacht, wie die 
Betroffenen, nämlich die Soldaten, dieses unwürdige 
Geplänkel empfinden, daß sie empfinden müssen, 
daß es nicht um die Wahrnehmung ihrer Interessen 
geht, sondern daß es hier nur noch um Koalitionsstreit, 
um Postenschieberei und um einen Posten zur Alters-
sicherung ging? Das haben Sie vergessen. Das macht 
diesen Streit so unwürdig. 

(Nolting [FDP]: Eine Unverschämtheit!) 

Fast lächerlich erscheint dieser Machtkampf dar-
über hinaus, wenn wir bedenken, daß diese Gesetzes-
änderung mit der Korrektur eines veralteten Textes 
begründet, aber dabei bereits vergessen wird, daß der 
beinahe zur Koalitionskrise ausgewachsene Perso-
nenkampf ein Amt zum Gegenstand hat, dessen 
Name „Wehr" beauftragter das Festhalten an politisch 
schon fast überholten militärischen Strukturen doku-
mentiert und dessen „Wehr" verständnis unter zuneh-
mendem Akzeptanzverlust in der Bevölkerung leidet. 
Die Interessenvertretung einer Personengruppe, also 
in diesem Fall der Wehrpflichtigen, die schon in naher 
Zukunft drastisch reduziert werden muß, sollte nicht 
in die Hände derer gelegt werden, die sich noch heute 
als Verfechter der Beibehaltung der atomaren Ab-
schreckung und der „Vorneverteidigung" allen Ent-
wicklungen in Osteuropa zum Trotz erweisen. Wir 
wollen Herrn Biehle nicht zumuten, Wehrbeauftragter 
für eine hochgerüstete Bundeswehr zu werden, die in 
den nächsten Jahren drastisch reduziert werden muß. 
Deshalb wird die Fraktion DIE GRÜNEN den Vor-
schlag der FDP-Fraktion unterstützen, Herrn Jung-
mann zu wählen. 

Unsere Zustimmung zu dem Gesetzentwurf ist al-
lerdings an ein politisches Junktim gebunden: Wir for-
dern, daß ein mit vergleichbaren Kompetenzen aus-
gestattetes Amt für die friedenspolitische Alternative 
zum Soldaten, nämlich für den Zivildienstleistenden, 
sofort eingerichtet wird. Wer von der Wahrnehmung 
demokratischer Grundrechte und Gleichberechti-
gung spricht, wie auch heute wieder geschehen, muß 
die Verfolgung und Diskriminierung von Totalverwei-
gerern endlich einstellen, muß im Zusammenhang mit 
einem zu verkürzenden Zivildienst, angepaßt an ei- 
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nen ebenso zu verkürzenden Grundwehrdienst, die 
gleichen Rechte anwenden und dieses Amt mit glei-
chen Kompetenzen ausstatten. 

Dies, meine Damen und Herren, ist unsere Vorstel-
lung. Nur dann ist zu rechtfertigen, daß über dieses 
Amt überhaupt weiter diskutiert wird. 

Ich selber werde mich bei der Abstimmung zum 
Wehrbeauftragten der Stimme enthalten, weil ich 
meine, daß dieses Amt in der Vergangenheit dazu 
gedient hat — bei der zukünftigen Besetzung wird das 
noch mehr der Fall sein — , den D rill und die harte 
Struktur der Bundeswehr aufrechtzuerhalten. 

(Nolting [FDP]: Wo wird denn gedrillt?) 

Dennoch möchte auch ich mich für die positiv zu be-
wertende Anwesenheit von Herrn Weiskirch im Ver-
teidigungsausschuß ganz ausdrücklich bedanken. So 
bestand oft die positive Möglichkeit, über bestimmte 
Dinge zu reden, die sonst von anderer Stelle — gerade 
Sie haben oft entsprechende Kritik geübt, Herr 
Biehle — unterdrückt worden oder nicht zur Diskus-
sion gekommen wären. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Entsprechend unserer 
geänderten Geschäftsordnung erteile ich dem Abge-
ordneten Horn das Wort. 

Horn (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. — Herr 
Kollege Nolting hat vorhin darauf aufmerksam ge-
macht, daß bedauerlicherweise kein Abgeordneter 
der SPD bei der Verabschiedung des Wehrbeauftrag-
ten durch den Bundesverteidigungsminister anwe-
send gewesen sei. Ich erkläre hiermit, daß ich bedau-
erlicherweise keine Einladung auf dem Tisch hatte. 
Ich weiß, daß auch andere Kollegen meiner Fraktion 
keine hatten. Ich weiß aber auch, daß mindestens ein 
Kollege anwesend ist, der eine hatte und der sich für 
seine Abwesenheit entschuldigt hat. 

Ich möchte, Herr Kollege Nolting, hier nun nicht 
dem Slalom der Postübermittlung nachgehen. Aber 
ich möchte ein anderes sagen, menschlich und poli-
tisch: Ich glaube, es dürfte Ihnen bekannt sein — des-
halb war die Vorhaltung eigentlich unnötig — , daß 
nicht nur ich als Obmann, sondern auch meine 
Freunde von der Arbeitsgruppe „Sicherheitsfragen" 
ein ausgezeichnetes Verhältnis zu dem Wehrbeauf-
tragten haben. Wir haben ihn damals bei der entspre-
chenden Wahl im Verteidigungsausschuß nicht nur 
einmütig — einmütig! — vorgeschlagen, sondern ha-
ben ihn auch in schwieriger Situation — das weiß der 
Wehrbeauftragte — nicht im Stich gelassen, sondern 
ihn immer unterstützt. 

In dem Sinne sage ich noch einmal ganz herzlichen 
Dank an den Wehrbeauftragten. Er wußte und weiß, 
daß er unserer Loyalität immer gewiß sein konnte. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: So, meine Damen und 
Herren, wir kommen nunmehr zur Einzelberatung 
und Abstimmung. 

Der Verteidigungsausschuß empfiehlt auf Druck-
sache 11/6594, die Gesetzentwürfe auf den Druck-
sachen 11/6317 und 11/6367 zur Änderung des Geset-
zes über den Wehrbeauftragten des Deutschen Bun-
destages in der Ausschußfassung anzunehmen. 

Ich rufe jetzt zunächst einmal die Art. 1 und 2, Ein-
leitung und Überschrift auf, und zwar in der Aus-
schußfassung. Wer diesen aufgerufenen Vorschriften 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Die  aufgerufenen Vorschriften sind damit angenom-
men, und die zweite Beratung ist damit abgeschlos-
sen. 

Wir treten nunmehr in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Dann ist das Gesetz bei Enthaltung der 
Abgeordneten Frau Beer angenommen. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Unterhaltssiche-
rungsgesetzes und anderer wehrrechtlicher 
Vorschriften 

— Drucksachen 11/6030, 11/6158 — 

a)  Beschlußempfehlung und Be richt des Ver-
teidigungsausschusses (12. Ausschuß) 
—Drucksache 11/6443 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Breuer 
Steiner 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
—Drucksache 11/6545 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Strube 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Struck 
Frau Vennegerts 
(Erste Beratung 184. Sitzung) 

Der Ältestenrat schlägt dem Hause eine Debatten-
zeit von 30 Minuten vor. — Widerspruch dagegen er-
hebt sich nicht. Dann ist das so beschlossen. 

Ich kann die Aussprache eröffnen. Zunächst einmal 
hat der Abgeordnete Ganz das Wort. 

Ganz (St. Wendel) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir beab-
sichtigen heute, in zweiter und dritter Lesung eine 
weitere Novelle zum Unterhaltssicherungsgesetz zu 
verabschieden. Es ist die 9. Novelle und die dritte 
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Änderung des USG seit 1982. Das zeigt — ich habe 
das hier schon einmal zum Ausdruck gebracht — , daß 
die Frage nach der sozialen Lage der Soldaten für uns 
ein zentrales Thema ist und daß insbesondere die 
Sicherstellung des Lebensunterhalts der Grundwehr-
dienstleistenden und der wehrübenden Soldaten eine 
ständige Aufgabe für Regierung und Parlament be-
deutet. 

Diese Aufgabe nehmen wir sehr ernst. Die Bundes-
regierung und die Koalitionsfraktionen waren dabei 
stets bemüht, Antworten auf neu aufgekommene Fra-
gen zu geben und die Bestimmungen des USG sich 
ändernden Bedingungen anzugleichen. So haben wir 
im September 1987 durch die 7. Nove lle die Geldlei-
stungen für Grundwehrdienstleistende und Wehr-
übende und deren Familienangehörige fast verdop-
pelt sowie eine Dynamisierung der Leistungen vorge-
nommen. Darüber hinaus haben wir damals die Miet-
beihilfen massiv angehoben. 

Die 8. Novelle, die wir im November vorigen Jahres 
verabschiedet haben, brachte insbesondere die finan-
zielle, aber auch versicherungsrechtliche Gleichstel-
lung der Wehrübenden aus der freien Wirtschaft mit 
jenen aus dem öffentlichen Dienst. Der Inhalt der 
heute zu verabschiedenden 9. Novelle ist ein weiterer 
Beweis für dieses ständige Bemühen. 

Die heute vorgesehenen Änderungen — besser: 
Neuerungen, Ergänzungen — sollen im wesentlichen 
verheirateten Grundwehrdienstleistenden und deren 
Ehefrauen bzw. Kindern zugute kommen. Die Absicht 
unterstreicht — wie Frau Staatssekretärin Hürland-
Büning bei der Beratung der 7. Novelle bereits einmal 
festgestellt hat — , daß für uns Familienpolitik nicht 
vor dem Kasernentor haltmacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Überhaupt trägt, so wie ich das sehe, der heute zu 
verabschiedende Gesetzentwurf deutlich die Hand-
schrift der Staatssekretärin. An dieser Stelle möchte 
ich mich einmal sehr herzlich dafür bedanken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zwar sind verheiratete Soldaten unter den Grund-
wehrdienstleistenden eine kleine Gruppe. Unter den 
215 000 wehrpflichtig Dienenden sind es ca. 11 000. 
Das sind weniger als 5 %. Daraus könnte man die 
Frage ableiten, ob man nicht generell darauf verzich-
ten sollte, verheiratete Wehrpflichtige zum Grund-
wehrdienst einzuberufen. Wir sind der Meinung, aus 
Gründen der Wehrgerechtigkeit nicht darauf verzich-
ten zu können. Auch sollten junge Männer durch die 
Zulassung dieser möglichen Wehrpflichtausnahme 
nicht animiert werden, sich der Wehrdienstleistung 
durch Heirat zu entziehen. Gleiches gilt natürlich 
auch für Zivildienstleistende. 

Weil wir den Gesetzentwurf in der ersten Lesung im 
vereinfachten Verfahren, d. h. ohne Aussprache an 
die Ausschüsse überwiesen haben, möchte ich kurz 
die wichtigsten Änderungen bzw. Ergänzungen nen-
nen, die er beinhaltet. Erstens. Verheiratete Grund-
wehrdienstleistende sollen nach ihrer Entlassung statt 
bisher 1 260 DM nur noch 1 110 DM Entlassungsgeld 
erhalten, wie die nicht verheirateten Grundwehr-
dienstleistenden auch. Hinzu kommt dafür aber für 

den ersten Monat nach der Entlassung ein Überbrük-
kungsgeld in Höhe von 700 DM, d. h. Entlassungsgeld 
und Überbrückungsgeld zusammen betragen 1 810 
DM und damit 550 DM netto mehr als bisher. Sofern 
Grundwehrdienstleistende Kinder haben, erhöht sich 
dieser Betrag um 200 DM für jedes Kind. 

Diese Regelung ist sinnvoll und zu begrüßen; denn 
erfahrungsgemäß können nicht alle Soldaten im An-
schluß an den Wehrdienst trotz der zur Zeit hervorra-
genden Konjunktur ihre zivile Arbeit unmittelbar wie-
der aufnehmen. 

Zweitens. Ehefrauen von Grundwehrdienstleisten-
den sollen neben der Unterhaltssicherung im Monat 
Dezember zusätzlich 390 DM und für jedes Kind 
50 DM erhalten. Diese Beträge werden als Weih-
nachtsgeld in den Sprachgebrauch eingehen. 

Drittens. Bei der Geburt eines Kindes während des 
Grundwehrdienstes seines Vaters soll für die Säug-
lingserstausstattung eine einmalige Beihilfe von 250 
DM gewährt werden. Auch diese beiden Bestimmun-
gen werden von uns sehr begrüßt, sind sie doch eben-
falls Ausdruck unseres Bemühens, die Unterhaltssi-
cherung familiengerechter zu gestalten. 

Alles in allem: Der Gesetzentwurf findet unsere un-
eingeschränkte Unterstützung. Ich hoffe, daß der vor-
gesehene Termin des Inkrafttretens eingehalten wer-
den kann, so daß die vorgesehenen Verbesserungen 
schon denen zugute kommen, die zum Juni-Termin 
dieses Jahres entlassen werden. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Jetzt spricht der Abge-
ordnete Steiner. 

Steiner (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Die heute zu verabschiedende 
9. Novelle zur Änderung des Unterhaltssicherungsge-
setzes enthält Vorschriften, die geeignet sind, die fi-
nanzielle Lage der Familien von verheirateten Grund-
wehrdienstleistenden endlich zu verbessern. Das ist 
zu begrüßen. Leider ist es aber am strammen Wider-
stand der Koalitionsfraktionen gescheitert, auch ehe-
ähnliche Lebensgemeinschaften einzubeziehen. 

(Ganz [St. Wendel] [CDU/CSU]: Sie kennen 
die Gründe, Herr Kollege!) 

Als Erfolg der Ausschußberatung sollte jedoch ver-
merkt werden, daß zumindest die Fälle, in denen ein 
Wehrpflichtiger sein Kind allein erzieht, einstimmig in 
die neue Regelung einbezogen werden konnten. 

Erwähnenswert ist auch die Tatsache, daß die 
9. Novelle im Gegensatz zur 7. und 8. Novelle relativ 
zügig vorbereitet und in die parlamentarische Bera-
tung eingebracht worden ist. Wenn Sie, Herr Kollege 
Ganz, vorhin sagten, seit 1982 hätten wir bereits die 
dritte Novelle hier in der Beratung, dann ist das rich-
tig, aber Sie haben vergessen zu sagen, daß es über 
vier Jahre gedauert hat, bis die 7. Novelle dann end-
lich, trotz vieler Vorankündigungen, auf den Weg ge-
bracht werden konnte. Und auch mit der 8. Novelle 
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hat es gehapert. Aber diesmal ging es wirklich zü-
gig. 

(Nolting [FDP]: Gut Ding will Weile ha

-

ben!) 

Ich suchte nach einer Begründung dafür. Der Grund 
findet sich wohl darin, daß diese Novelle zu dem von 
der Bundesregierung im Juli 1989 stolz verkündeten 
und beschlossenen sogenannten „Programm zur Stei-
gerung der Attraktivität der Bundeswehr" gehört. 
Das mag wohl der wahre Grund für diese zügige Be-
handlung gewesen sein. 

Aber in diesem Zusammenhang drängt sich nicht 
nur mir die Frage auf, ob den Formulierungskünstlern 
der Bundesregierung entgangen ist, daß sie mit der 
Bezeichnung „Programm zur Steigerung der Attrakti-
vität der Bundeswehr" der Bundeswehr indirekt Un-
attraktivität unterstellt haben. 

(Heistermann [SPD]: Die nehmen das nicht 
so genau! — Ganz [St. Wendel] [CDU/CSU]: 
Das ist logisch nicht zulässig, was Sie hier 

machen, entbehrt jeder Grundlage!) 

Ist das bewußt geschehen, dann sind allerdings pro-
grammatische Schritte sinnvoll, um den von der jetzi-
gen Regierung verschuldeten Zustand schnell zu ver-
bessern. 

Wenn allerdings der Bundesminister der Verteidi-
gung die vorgesehenen Verbesserungen, die heute 
zur Entscheidung anstehen, als einen besonders wich-
tigen, auch familien- und sozialpolitisch bedeutsamen 
Beitrag zur Stärkung der Lage der grundwehrdienst-
leistenden Ehemänner bzw. Väter bezeichnet, 

(Nolting [FDP]: So ist es!) 

dann, meine ich, hat er nicht in die Sahne getroffen. 

(Heistermann [SPD]: Knapp daneben ist 
auch vorbei!) 

Das machen die D-Mark-Beträge deutlich, die ich des-
halb, obwohl sie schon von Ihnen genannt worden 
sind, Herr Kollege Ganz, noch einmal nennen muß. 
Konkret sieht der Gesetzentwurf Verbesserungen 
beim sogenannten Überbrückungsgeld und beim 
Weihnachtsgeld vor. Und richtig ist: Danach erhält die 
Ehefrau eines Wehrpflichtigen für den ersten Monat 
nach dem Grundwehrdienst 700 DM und für jedes 
Kind des Wehrpflichtigen noch einmal 200 DM als 
Überbrückungsgeld. Für den Monat Dezember wer-
den der Ehefrau 390 DM und jedem Kind des Wehr-
pflichtigen — das will ich jetzt noch einmal ganz be-
sonders betonen — 50 DM als besondere Zuwendung 
neben den laufenden monatlichen Unterhaltszahlun-
gen gewährt. 

(Ganz [St. Wendel] [CDU/CSU]: Was haben 
Sie dagegen?) 

Hinzu kommt noch, daß ein Grundwehrdienstleisten-
der bei der Geburt eines Kindes 250 DM als einmalige 
Beihilfe zur Säuglingsausstattung erhält. 

Ob diese Leistungsverbesserungen den Grund-
wehrdienst attraktiver machen, ist in Zweifel zu zie-
hen und bleibt abzuwarten. Diese Zweifel müssen er-
laubt sein; denn es werden eben nur die verheirateten 
Grundwehrdienstleistenden berücksichtigt. Unver-

heiratete Väter werden durch den vorliegenden Ge-
setzentwurf eindeutig benachteiligt. Die Bundesre-
gierung steht auch mit diesem Gesetzentwurf in der 
Kontinuität ihres schon hinreichend bekannten ein-
seitigen Familienbildes. Von der vom Verteidigungs-
minister angekündigten finanziellen Besserstellung 
der Grundwehrdienstleistenden werden also in erster 
Linie Familien von Verheirateten profitieren. Auch bei 
den Beratungen im Verteidigungsausschuß blieb die 
Mehrheit der Regierungsparteien bei der von uns kri-
tisierten Haltung, andere Lebensgemeinschaften von 
Wehrpflichtigen bei der neuen Regelung nicht zu be-
rücksichtigen. 

(Heistermann [SPD]: Hört! Hört!) 

Lediglich bei der einmaligen Beihilfe zur Säuglings-
ausstattung konnte sich der Ausschuß darauf einigen, 
daß diese finanzielle Unterstützung auch für ein nicht-
eheliches Kind eines Wehrpflichtigen beansprucht 
werden kann. Darüber hinaus fand ein SPD-Ände-
rungsantrag die einstimmige Zustimmung des Aus-
schusses, der vorsieht, daß ein Wehrpflichtiger als al-
leinerziehender Vater in die neue Regelung für die 
Familien einbezogen wird. Diese Ergänzung ist in § 6 
Abs. 1 des Gesetzentwurfs eingefügt worden, was von 
meiner Fraktion ausdrücklich begrüßt wird. 

Die Ungleichbehandlung zwischen einem verheira-
teten und einem in einem nichtehelichen Verhältnis 
lebenden Grundwehrdienstleistenden wird mit dieser 
Novelle nicht nur nicht gemildert, sondern sogar noch 
verstärkt. Niemand wird bestreiten wollen, daß sich 
vom Wehrsold allein keine Familie unterhalten läßt. 
Der Rat der Bundesregierung, dann doch zu heiraten, 
kann ja wohl nicht ernst genommen werden. Eine der-
art — ich meine — oberflächliche Art, die persönliche 
Entscheidung von Menschen zu bewerten und mit 
ihren Problemen umzugehen, muß ich an dieser Stelle 
ausdrücklich zurückweisen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo hat denn diese 
Bundesregierung diesen Rat gegeben?) 

Es stände den politisch Verantwortlichen gut an, 
wenn sie die Sorgen und Nöte aller Wehrpflichtigen 
und die ihrer Familien ernst nähmen 

(Nolting [FDP]: Das tun wir!) 

und sie nicht mit einer so lapidaren Bemerkung vom 
Tisch wischten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So war es gar 
nicht!) 

Kolleginnen und Kollegen, weil es zum Thema paßt 
und weil Regelungsbedarf besteht, noch einige An-
merkungen zur 8. Novelle des Unterhaltssicherungs-
gesetzes, die wir im letzten Jahr verabschiedet haben, 
und zwar auch einstimmig. Bei der Beratung der 
8. Novelle habe ich für meine Fraktion bereits auf 
Schwachstellen des damals vorgelegten Gesetzent-
wurfs hingewiesen. Auf Grund der Erfahrungen im 
Umgang mit der 8. Novelle haben sich noch mehrere 
zusätzliche Schwachstellen gezeigt. Herr Kollege 
Ganz, Sie kennen diese. Ich habe das in einem Schrei-
ben inzwischen auch der Parlamentarischen Staatsse-
kretärin zur Kenntnis gegeben und sie gebeten, dazu 
Stellung zu nehmen. 
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Steiner 

Ich meine, daß diese Schwachstellen unbedingt 
ausgeräumt werden müssen; denn die seit dem 1. Ja-
nuar dieses Jahres geltenden Bestimmungen regeln 
die Verdienstausfallentschädigungen für Wehr-
übende aus der p rivaten Wirtschaft, die jetzt zur 
Gleichstellung mit den Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst 100 % betragen sollten. Doch die vom Parla-
ment angestrebten Verbesserungen sind so nicht ein-
getreten. 

Ich meine, das liegt daran, daß die Berechnungs-
grundlage nicht dem entspricht, was wir alle seiner-
zeit wollten. Nur haben wir diese Berechnungsgrund-
lage, die jetzt angewandt wird, bei der Verabschie-
dung des Gesetzentwurfs hier und auch bei den Bera-
tungen im Fachausschuß so nicht mitbeschlossen. Ich 
meine, hier kann ohne gesetzliche Änderungen er-
reicht werden, die Berechnungsgrundlage wieder so 
zu gestalten, daß die Unstimmigkeiten und Uneben-
heiten, die hier zutage getreten sind, ausgeräumt wer-
den können. 

Diese Unzulänglichkeiten sind von uns allen so 
nicht gewollt und bei den Beratungen im Fachaus-
schuß auch gar nicht deutlich geworden. Wir können 
deshalb erwarten, daß die Berechnungsgrundlagen, 
die ich gerade angesprochen habe, umgehend umge-
stellt werden. 

Abschließend darf ich sagen, daß die SPD-Fraktion 
trotz der von mir aufgezeigten Unebenheiten, die 
auch die 9. Novelle zum Unterhaltungssicherungsge-
setz enthält, diesem Gesetzentwurf zustimmen wird. 

(Beifall bei der SPD — Wilz [CDU/CSU]: Also 
doch eine gute Lösung!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Nolting. 

Nolting (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Bereits zum drittenmal in dieser Legislaturpe-
riode, d. h. innerhalb von drei Jahren, wollen wir 
heute eine Novellierung des Unterhaltssicherungsge-
setzes beschließen. Damit gibt es zum drittenmal auch 
spürbare Verbesserungen für Grundwehrdienstlei-
stende bei der Bundeswehr. 

Ich denke, Herr Kollege Steiner, das hätten Sie als 
Opposition hier auch ausdrücklich begrüßen kön-
nen. 

(Heistermann [SPD]: Wir stimmen doch 
schon zu!)  

— Ich darf Sie daran erinnern, daß Sie dreizehn Jahre 
lang den Verteidigungsminister gestellt haben. Sie 
hätten diese Zeit gut nutzen können, um Verbesse-
rungen herbeizuführen. Sie haben das nicht getan. 

(Horn [SPD]: Waren Sie damals nicht in der 
Koalition?) 

Diesmal betrifft es die Familien von verheirateten 
Grundwehrdienstleistenden. 

Erstens. Für die FDP-Fraktion begrüße ich, daß ein 
Überbrückungsgeld eingeführt wird. Von meinen 
Vorrednern ist darauf hingewiesen worden, daß für 
den ersten Monat nach dem Grundwehrdienst die 

Ehefrau 700 DM erhält; für jedes Kind werden 
200 DM gezahlt. 

(Zuruf von der SPD: Warum wird das der 
Mutter gezahlt?) 

Damit tragen wir dem Umstand Rechnung, daß Fami-
lien finanziell besonders belastet sind, wenn zwischen 
der Entlassung und der ersten Lohnzahlung im neuen 
Arbeitsverhältnis ein Monat vergeht. 

Zweitens. Wir begrüßen ebenfalls, daß für den Mo-
nat Dezember die Ehefrau 390 DM und jedes Kind 
50 DM Weihnachtsgeld erhalten. Auch hiermit wollen 
wir die besonderen Belastungen in den Familien von 
Grundwehrdienstleistenden anerkennen. Diese Maß-
nahme versteht sich daher auch als Teil des Gesamt-
pakets familienfreundlicher Leistungen dieser Bun-
desregierung und dieser Koalition. 

Drittens. Wird einem Wehrpflichtigen während sei-
ner Grundwehrdienstzeit ein Kind geboren, so erhält 
er zur Erstausstattung eine Beihilfe von 250 DM. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Das reicht für zehn Pa- 
kete Pampers!) 

Auch diese Maßnahme, die den Familien im gegebe-
nen Falle besonders helfen soll, begrüßen wir. 

Meine Damen und Herren, unsere Wehrpflichtigen 
leisten einen wesentlichen Beitrag zu unserer Vertei-
digung. 

(Zuruf von der SPD: Also alle Wehrpflichti-
gen, nicht nur die verheirateten!) 

Sie bringen dafür Opfer, Opfer, die wir, soweit das 
möglich ist, in Grenzen halten müssen. Auch dies trägt 
zur Akzeptanz bei. Die heutige Gesetzesänderung soll 
dazu beitragen, zumindest die Lage im finanziellen 
Bereich erträglicher zu gestalten. 

Meine Damen und Herren, gleichzeitig stellt sich 
bei dieser Gelegenheit natürlich auch die Frage nach 
der Länge des Wehrdienstes. Wir haben derzeit noch 
ein Gesetz, das die Einführung von W 18 ab 1992 vor-
sieht. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist doch längst 
überholt!) 

Wir alle wissen, daß es dazu nicht kommen darf und 
auch nicht kommen wird. Ich möchte bei dieser Gele-
genheit das Bundesverteidigungsministerium auffor-
dern, die entsprechende Gesetzesänderung rechtzei-
tig vorzulegen, so daß wir noch vor der Sommerpause, 
aber in jedem Fall noch in dieser Legislaturperiode 
W 18 endgültig vom Tisch bekommen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Die FDP hat darüber hinaus im Januar durch ent-
sprechende Beschlüsse von Vorstand und Fraktion die 
Perspektive auf W 12 eröffnet. Wir halten es für durch-
aus realistisch, daß wir in der nächsten Legislaturpe-
riode mit den Wiener Abrüstungsverhandlungen in 
ihrer zweiten Phase und den sich entwickelnden 
neuen Bündnisstrukturen so weit kommen können, 
daß wir mit einer Wehrdienstdauer von nur zwölf Mo-
naten unsere Verteidigungsfähigkeit voll aufrechter-
halten können. 
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Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter Nol-
ting, das veranlaßt den Abgeordnete Horn, Ihnen eine 
Zwischenfrage zu stellen. 

Nolting (FDP): Ich habe noch eine Minute Redezeit. 
Wenn mir das nicht angerechnet wird, lasse ich die 
Frage zu. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rechne es Ihnen 
nicht an. 

Horn (SPD): Vielen Dank, Herr Kollege Nolting. — 
Herr  Kollege Nolting, Sie haben vorhin darauf hinge-
wiesen, daß wir als Sozialdemokraten dreizehn Jahre 
lang den Verteidigungsminister gestellt haben. 
Gleichwohl: Sie waren damals mit in dieser Koalition. 
Nachdem Sie hier jetzt wieder an die Regierung ap-
pellieren, das Gesetz über die Grundwehrdienstdauer 
zu ändern, sage ich: Dies ist doch eine Sache des 
Gesetzgebers. Sind Sie nicht der Auffassung, daß — 
hic Rhodus, hic salta! — in diesem Parlament mit Ih-
nen zusammen ein entsprechender Gesetzentwurf 
vorgelegt werden könnte, damit wir gemeinsam dar-
über abstimmen? Ich garan tiere für die Sozialdemo-
kraten, daß Sie eine Mehrheit dafür haben werden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Da würden wir 
sogar zustimmen!) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Horn, ich nehme an, Sie sind an der Antwort echt 
interessiert. 

(Horn  [SPD]: Vielen Dank, Herr Präsident. Es 
war ein bißchen voreilig, schon wegzuge

-hen.) 

Nolting (FDP) : Herr Kollege Horn, erstens weiß ich, 
daß wir in diesen dreizehn Jahren mit in der Regie-
rung saßen. Wir haben ja gemeinsam jene Koalition 
gestellt. Ich stehe auch im nachhinein zu dieser Koali-
hon. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aber nicht zu der 
Entscheidung!) 

Zweiter Punkt. Sie haben im Verteidigungsministe-
rium den Minister gestellt. Es wäre dann auch die 
Aufgabe des Ministers gewesen, denke ich, die Ver-
änderungen herbeizuführen, die Sie heute moniert 
haben. Dann stelle ich umgekehrt die Frage: Wäre es 
nicht auch Ihre Aufgabe als Koalitionspartner gewe-
sen, entsprechende Änderungsanträge hier im deut-
schen Parlament zu stellen? Auch das haben Sie nicht 
getan, Herr Kollege Horn. 
Ich gehe mit Ihnen überein, daß wir eine Änderung 

auf W 15 sehrwohl aus der Mitte des Parlaments her-
aus bringen können, später auch zu W 12. Ich denke, 
auch hier ist es legitim 

(Zuruf des Abg. Dr. Klejdzinski [SPD]) 
— lassen Sie mich doch bitte erst ausreden — , daß das 
entsprechende Haus Amtshilfe leistet. Das ist in frü-
heren Jahren und auch in früheren Koalitionen so 
gewesen. 

(Frau Beer [GRÜNE]: Aber was ist heute? 
Das war doch die Frage!) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun möchte der Abge-
ordnete Ronneburger gern eine Frage beantwortet 
haben. 

Nolting (FDP): Gern. 

Ronneburger (FDP): Verehrter Herr Kollege, wären 
Sie bereit, den Kollegen Horn darauf aufmerksam zu 
machen und daran zu erinnern, wenn seine eigene 
Erinnerung nicht so weit reichen sollte, daß die größ-
ten Auseinandersetzungen innerhalb der soziallibera-
len Koalition bei wechselnden Mehrheiten entstanden 
sind? 

Vizepräsident Cronenberg: Diese Frage darf der 
Kollege Nolting nicht beantworten, weil Dreiecksfra-
gen nicht zugelassen sind. Aber, Herr Abgeordneter 
Ronneburger, ich nehme an, daß mit dem Stellen der 
Frage der Zweck erfüllt ist. 

(Ronneburger [FDP]: Sie haben völlig recht, 
Herr Präsident! — Zurufe von der SPD) 

Nun fahren Sie bitte fort. 

Nolting (FDP): Ich denke, daß der Kollege Horn gut 
zugehört hat. Herr Kollege Ronneburger, ich darf 
diese Frage nicht beantworten. 
Meine Damen und Herren, ich denke, daß wir ge-

meinsam, wie es vorhin schon angesprochen wurde, 
uns auch auf zwölf Monate Wehrdienst einigen kön-
nen. Ich denke, daß dieser Weg, unsere jungen Män-
ner zeitlich zu entlasten, zweifellos der sinnvollste ist. 
Solange dies noch nicht möglich ist, ist es notwendig, 
zumindest die finanzielle Situation der Wehrdienstlei-
stenden zu verbessern. Dies wollen wir heute errei-
chen. 
Ich bedanke mich bei der SPD, daß sie dem vorlie-

genden Gesetzentwurf mit zustimmt. Für die Koalition 
ist es eine Selbstverständlichkeit, daß wir zustim-
men. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun hat die Abgeord-
nete Frau Beer das Wort. 

Frau Beer (GRÜNE): Herr Präsident! Verehrte Kol-
legen und Kolleginnen! Die GRÜNEN stimmen den 
der heutigen Debatte zugrundeliegenden Gesetzent-
würfen grundsätzlich zu. Wie immer, wenn es um die 
Unterhaltssicherung der Wehrpflichtigen und Zivil-
dienstleistenden geht, die hier in der Debatte leider 
sehr viel weniger Berücksichtigung finden, 

(Heistermann [SPD]: Da gelten die gleichen 
Rechte!) 

möchte ich auch heute zwei grundsätzliche Kritik-
punkte ausführen. 
Der unter Punkt A genannten Zielsetzung in dem 

Gesetzentwurf, durch die hier zu beschließenden Lei-
stungen für die Familien die Attraktivität des Dienstes 
als Soldat zu erhöhen, können und wollen wir nicht 
folgen. Diese Leistungen, die hier diskutiert werden, 
sind längst überfällige Leistungen, mit denen nur ein 
weiterer Schritt in die Richtung unternommen werden 
soll, die soziale und finanzielle Benachteiligung Zivil- 
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Frau Beer 

und Kriegsdienstleistender Schritt für Schritt aufzuhe-
ben. Das ist eine Maßnahme im Sinne der Fürsorge-
pflicht des Verteidigungsministeriums, aber immer 
noch nicht ausreichend und längst nicht attraktivitäts-
steigernd. Diese Fürsorgepflicht wurde lange ver-
nachlässigt. Wenn Sie heute von einer Attraktivitäts-
maßnahme sprechen, zeigt das, daß die Gesetzesvor-
lage nicht der Einsicht entspricht, die betroffene Per-
sonengruppe über lange Zeit vernachlässigt zu ha-
ben, sondern es läßt befürchten, daß auch hier politi-
sches Kalkül die Feder der Gesetzesschreiber geführt 
hat. 

(Ganz [St. Wendel] [CDU/CSU]: Der Beg riff 
des Dienens ist Ihnen vollkommen fremd!) 

Unter Berücksichtigung der heutigen Ost-West-
Entspannung und der gravierenden Truppenreduzie-
rung in Ländern der Warschauer-Vertrags-Staaten 
greifen Sie zu den falschen Maßnahmen. Die vollkom-
men zu Recht wachsende Wehrunwilligkeit in der Be-
völkerung, die wachsende Kritik an einem noch im-
mer steigenden Rüstungshaushalt in der Bundesrepu-
blik, die zunehmende Zahl der Kriegsdienstverweige-
rer, all dies erfordert kein Attraktivitätsprogramm für 
den Dienst als Soldat, sondern erfordert ganz wesent-
liche Schritte in eine andere Richtung, erfordert u. a. 
natürlich auch Grundrechte, auch soziale Leistungen 
für diese betroffenen Gruppen, Zivildienst und 
Grundwehrdienst, wie sie auch den anderen, über-
wiegenden Bevölkerungsteilen zustehen, aber die er-
forderliche Politik in dieser Sache wäre eine Abrü-
stungspolitik, die Reduzierung der Zivil- und Wehr-
pflichtzeit, die radikale Reduzierung der Bundeswehr 
und die Sicherstellung der Mittel, die den Dienstver-
pflichteten ein früheres Ausscheiden aus der Bundes-
wehr ermöglichen und danach auch eine soziale Ga-
rantie geben. 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete Beer, 
Entschuldigung, daß ich Sie unterbreche; aber der 
Abgeordnete Dr. Klejdzinski möchte gerne eine Zwi-
schenfrage stellen. 

Frau Beer (GRÜNE): Ja. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte sehr. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Sehr geehrte Frau Kollegin, 
da Sie die radikale Reduzierung der Bundeswehr so 
verklausuliert ansprechen und gleichzeitig anführen, 
welche Schwierigkeiten auftreten: Darf ich davon 
ausgehen, daß Sie dem Parlament indirekt das sagen 
wollen, was Herr Mechtersheimer heute im Ausschuß 
vertreten hat, nämlich daß Sie für die völlige Abschaf-
fung der Wehrpflicht sind? 

Frau Beer (GRÜNE): Es geht mir in erster Linie 
darum, deutlich zu machen, daß man seitens der Bun-
desregierung einem politischen Anliegen nämlich, in 
diesem Fall, die Bundeswehr weiterhin zu legitimie-
ren, nicht dadurch gerecht werden kann, daß man 
längst überfällige Leistungen für Wehrdienstleistende 
als Erhöhung der Attraktivität dieses Dienstes be-
zeichnet. Das ist eine politisch falsche Einschätzung. 
Das Grundsätzliche dabei ist — das versuche ich Ih

-

nen klarzumachen, nur scheint das leider noch immer 
nicht zu gelingen —, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das liegt an der Be-
grenztheit meiner Aufmerksamkeit!) 

daß allein das Wort „Wehr" keine Rechtfertigung 
mehr hat, weil das, was durch die Bundeswehr abge-
wehrt werden soll, ganz einfach nicht mehr vorhan-
den ist. Ich habe deswegen die Truppenreduzierung 
in Osteuropa angeführt: Der Feind fehlt inzwischen. 
Trotzdem wird erwartet, daß die Bundeswehrsoldaten 
ohne soziale Gleichberechtigung nach wie vor einen 
knochenharten Dienst schieben. Natürlich sind wir 
darüber hinausgehend endgültig für die Abschaffung 
der Bundeswehr, wenn die Mehrheit der Bevölkerung 
dafür eintritt. 
Ich bezweifle, daß es Ihnen mit ganz selbstverständ-

lichen Leistungen wie denen, über die heute debat-
tiert wird, gelingen wird, tatsächlich von der aktuellen 
Tagespolitik der Bundesregierung abzulenken. Die 
Bedenken, die dazu führen, daß die Zahl der Wehr-
dienstverweigerer steigt, haben ihre Ursache nämlich 
in der aktuellen Tagespolitik der Bundesregierung. 
Ich möchte hier als Beispiel den Koalitions- und Regie-
rungsstreit zur Anerkennung der polnischen West-
grenze nennen. Allein dieser Streit ist nach meiner 
Überzeugung Grund genug, den Wehrdienst zu ver-
weigern. 
Zudem wird noch heute in Gesetzentwürfen der 

Bundesregierung die Benachteiligung Nichtverhei-
rateter festgeschrieben. Eine Ausnahme gilt allein für 
Wehrpflichtige, die Alleinerziehende sind. Darf ich 
Sie, Frau Staatssekretärin, als Frau fragen: Wie soll ein 
Wehrpflichtiger Alleinerziehender sein? Wie soll er 
das bei den sozialen Leistungen, die ihm zur Verfü-
gung stehen, überhaupt gewährleisten? 

(Ganz [St. Wendel] [CDU/CSU]: Er wird gar 
nicht einberufen! Machen Sie sich doch ein-

mal sachkundig, ehe Sie hier reden!) 
Das Geld reicht nicht einmal, um das Kind in Obhut zu 
geben. Das ist familienfeindliche Politik und geht an 
unseren Intentionen vorbei. Dies ist der zweite 
Aspekt, der in dieser Angelegenheit grundsätzlich zu 
kritisieren ist. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Parla-
mentarische Staatssekretärin Frau Hürland-Büning. 

Frau Hürland-Büning, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Frau Kollegin Beer, ich 
glaube nicht, daß Sie ernsthaft erwarten, daß ich hier 
auf Ihre weitgehend polemischen Einlassungen ant-
worte. Dazu wird es vielleicht morgen in der deutsch-
landpolitischen Debatte Möglichkeiten geben. Einige 
Punkte werde ich mir aber schon herausgreifen. 
Meine Damen und Herren, mit der erneuten, nun-

mehr neunten Novellierung des Unterhaltssiche-
rungsgesetzes will die Bundesregierung die finan-
zielle Lage der verheirateten Wehrpflichtigen der 
Bundeswehr weiter verbessern. Zwar bedeutet das 
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Parl. Staatssekretärin Frau Hürland-Büning 

vom Staat geforderte Ableisten der Grundwehrdienst-
pflicht auch für den ledigen Soldaten ein Opfer, das zu 
erbringen ihm nicht immer leicht fällt; das wissen wir. 
Naturgemäß ist dieses Opfer aber für die verheirate-
ten Soldaten größer. 

Die finanziellen Leistungen dieses Gesetzes können 
dieses Opfer — 15 Monate Bund — für den verheira-
teten Wehrpflichtigen sicherlich nicht beseitigen. Sie 
können es aber ganz entschieden mildern und damit 
die Akzeptanz des Wehrdienstes für diesen Personen-
kreis erhöhen. Dies ist ein Anliegen, dem sich in die-
sem Hohen Hause keiner wird entziehen wollen. 

Meine Vorredner haben die mit dem Gesetz beab-
sichtigten Leistungsverbesserungen bereits hervorge-
hoben: die Einführung eines Überbrückungsgeldes 
für den ersten Monat nach der Entlassung. Es soll für 
die Ehefrau 700 DM und für jedes Kind, das im Haus-
halt des Wehrpflichtigen lebt, 200 DM betragen. Da-
mit verbessert sich die finanzielle Lage der Familien 
der Soldaten erheblich. 

Alle Grundwehrdienstleistenden erhalten — unab-
hängig von ihrem Familienstand — zu Weihnachten 
eine besondere Zuwendung von zur Zeit 390 DM. 
Künftig wird auch die Ehefrau diesen Betrag erhalten. 
Für ein Kind werden 50 DM gewährt. 

Und schließlich soll der Wehrpflichtige, der wäh-
rend des Grundwehrdienstes Vater wird, zur Säug-
lingserstausstattung eine einmalige Beihilfe von 
250 DM erhalten. Dabei ist es gleichgültig, ob es ein 
eheliches oder ein nichteheliches Kind ist, weil es sich 
bei dieser einmaligen Beihilfe um eine Unterhaltslei-
stung handelt. 

Das erhöhte Entlassungs- und Weihnachtsgeld er-
hält der Wehrpflichtige demgegenüber für ein nicht-
eheliches Kind nur dann, wenn er das Sorgerecht hat. 
Dies ist ein Vorschlag des Verteidigungsausschusses, 
dem die Bundesregierung zustimmt. Ich glaube, der 
Kollege Erler hatte sich hier ganz besonders enga-
giert. 

Hier ist es aber, glaube ich, notwendig, etwas zu 
den verschiedenen Ausführungen zu den Wohnge-
meinschaften und zu den Gemeinschaften, die in un-
serem Sinne und nach dem Grundgesetz nicht Familie 
sind, zu sagen, was ich im übrigen auch im Ausschuß 
getan habe. Einer weiteren Ausdehnung der genann-
ten Leistungen auf alle nichtehelichen Kinder sowie 
auch auf die nichteheliche Lebensgemeinschaft des 
Wehrpflichtigen vermag die Bundesregierung nicht 
zuzustimmen. Das Unterhaltssicherungsgesetz ist 
nicht dafür geeignet, in einer solch wichtigen gesell-
schaftspolitischen Frage Vorentscheidungen zu tref-
fen. Diese Frage muß im Rechtsausschuß eingehend 
diskutiert werden. Gegebenenfalls müßten dann 
hierzu Grundentscheidungen zum Familienrecht des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs getroffen werden. Das Un-
terhaltssicherungsgesetz, das an dieses Recht gebun-
den ist, würde dann automatisch folgen. 

Erlauben Sie mir, noch einmal darauf hinzuweisen, 
daß sich diese finanziellen Verbesserungen der neun-
ten Novellierung für die Grundwehrdienstleistenden 
in eine ganze Anzahl weiterer Verbesserungen für 
die Wehrpflichtigen einreihen, die diese Bundesregie-
rung in dieser Legislaturperiode verwirklicht hat. Ich  

darf hier nicht nur an die siebte USG-Novelle aus dem 
Jahre 1987 erinnern, mit der die Unterhaltssiche-
rungsleistungen den bis 1986 gestiegenen allgemei-
nen Lebenshaltungskosten angepaßt wurden. 

Ich möchte, lieber Herr Kollege Ganz, den an mich 
gerichteten Dank weitergeben, heute besonders an 
Herrn Ministerialrat Hans Pusch und Herrn Regie-
rungsdirektor Gert Worm und deren Mitarbeiter in der 
Sozialabteilung. Ich möchte sie gerne schon aus dem 
Grunde mit einbeziehen, da Sie, Herr Kollege Steiner, 
immer von Schwachstellen bei dieser Bundesregie-
rung gesprochen haben. 

(Steiner [SPD]: Zu Recht!) 

— Sie behaupten das; ich werde es widerlegen. — Ich 
darf daran erinnern, daß diese Bundesregierung na-
hezu 60 — hören Sie gut zu! — gesetzliche Verbesse-
rungen zur sozialen Lage der Soldaten mit der Hilfe 
des Verteidigungsausschusses — das gebe ich gerne 
zu — verabschiedet hat. 

(Steiner [SPD]: Oder auf dessen Druck?) 

Wenn zirka 60 Verbesserungen in nur einer Legisla-
turperiode notwendig waren und durchgesetzt wur-
den, dann, Herr Kollege Steiner — ich schätze Sie und 
Ihr soziales Engagement sonst, das wissen Sie —, 
scheinen mir die Schwachstellen vor unserer Zeitrech-
nung, nämlich in Ihrer Regierungszeit, gewesen zu 
sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Klejdzinski 
[SPD]: Frau Kollegin, wie lange regieren Sie 
eigentlich? Sind Sie seit gestern dran?) 

— Ich kann Ihnen noch mehr auflisten, was wir alles 
für die Soldaten getan haben. Die Soldaten wissen das 
auch, vor allen Dingen auch die Familien, Herr Kol-
lege Klejdzinski. Damit ist das hier, glaube ich, wohl 
abgehandelt und richtiggestellt. 

Sie sehen, meine Damen und Herren, daß sich der 
Bundesminister der Verteidigung bemüht, den 
Grundwehrdienst für unsere Soldaten auch in finanzi-
eller Hinsicht zu verbessern, um einen kleinen Aus-
gleich für die mit dem Wehrdienst verbundenen Opfer 
zu schaffen. 

Ich bitte Sie, dem Regierungsentwurf zuzustimmen, 
damit die zum Juni-Termin dieses Jahres zu entlas-
senden Soldaten in den Genuß dieser neunten No-
velle kommen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Die vorgesehene Rede-
zeit ist abgelaufen. Weitere Wortmeldungen liegen 
mir nicht vor. 

Wir kommen nunmehr zur Einzelberatung und Ab-
stimmung über den von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Unterhaltssicherungsgesetzes und anderer wehr-
rechtlicher Vorschriften. Es handelt sich dabei um die 
Drucksachen 11/6030, 11/6158 und 11/6443. 

Ich rufe zunächst die Artikel 1 bis 4, Einleitung und 
Überschrift in der Ausschußfassung auf. Wer diesen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal- 
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tungen? — Dann sind die Vorschriften in zweiter Le-
sung bei Enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN ange-
nommen worden. 

Wir treten nunmehr in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Dann ist das Gesetz bei Stimmenthal-
tung der Fraktion DIE GRÜNEN angenommen wor-
den. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nunmehr 
zum Tagesordnungspunkt 7: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Arzneimit-
telgesetzes 

— Drucksache 11/5373 — 

a)  Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit (13. Ausschuß) 
—Drucksachen 11/6283, 11/6575 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Jaunich 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

—Drucksache 11/6569 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Kalb 
Waltemathe 
Zywietz 
Frau Vennegerts 
(Erste Beratung 168. Sitzung) 

Hierzu liegt eine Reihe von Änderungs- und Ent-
schließungsanträgen der Fraktionen der CDU/CSU, 
FDP, SPD und GRÜNEN auf den Drucksachen 
11/5459, 11/6464, 11/6468, 11/6470, 11/6580 bis 
11/6590 und 11/6595 bis 11/6597 vor. 

Insgesamt ist eine Debattenzeit von einer Stunde 
vorgesehen. Erhebt sich dagegen Widerspruch? — 
Das ist nicht der Fall. 

Dann kann ich die Aussprache eröffnen. Zunächst 
hat der Abgeordnete Dr. Hoffacker das Wort. 

Dr. Hoffacker (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wie bei der dritten Novelle zum 
Arzneimittelgesetz, so ist es auch das Ziel der vierten 
Novelle zum AMG, den Antragsstau abzubauen, die 
Arbeitsweise des Bundesgesundheitsamtes, näherhin 
des Arzneimittelinstitutes, effizienter zu gestalten, die 
Naturheilmittel stärker zu berücksichtigen, die Scha-
denersatzforderungen wirksam abzuwehren, Preisre-
gelungen für den Apotheker zu treffen, die Ausfuhr-
regelungen zu verschärfen und die Werbung zu prä-
zisieren. 

Bereits die dritte Novelle zum Arzneimittelgesetz 
hatte die Arbeitsweise des Bundesgesundheitsamtes 
bei der Zulassung von Arzneimitteln wirksam unter-
stützt, und zwar durch den Einbezug qualifizierter 
unabhängiger Sachverständiger im Rahmen der drit-
ten Novelle. 

Dies war richtig. Ebenfalls war richtig, das Zulas-
sungsverfahren durch einheitliche Arzneimittelinfor-
mationen für wirkungsgleiche Arzneimittelstoffe zu 
entlasten. 

Bei der Verabschiedung der dritten Novelle zum 
AMG war aber schon abzusehen, daß weitere Maß-
nahmen notwendig waren. Zunächst gilt dies für den 
Antragsstau und die Erleichterung im Verfahren zur 
Bearbeitung der Zulassungsanträge. Die Gründe für 
eine weitere Novellierung und für weitere Maßnah-
men waren erkennbar in der nicht erwarteten ständig 
steigenden Zahl der Anträge. 

Ich darf vielleicht auf drei Tatbestände zurückgrei-
fen, sie in Erinnerung rufen und auch gleichzeitig eine 
Lanze für das oftmals zu Unrecht gescholtene Bundes-
gesundheitsamt brechen. 

Erstens. Bis 1982/1983 war die Kapazität des Arz-
neimittelinstitutes auf bis zu 1 200 Erledigungen pro 
Jahr ausgelegt. Danach richteten sich auch die Orga-
nisation und der gesamte Personalbestand. 

Zweitens. In der Zeit von 1985 bis 1987 wurde die 
Erledigungskapazität des Arzneimittelinstitutes auf 
1 800 Erledigungen pro Jahr ausgelegt. Das war ein 
Ergebnis des Gutachtens des Bundesrechnungshofes 
in seiner Eigenschaft als Bundesbeauftragter für Wirt-
schaftlichkeit in der Verwaltung. 

Eine große Zahl von Vorschlägen wurde gemacht, 
die ich gerne auch den Kritikern vorhalten möchte, 
nämlich zu Aufbau und Ablauforganisation, Personal-
aufstockung, Datenverarbeitung, gesetzlichen Ände-
rungen und manches andere mehr betreffend. Ich 
meine, wer hier Schuldzuweisungen vornehmen will 
— das ist sehr häufig in der Öffentlichkeit gesche-
hen —, der muß in der Tat bessere Vorschläge ma-
chen. 

(Jaunich [SPD]: Jetzt schauen Sie aber nach 
rechts, Herr Hoffacker!) 

Drittens. Diese Maßnahmen konnten aber nicht mit 
dem Anstieg der Zulassungsanträge Schritt halten. Im 
vergangenen Jahr stieg die Zahl auf 3 200 an. Es war 
nicht vorauszusehen, daß praktisch eine Verdoppe-
lung nach dem Gutachten des Bundesrechnungshofs 
eintreten würde. Es waren also eine erneute Feststel-
lung der Erledigungskapazität und eine neue Um-
schreibung fällig. 

Wenn wir uns jetzt in dieser Debatte auf einen Mit-
telwert, auf eine Schlüsselzahl von 2 400 zu erledigen-
den Anträgen pro Jahr festlegen, dann meinen wir, 
daß dies für die nächste Zukunft im Hinblick auf den 
Fristablauf ein realistischer Wert ist. 

Zur Erledigung dieser Anträge und dieses Staus rei-
chen aber die Personalkapazität und die Organisation 
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des BGA im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht aus. Viel-
mehr müssen diese Defizite beseitigt werden. 

Die SPD hat zu dieser Beseitigung auch in den Aus-
schußberatungen nichts beigetragen. Sie hat auch 
jetzt in ihrem Entschließungsantrag ein lautes La-
mento angestimmt und sehr vieles bedauert; aber es 
war eigentlich nur ein folgenloses Bedauern. Ich 
möchte deshalb diesen Entschließungsantrag, der Ih-
nen vorliegt, zurückweisen und vorschlagen, ihn ab-
zulehnen. 

Fragen wir: Was war in dieser Situation zu tun? Die 
Regierungskoalition hatte zu entscheiden, wie im In-
teresse der Arzneimittelsicherheit, eines möglichst 
schnellen Abbaus des Staus und auch der Abwehr der 
Schadenersatzforderungen weitere, über die Vor-
schläge des Bundesrechnungshofs hinausgehende 
wirksame Mittel einzusetzen seien. Dies haben wir 
versucht. Wir haben viel Zeit für diese Beratungen 
benötigt. Ich komme gleich noch darauf zurück, 
warum sich die Schwierigkeiten auch in den Einzel-
heiten in der Vergangenheit so extrem dargestellt ha-
ben. 

In Betracht gezogen wurde bei dieser Frage, was zu 
tun sei, ein weiterer Einbezug externer Wissenschaft-
ler. Ich weiß, daß bestritten wird, daß dies eine rich-
tige Maßnahme ist. Wir finden aber, daß der Einbezug 
externer Wissenschaftler a) zur Prüfung der Unbe-
denklichkeit und Wirksamkeit von Arzneimitteln not-
wendig war und b) daß die Vorprüfung von Zulas-
sungsanträgen unbedingt eingeführt werden mußte, 
weil wegen der häufig schlechten Qualität auch der 
einzelnen Anträge erheblicher und unnötiger Mehr-
aufwand notwendig war, der nun vom Arzneimittelin-
stitut geleistet werden sollte. Wir wollen diesen Ein-
bezug des externen Sachverstandes für die Prüfung 
der Unbedenklichkeit und Wirksamkeit von Arznei-
mitteln und auch für die Vorprüfung von Zulassungs-
anträgen hier heute endgültig beschließen. 

Abgerückt wurde von einer darüber hinausgehen-
den Übertragung der Zulassungsentscheidung auf 
ein privates Unternehmen. Im Anhörungsverfahren 
haben sich eine Reihe von Wissenschaftlern diesem 
Bereich zugewandt, aber ein ganz entscheidendes 
Hindernis nicht ausräumen können: Das EG-Recht 
verlangt, daß die Zulassung von einer Behörde erteilt 
wird. Wer nämlich die behördliche Zulassung aufge-
ben will, setzt die gegenseitige Anerkennung natio-
naler Zulassungsentscheidungen aufs Spiel. Das wol-
len wir nicht. Im Hinblick auf die Vollendung des 
europäischen Binnenmarktes mit dem Jahr 1993 kön-
nen wir uns das auch nicht leisten. Überlegungen, ob 
nicht ein TÜV oder eine zentrale Behörde das besser 
könnte als das, was wir bisher haben, erwiesen sich 
deshalb als nicht geeignet. 

Weiterhin wurde in ernsthafte Überlegungen auch 
die zeitlich begrenzte Aussetzung der Verpflichtung 
des Arzneimittelinstituts einbezogen, dem pharma-
zeutischen Antragsteller innerhalb der im § 27 des 
Arzneimittelgesetzes festgesetzten Viermonatsfrist 
die Zulassung zu erteilen. Dies hat eine Menge Dis-
kussionen erfordert. Denn wir, die Koalitionsfraktio-
nen, folgten mit diesem Gedanken einer zeitlich be-
grenzten Aussetzung der Verpflichtung der Viermo-
natsfristentscheidung zunächst den Vorschlägen der 

Bundesregierung, wir folgten den Vorschlägen des 
Bundesrates, die diese aufgenommen hatte, und auch 
einem Antrag der SPD. Alle sprachen sich für eine, 
wenn auch zeitlich unterschiedliche Suspendierung 
aus. Die Bundesregierung meinte, einen Zeitraum bis 
1996 für die Neuanträge einführen zu müssen, der 
Bundesrat bis 1993 und die SPD in ihrem Antrag im 
Ausschuß bis 1991, so daß sich die Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit einer solchen Vorstellung bei uns 
nicht sofort festmachen ließen. Dennoch haben wir 
diesen Gedanken im Interesse der Rechtssicherheit 
und auch der EG-Konformität aufgegeben. 

Wir stellen deshalb heute einen Antrag, wonach in 
Art. 5 des Entwurfs diese Vorstellung gestrichen wer-
den soll. Es soll also, um es positiv auszudrücken, 
keine Aussetzung der in § 27 AMG beschriebenen 
Frist geben. Statt dessen haben wir mit dem Haus-
haltsausschuß Überlegungen angestellt, wie dieses 
beim Gesundheitsamt strukturell bedingte Antrags-
defizit zu beseitigen ist. Das Ergebnis finden Sie heute 
in der Drucksache 11/6569 vom 5. März 1990, im 
2. Votum des Haushaltsausschusses, nach dem die für 
den Abbau des Staus erforderlichen Mittel in den 
Nachtragshaushalt 1990 eingebracht werden sollen. 
Ebenfalls ist geplant — und ich hoffe, daß sich der 
Bundesrechnungshof nicht beleidigt fühlt — , zusätz-
lich zum Gutachten des Bundesrechnungshofes ein 
Gutachten durch ein kompetentes Consultingunter-
nehmen erstellen zu lassen, um weitere Vorschläge 
für den Abbau des Zulassungsstaus zu erhalten. 

Nun zu weiteren Maßnahmen der vierten AMG-
Novelle, die sich auf Naturheilmittel, den einheitli-
chen Apothekenpreis, den Export und die Werbung 
beziehen. Ich darf das relativ kurz machen, weil die 
Zeit davonläuft. 

Besonderes Augenmerk haben wir auf die Behand-
lung der Naturheilmittel im Zulassungsverfahren ge-
richtet. So wird verdeutlicht, daß bei der Zulassung 
aus bekannten Stoffen die medizinischen Erfahrun-
gen der jeweiligen Therapierichtungen zu berück-
sichtigen sind. Darauf beziehen sich auch einige An-
träge der Opposition, die im Grunde durch unsere 
Festschreibung überflüssig werden; wir können sie 
ablehnen. Die Einbeziehung mild wirksamer Arznei-
mittel in die Regelung für traditionell angewendete 
Arzneimittel, die gern als „Hausmittel" bezeichnet 
werden, ist ebenfalls in der vierten AMG-Novelle ent-
halten. Wir kommen mit dieser besonderen Berück-
sichtigung der Naturheilmittel dem steigenden Inter-
esse der Bevölkerung nach, die Naturheilmittel an-
wendet. 

Dies wird in dem Beschluß des Ausschusses für For-
schung und Technologie vom 7. Februar dieses Jah-
res, also vor knapp vier Wochen, noch verdeutlicht, in 
dem die Bundesregierung aufgefordert wird, die wis-
senschaftliche Aufarbeitung und Weiterentwicklung 
des Naturheilverfahrens und der Homöopathie ver-
stärkt zu fördern. Es wird ein fächerübergreifendes 
Zusammenwirken aller in Betracht kommender medi-
zinischer, naturwissenschaftlicher und sozialwissen-
schaftlicher Disziplinen verlangt. Wir unterstützen 
diese Bestrebungen unserer Fraktionskolleginnen 
und -kollegen und der Koalitionspartner. 
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Schließlich bleibt noch die gesetzliche Veranke-
rung eines einheitlichen Apothekenpreises für apo-
thekenpflichtige Arzneimittel hervorzuheben. Dieser 
Vorschlag wurde im Ausschuß von der SPD in der von 
uns vorgelegten Form leider nicht mitgetragen, wie-
wohl von unseren Kollegen der SPD immer wieder 
darauf hingewiesen worden ist, wie wichtig nun ein 
solcher einheitlicher Apothekenabgabepreis sei. Als 
es zum Schwur kam, haben sie leider nicht mitstim-
men können. 

(Jaunich [SPD]: Das ist eine Geschichtsklitte

-

rung, Herr Kollege!) 
—Nein, nein, Sie haben bei der Beratung diesen Apo-
thekenabgabepreis in der von uns vorgelegten Form 
—Sie hatten einen eigenen Antrag — nicht mitgetra-
gen. 

(Jaunich [SPD]: Jetzt kommen Sie der Wahr

-

heit näher!) 
—Nein, nein, das habe ich soeben schon gesagt. Das 
können Sie nachher auch im Protokoll feststellen. Ich 
habe von vornherein gesagt: „in der von uns vorge-
legten Fassung". 
Die Ausfuhrregelungen für Arzneimittel wurden 

ebenfalls verschärft. Arzneimittel, die in der Bundes-
republik Deutschland als bedenklich angesehen wer-
den, dürfen nur exportiert werden, wenn aus der Ein-
fuhrgenehmigung hervorgeht, daß der zuständigen 
Behörde des Bestimmungslandes die Versagungs-
gründe bekannt sind, die dem Inverkehrbringen in 
der Bundesrepublik entgegenstehen. 
Last not least möchte ich noch auf die Verpflichtung 

bei der Werbung hinweisen, die in dieser Novelle 
ebenfalls präzisiert worden ist. 
Dem Antrag der SPD auf Drucksache 11/6467 

möchten wir zustimmen, weil er die von uns im Gesetz 
festgeschriebene Regelung des Tendenzschutzes von 
Naturheilmitteln verdeutlicht. Die übrigen Anträge 
der SPD und der GRÜNEN lehnen wir ab, weil sie uns 
nicht weiterhelfen oder auch überholt sind. 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich mit 

einem Dank an alle schließen, besonders an die Mit-
glieder des Haushaltsausschusses die die notwendige 
Unterstützung zur Durchsetzung unserer im Ent-
schließungsantrag enthaltenen Forderungen gegeben 
haben. Jetzt hoffen wir, daß insbesondere die Mitar-
beiter des Bundesgesundheitsamtes, die Arzneimit-
telhersteller und die Apotheker diese Verbesserun-
gen des Arzneimittelrechts im Interesse unserer Bür-
ger nutzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Jaunich. 

Jaunich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es hat auf mich sehr erhellend gewirkt, Herr 
Kollege Dr. Hoffacker, daß Sie als eines der Ziele die-
ser Novelle das wirksame Abwehren von Schadener-
satzansprüchen herausgestellt haben. Schadenersatz-
ansprüche wehrt man am besten dadurch wirksam ab, 
daß man es zu einem Fehlverhalten erst gar nicht 
kommen läßt. Aber Tatsache ist, daß die Amtspraxis 
beim Bundesgesundheitsamt über Jahre hinweg am 

Gesetz vorbeigeht. Die F rist für die Erteilung einer 
Zulassung, wenn alle Unterlagen vorgelegt sind, darf 
nach dem Gesetz nämlich maximal sieben Monate 
nicht überschreiten. Wir haben mehrjährige Verfah-
ren, und es gibt zwischenzeitlich auch Urteile zu die-
ser Frage. Ob Sie einen wirksamen Weg gegangen 
sind, solche Schadenersatzansprüche abzuwehren, 
wird sich noch zeigen; darüber werden die Ge richte 
entscheiden. Aus unserer Sicht wird das mit der 4. No-
velle nicht erreicht. 

Ich möchte einem von Ihnen hier suggerierten Ein-
druck entgegentreten. Wir machen für den Zulas-
sungsstau nicht die Mitarbeiter des Bundesgesund-
heitsamtes verantwortlich. Dies ist ein Versäumnis der 
Regierung und der sie tragenden Koalition. Sie haben 
nicht die entsprechenden Beschlüsse gefaßt, die Re-
gierung hat nicht in entsprechender Weise gehandelt. 
Ein gleiches gilt auch für das Referat im Ministerium. 
Dort gibt es tüchtige Fachbeamte; sie tun mir immer 
wieder leid, wenn man sieht, was im Zusammenhang 
mit Arzneimittelrechtsnovellierungen hier so alles 
veranstaltet wird. 

Wenn Sie sagen, Herr Kollege Hoffacker, wir hätten 
zu dem Thema „Zulassungsstau" keine Beiträge ge-
leistet, dann ist das falsch. „Ich trete dafür ein — ich 
habe das für meine Fraktion mehrfach öffentlich er-
klärt; es ließ sich aber nicht aus der Hüfte heraus 
beschließen — : Wenn alle diese Bemühungen in der 
Vergangenheit das erstrebenswerte und vom Gesetz 
vorgezeichnete Ziel nicht erreichen lassen, dann müs-
sen wir zu radikalen Lösungen kommen. Deswegen 
sprechen wir uns dafür aus, den Gedanken auch in 
parlamentarischen Beratungen wirklich ernsthaft zu 
prüfen, ob wir uns, was die Zulassung von Arzneimit-
teln angeht, dieser Aufgabe nicht über ein Bundesin-
stitut entledigen und uns — dieser Gedanke ist von 
der Fachöffentlichkeit in die Diskussion gebracht wor-
den — einem Arzneimittel-TÜV zuwenden. Ich will 
mich dazu heute nicht im Detail äußern, aber ich sage 
Ihnen voraus: Die 5. Novelle ist vorprogrammiert. Von 
daher werden wir uns spätestens bei dieser Gelegen-
heit wieder sprechen. 

Ich habe ein paar Jahre meines Lebens auf dem Bau 
gearbeitet, und do rt  hat man, wenn unsolide gearbei-
tet wurde, den Spruch „Meister, ich bin fertig. Kann 
ich mit der Reparatur anfangen?" gehabt. Dies ist ei-
gentlich die Überschrift des Drehbuches zu der 4. Arz-
neimittelgesetznovelle, die heute zur Verhandlung 
steht. Die Fristen für die Novellierungen dieses Ge-
setzeswerkes aus dem Jahre 1976 werden immer kür-
zer, und zwar deswegen, weil die Probleme nicht vom 
Grunde her gelöst werden, sondern weil immer nur an 
der Oberfläche laboriert wird. 

Das, was sich diesmal abgespielt hat, kann man 
auch als Trauerspiel in mehreren Akten bezeichnen. 
Erster Akt: Während wir hier im Hause die 3. Novelle 
beraten und am 23. Juni 1988 verabschiedet haben, 
war schon klar: Die 4. Novelle ist in Vorbereitung, 
denn sie muß kommen. Erklärtes Ziel der 3. Novelle 
war, den Antragsstau zurückzuführen. Dieses Ziel war 
mit den vorgesehenen Mitteln nicht erreichbar. Die 
4. Novelle mußte kommen. 

Zweiter Akt: Die 4. Novelle kommt. Der Stau ist 
zwischenzeitlich auf ca. 10 000 Präparate gestiegen. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 199. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 7. März 1990 	15345 

Jaunich 
Wiederum wird keine generelle Lösung der Probleme 
vorgesehen. Wiederum wird nur an der Oberfläche 
gekratzt. 

Dritter Akt: die öffentliche Anhörung zu dem 
Thema. Die Koalition ist baß erstaunt, dort zu hören, 
daß die beabsichtigten Erleichterungen bei der Nach-
zulassung, nämlich über eine Änderungsanzeige Ver-
änderungen und Anpassungen an die Monographien 
vorzunehmen, nur dann entlastend wirken, wenn die-
ses Gesetz weit vor Ende des vergangenen Jahres 
hätte verabschiedet werden können. Das war zu dem 
Zeitpunkt der Anhörung schon gar nicht mehr in Sicht 
und gar nicht mehr möglich. Wenn das nicht ge-
schieht, dann kommt es nicht zu einer Entlastung, son-
dern zu einer Belastung, die zu einem Kollaps führen 
muß; denn kein Manager eines Unternehmens kann 
verantwortlich Anträge in dem guten Glauben zu-
rückhalten, der Gesetzgeber würde eines Tages ir-
gendwelche Erleichterungen beschließen. Also hät-
ten alle bis zum Ende des Jahres ihre Anträge nach 
altem, nach heute noch geltendem Recht auf die Reise 
schicken müssen. 

Es muß also ein Vorschaltgesetz her. Wir haben ein 
Vorschaltgesetz beschlossen. Die Sozialdemokraten 
haben dies mitgetragen; denn wenn etwas sinnvoll ist, 
verweigern wir unsere Mitarbeit nicht. Der Termin für 
die Nachzulassung ist auf den 30. April dieses Jahres 
hinausgeschoben worden. Die Erleichterungen bei 
der Nachzulassung kommen erst mit Rechtskraft die-
ser Novelle auf die Unternehmen zu. 

Vierter Akt: Der Ausschuß hat wenig Zeit. Er wird 
unter Druck gesetzt. Dies muß alles schnell beraten 
werden. Am 19. Januar werden die Beratungen abge-
schlossen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist immer so! Ganz 
schlimm!) 

Plötzlich tritt Frau Staatsminister Adam-Schwaetzer 
auf die Bühne. Das Licht geht aus. 

(Zurufe von der FDP: Auf!) 

—Nein, aus! — Das heißt, die für den 25. Januar vor-
gesehene Verabschiedung dieses Gesetzes wird 
plötzlich abgesetzt; denn die Koalition hat unter sich 
Beratungsbedarf festgestellt. 

(Frau Würfel [FDP]: Den haben wir immer!) 

—Den sollten Sie nur rechtzeitig bekanntgeben. Die 
Zeit, die hier verplempert worden ist — denn heute ist 
schon der 7. März — , hätten wir für ordentliche Bera-
tungen im Ausschuß gut gebrauchen können, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Frau Adam-Schwaetzer also, die im Auswärtigen 
Amt wohl auch für Europafragen zuständig ist, ent-
deckt, daß Art. 5 nicht europakonform ist. Ich frage 
mich: Ist denn das Auswärtige Amt bei der Einbrin-
gung des Gesetzentwurfes nicht beteiligt worden, wie 
es doch die Gemeinsame Geschäftsordnung der 
Bundesregierung vorsieht? Oder hat Frau Adam-
Schwaetzer geschlafen? Hat sie denn ihre Einwen-
dungen erst entdeckt, nachdem die Koalition die 
schlimme Geschichte verbessert hat, wenn auch nicht  

ausreichend? Herr Kollege Hoffacker hat die Zeitab-
läufe, um die es hier geht, ja deutlich gemacht. 

Was bedeutet denn Art. 5? Art. 5 ist in der Tat von 
der Bundesregierung vorgesehen worden, um die 
Verpflichtung auszusetzen, innerhalb von vier plus 
drei Monaten eine Genehmigung zu erteilen. Dies 
sollte bis 1996 ausgesetzt werden. Der Ausschuß hat 
dann mit den Stimmen der Koalition das Datum 
„31. Dezember 1993", also keine so lange Ausset-
zung, festgesetzt. 

Die SPD hat gesagt: Aussetzen bis zum 31. Dezem-
ber 1991. Dies will ich erklären. Es macht ja keinen 
Sinn, heute Personalaufstockungen beim Bundesge-
sundheitsamt zu beschließen und zu sagen, diese 
Viermonatsfrist würde dann ab morgen plötzlich Rea-
lität sein. Deswegen ist das, was Sie jetzt mit der Strei-
chung des Art. 5 machen, Kosmetik. Es ist im Grunde 
unredlich; denn trotz Zurverfügungstellung von 230 
Personalstellen und anderen organisatorischen Maß-
nahmen, die Sie vorhaben, wird es nicht gelingen, daß 
ab sofort in vier oder in maximal sieben Monaten eine 
Genehmigung erteilt werden kann. Also: Das Problem 
ist nicht bereinigt, sondern nur wieder etwas verklei-
stert. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion hat 
zum Arzneimittelrecht eine klare und eindeutige Hal-
tung. Wir haben bisher immer, wenn es vertretbar 
erschien, versucht, eine große Mehrheit für solche 
Entscheidungen möglich zu machen. In Arzneimittel-
fragen sollte man nämlich nicht von heute auf morgen, 
nicht in hastiger Eile und nicht ohne Not im Streit 
beschließen. Wir lassen uns aber nicht für den erneu-
ten, den mehrfachen Versuch in die Haftung nehmen, 
mit diesem Problem fertig zu werden. Mit den vorge-
sehenen unzureichenden Mitteln wird dies nicht er-
reicht. 

Herr Thomae, mit Zeitschriftenartikeln kann man 
über das Thema fabulieren, aber es gehört hier in den 
Deutschen Bundestag. Ich habe unsere Haltung zum 
Arzneimittel-TÜV auch bei der Pharma-Tagung in 
München zum Besten gegeben. Dort waren Sie auch 
anwesend, aber Sie haben zu diesem Thema ge-
schwiegen. Es wäre besser gewesen, Sie hätten sich 
damals zu diesem Thema auch geäußert. Das gehört 
hier in den Deutschen Bundestag. Das gehört in den 
Zusammenhang der parlamentarischen Beratungen. 
Mit Zeitschriftenartikeln ist das Problem nicht zu lö-
sen. 

(Dr. Thomae [FDP]: Aber heute gehört es 
doch nicht dazu!) 

— Ja, weil Sie die Zeit dafür verschenkt haben. 

Mit Sozialdemokraten können Sie alles tun und al-
les vereinbaren, was der Arzneimittelsicherheit dient, 
was dem Verbraucherschutz dient, was einer geset-
zeskonformen Zulassungspraxis entspricht, was die 
Nachzulassung erleichtert, um damit die Naturheil-
mittel zu schützen, um diesen Schatz, den die Natur 
uns bietet, für die Anwendung verfügbar sein zu las-
sen. 

Unsere gelegentliche Kritik am Bundesgesund-
heitsamt, die natürlich auch immer wieder eine Kritik 
an der Regierung ist, bezog sich — ich sage es noch 
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einmal — nicht auf den Zulassungsstau, sondern be-
zog und bezieht sich darauf, daß wir beim Bundesge-
sundheitsamt lange Zeit die Sensibilität für das Thema 
der Naturheilmittel haben vermissen müssen. Unsere 
Kritik richtet sich darauf, daß do rt  in der Administra-
tion der eindeutige Wille des Gesetzgebers, des Deut-
schen Bundestages, in mehrfachen Entschließungen 
bekundet, bis jetzt einfach nicht Amtspraxis gewor-
den ist. Dies ist unsere Kritik, und davon nehmen wir 
nicht ein Jota zurück. 

Ich will  überhaupt nicht in Zweifel ziehen, daß auch 
diese 4. Novelle einige Bestandteile aufweist, die wir 
für richtig halten. Aber insgesamt ist sie unbefriedi-
gend. Sie löst die Probleme nicht. Deswegen werden 
wir ihr nicht zustimmen. 

Herr Kollege Hoffacker, was Sie hier zum einheitli-
chen Apothekenabgabepreis gesagt haben, war trotz 
meiner Intervention noch nicht voll die Wahrheit. Den 
einheitlichen Apothekenabgabepreis haben wir be-
reits im Zusammenhang mit der zweiten Novellierung 
des Arzneimittelgesetzes als Antrag in den Deutschen 
Bundestag eingebracht. Sie haben das niederge-
stimmt. Sie haben damals gesagt, das sei gar nicht 
nötig, dafür gebe es keine Notwendigkeit. 

Ich darf auch daran erinnern, daß es nicht Sozialde-
mokraten, sondern Koalitionsabgeordnete waren, die 
im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zur Lösung 
dieses Problems einen Antrag eingebracht haben, der 
unsere Zustimmung nun wirklich nicht finden konnte. 
Herr Kollege Hoffacker, das hätten Sie also besser 
nicht erwähnt. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Nein, nein, der 
Antrag, den Sie vorgelegt haben, ist abge

-lehnt worden, und unserem Antrag haben 
Sie nicht zugestimmt!) 

— Wenn ich einen eigenen Antrag habe, dann stimme 
ich doch nicht einem Antrag von Ihnen zu, Herr Kol-
lege Hoffacker. Das werden wir gleich bei der An-
tragsberatung in der zweiten Lesung hier noch se-
hen. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Der hatte den

-

selben Inhalt!) 

Die Einführung des einheitlichen Apothekenabga-
bepreises — ich sage es noch einmal — hätte seit Jah-
ren im Gesetz stehen können; denn, wie gesagt, be-
reits bei der zweiten Novellierung haben wir entspre-
chende Vorschläge eingebracht. Wir werden also die 
Verantwortung für diese Novelle nicht mit überneh-
men. 

Nun kommen wir zum fünften Akt, Herr Kollege 
Hoffacker. Mit Datum vom 7. März reicht die Koalition 
nunmehr Änderungsanträge ein. Für den Januar war 
die Verabschiedung geplant, im Januar sollte dieses 
Gesetz verabschiedet werden; am 7. März werden 
Änderungsanträge eingebracht. Hatte ich also un-
recht, als ich eingangs sagte „Meister, ich bin fertig. 
Kann ich mit der Reparatur beginnen?"? Das ist doch 
ein Zeichen dafür, wie unzureichend, wie unsolide 
von Ihnen in dieser Frage gearbeitet wird. 

Nur durch den Verzicht auf die Fristeinrede kann in 
dieser Woche die dritte Lesung zu diesem Thema 
stattfinden. Das muß aus unserer Sicht so sein, denn  

sonst erreichen wir den Bundesrat nicht. Unter diesem 
Aspekt haben wir keine Fristeinrede geltend ge-
macht. Aber, meine Damen und Herren, Sie haben in 
Ihren Koalitionszirkeln wochenlang über irgendwel-
chen Änderungen gebrütet, reichen sie aber erst jetzt 
im Parlament ein. 

(Eimer [Fürth] [FDP]: Ist es denn so schlimm, 
wenn wir jetzt einem Ihrer Anträge zustim-

men?) 

— Herr Kollege Eimer, lenken Sie doch nicht ab! Ich 
merke, wie Sie das piekt. Aber ich kann Sie in dieser 
Frage nicht schonen. 

(Eimer [Fürth] [FDP]: Das ist üblicher parla-
mentarischer Stil!)  

Ich will noch zur Beschlußempfehlung kommen und 
Sie — das ist auch eine Bitte an den Präsidenten für 
die Abstimmung — ganz herzlich um folgendes bit-
ten. Für die Ziffern II.2 bis 5 kann ich für die SPD-
Bundestagsfraktion Zustimmung signalisieren. Bei 
Ziffer II. i bitte ich um Einzelabstimmung. Ich bitte 
darum, alternativ über die Ziffer aus unserem Ent-
schließungsantrag, deren Nummer ich ihnen gleich 
noch sagen werde, abzustimmen. Denn wir sind mit 
einer Aussage der Hufeland-Gesellschaft konfrontiert 
— und das ist in der Tat ja doch wohl eine ernstzuneh-
mende Institution — , die erklärt: Wenn, wie es die 
Koalition in Ziffer II.1 formuliert hat, die Organothera-
peutika in den so konstruierten Kommissionen mit 
mindestens zwei stimmberechtigten Personen ausge-
stattet sind, dann heißt das, daß der Weg für die Ein-
richtung stoffbezogener Aufbereitungskommissio-
nen versperrt ist. 

Zu diesem Thema spricht sich unser Antrag aus, der 
die Bundesregierung in Ziffer 4 c bittet, sicherzustel-
len, daß in den indikationsbezogen arbeitenden Auf-
bereitungskommissionen die Vertreter der jeweiligen 
therapeutischen Richtungen angemessen vertreten 
sind. Die Bundesregierung wird darüber hinaus gebe-
ten, zu prüfen, ob auch stoffbezogene Aufbereitungs-
kommissionen eingerichtet werden sollten. 

Dies entspricht dem Petitum, auf das ich soeben 
abgehoben habe. Ich bitte Sie sehr herzlich, diese 
Anregung der Hufeland-Gesellschaft nicht an sich 
vorbeigehen zu lassen und nicht unberücksichtigt zu 
lassen. 

Im übrigen darf ich noch auf einige unserer Ände-
rungsanträge hinweisen. Wir haben uns ja nicht dar-
auf beschränkt, das, was sie hier eingebracht haben, 
zu kritisieren, sondern begleiten diesen Prozeß kon-
struktiv. Ich darf auf den Antrag hinweisen, der eine 
nochmalige Präzisierung und auch Verschärfung der 
Abgabe von Arzneimittelmustern zum Inhalt hat. Ich 
bedauere es sehr, daß wir hierzu nicht auch von Ihnen 
die Zustimmung bekommen haben. Denn ich erinnere 
mich, daß Sie, wenn dieses Thema auf Apothekerta-
gen behandelt wurde, immer sehr wohlwollend Ihre 
Beiträge dazu geleistet haben. Hier ist eine Möglich-
keit, diesen Lippenbekenntnissen Taten folgen zu las-
sen. 

Ich bedauere auch, daß Sie die im Interesse des Ver-
braucherschutzes liegenden Anträge nicht berück-
sichtigt haben. 
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Ich komme zum Schluß und sage zusammenfas-
send: Aus all dem ergibt sich für uns ganz eindeutig, 
daß wir dieser Novelle unsere Zustimmung nicht er-
teilen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. — Bevor 
ich der Abgeordneten Frau Würfel das Wort gebe, 
informiere ich das Haus darüber, daß mir die Ge-
schäftsführer der Fraktionen mitgeteilt haben, daß zu 
dem Entschließungsantrag auf Drucksache 11/6590 in 
veränderter Form von allen Fraktionen Zustimmung 
signalisiert worden ist und daß es damit nicht zu einer 
namentlichen Abstimmung über diesen Entschlie-
ßungsantrag kommt. Ich nehme an, daß dieser Hin-
weis für den einen oder anderen hilfreich ist. 

Herr Abgeordneter Jaunich, Sie haben einige Wün-
sche zur Abstimmung geäußert. Wir müssen prüfen, 
ob dies schon in die Vorlagen eingearbeitet ist. 

(Jaunich [SPD]: Eine Ziffer aus unserem Ent

-

schließungsantrag soll in die Beschlußemp

-

fehlung!) 

— Ich wäre dankbar, wenn Sie meinem Nachfolger, 
dem Herrn Abgeordneten Westphal, noch einmal ei-
nen konkreten Hinweis gäben, damit keine Mißver-
ständnisse entstehen. 
Nun hat die Abgeordnete Frau Würfel das Wort. 

Frau Würfel (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Indem wir uns heute 
abschließend mit der 4. AMG-Novelle befassen, be-
enden wir für diese Legislaturperiode eine ganze 
Reihe außerordentlich wichtiger gesetzlicher Neure-
gelungen, die das Arzneimittelwesen im allgemeinen 
und den Arzneimittelmarkt der gesetzlichen Kran-
kenversicherung im besonderen betreffen. Ich denke 
hierbei an die 3. AMG-Novelle, das Gesundheitswe-
sen-Reformgesetz mit der Einführung der Festbeträge 
und an die 4. Novelle zum Arzneimittelgesetz, die ja 
eigentlich aus zwei Gesetzen besteht, wenn man das 
Vorschaltgesetz vom Dezember 1989 mitberücksich-
tigt. 
Unverkennbare Zielrichtung aller dieser Gesetze ist 

aus liberaler Sicht, daß der Nachzulassungsprozeß 
beim Bundesgesundheitsamt beschleunigt und die 
Arzneimittelsicherheit verbessert wird, wobei für uns 
besonders wichtig ist, daß die Vielfalt der Therapie-
richtungen erhalten bleibt. 
Die knappe Redezeit für uns zwingt mich zu einer 

engen Strukturierung meiner Ausführungen. Ich be-
tone an dieser Stelle noch einmal ausdrücklich, daß es 
unser liberales Anliegen ist, die besonderen Thera-
pierichtungen gleichberechtigt neben der Schulmedi-
zin bestehen zu lassen. 

(Beifall bei der FDP) 

Eine Überordnung oder Nachrangigkeit im therapeu-
tischen Sinne kann es unseres Erachtens hierbei nicht 
geben. Denn so individuell eine Krankheit ist, so indi-
viduell muß auch die Therapie sein, die dem Patienten 
angeboten wird. Einen Alleinvertretungsanspruch 
schulmedizinischer Denkrichtungen im Arzneimittel-
sektor zu formulieren würde letztendlich denen scha

-

den, um die es im Gesundheitswesen ja wohl immer 
zu gehen hat, nämlich den Patienten. 

Unter diesem Aspekt werden wir auch in Zukunft 
dafür eintreten, daß die Naturheilkunde den Stellen-
wert im Gesundheitswesen erhält bzw. behält, der ihr 
zukommt. Dazu ist notwendig, daß sich diese Ansicht 
mehr als bisher in der konkreten Arbeit des Bundes-
gesundheitsamtes niederschlägt. Die internen und ex-
ternen Fachleute beim BGA müssen die besonderen 
Therapierichtungen in ihrer Eigenart beurteilen und 
anerkennen. So haben wir in § 22 Abs. 3 einen Satz 
eingefügt, wonach bei der Zusammenstellung der Zu-
lassungsunterlagen „die medizinischen Erfahrungen 
der jeweiligen Therapierichtungen" zu berücksichti-
gen sind. 

Wir haben dafür gekämpft, weil wir der Überzeu-
gung sind, daß die Erfahrungsheilkunde nicht voll-
ständig nach naturwissenschaftlich-schulmedizini-
schen Kriterien beurteilt werden kann. Aus diesem 
Grunde stimmen wir auch dem SPD-Antrag auf 
Drucksache 11/6467 zu, der unsere Ansicht unter-
streicht. Daß wir in diesem Zusammenhang um die 
Einrichtung von mehr naturheilkundlichen Lehrstüh-
len an den deutschen medizinischen Fakultäten be-
müht sind, will ich nur am Rande erwähnen. 

Unter dem Punkt „Vielfalt der Therapierichtungen" 
möchte ich auf einige Detailregelungen dieses Geset-
zes eingehen, weil ich diese für besonders erwähnens-
wert halte. 

Ich bedaure, daß es uns nicht gelungen ist, eine 
eigene Aufbereitungskommission für die Organothe-
rapeutika zu schaffen. Der Kompromiß, den wir ge-
funden haben, wonach zwei Mitglieder dieser Thera-
pierichtung in der entsprechenden Kommission Sitz 
und Stimme haben sollen, ist meines Erachtens zwar 
ein Schritt in die richtige Richtung, kann uns aber auf 
die Dauer nicht zufriedenstellen. 

(Jaunich [SPD]: Ja, ja!) 

Den kürzlich in die Diskussion gebrachten Vor-
schlag einer Kommission für Regulationstherapie, in 
der mehrere Therapierichtungen vertreten sein kön-
nen, halte ich in diesem Zusammenhang für eine 
wertvolle Anregung. Ich meine, daß er in die Zukunft 
weist. Ich würde es daher begrüßen, wenn sich auch 
die Kolleginnen und Kollegen aus den anderen Frak-
tionen hierfür erklären könnten. 

Es ist Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, und — wie von Herrn Jaunich ausdrücklich er-
wähnt — der interessierten Öffentlichkeit nicht ent-
gangen, daß es erhebliche Auseinandersetzungen in 
der Koalition um die in Art. 5 vorgesehene Ausset-
zung der maximal siebenmonatigen Bearbeitungsfrist 
für einen Zulassungsantrag gegeben hat. 

Ich möchte hier für meine Fraktion noch einmal fest-
stellen, daß es unserem Rechtsempfinden natürlich 
nicht entspricht, wenn eine Behörde einem gesetzlich 
begründeten Anspruch der pharmazeutischen Unter-
nehmer nicht nachkommen kann und wenn man in 
der Folge diesen Anspruch suspendiert, statt daß der 
Gesetzgeber alle Anstrengungen unternimmt, um 
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dem von ihm selbst formulierten Anspruch zur Durch-
setzung zu verhelfen. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Nelle 
[CDU/CSU]) 

Rückblickend müssen wir für die Gesamtsituation 
leider feststellen, daß das verantwortliche Ministe-
rium und das BGA in der Vergangenheit sicherlich 
eine, sagen wir einmal, rühmlichere Rolle hätten spie-
len können, insbesondere was die Informierung der 
Abgeordneten über die innere Struktur des Arznei-
mittelinstituts, die personelle Situation und die Ar-
beitsabläufe betraf. Die beklagenswerte Situation des 
BGA wurde deshalb vom Bundesrechnungshof wohl 
auch folgerichtig untersucht und aufgedeckt. 

(Jaunich [SPD]: Deswegen darf er diesmal 
nicht tätig werden!) 

Die nach wie vor desolate Lage zwingt uns, nun 
sogar eine externe Institution mit einer Effizienzana-
lyse hinsichtlich des Arbeitsablaufs bei Zulassung und 
Nachzulassung zu betrauen, 

(Jaunich [SPD]: Macht diesmal Kienbaum — 
oder wer?) 

um die Lage bei den Zulassungen und Nachzulassun-
gen endlich in den Griff zu bekommen; das wollen wir 
ja alle. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Petersen 
[CDU/CSU]) 

Angesichts der nun schon fast dramatischen Situation 
im Arzneimittelinstitut ist das unverzichtbar. 

Allerdings haben die intensiven Verhandlungen 
und Beratungen bei der 4. Novelle dazu geführt, daß 
wir jetzt endlich Daten haben werden, die uns als 
Grundlage für weitere Entscheidungen dienen. Wir 
werden, Herr Jaunich, die notwendigen personellen 
und sachlichen Mittel bereitstellen, damit das Amt 
besser als bisher den Anforderungen nachkommen 
kann, die an das Arzneimittelinstitut gerichtet sind. 
Und natürlich hätte das Parlament, wie Sie auch aus-
geführt haben, Herr Jaunich, bereits früher auf ent-
scheidende, durchgreifende Verbesserungen infra-
struktureller und personeller Art beim Arzneimittelin-
stitut gedrungen, wenn es eine andere Entschei-
dungsgrundlage gehabt hätte; denn selbstverständ-
lich kann man nicht das Amt mit immer mehr Aufga-
ben  belasten, ohne beispielsweise wenigstens das 
notwendige Personal bereitzustellen. 

Vielleicht sollten wir aber auch eingestehen, daß 
von vielen die Dramatik der Lage beim Arzneimittel-
institut jahrelang unterschätzt wurde und daß die ge-
troffenen Maßnahmen deshalb unzureichend waren. 
Vielleicht kommt auch noch hinzu, daß im Zuge der 
allgemeinen Sparmaßnahmen im Haushalt eine Ge-
wichtung der finanziellen Schwerpunkte stattfand, 
die dem Amt auch nicht diente. 

Mit der großzügigen Aufstockung der Personalmit-
tel des Arzneimittelinstituts korrigieren wir diesen 
Fehler. Wenn ich von Personalmitteln spreche, so 
habe ich dieses Wo rt  mit Bedacht gewählt; denn hier-
bei geht es nicht um Stellen. Die Aufteilung dieser 
Mittel in Dauerstellen, bef ristete Stellen und Honorar-
mittel muß mit Sorgfalt so erfolgen, daß es beim BGA  

nun keine Überkapazitäten gibt und daß die erf order-
liche Umstrukturierung des Amtes erfolgt, ohne daß 
der Haushalt auf Dauer belastet wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich möchte noch zu einer weiteren Einzelheit kom-
men. Der Ausfuhrparagraph — § 73 a — bringt mei-
nes Erachtens eine wichtige Neuerung. Nachdem die 
Koalition heftig dafür kritisiert worden ist, daß sie die 
Menschen in den Entwicklungsländern angeblich 
vergiften will, indem sie den Export von Arzneimit-
teln zuläßt, die in der Bundesrepublik nicht in Verkehr 
gebracht werden dürfen, sind wir diesen Bedenken, 
wie ich glaube, in vernünftiger Weise entgegenge-
kommen. Wir haben das getan, weil wir natürlich 
nicht wollen, daß von der Bundesrepublik Arzneimit-
telrisiken ausgehen, die letztendlich das Gegenteil 
von wohlverstandener Entwicklungshilfe sind. 

Die Neuregelung stellt darüber hinaus sicher, daß 
wir uns nicht als — sagen wir einmal — Oberlehrer 
der Importländer aufspielen. Die Vorschrift, daß der 
zuständigen Behörde des Bestimmungslandes die 
Versagungsgründe bekanntzumachen sind, die dem 
Inverkehrbringen im Geltungsbereich dieses Geset-
zes entgegenstehen, trägt meines Erachtens allen An-
forderungen in ausreichendem Maße Rechnung. 

Einen gewissen Zwang zur Wahrnehmung der 
Standardzulassung vorzusehen ist uns Liberalen nicht 
leichtgefallen; denn hier wird das Recht eines phar-
mazeutischen Unternehmers auf Einzelzulassung sei-
nes Medikamentes gemindert. Nur vor dem Hinter-
grund der Bewältigung des erheblichen Antragsstaus 
und weil wir durchsetzen konnten, daß die Standard-
zulassung insgesamt attraktiver gemacht wird, konn-
ten wir schweren Herzens zustimmen. Wir behalten 
uns jedoch vor, für den Fall, daß der Antragsstau zügig 
abgearbeitet wird und daß auch nicht zu befürchten 
ist, daß ein neuer Antragsstau entsteht, auf diese Vor-
schrift wieder zurückzukommen. Ich möchte deshalb 
ausdrücklich erklären, daß diese Regelung für uns 
Übergangscharakter hat. 

Weiterhin haben wir mit diesem Gesetz die Nut-
zung externen Sachverstandes vermehrt und verbes-
sert, wie Dr. Paul Hoffacker schon ausgeführt hat. Ich 
bin sicher, daß wir damit auch einen Beitrag zu einem 
besseren Verständnis und einer besseren Zusammen-
arbeit zwischen den Mitarbeitern des Bundesgesund-
heitsamtes und den externen Wissenschaftlern leisten 
können. 

Ich hoffe sehr, daß sich diese Neuregelungen, die 
eigentlich im Zusammenhang mit der 3. AMG-No-
velle stehen, bewähren. 

Schließlich haben wir noch den Verbraucherschutz 
erheblich verbessert. Zum einen werden die Bestand-
teile des Arzneimittels deutlich gekennzeichnet. Zum 
anderen haben wir die Werbung in den audiovisuel-
len Medien so gestaltet, daß der Verbraucher nicht 
mehr von der Fülle an Informationen überfordert ist. 
Wenn ein Medikament nun visuell oder verbal ange-
boten wird, so wird lediglich der Satz zu lesen oder zu 
hören sein: Zu Risiken und Nebenwirkungen lesen 
Sie die Packungsbeilage und fragen Sie Ihren Arzt 
oder Apotheker. Diese Aussage reicht völlig und ist 
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darüber hinaus ein wertvoller Hinweis auf die Bera-
tungskompetenz des Arztes und des Apothekers. 
Soweit hierdurch ein Beitrag zu verantwortungsbe-

wußter Selbstmedikation geleistet werden kann, ist 
das von uns gewünscht. 
Ich hoffe, daß wir mit diesem Gesetz die in immer 

kürzeren Abständen erfolgten Novellierungen des 
AMG auf absehbare Zeit abschließen können. Sollte 
das so sein, so haben sich die Anstrengungen und 
auch der Ärger, den wir gerade in den letzten Wochen 
hatten, gelohnt. Sollte das nicht so sein, sehen wir 
neuen Anstrengungen und neuem Ärger gelassen 
entgegen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Jaunich [SPD]: Wursteln Sie so weiter!) 

Vizepräsident Cronenberg: Jetzt spricht die Abge-
ordnete Frau Wilms-Kegel. 

Frau Wilms-Kegel (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Diese 4. Novelle zum Arzneimit-
telgesetz ist von der Bundesregierung eingebracht 
worden, um ein ganzes Sammelsurium von Proble-
men zu lösen. Zwar ist bei den Ausschußberatungen 
Änderungsanträgen der GRÜNEN zugestimmt wor-
den oder sind in Änderungsanträgen der GRÜNEN 
angesprochene Problembereiche einer Lösung zuge-
führt worden; dennoch ist für uns diese Änderung des 
Arzneimittelgesetzes in ihrer Gänze nicht zustim-
mungsfähig. 
Erfreulich ist, daß die Forderung der Hebammen 

und Geburtspfleger bezüglich der Beschaffung der 
Arzneimittel, die sie laut Berufsordnung in der Ge-
burtshilfe anwenden dürfen, in der vierten Änderung 
des Arzneimittelgesetzes endlich berücksichtigt wor-
den ist. Wir GRÜNEN haben bereits 1989, als erste 
übrigens, auf diesen Mißstand hingewiesen und die 
Forderung nach dessen Beseitigung aufgestellt. Es ist 
schön, daß sich die Koalitionsfraktionen hier einsich-
tig zeigten und damit unsere Forderungen erfüllt wur-
den. 

(Zuruf von der FDP: Na, na!) 

Sorge macht uns unverändert, wie in diesem Gesetz 
mit den naturheilkundlichen Arzneimitteln umgegan-
gen wird. Bis jetzt sind die Hürden für die Zulassung 
von Naturheilmitteln nicht beseitigt. Immer noch be-
steht das Bundesgesundheitsamt auf einem objekti-
vierbaren naturwissenschaftlichen Wirksamkeits-
nachweis aller in einer Kombination enthaltenen 
Wirkstoffe, wohl wissend, daß diese Bedingungen von 
den in ihrer Natur ja komplexen Naturheilmitteln 
nicht erfüllt werden können. Die Koalitionsfraktionen 
beteuern, Naturheilkunde erhalten zu wollen, schaf-
fen aber die Regelungen nicht ab, die dies erschwe-
ren. 
Die in dieser Novelle eingefügten Hinweise auf Na-

turheilmittel sind außerordentlich vage und unver-
bindlich. Wir stellen deswegen entsprechende An-
träge zu einer festen Verankerung der Besonderhei-
ten der Naturheilmittel noch einmal zur Abstimmung. 
Dabei geht es uns auch darum, daß die externen Gut-
achter, die vom Arzneimittelinstitut zur Beurteilung 
von Arzneimitteln hinzugezogen werden, nur aus den 

Reihen von Sachverständigen mit besonderer Sach-
kenntnis gestellt werden. Unter „besonderer Sach-
kenntnis" ist dabei zu verstehen, daß ein Gutachter 
auf den Anwendungsgebieten der jeweiligen Stoff-
gruppen oder Therapierichtungen sowohl über wis-
senschaftliche Erkenntnisse als auch über eigene 
praktische Erfahrungen verfügt. Erst mit dieser Rege-
lung wird den Besonderheiten der Naturheilkunde 
wirklich Rechnung getragen. 

Daß die Bundesregierung nicht gewillt ist, für eine 
feste Absicherung der Naturheilkunde zu sorgen, ist 
an den halbherzigen und schwammigen Aussagen 
diesbezüglich zu ersehen. Das zeigt einmal mehr die 
Geringschätzung gegenüber der Naturheilkunde 
und, was wesentlich wichtiger ist, die Geringschät-
zung gegenüber dem Willen von Millionen von Wäh-
lern und Wählerinnen, die ihr Vertrauen in alternative 
Heilmethoden setzen. Weitere Gefahren drohen der 
Naturheilkunde durch die Vorprüfung, in der die 
Sachverständigen bereits Entscheidungen in der 
Hauptsache über den gesicherten Stand der wissen-
schaftlichen Erkenntnis aussprechen dürfen, was 
letztlich eine Frage des Standpunktes ist. Die Wissen-
schaft ist eine dynamische Angelegenheit, die selten 
über feste Definitionen verfügt. 

Auch die in diesem Gesetz verankerte pauschale 
Übernahme von EG-Richtlinien stellt, wie wir mei-
nen, eine akute Bedrohung für die Naturheilkunde 
dar. Auf EG-Ebene gilt unumst ritten eine schulmedi-
zinische Beurteilung von Arzneimitteln, die naturge-
mäß von den Arzneimitteln der besonderen Therapie-
richtungen nicht erfüllt werden kann. 

Meine Damen und Herren, wenn wir immer wieder 
auf die Gefahren hinweisen, die den Naturheilmitteln 
drohen, so tun wir dies, weil in unseren Augen die 
Bundesregierung nichts unternimmt, um diese Gefah-
ren für die Naturheilkunde abzuwehren. 

(Zuruf von der FDP: Na, na!) 

Die unangemessene Behandlung der Arzneimittel 
der besonderen Therapierichtungen durch das Bun-
desgesundheitsamt und die offen ausgesprochene 
Mißbilligung dieser Arzneimittel durch die Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaft, unverschleiert 
nachzulesen in den Antworten auf Fragen aus dem 
Europäischen Parlament, sind eine eklatante Bedro-
hung für die Naturheilkunde, die aus jahrtausende-
langer Erfahrung gewachsen ist. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Genauso ist es!) 

Dieser Arzneimittelschatz der besonderen Therapie-
richtungen stellt ein Kulturgut dar, das keinesfalls auf 
dem Altar der europäischen Einheitlichkeit geopfert 
werden darf. 

(Beifall bei den GRÜNEN, des Abg. Petersen 
[CDU/CSU] und des Abg. Dr. Thomae 

[FDP]) 

Ein geeintes Europa darf nicht dazu führen, daß natio-
nale und traditionsreiche Naturheilkunde vernichtet 
wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Auf einen weiteren Aspekt möchte ich trotz der 
knappen Redezeit noch eingehen: 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Art. 5 des Gesetzes scheint mir mit Rechtsstaatlichkeit 
nichts zu tun zu haben — das habe ich im Ausschuß 
ausführlich dargelegt — , wird doch hier die Möglich-
keit vorgesehen, daß die Frist für die Zulassung außer 
Kraft gesetzt werden kann, wenn es das Bundesge-
sundheitsamt nicht schafft, eben diese im Gesetz vor-
gesehene Frist einzuhalten. Genau das sagt Art. 5 aus. 
Das darf das Bundesgesundheitsamt sogar selbst ent-
scheiden. Diese Regelung ist nichts anderes als eine 
Legitimation der Unfähigkeit des Arzneimittelinstituts 
des Bundesgesundheitsamts, seinen Aufgaben nach-
zukommen. 

Wir GRÜNEN haben schon in den Ausschußbera-
tungen einen Antrag auf Streichung des Art. 5 einge-
bracht, dem leider keine andere Fraktion zugestimmt 
hat. Inzwischen hat jedoch gerade dieser Artikel zu 
einer heftigen Krise innerhalb der Koalition geführt. 
Wie mittlerweile zu hören war, haben die Abgeordne-
ten von CDU/CSU und FDP inzwischen den Irrtum 
eingesehen, 

(Zuruf von der FDP: Nein, nein!) 

den sie mit der Ablehnung unseres Änderungsantrags 
im Ausschuß begangen haben. Es liegt mittlerweile 
ein wortgleicher Antrag der Koalitionsfraktionen vor. 
Ich gehe davon aus, daß unser Antrag jetzt hier eine 
satte Mehrheit bekommt. 

Schon jetzt ist deutlich, daß eine neue Arzneimittel-
novelle zur Regelung neuer, aber auch alter Problem-
bereiche unerläßlich ist. Wir haben vier Entschlie-
ßungsanträge eingebracht, in denen wir uns insbe-
sondere der Problematik der besonderen Therapie-
richtungen annehmen. Wesentlich ist für uns, daß die 
naturheilkundlichen Therapierichtungen in ihrer Ge-
samtheit erhalten bleiben und auch späteren Genera-
tionen zugute kommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich fordere Sie deshalb auf — und würde mich freuen, 
wenn Sie dieser Aufforderung nachkämen —, unse-
ren Anträgen zuzustimmen. 

Wir haben unseren Antrag, den wir zur namentli-
chen Abstimmung vorgesehen hatten, in Überein-
stimmung mit den anderen Fraktionen von der na-
mentlichen Abstimmung ausgenommen. Die späte 
Stunde, so denke ich, war dabei auch ein Argument. 
Tatsache ist jedoch, daß der Antrag jetzt — wenn ich 
das richtig sehe — eine einstimmige Zustimmung be-
kommen wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In einer leicht ver

-

änderten Fassung!) 

— In einer leicht veränderten Fassung. — Das ist für 
uns im Sinne der Naturheilkunde ein wirklich wichti-
ger Erfolg. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär im Bundesministerium für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit, Herr Pfei-
fer. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Nach den kriti-
schen Bemerkungen, die vor allem aus den Opposi-
tionsfraktionen zu diesem Gesetzentwurf gemacht 
worden sind, möchte ich zunächst einmal folgendes 
feststellen: Das Arzneimittelgesetz erhält nach An-
sicht der Bundesregierung durch die vorliegende No-
velle eine ganze Reihe von wichtigen Verbesserun-
gen. Der vorliegende Gesetzentwurf gewährleistet 
den hohen Stand der Arzneimittelsicherheit in unse-
rem Lande, er enthält wichtige Weichenstellungen für 
den europäischen Binnenmarkt, er wird das Zulas-
sungsverfahren für Arzneimittel beim Bundesgesund-
heitsamt beschleunigen, und er verbessert insgesamt 
die Voraussetzungen für die Zulassung und die Nach-
zulassung der Naturheilmittel ganz wesentlich. Ich 
möchte dies in einigen wenigen Punkten zusammen-
fassen und dabei zunächst etwas zu den Naturheilmit-
teln sagen. 

Meine Damen und Herren, die Gewährleistung und 
die Förderung der Vielfalt in der Arzneimittelthera-
pie und damit die Gewährleistung und die Förderung 
der Naturheilmittel war und ist ein wichtiges Ziel 
unserer Gesundheitspolitik. Das gilt für die Bundesre-
gierung gleichermaßen wie für beide Koalitionsfrak-
tionen. 

Aus diesem Grunde wollen und werden wir mit die-
sem Gesetzentwurf die Bedingungen für die Markt-
zulassung der Naturheilmittel verbessern. Es ist bei-
spielsweise immer wieder und zu Recht die Forderung 
erhoben worden, daß zum Beleg der Wirksamkeit von 
Arzneimitteln der besonderen Therapierichtungen 
keine unvertretbaren wissenschaftlichen Nachweise 
verlangt werden dürfen. Auch das haben Sie, Frau 
Kollegin Wilms-Kegel, eben wieder gesagt. Der Ge-
setzentwurf stellt ausdrücklich klar, daß als Wir-
kungsnachweis von Arzneimitteln mit bekannten 
Stoffen auch die medizinischen Erfahrungen der je-
weiligen Therapierichtungen Berücksichtigung fin-
den. 

Darüber hinaus enthält der Gesetzentwurf eine Be-
stimmung, in welcher geregelt wird, daß für frei ver-
käufliche und weitgehend risikofreie Arzneimittel wie 
Vorbeugungs- und Stärkungsmittel ausdrücklich 
keine überzogenen Wirkungsnachweise gefordert 
werden, sondern eine Kennzeichnung mit dem Hin-
weis auf die traditionelle Anwendung ausreicht, die 
dem Verbraucher die Anwendungsmöglichkeit dieser 
Arzneimittel verdeutlicht. 

Auch für die bevorstehende Nachzulassung der Alt-
arzneimittel enthält dieser Gesetzentwurf Neurege-
lungen, die sich vor allem günstig auf die Nachzulas-
sung der Naturheilmittel auswirken werden. 

Zum Thema Nachzulassung möchte ich auf folgen-
des hinweisen: Der gesetzliche Auftrag zur Aufberei-
tung und Nachzulassung der sogenannten Altarznei-
mittel besteht seit 1976. Wir haben die Arbeiten zur 
Aufbereitung Anfang der 80er Jahre forciert, das 
Kommissionssystem gestrafft und die Arbeit der Kom-
missionen durch die Einrichtung von Geschäftsstellen 
im Bundesgesundheitsamt in Gang gebracht. Bei der 
Aufbereitung dieses Altmarktes haben die Kommis-
sionen mit ihren ehrenamtlichen Sachverständigen 
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eine, wie ich meine, vorzügliche Arbeit geleistet, so 
daß für die mit der Einreichung der Nachzulassungs-
anträge beginnende Nachzulassung eine gute Grund-
lage erarbeitet worden ist. 

Diese Nachzulassung wird jetzt u. a. dadurch er-
heblich erleichtert und vereinfacht werden, daß der 
vorliegende Gesetzentwurf die Möglichkeit schafft, 
die betroffenen Arzneimittel vor dem Zeitpunkt der 
Nachzulassung durch eine einfache Änderungsan-
zeige an den Stand der wissenschaftlichen Erkennt-
nisse anzupassen. Ich begrüße es ausdrücklich, daß 
bei der Beratung des Gesetzentwurfs im Ausschuß 
zusätzliche Anpassungsmöglichkeiten in die Novelle 
eingearbeitet wurden. Insbesondere gilt dies für die 
Anpassungsmöglichkeiten speziell für die homöopati-
schen Arzneimittel und für die Möglichkeit, unter 
bestimmten Voraussetzungen Wirkstoffe auszutau-
schen. Auch diese Regelungen, meine Damen und 
Herren, werden die Nachzulassung vieler Naturheil-
mittel erleichtern. 

(Dr. Becker [Frankfurt] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Schließlich möchte ich gerade im Hinblick auf den 
Schutz der Naturheilmittel nochmals auf einen wich-
tigen Gesichtspunkt im Zusammenhang mit der soge-
nannten Negativliste hinweisen. Für uns war es ganz 
wichtig, daß in der Verordnung über unwirtschaftli-
che Arzneimittel in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung eine Regelung vorgesehen wurde, die sicher-
stellt, daß Arzneimittel, die vom Bundesgesundheits-
amt zugelassen worden sind, grundsätzlich nicht von 
der Negativliste erfaßt werden. 

(Jäger [CDU/CSU]: Sehr gut! — Jaunich 
[SPD]: Aber nur grundsätzlich!) 

Darüber hinaus ist in der Verordnung für das Inkraft-
treten der 1. Juli 1991 vorgesehen worden, so daß 
genügend Zeit bleibt, ein Arzneimittel an den Stand 
der Aufbereitung anzupassen und damit rechtzeitig 
die Nachzulassung zu erreichen, mit der Folge, daß 
der Hersteller die Herausnahme seines Arzneimittel 
aus der Kassenerstattung nicht befürchten muß. 

(Jaunich [SPD]: Der fliegt erst später raus!) 

Meine Damen und Herren, auch hier haben wir also 
den notwendigen Schutz der Naturheilmittel gewähr-
leistet. Ich lasse deswegen den Vorwurf nicht gelten 
daß wir hier zuwenig tun. Das Gegenteil ist richtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Jaunich [SPD]: Sie tun zuviel!) 

Der zweite Punkt, meine Damen und Herren. Das 
andere grundsätzliche Ziel dieses Gesetzentwurfs 
sind der Abbau des Antragsstaus und die Beschleuni

-

gung des Arzneimittelzulassungsverfahrens beim 
Bundesgesundheitsamt. Ich gebe zu und ich habe nie 
einen Zweifel daran gelassen, daß es absolut unbe

-

friedigend ist, wenn inzwischen mehr als 10 000 Zu

-

lassungsanträge beim Bundesgesundheitsamt auf 
eine Zulassungsentscheidung warten. 

(Jaunich [SPD]: Schlimm, schlimm!) 

Aber, meine Damen und Herren: Bei der Verabschie

-

dung des Arzneimittelgesetzes 1976 ist der Gesetzge

-

ber davon ausgegangen, daß jährlich ca. 800 Arznei

-

mittelzulassungen zur Entscheidung anstehen wür-
den. 

(Jaunich [SPD]: Ja und?) 

Tatsächlich sind in den letzten Jahren Jahr für Jahr 
wesentlich mehr Zulassungsanträge gestellt worden. 
In einem Jahr, 1986, waren es mehr als 5 300. 

(Jaunich [SPD]: Das war Ihre übereilte Ent-
scheidung mit der Zweitanmeldeproblema-

tik!) 

Die Bundesregierung ist nicht untätig gewesen, 
wenn es darum ging, mit diesem Problem fertig zu 
werden. Wir haben administrative Verbesserungen 
im Zulassungsverfahren vorgenommen, wie sie uns 
der Bundesrechnungshof vorgeschlagen hat. Wir ha-
ben die Personalstellen im Arzneimittelinstitut des 
Bundesgesundheitsamts vermehrt. Wir haben das 
Arzneimittelgesetz geändert, um die Zulassungsent-
scheidungen bei den Generika durch die Heranzie-
hung externen Sachverstands zu beschleunigen. 

Dies, meine Damen und Herren, hat ohne Zweifel 
positive Wirkungen gehabt. Im vergangenen Jahr 
hat das Bundesgesundheitsamt über insgesamt 1 231 
Zulassungs- und Registrierungsanträge entschieden 
— mehr als in den Jahren zuvor! 

(Jaunich [SPD]: Aber nicht ausreichend!) 

Aber auf der anderen Seite — das ist auch richtig; 
darauf hat Herr Kollege Hoffacker hingewiesen — 
sind 1989 ca. 2 205 Zulassungsanträge und 994 Regi-
strierungsanträge neu gestellt worden. Das ist eben 
unser Problem. Dies hat uns veranlaßt, weitere Maß-
nahmen zu ergreifen. Zunächst werden wir auf der 
Grundlage dieses Gesetzentwurfs die Heranziehung 
des externen Sachverstandes im Zulassungsverfahren 
des Bundesgesundheitsamtes ausweiten. Wir sehen in 
diesem Gesetz die externe Vorprüfung der Zulas-
sungsanträge auf Vollständigkeit der Zulassungsan-
träge vor. Schon dies wird das Bundesgesundheitsamt 
wesentlich entlasten. Sodann wird durch dieses Ge-
setz das Bundesgesundheitsamt in den Stand gesetzt, 
die Zulassung von Arzneimitteln in wesentlichen Tei-
len auf die Aussagen anerkannter und unabhängiger 
Experten abzustützen. Das gilt in erster Linie bei be-
reits bekannten Arzneimitteln, kann jedoch auch bei 
der Zulassung neuer Arzneimittel nützlich sein. 

Darüber hinaus, meine Damen und Herren, be-
grüße ich es nachdrücklich, daß in dem vorliegenden 
Entschließungsantrag der Koalitionsfraktionen die 
Bundesregierung aufgefordert wird, die Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, daß jährlich über ca. 
2 200 Zulassungsanträge und rund 1 000 Registrie-
rungsanträge beim Bundesgesundheitsamt entschie-
den werden kann. Das bet rifft vor allem die Personal-
ausstattung des Bundesgesundheitsamtes. Die Bun-
desregierung wird dem Anliegen des Entschließungs-
antrages nachkommen. Im Nachtragshaushalt für 
1990 haben wir eine Verstärkung der Personalausstat-
tung des Bundesgesundheitsamtes um 200 Stellen 
vorgesehen. Wir werden alles daransetzen, daß diese 
Stellen vom Bundesgesundheitsamt qualifiziert und 
schnell besetzt werden. Ich denke, daß dies dazu bei-
tragen kann, daß wir den Antragsstau hoffentlich bis 
1993 abbauen werden. 
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Ich will mich auf diese beiden Punkte beschränken 
und abschließend sagen: Dieses Gesetz ist im Laufe 
der Beratungen ein gutes Gesetz geworden. Ich be-
danke mich ausdrücklich bei allen, die zur Verbesse-
rung dieses Gesetzentwurfs beigetragen haben. 
Meine Damen und Herren, ich möchte Sie bitten, die-
sem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren 
ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen nun zur Einzelberatung und Abstim-
mung über den von der Bundesregierung eingebrach-
ten Gesetzentwurf zur Änderung des Arzneimittelge-
setzes in der Ausschußfassung. Das sind die Drucksa-
chen 11/5373 und 11/6283. 

Ich rufe den Art. 1 auf. Hierzu liegen eine Reihe von 
Änderungsanträgen der Fraktion der SPD sowie der 
Fraktion DIE GRÜNEN vor, die ich in der Reihenfolge 
der Drucksachennummern zur Abstimmung aufrufe. 

Ich rufe zunächst die Änderungsanträge der Frak-
tion der SPD auf. Wer für den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 11/6464 stimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Dann ist dieser Änderungs-
antrag mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen ab-
gelehnt worden. 

Wer für den Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 11/6465 stimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Dieser Änderungsantrag ist mit der Mehrheit 
der Koalitionsfraktionen bei Stimmenthaltung der 
GRÜNEN abgelehnt worden. 

Wer für den Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 11/6466 stimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Mit den gleichen Mehrheiten ist auch dieser 
Änderungsantrag abgelehnt worden. 

Wer für den Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 11/6467 stimmt, den bitte ich um das 
Abstimmungszeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Dann ist dieser Änderungsantrag 
bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN mit 
der Mehrheit aus Koalitionsfraktionen und der SPD 
angenommen worden. 

Wer für den Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 11/6468 stimmt, den bitte ich um das 
Abstimmungszeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Dann ist dieser Änderungsantrag 
mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen bei Stimm-
enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Wer für den Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 11/6470 stimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Das ist die gleiche Mehrheit gewesen, die die-
sen Antrag abgelehnt hat. 

Ich lasse jetzt über die Änderungsanträge der Frak-
tion DIE GRÜNEN abstimmen. Wer für den Ände-
rungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksa-
che 11/6580 stimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei Enthal-
tung der Fraktion der SPD ist dieser Änderungsantrag  

mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen abgelehnt 
worden. 

Jetzt kommen wir zum Änderungsantrag der Frak-
tion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/6581. Wer 
stimmt dafür? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Das waren die gleichen Mehrheitsverhältnisse 
wie zuvor, mit denen dieser Änderungantrag abge-
lehnt worden ist. 

Jetzt kommen wir zum Änderungsantrg der Frak-
tion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/6582. Wer 
stimmt dafür? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Dann ist dieser Änderungsantrag mit der 
Mehrheit der Koalitionsfraktionen abgelehnt wor-
den. 

Wer für den Änderungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/6583 stimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Dann ist dieser Änderungsantrag 
mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen und der 
Fraktion der SPD abgelehnt worden. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/6584? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Das war die 
gleiche Mehrheit wie soeben, mit der dieser Ände-
rungsantrag abgelehnt worden ist. 

Nun kommen wir zum Änderungsantrag der Frak-
tion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/6585. Wer 
stimmt dafür? — Gegenstimmen? — Enthaltungen? — 
Das ist dieselbe Mehrheit wie zuvor gewesen, mit der 
dieser Änderungsantrag abgelehnt worden ist. 

Wer stimmt nun für A rt . 1 in der geänderten Aus-
schußfassung? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Dann ist Art. 1 in der geänderten Ausschuß-
fassung mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen an-
genommen worden. 

Ich rufe Art. 2 bis 4 in der Ausschußfassung auf. Wer 
den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Mit der Mehr-
heit der Koalitionsfraktionen sind die aufgerufenen 
Vorschriften angenommen. 

Ich rufe Art. 5 auf. Hierzu liegt ein Änderungsan-
trag der Fraktion DIE GRÜNEN sowie ein Änderungs-
antrag der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP auf 
den Drucksachen 11/6586 und 11/6595 vor. Beide sind 
gleichen Inhalts. Deswegen können wir über sie ge-
meinsam abstimmen. Wer stimmt für diese Ände-
rungsanträge? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Das Ergebnis müßte im Protokoll eigentlich 
besonders vermerkt werden. Deswegen trage ich es in 
der gleichen Ausführlichkeit wie immer vor. Die An-
träge sind mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen 
und der GRÜNEN gegen die Stimmen der SPD ange-
nommen worden. 

Ich rufe Art. 6 auf. Hierzu liegt ein Änderungsan-
trag der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP auf 
Drucksache 11/6596 vor. Wer stimmt für diesen Ände-
rungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Bei gemischtem Abstimmungsverhalten der 
GRÜNEN — teils Ablehnung, teils Enthaltung — und 
bei Gegenstimmen aus der SPD ist dieser Änderungs- 
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antrag mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen an-
genommen worden. 

Wer für Art. 6 in der Ausschußfassung mit der so-
eben beschlossenen Änderung stimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Art. 6 ist mit der Mehrheit der Koali-
tionsfraktionen angenommen worden. 

Ich rufe Art. 7 in der Ausschußfassung auf. Wer da-
für stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Mit der Mehr-
heit der Koalitionsfraktionen ist Art. 7 angenommen. 

Ich rufe Art. 8 auf. Hierzu liegt ein Änderungsan-
trag der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP auf 
Drucksache 11/6597 vor. Wer stimmt für diesen Ände-
rungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Bei Enthaltung der Fraktion der SPD und der 
Fraktion DIE GRÜNEN ist dieser Änderungsantrag 
mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen angenom-
men worden. 

Wer stimmt für A rt . 8 in der Ausschußfassung mit 
der soeben beschlossenen Änderung? Ich bitte um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen ist 
Art. 8 in der geänderten Ausschußfassung angenom-
men worden. 

Es bleibt noch über Einleitung und Überschrift ab-
zustimmen. Wer stimmt dafür? Ich bitte um das Hand-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Bei Enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der SPD mit der Mehrheit der Koalitionsfrak-
tionen haben wir den Text für Einleitung und Über-
schrift festgelegt. 

Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich gehe davon aus, daß 
wir auch nach Annahme der Änderungsanträge un-
mittelbar in die dritte Beratung eintreten können. — 
Ich höre dazu keinen Widerspruch. Dies ist der Fall. 
Das ist soeben mit der erforderlichen Mehrheit be-
schlossen worden. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Dann ist dieser Gesetzentwurf mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen angenommen wor-
den. 

Es ist noch über eine Entschließung abzustimmen, 
deren Annahme der Ausschuß auf Drucksache 
11/6283 unter der Ziffer II empfiehlt. 

(Jaunich [SPD]: Herr Präsident, zur Ge-
schäftsordnung! Ich hatte vorhin etwas ange-

meldet!) 

— Wir sind jetzt bei der Beschlußempfehlung auf 
Drucksache 11/6283. Ein Wunsch auf besondere Be-
handlung liegt mir erst hinsichtlich des Entschlie-
ßungsantrages auf Drucksache 11/6459 vor. Ist das 
richtig? 

(Zurufe von der SPD)  

— Sie wollen den Text der Beschlußempfehlung auf 
Drucksache 11/6283 ändern. Ist das richtig? — Jetzt 
habe ich verstanden. 

(Jaunich [SPD]: II 1!) 

—Ich rufe zunächst einmal diesen Entschließungsan-
trag auf. Ich gebe Ihnen bekannt, daß die SPD bean-
tragt hat, Ziffer 4 Buchstabe c als Änderungsantrag zu 
Ziffer II 1 der Beschlußempfehlung zu behandeln. Die 
SPD hat in ihrem Entschließungsantrag auf Drucksa-
che 11/6459 unter Ziffer 4 c einen Passus beantragt, 
den ich Ihnen sogleich verlesen werde. Ziffer 4 c soll 
als Änderungsantrag der SPD zu Ziffer II 1 der Be-
schlußempfehlung auf Drucksache 11/6283, die jetzt 
zur Behandlung ansteht, zur Abstimmung gestellt 
werden. Es heißt dort — ich lese vor — : 

sicherzustellen, daß in den indikationsbezogen 
arbeitenden Aufbereitungskommissionen die 
Vertreter der jeweiligen therapeutischen Rich-
tungen angemessen vertreten sind. Sie wird dar-
über hinaus gebeten zu prüfen, ob auch stoffbe-
zogene Aufbereitungskommissionen eingerichtet 
werden sollten; 

Es ist also der Wunsch der SPD, dies als Änderungs-
antrag zu Ziffer II 1 der uns gerade vorliegenden Ent-
schließung auf Drucksache 11/6283 zu behandeln. Ich 
kann dies ohne weiteres zur Abstimmung stellen. Wer 
diesem Änderungsantrag der Fraktion der SPD seine 
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Dann ist dieser Änderungsantrag der SPD mit 
der Mehrheit der Koalitionsfraktionen abgelehnt wor-
den. 

Ich komme jetzt zu der Entschließung auf Druck-
sache 11/6283 in ihrer ursprünglichen Fassung. Wer 
stimmt für die Entschließung auf Drucksache 11/6283 
unter Ziffer II? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Bei Enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN mit 
der Mehrheit der Koalitionsfraktionen ist diese auf 
Drucksache 11/6283 unter II empfohlene Entschlie-
ßung angenommen worden. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die vorlie-
genden Entschließungsanträge. Ist der Entschlie-
ßungsantrag der SPD auf Drucksache 11/6459 nun 
konsumiert? 

(Jaunich [SPD]: Nein, nur Ziffer 4 c!) 

— Diesen Entschließungsantrag wollen Sie jetzt ge-
sondert zur Abstimmung stellen. Der Text liegt den 
Kollegen ja vor. Dann lasse ich über den Entschlie-
ßungsantrag auf Drucksache 11/6459 jetzt abstim-
men. Wer für diesen Entschließungsantrag zu stim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Ent-
schließungsantrag ist bei Enthaltung der Fraktion DIE 
GRÜNEN mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen 
abgelehnt worden. 

Jetzt kommt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/6587. Wer stimmt 
für diesen Entschließungsantrag? — Wer stimmt da-
gegen? — Enthaltungen? — Dieser Entschließungsan-
trag ist mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen ab-
gelehnt worden. 
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Jetzt habe ich einen weiteren Entschließungsantrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/6588. 
Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Es war dieselbe 
Mehrheit der Koalitionsfraktionen, die diesen Ent-
schließungsantrag abgelehnt hat. 

Wer für den Entschließungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/6589 stimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Dieselbe Mehrheit hat auch diesen 
Antrag abgelehnt. 

Jetzt kommt der Entschließungsantrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/6590. Dort ist offen-
sichtlich eine Übereinstimmung erreicht worden, ihn 
etwas zu ändern. Ich lese den Text noch einmal vor: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei der 
Erstellung von EG-Richtlinien und -Verordnun-
gen sowie bei deren Umsetzung zu bewirken, daß 
der naturheilkundliche Arzneimittelschatz voll 
erhalten bleibt. 

Das ist die neue Formulierung. 

Dann darf ich diesen Entschließungsantrag zur Ab-
stimmung stellen. Wer diesen Entschließungsantrag 
in der soeben verlesenen Fassung anzunehmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen?— Dann ist dieser 
Entschließungsantrag in dieser Fassung einstimmig 
angenommen worden. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Errichtung von Rundfunkanstalten 
des Bundesrechts 

— Drucksache 11/4152 — 

a) Beschlußempfehlung und Be richt des In-
nenausschusses (4. Ausschuß) 
—Drucksache 11/6481 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Neumann (Bremen) 
Dr. Hirsch 
Dr. Glotz 
Meneses Vogl 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
—Drucksache 11/6482 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Deres 
Dr. Struck 
Frau Seiler-Albring 
Frau Vennegerts 

(Erste Beratung 137. Sitzung) 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat, meine Da-
men und Herren, sind für die Beratung 30 Minuten 
vorgesehen worden. — Ich sehe dazu keinen Wider-
spruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Neumann. 

Neumann (Bremen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Bei diesem Tagesord-
nungspunkt geht es um die Novellierung des Geset-
zes zur Errichtung von Rundfunkanstalten des Bun-
desrechts. Absicht dieses Entwurfs ist, die Zahl der 
von den gesellschaftlichen Gruppen und Organisatio-
nen zu benennenden Vertreter in den Rundfunkräten 
von Deutschlandfunk und Deutscher Welle zu erhö-
hen, so daß im Gegensatz zu jetzt ihre Zahl die der 
Vertreter staatlicher Körperschaften übersteigt; zu-
sammenzufassen unter dem Stichwort: gebotene 
Staatsferne. 

Der Ausgangspunkt für die Novellierung dieses Ge-
setzes waren Zweifel an der Verfassungskonformität, 
insbesondere zum Ausdruck gekommen durch die 
Kollegen der SPD-Fraktion. 

Grundlage dieser Novellierung, die wir heute zu 
beschließen haben, ist ein Entwurf, der auf höherer 
Ebene zwischen SPD, CDU/CSU und FDP diskutiert 
und vorgelegt worden war. Deshalb war es nicht be-
sonders verwunderlich, daß im zuständigen Innenaus-
schuß große Konflikte nicht ausgetragen wurden. 

Wir haben leichte Korrekturen an dem ursprünglich 
vorgelegten Gesetzentwurf vorgenommen. Es gab ei-
nige kritische Punkte, über die diskutiert wurde, so 
über die Frage, ob die Verwaltungsratsmitglieder im 
Rundfunkrat mit einer Zweidrittelmehrheit gewählt 
werden sollten. Die Vertreter der Koalition haben dies 
deshalb abgelehnt, weil die Verwaltungsratsmitglie-
der dann unterschiedlich nominiert würden und die 
jeweiligen Vertreter mit unterschiedlichen Quoren 
benannt werden müßten. Das wollten wir nicht. Dann 
gab es eine Diskussion, ob es sinnvoll ist, zur zusätz-
lichen Benennung von Gremienmitgliedern den Bun-
despräsidenten einzuschalten. Wir haben es dabei be-
lassen. 

Ferner gab es vom Bundesrat einige Kriterien, u. a. 
den Vorschlag, die Zahl der staatlichen Vertreter noch 
weiter zu reduzieren. Diesem Vorschlag sind wir nicht 
nachgekommen. Aber einigen anderen Anregungen 
sind wir gefolgt. Wir haben dann, was CDU/CSU, FDP 
und SPD betrifft, diesen Gesetzentwurf insgesamt ein-
vernehmlich beschlossen. 

Ich darf, was den Gesetzentwurf selber angeht, 
noch einmal feststellen, daß wir, die CDU/CSU, nicht 
der Auffassung sind, daß die noch vorliegenden Ge-
setze mit der Verfassung nicht konform wären. Wir 
sind also der Auffassung, sie sind nach wie vor verfas-
sungskonform. 

Schließlich ist der Programmauftrag der Deutschen 
Welle auf Auslandsrundfunk abgestellt. Auch der 
Deutschlandfunk ist nicht in erster Linie — ich betone: 
nicht in erster Linie! — Faktor und Medium der öffent-
lichen Meinungsbildung im Bundesgebiet. Wie Sie 
wissen, bezieht sich die Rechtsprechung des Bundes- 
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verfassungsgerichts auf das Gebiet der Bundesrepu-
blik Deutschland. 

Im übrigen, meine Kollegen aus der SPD-Fraktion: 
Wenn die Position, daß das mit den Anstalten in der 
Bundesrepublik vergleichbar wäre, richtig wäre, dann 
hätte man in der Tat dem Vorschlag des Bundesrates 
folgen müssen, der die Begrenzung der Zahl der staat-
lichen Vertreter auf maximal ein Drittel vorsieht, weil 
dementsprechende Auslegungen von Verfassungsge-
richtsurteilen so sind. Das haben Sie nicht getan. Wir 
sind natürlich nach wie vor der Auffassung, daß, weil 
das andere schon verfassungskonform ist, auch dies 
verfassungskonform ist, und werden deshalb insge-
samt diesem Gesetzentwurf zustimmen. 

(Dr. Penner [SPD]: Aber mit der Staatsange-
hörigkeit hat das nichts zu tun!) 

Ich glaube, daß mit dieser Reform der Bundesrund-
funkanstalten kein großer Wurf gelungen ist; er war so 
auch nicht beabsichtigt. Es ist auch Konsens, daß wir 
in der nächsten Legislaturperiode — wann immer sie 
beginnt und wann immer sie endet — uns daranma-
chen, über eine Reform der Bundesrundfunkanstalten 
insgesamt nachzudenken. Zum einen wäre dies ohne-
hin, auch ohne Wiedervereinigungsabsichten, nötig 
gewesen; so ist es um so nötiger; denn dadurch, daß 
wir auf die Wiedervereinigung zuschreiten, ändert 
sich natürlich auch etwas in der Medienlandschaft. 
Oder, besser gesagt: Wir müssen das, was wir zu for-
mulieren haben, natürlich an die konkrete Entwick-
lung anpassen. 

Wir sind der Auffassung, daß in Zukunft die Auf-
träge der Bundesrundfunkanstalten neu hinterfragt 
werden müssen, insbesondere im Hinblick auf die 
Wirtschaftlichkeit. Immerhin gibt der Bund knapp 
600 Millionen DM für die Deutsche Welle, für den 
Deutschlandfunk, aber auch für den RIAS aus. Diese 
Mittel müssen in Zukunft aus Sicht der CDU/CSU effi-
zienter angelegt werden. Für uns ist dabei wichtig, 
daß wir nicht mit Reißbrettdenken in Gutsherrenma-
nier darangehen, die DDR aufzuteilen. Vielmehr muß 
diese Entwicklung auch die Meinungen, die nach 
dem 18. März in der DDR repräsentativ vertreten wer-
den, einbeziehen. 

Da es wichtig ist, daß man zunächst einmal selber 
weiß, was man will, halten wir es für sinnvoll, daß 
unmittelbar nach den Wahlen die Positionen von uns 
in Form eines Mediengipfels von Bund und Ländern 
festgeklopft werden, um den dann ohnehin stattfin-
denden Mediendialog — den es inzwischen in einer 
umfassenden Medienkommission gibt — einzubezie-
hen und diese Positionen dann mehrheitsfähig zu ma-
chen. 

Lassen Sie mich in einem dritten und letzten Teil 
meines kurzen Beitrages die Positionen formulieren, 
von denen ich meine, daß sie schon heute dargestellt 
werden können: 

Erstens. Wir sind dafür, daß es auch im Bereich der 
DDR zu einem geregelten Nebeneinander zwischen 
öffentlichrechtlichem und p rivatem Rundfunk kom-
men muß. Das heißt, wir sind auch do rt  für das duale 
System. 

Zweitens. Wir sind dafür, daß es im Bereich des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks und der bestehen-
den Einrichtungen nicht zu einer formalen Addition 
der bestehenden Einrichtungen kommt — zumal es 
im Hörfunk wie auch in anderen Bereichen zum Teil 
dieselbe Zielsetzung gibt — , sondern daß wir allein 
aus Kostengründen integrativ wirken, allerdings un-
ter Berücksichtigung der länderspezifischen Dinge. 
Drittens. Wir meinen, daß in diese Neuordnung die 

Bundesrundfunkanstalten einzubeziehen sind, und 
finden, daß Bundesrundfunk und neue Konzeptionen 
in einen breiten Konsens eingebettet sein müssen. Das 
heißt, es sollte nicht parteipolitisch mit knapper Mehr-
heit entschieden werden; das muß längerfristig ange-
legt werden. Deswegen sollten wir insgesamt zu ei-
nem Konsens kommen. 
Viertens. Wir meinen, daß auch der RIAS in diese 

Diskussionen einzubeziehen ist. Er untersteht zwar 
amerikanischem Recht, aber er wird im wesentlichen 
von uns finanziert. 
Fünftens. Die Notwendigkeit eines Auslandsfunks 

— das kann man schon jetzt sagen — ist unbest ritten. 
Deswegen meinen wir, daß damit auch die Existenz 
der Deutschen Welle unbestritten ist; im Gegenteil, im 
Hinblick auf das, was gerade jetzt über Deutschland 
in die Welt zu vermitteln ist, bekommt die Deutsche 
Welle eine besondere Bedeutung. Sie sollte technisch 
modernisiert werden, sie sollte entscheidend auch 
über Satelliten im Fernsehbereich wirksam werden. 
Mit anderen Worten, wir sprechen uns auch für eine 
finanzielle Stärkung der Deutschen Welle aus. 
Sechstens. Wir sind für eine Bündelung der Aktivi-

täten der Rundfunkanstalten insgesamt. Der erste 
Schritt muß mindestens eine ordentliche Kooperation 
zwischen Deutschlandfunk und Deutscher Welle sein, 
und zwar nicht nur in der Technik, sondern auch im 
Programm. Es ist nicht einzusehen, daß wir auch in 
Zukunft zweigleisig fahren, d. h. zwei Programme für 
Europa haben. Man muß weiter diskutieren, ob diese 
Entwicklung langfristig zu einer Fusion führt. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege, darf ich Sie 
darauf aufmerksam machen, daß die Redezeit schon 
überschritten ist. 

Neumann (Bremen) (CDU/CSU): Ich komme zum 
Schluß. — Wenn es nicht zu einer Fusion führt, treten 
wir dafür ein, daß mindestens die Aufträge beider 
Anstalten neu definiert werden müssen, so daß nicht 
mit viel Geld bei beiden dasselbe geschieht. 
Abschließend, meine Damen und Herren:.. . 

Vizepräsident Westphal: Sie sind schon weit über 
der Zeit, Herr Kollege. 

Neumann (Bremen) (CDU/CSU) : Die neue Lage 
bietet neue Chancen. Wir sind dafür, daß die Rund-
funkstruktur schwerpunktmäßig in der DDR wie bei 
uns länderorientiert ist. Der Bund sollte sich auf das 
beschränken, was ihm von der Kompetenz zukommt, 
und die Mittel, die vorhanden sind, allerdings effizient 
einsetzen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Glotz.  

Dr. Glotz (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Das vorliegende Gesetz ist  
auf Initiative der SPD zustande gekommen. Der Herr  
Kollege Neumann hat es gerade schon gesagt. Wir  
wissen nun seit einigen Jahren aus der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts, daß die Gre-
mien so, wie sie zusammengesetzt sind, verfassungs-
widrig sind. Die jetzige Novellierung eines größeren  
Gesetzes, auch mit Vereinbarungen mit den Ländern  
—ich stimme vielem, was Herr Neumann gesagt hat,  
zu — , verlangt sicherlich drei, vier Jahre. Meine Da-
men und Herren, es wäre nicht in Ordnung gewesen,  
wenn wir noch drei, vier Jahre im Grunde verfas-
sungswidrige Organe der Rundfunkanstalten akzep-
tiert hätten; das wäre falsch gewesen.  

Ich möchte mich herzlich für die Kooperation der  
anderen Fraktionen bei der Beratung des Gesetzes  
bedanken. Die Kooperation, Herr Kollege Neumann,  
zeigt aber natürlich auch, daß Ihnen die verfassungs-
rechtlichen Zweifel nicht völlig fremd waren; sonst  
wäre die Kooperation vielleicht nicht ganz so stark  
gewesen, und es hätten die üblichen Mehrheiten ein-
gesetzt, die eben diesmal nicht eingesetzt haben.  

(Dr. Penner [SPD]: Man soll es mit der Ein-
sichtsunfähigkeit nicht übertreiben!)  

Lassen Sie mich noch folgende zwei Bemerkungen  
zu dem Gesetz selbst machen. Es ist Zweifel daran  
geäußert worden, ob es verfassungspolitisch Sinn  
macht, eine Bank der Rundfunkräte — die von Kultur  
und Wissenschaft — vom Bundespräsidenten aus-
wählen zu lassen. Sei der nicht zu hoch angesiedelt?  
Unsere Auffassung war, daß das richtig ist, erstens  
weil der Bundespräsident die Institution ist, die nun  
wirklich dem parteipolitischen Spiel entzogen ist,  
zweitens weil sowohl zur Person wie zur Institution  
des Bundespräsidenten volles Vertrauen vorhanden  
ist. Er beruft auch schon den Wissenschaftsrat, auch  
schon den Sachverständigenrat. Diese Gremien sind  
nicht würdiger als beispielsweise die Gremien dieser  
beiden Rundfunkanstalten.  

In England ist es sogar so, daß die Königin ohne jede  
Mitwirkung von irgend jemand anderem den Board of  
Governess der BBC beruft. Auch ich hätte einer sol-
chen Regelung zugestimmt und bedaure sogar, daß  
diese Art von Vertrauen in der politischen Kultur der  
Bundesrepublik offensichtlich nicht vorhanden ist.  

(Beifall bei Abgeordneten der SPD  — 
Dr.  Penner [SPD]: Aber noch haben wir  

keine Königin!)  

—Die Einführung der Königin habe ich damit nicht  
vorgeschlagen.  

(Heiterkeit und Zurufe von der SPD)  

Letzte Bemerkung. Der Rundfunkrat des Deutsch-
landfunks, meine Damen und Herren, hatte den Vor-
schlag gemacht, daß die Mitglieder der Verwaltungs-
räte mit Zweidrittelmehrheit von den Rundfunkräten  
gewählt werden sollten. Die Koalition hat das abge-
lehnt. Das heißt, daß die für die Wirtschaftsführung  
der Rundfunkanstalten wesentlichen Gremien  
—manche sagen, es sind die wesentlichsten — theo-

retisch durchgewählt werden könnten, d. h.also, daß  
sie das Spektrum unterschiedlicher Meinungen und  
Parteien nicht oder kaum widerspiegeln. Ich glaube  
das ist eine falsche Entscheidung, die wir als Sozial-
demokraten deutlich kritisieren.  

Die Vorschläge des Bundesrates sind im übrigen  
weitgehend übernommen. Ich stimme mit Herrn Kol-
legen Neumann überein, daß das eine, das wir nicht  
übernommen haben, auch nicht übernommen werden  
mußte. Im übrigen sind wir dem Bundesrat, glaube  
ich, sehr weit entgegengekommen.  

Lassen Sie mich eine Bemerkung machen, die über  
diese kleine Novelle hinauszielt. Wir waren uns alle  
miteinander, auch die Berichterstatter, einig, daß wir  
hier nur einen Schaden reparieren und wir in der  
nächsten Legislaturperiode ein neues, umfangreiche-
res Gesetz machen müssen. Das sollten wir in der Tat  
auch tun.  

Das ergibt sich, glaube ich, aus mehreren Tatbe-
ständen.  

Erstens ergibt es sich aus den nicht völlig unbegrün-
deten verfassungsrechtlichen Bedenken, die die Län-
der gegen den Auftrag des Deutschlandfunks vorbrin-
gen und die die Länder auch veranlassen, den techni-
schen Stand des Deutschlandfunks nicht so weiterzu-
entwickeln, wie es sinnvoll wäre, und ihm übrigens  
auch das Medium Fernsehen zu verwehren.  

Zweitens ergibt es sich aus der immer prekärer wer-
denden Rolle — Herr Kollege Neumann hat es ange-
deutet — des RIAS. Da muß man auch die Frage stel-
len, ob das überhaupt so weitergehen kann, ob man  
nicht einen Konzeptionswechsel insgesamt mit den  
amerikanischen Freunden besprechen muß. Ich füge  
hinzu: Wir geben da viele Millionen DM für ein Stadt-
fernsehen aus. Das ist unsinnig, das darf so nicht blei-
ben. Wir werden die Gesamtmittel für die Bundes-
rundfunkanstalten, vermute ich, nicht erhöhen kön-
nen. Aus diesem Grund sollten wir uns überlegen, wie  
das weitergeht.  

Drittens. Da wir die Gesamtmittel nicht erhöhen  
können, müssen wir sie besser verteilen, und wir soll-
ten sie zugunsten des Auslandsrundfunks verteilen,  
meine Damen und Herren, der unsere originäre Bun-
deskompetenz ist. Das ist der entscheidende Punkt.  

(Beifall bei der SPD)  

Lassen Sie mich einfach einmal ein paar Zahlen  
nennen. Die Reichweite von Radio Free Europe in  
Polen beträgt 57 %, die der Voice of Ame rica 54 %, die  
der BBC 41 % und die des Deutschlandfunks 6 %; der  
Deutschlandfunk ist dafür zuständig. Ähnlich ist das  
in Ungarn. Ähnlich problematisch ist es mit der Deut-
schen Welle. Ich nehme das Beispiel Bulgarien. 37  
hören Radio Free Europe, 24 % Voice of Ame rica, 30  
die BBC und nur 19 % die Deutsche Welle. Diese Zah-
len könnte ich jeweils deutlich machen.  

Meine Damen und Herren, wir sind eines der größ-
ten Wirtschaftshandelsländer der Welt. Wir sind jetzt  
in einer schwierigen politischen Phase. Deutschland  
wird größer. Es ist ein Erklärungsbedarf in der Welt  
vorhanden, aber wir überlassen das, was der Aus-
landsrundfunk wirklich unbestritten in Bundeskom- 
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petenz machen sollte und könnte, ganz anderen. Dies 
ist ein politischer Fehler. Das müssen wir ändern. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich sage, auch an die Kollegen des Haushaltsaus-
schusses gerichtet, ganz praktisch: Wir müßten schon 
vor einer Novellierung des Gesetzes, die, weil wir mit 
den Ländern reden müssen, länger dauern wird, et-
was tun. Die Deutsche Welle hätte z. B. viel mehr 
Fernsehsendungen über die deutsch-deutsche Situa-
tion in ausländischen Ketten, z. B. in einer großen 
amerikanischen Kette, CNN, unterbringen können. 
Das wäre eine Chance gewesen, unsere Position dar-
zustellen. Es fand aber nicht statt, weil schlicht die 
Mittel fehlten. Dies ist Unsinn, und das sollten wir 
auch schon vor einer neuen Novelle zu korrigieren 
versuchen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
Ich komme zum Schluß. Ich rege an, daß wir einen 

Weg finden, daß sich Bund, Länder und die zuständi-
gen Rundfunkanstalten — dies sage ich auch der Bun-
desregierung, Kollege Waffenschmidt — an einen 
Tisch setzen. Die Programmaufträge müssen berei-
nigt, die Kompetenzen müssen geklärt werden. Wir 
werden insgesamt vielleicht nicht mehr als 600 Millio-
nen DM ausgeben können, aber wir müssen das Geld 
vernünftiger verteilen, als wir es jetzt verteilen, und 
müssen ein Konzept haben, das sich auf unsere Bun-
deskompetenzen stützt. Dann sollten wir mit den 
Ländern auch klar und deutlich reden und das so klä-
ren, daß die Länder einverstanden sind, daß der Bund 
einverstanden sein kann und wir einen wirksamen 
Auslandsrundfunk in jedem Fall machen können. Das 
sollte der Weg in die Zukunft sein. Lassen Sie uns das 
gemeinsam versuchen. Ich denke, die grundlegende 
medienpolitische Gemeinsamkeit, um das zuwege zu 
bringen, ist da. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Hirsch, der die englische Einflußnahme auf 
den Rundfunk auf 300 Jahre zurückdatiert hat. Es 
wird ihm nicht gelingen, den Beweis dafür anzutre-
ten. 

(Heiterkeit) 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Man kann den Rundfunk sicherlich auch an-
ders als mit elektronischen Mitteln betreiben, jeden-
falls die Bekanntmachung des Wortes. 
Es sind hier so viele eindrucksvolle und lichtvolle 

Ausführungen gemacht worden, daß ich mich auf we-
nige Bemerkungen beschränken möchte. 

(Dr. Glotz [SPD]: Das Wo rt  „lichtvoll" weisen 
wir mit Abscheu zurück, Herr Kollege!) 

— Ich dachte dabei an Ihre Ausführungen, Herr Kol-
lege Glotz, denen ich nur in dem Punkt widersprechen 
möchte, daß die Zusammensetzung der Gremien 
nicht verfassungswidrig war. Man muß korrekter-
weise sagen, daß ihre Verfassungsmäßigkeit ange- 

zweifelt worden ist. Es ist in der Übergangsphase, in 
der wir uns befinden, sicherlich nicht angemessen, 
dieses Problem vor dem Bundesverfassungsgericht 
lange erörtern und behandeln zu lassen und die Zwei-
fel bestehen zu lassen, sondern wir sollten sie dann 
einfach gesetzgeberisch ausräumen. 

Im übrigen gibt es Probleme, die wir nicht lösen 
können, und Probleme, die wir nicht lösen wollen. 

Zu den Problemen, die wir nicht lösen können, ge-
hört einmal die Frage, die hier auch angedeutet wor-
den ist: Wer gehört eigentlich a lles zu den sogenann-
ten relevanten Gruppen, die in den Gremien vertre-
ten sein müssen, sein wollen oder sein sollen? Darüber 
wird man niemals eine allgemeine Verständigung er-
zielen. 

Das zweite Problem liegt da rin, wie man eigentlich 
verhindern kann, daß sich die Gremien so zusammen-
setzen, daß sich von vorneherein bestimmte politische 
Mehrheiten in ihnen etablieren, die dann die politi-
sche Macht ausnutzen, die ein solcher Sender bieten 
kann. Auch dieses Problem kann man organisatorisch 
nur insoweit behandeln, als die Berechenbarkeit sol-
cher Entscheidungen schwieriger wird. Im übrigen 
liegt es an der Toleranz der Beteiligten selber, daß sie 
nicht jede Sendung mit kleinster Elle messen und 
dann in Protestrufe ausbrechen. Es liegt natürlich 
auch an der Standhaftigkeit der Journalisten selber. 
Diese sollten sich nicht so leicht — wie Sie sagen — 
die  Schere in den Kopf setzen lassen, sondern in dieser 
Frage selber ein gewisses Maß an Standhaftigkeit auf-
bringen. 

Fragen, die wir nicht lösen können, und Fragen, die 
wir nicht lösen wollen, sind diejenigen, die mit der 
zukünftigen Struktur des Rundfunks zusammenhän-
gen. Ich stimme Ihnen in der Zielrichtung vollkommen 
zu, Herr Glotz. Es ist aber völlig klar, daß wir dieses 
Problem in der in dieser Legislaturperiode noch zur 
Verfügung stehenden Zeit nicht mehr mit Erfolg be-
handeln können, obwohl es sicherlich dringend ist. 
Ich wage die Voraussage, daß eine Einigung mit den 
Ländern in dieser Frage außerordentlich schwierig 
sein wird. 

(Dr. Penner [SPD]: Mit welchen Ländern?) 

Das ist immer so gewesen. — Herr Kollege Penner, wir 
haben mit allen Bundesländern, wie auch immer sie 
politisch zusammengesetzt waren, große Schwierig-
keiten gehabt. Es war schwierig, mit den Ländern 
zusammen ein einigermaßen modernes Rundfunk-
recht zu formulieren. Das wird auch in Zukunft so sein. 
Sicherlich werden wir es in dieser Frage in Zukunft 
nicht leichter haben, — gerade wenn man an die ge-
samtdeutsche Entwicklung denkt. Wir werden dafür 
einige Zeit und Nerven gebrauchen. 

Es ist eine weise Entscheidung, hier und heute nicht 
den Versuch unternommen zu haben, eine perfekte, 
weit in die Zukunft weisende Lösung zu finden, son-
dern sich mit dem zu begnügen, was gemacht werden 
mußte, um Platz für das zu bekommen, was dann viel-
leicht in den kommenden Jahren gemacht werden 
kann. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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nete Briefs. 

Dr. Briefs (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zu diesem Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über die Errichtung von 
Rundfunkanstalten des Bundesrechts ist aus Sicht der 
GRÜNEN zunächst dreierlei anzumerken. 

Erstens. Die in der ersten Lesung von uns geäußerte 
Kritik an der mangelnden Staatsferne und Dezentrali-
tät der Bundesrundfunkanstalten bleibt bestehen. 

Zweitens. Die Entwicklung zwischen den beiden 
deutschen Staaten hat die Bundesrundfunkanstalten, 
auch den RIAS, inzwischen überholt. Sie wird sie 
überflüssig machen. Alternativen sind dringend not-
wendig. 
Drittens. Wir GRÜNEN haben bereits vor längerer 

Zeit eine Alternative für den Deutschlandfunk und die 
Deutsche Welle vorgeschlagen, nämlich die Schaf-
fung eines völlig regierungsunabhängigen „Radio In-
ternational". 

Zum ersten. Die Bundesrundfunkanstalten in ihrer 
heutigen Ausgestaltung widersprechen den verfas-
sungsrechtlichen Erfordernissen der Staatsferne und 
der Dezentralität des Rundfunkwesens. Ähnliche Be-
denken gelten auch beim RIAS, zumindest was die 
Staatsferne bet rifft. Wir sollten uns gerade angesichts 
des deutsch-deutschen Umbruchs daran erinnern, daß 
die Schaffung eines staatsfernen und dezentralen 
Rundfunkwesens eine der wichtigen Lehren war, die 
wir aus der unseligen NS-Zeit gezogen haben. Die im 
Gesetzentwurf geplante geringfügige Neubesetzung 
der Rundfunkräte bei Deutscher Welle und Deutsch-
landfunk führt dagegen nicht zu einer durchgreifen-
den Herabsetzung des Staatseinflusses. Hier stimmen 
wir mit der Kritik des Bundesrates überein. 

Auch bei den Vertreterinnen und Vertretern der 
gesellschaftlichen Gruppen sollten wirklich die ge-
sellschaftlichen Gruppen zum Zuge kommen und 
nicht durch die Hintertür doch wieder staatsnahe Per-
sonen. 
Zum zweiten. Die Entwicklung der Beziehungen 

zwischen DDR und BRD und die Perspektive, daß es 
zu einem irgendwie gearteten Gebilde aus den beiden 
deutschen Staaten kommt, muß auch zu neuen Über-
legungen hinsichtlich der Bundesrundfunkanstalten, 
auch des RIAS führen. Der Deutschlandfunk und RIAS 
haben ihre Funktion, Propaganda in die DDR hinein-
zutragen, ein Niederschlag des Kalten Krieges, verlo-
ren. Die durch die Deutsche Welle erfolgende Außen-
darstellung der BRD und ihrer Verhältnisse muß in 
Zukunft erheblich anders erfolgen als bisher, wenn es 
zu einem solchen Gebilde kommt. Es ergibt sich schon 
von daher, daß jetzt die Stunde da ist, in einen kon-
struktiven Dialog über Alternativen einzutreten. 

Zum dritten Punkt. Wir als GRÜNE haben bereits 
früher die Überführung von Deutschlandfunk und 
Deutscher Welle in eine neu zu schaffende Rundfunk-
anstalt vorgeschlagen. Ziel dieser Rundfunkanstalt ist 
die Gewährleistung einer offenen Debatte, die den 
politischen Dialog mit der Bevölkerung und gerade 
mit und unter Minderheiten in unserer zunehmend 
multikulturell werdenden Gesellschaft unterstützt. 

Wir fordern deshalb: 
Erstens. Es muß eine Garantie der Staatsferne durch 

Heraushalten a ller staatlichen Vertreter und Vertrete-
rinnen aus den Rundfunkräten gegeben sein. Auch 
die Parteienvertreter haben in den Rundfunkräten 
nichts zu suchen. Statt dessen muß die Besetzung der 
Aufsichtsorgane mit wirklichen Repräsentanten und 
Repräsentantinnen der Bürger und Bürgerinnen erfol-
gen. 
Zweitens. Mindestens die Hälfte der Mitglieder in 

den Aufsichtsorganen müssen Frauen sein. 
Drittens. Die Programmgestaltung und die Aus-

strahlung der Programme müssen dezentral, regiona-
lisiert erfolgen, um der kulturellen Vielfalt des deut-
schen Sprachraums, soweit er in dem zukünftigen 
BRD-DDR-Gebilde erfaßt ist, Rechnung zu tragen. 
Viertens. In den Aufsichtsorganen müssen Reprä-

sentanten und Repräsentantinnen der bei uns und der 
jetzt in der DDR lebenden ethnischen Minderheiten 
ebenfalls vertreten sein. Diese ethnischen Minderhei-
ten müssen das Recht auf Mitwirkung bei der Pro-
grammgestaltung bzw. auf eigene Programme erhal-
ten. 
Fünftens. Die Programmgestaltung muß darauf ab-

zielen, in dezentral-regionalisierter Form vor allem 
auch ökologische und soziale Probleme anzusprechen 
und dazu relevante Informationen zu vermitteln. Bür-
gerinitiativen, Umweltschutz- und Verbraucherver-
bände, kritische Aktionärsgruppen, oppositionelle 
Gewerkschaftsgruppen und andere müssen ebenso 
das Recht auf Sendezeit und Mitwirkung bei der Pro-
grammgestaltung erhalten wie Parteien, Gewerk-
schaften, Industrie, Handwerksverbände usw. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Sechstens. Zur Sicherung der journalistischen Un-

abhängigkeit sind demokratische Redaktionsstatute 
einzuführen. 
Siebtens. Die Außendarstellung unseres Gesell-

schaftslebens darf nicht der Propaganda dienen, son-
dern muß problemorientiert und offen, insbesondere 
auch selbstkritisch sein, muß auf Dialog mit den Be-
völkerungen anderer Länder angelegt sein, muß ins-
besondere gegenüber den nach wie vor in den Nach-
barländern der BRD und der DDR wachen Erinnerun-
gen an die NS-Zeit sensibel sein. 
Wir GRÜNEN fordern daher einen sofortigen Bür-

ger- und Bürgerinnendialog über die Neugestaltung 
des Bundesrundfunkwesens. Die vorgelegte Geset-
zesänderung lehnen wir als nicht weitgehend genug 
selbst für einen Übergangszeitraum ab. 

Ich danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär im Bundesministerium 
des Innern, Herr Dr. Waffenschmidt. 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte den Kolle-
gen Neumann, Glotz und Hirsch herzlich danken für 
den Konsens, den sie hier zur Sache deutlich gemacht 
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haben. Das ist zur Bewältigung der aktuellen Aufga-
ben  sehr hilfreich. 

Die Bundesregierung wird sich weiterhin nach-
drücklich dafür einsetzen, daß die beiden Anstalten 
ihre gesetzlichen Aufträge erfüllen können. Ich will 
hier einige wenige Akzente zu dem setzen, was hier 
ansteht. 

Zur Erfüllung ihres gesetzlichen Auftrags ist es der 
Deutschen Welle finanziell ermöglicht, ihr Programm 
ab diesem Jahr zusätzlich über einen Europasatelliten 
abzustrahlen. Der vermehrte Einsatz der Satelliten-
technik bedeutet nun aber nicht, daß dies zu Lasten 
der Kurzwelle erfolgt. Die Kurzwelle wird vielmehr 
noch lange Jahre ein bevorzugtes Medium sein, um 
die Programme der Deutschen Welle in die ganze 
Welt zu senden; das ist in der aktuellen Situation mehr 
denn je notwendig. 

Es ist vorgesehen, daß die Deutsche Welle ab dem 
kommenden Jahr einen weiteren Kurzwellensender 
bei der Post anmieten kann. Damit sind die Vorausset-
zungen für eine weitere Verbesserung der Hörbarkeit 
der Deutschen Welle geschaffen. 

Seit Jahresbeginn wird das deutsche Informations-
programm des Deutschlandfunks offiziell über den 
Satelliten Kopernikus verbreitet und kann in mehr als 
sechs Millionen Kabelhaushalten empfangen werden. 
Für digitale Hörfunksendungen steht dem Deutsch-
landfunk somit auf Dauer mit Zustimmung auch der 
Länder ein Satellitenkanal in Stereoqualität zur Ver-
fügung. 

Als Rundfunkanstalt ermöglicht der Deutschland-
funk durch ständige Korrespondenten in Ost-Berlin, 
Rostock, Leipzig und Dresden seit Dezember des ver-
gangenen Jahres eine flächendeckende Berichterstat-
tung aus der DDR. 

Die finanziellen Auswirkungen dieser neuen Auf-
gaben werden im vorgesehenen Nachtragshaushalt 
des Bundes zu berücksichtigen sein. 

Es kann wohl kein Zweifel darüber bestehen, meine 
Damen und Herren, daß die vorhandenen Mittel im 
Sinne der gerade jetzt besonders aktuellen Aufgaben 
effektiv und wirtschaftlich einzusetzen sind. Darum ist 
eine verstärkte Kooperation zwischen den beiden 
Rundfunkanstalten einerseits und mit den Landes-
rundfunkanstalten andererseits sehr angezeigt. Hier-
bei sind auch die bestehenden Möglichkeiten auf den 
Gebieten der Sendetechnik, des Sendebetriebs sowie 
der Programmplanung und der Programmdurchfüh-
rung zu nutzen. 

Der gesamte Fragenkomplex „Sendeauftrag der 
Bundesrundfunkanstalten" ist natürlich — das wurde 
mit Recht hier besonders von dem Kollegen Neumann 
dargestellt — durch die politischen Veränderungen in 
der DDR und in Osteuropa sowie die weitergehenden 
Integrationsbemühungen zur Schaffung eines euro-
päischen Binnenmarkts aktueller denn je. Ich begrüße 
es daher ausdrücklich, daß die Ministerpräsidenten 
der Länder sich bereit erklärt haben, über all diese 
Aufgaben, die jetzt durch die politischen Umwälzun-
gen, die Fortschritte in der Ost-West-Entwicklung und 
auch im Hinblick auf die zu ziehenden rundfunktech-
nischen Folgerungen auf uns zukommen, mit der Bun-

desregierung in einen Dialog einzutreten. Morgen fin-
den im Bundesinnenministerium weitere Besprechun-
gen zwischen der Leitung des Hauses und Vertretern 
der Länder zu diesem Komplex statt. 

Ich halte es für notwendig, daß es dabei zu intensi-
ven Gesprächen kommt, um alle auftauchenden Fra-
gen — hier wurde ja eine ganze Reihe von Komplexen 
genannt, auch von Ihnen, Herr Glotz, hinsichtlich der 
Notwendigkeit einer guten Kooperation mit den 
Ländern — einer möglichst weitgehend übereinstim-
menden Lösung zuzuführen. Hierzu gehört neben 
Auftrag und Organisation der Anstalten auch deren 
Finanzierung. 

Wir wollen gerade mit diesen vorbereitenden Ge-
sprächen mit den Ländern die Voraussetzungen dafür 
schaffen, daß nach der heutigen Verabschiedung die-
ser vorgezogenen „kleinen" Novellierung des Bun-
desrundfunkgesetzes in der kommenden Legislatur-
periode eine „große" Novellierung rechtzeitig einge-
leitet werden kann. 

Ich finde, heute hat sich hier viel Bereitschaft ge-
zeigt. Diese Bereitschaft werden wir brauchen. Ich 
bitte heute um die Unterstützung dessen, was heute 
verabschiedet werden so ll. Ich möchte weiter für ei-
nen breiten Konsens werben, um die anstehenden 
aktuellen Aufgaben in diesem wichtigen Bereich auf 
breiter Grundlage zu erledigen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Ich schließe die Aus-
sprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Errichtung von Rundfunkanstalten des Bun-
desrechts, Drucksachen 11/4152 und 11/6481. Ich rufe 
die Art. 1 bis 5, Einleitung und Überschrift in der Aus-
schußfassung auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Bei Enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN 

(Lintner [CDU/CSU]: Ich habe dagegen ge- 
stimmt!) 

und einer Gegenstimme von der Fraktion der CDU/ 
CSU sind die aufgerufenen Vorschriften mit Mehrheit 
angenommen. Damit ist die zweite Beratung abge-
schlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. 

Wer dem Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist von 
den Fraktionen der CDU/CSU, der FDP und der SPD 
angenommen worden, wobei es Gegenstimmen von 
der Fraktion DIE GRÜNEN und von zwei Abgeordne-
ten der CDU/CSU-Fraktion gegeben hat. 
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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 9 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Information über die Tätigkeit der Sicher-
heitsbehörden 

— Drucksache 11/2125 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß 

Im Ältestenrat ist für die Beratung ein Beitrag bis zu 
fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. — 
Ich sehe keinen Widerspruch dagegen. Es ist so be-
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Such. 

Such (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bin noch nicht ein Jahr in diesem Parla-
ment. In dieser kurzen Zeit mußte ich jedoch immer 
wieder feststellen, wie dürftig und mit welchem Wi-
derwillen die Bundesregierung dieses Parlament 
— und das sind wir alle — unterrichtet, insbesondere 
wenn es um die Tätigkeiten der Sicherheitsbehörden 
geht. Ich bin also noch kein Jahr hier. Aber 15 Jahre ist 
es her, daß die Fraktion der CDU/CSU den hier zur 
Beratung stehenden Antrag gestellt hat. Ja, ich räume 
ein: Auch wir GRÜNEN können bisweilen noch von 
Ihnen lernen. 

(Frau Hämmerle [SPD]: Bravo!) 

Und ich gestehe reumütig: Ihren Antrag von vor fast 
15 Jahren fanden wir so gut, daß wir ihn einfach abge-
schrieben haben. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Das war eine gute 
Idee!) 

Das dürfte aus grünem Munde ein einmaliges Ge-
ständnis sein. 

(Frau Hämmerle [SPD]: Wer weiß, wer 
weiß!) 

Seither hat sich jedoch einiges geändert. Insbeson-
dere sitzt die CDU/CSU nicht mehr auf den harten 
Oppositionsbänken, sondern im Regierungssessel. 

(Parl. Staatssekretär Dr. Waffenschmidt: 
Sehr gut!)  

Daher wird interessant sein, zu erleben, wie dies den 
Blickwinkel und die Beurteilung des Antrags womög-
lich ändern wird. 

Nicht geändert hat sich aber die Informationspraxis 
der Bundesregierung hinsichtlich der Tätigkeit der 
Sicherheitsbehörden gegenüber dem Parlament. Die 
Brisanz dieses Antrags und die Notwendigkeit, die 
damit verfolgte Transparenz sicherheitsbehördlicher 
Tätigkeit zu erhöhen und so die Kontrollmöglichkeit 
des Bundestages zu stärken, sind vielmehr aktuell wie 
nie zuvor. 

(Beifall der Abg. Frau Eid [GRÜNE]) 

Immer noch vollzieht sich die Tätigkeit der Sicher

-

heitsbehörden wie kein anderer Bereich der öffentli

-

chen Verwaltung im Dunkeln. Nach wie vor erfahren 

wir Abgeordnete von deren Tun vielfach erst aus der 
Presse, 

(Frau Eid [GRÜNE]: Unglaublich!) 

insbesondere wenn es um brisante Vorgänge geht. 

Aus der Fülle der Beispiele greife ich nur wenige 
heraus. Für den Bundesnachrichtendienst: die verbo-
tene Inlandstätigkeit, z. B. gegen Parlamentarier und 
Journalisten; die Organisation p rivater Finanzierung 
der Terroristenfahndung; Zusammenarbeit bei der 
flächendeckenden Telefonüberwachung mit den US

-

amerikanischen Diensten usw. 

Für den MAD: die Führung einer sogenannten Zer-
setzerkartei mit Zehntausenden von Namen, auch von 
Politikern; die Delega tion brisanter Überwachungs-
maßnahmen auf private Detekteien und anderes 
mehr. 

Für den Verfassungsschutz: die jahrelange Ausspä-
hung der GRÜNEN, das „Celler Loch" , die Ausspä-
hung oder Anwerbung von Journalisten; in jüngster 
Zeit die Nachricht von der umfassenden Speicherung 
von Übersiedlerdaten in der Datei ADOS; oder die 
Information über eine Bundesverfassungsschutzstu-
die mit dem Ergebnis, die Reps seien verfassungs-
feindlich und auch mit nachrichtendienstlichen Mit-
teln zu überwachen. 

Für BKA und BGS: die sogenannte Araber-Datei; 
Speicherung von Hinweisen auf HIV-Infizierte, auf 
Volkszählungsgegner und andere. 

All dies konnte mit der bisherigen parlamentari-
schen Kontrolle durch geheim tagende Minikommis-
sionen, in denen die GRÜNEN zudem nicht vertreten 
sind, entweder gar nicht aufgedeckt oder nicht ver-
hindert werden. Kein Wunder, wenn man die Aussa-
gen von Mitgliedern dieser Gremien über deren In-
effektivität vernimmt. Dabei spielt die politische 
Couleur offenbar keine Rolle. Die Herren Zimmer-
mann, Hirsch und Jahn haben sich da gleichlautend 
geäußert. Apropos: Über fünf Wochen nach dem 
Rücktritt des Kollegen Jahn aus der PKK ist bis heute 
kein Nachfolger gewählt, obwohl laut PKK-Gesetz 
„unverzüglich" nachgewählt werden müßte. 

(Frau Eid [GRÜNE]: GRÜNE rein!) 

Das Gremium ist somit nicht einmal formal korrekt 
besetzt. 

Zur Ineffektivität dieser Gremien trägt schließlich 
auch bei, was die Spitzen der Nachrichtendienste be-
richten: daß sie nämlich vom Ministerium regelmäßig 
angehalten werden, den Parlamentariern von sich aus 
nichts und auf gezielte Nachfragen nur das Allernot-
wendigste über ihre Tätigkeit zu berichten. 

So geht es nicht weiter. Die Dienste müssen schritt-
weise aufgelöst werden. Bis dahin ist die parlamenta-
rische Kontrolle entscheidend zu stärken. Der erste 
Schritt ist, den Deutschen Bundestag regelmäßig, 
frühzeitig und umfassend über alle wichtigen Angele-
genheiten der inneren Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland, insbesondere über die zu deren Auf-
rechterhaltung ergriffenen oder vorgesehenen Maß-
nahmen, zu unterrichten. Dazu gehört, regelmäßig 
Bericht über die Tätigkeit der wichtigsten Einrichtun-
gen des Bundes zum Schutz der inneren Sicherheit, 
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der Nachrichtendienste und des Bundeskriminalam-
tes, sowie ihre Zusammenarbeit mit den Ländern zu 
erstatten. 

Ich meine, das muß in einer rechtsstaatlichen Demo-
kratie eigentlich eine Selbstverständlichkeit sein. 

(Beifall der Abg. Frau Eid [GRÜNE]) 

Ich hoffe, daß wir dahin kommen können. 

Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren. 

(Beifall der Abg. Frau Eid [GRÜNE]) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kalisch. 

Kalisch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Such, wenn ich Sie so reden 
höre, dann denke ich, wir sitzen in verschiedenen 
Ausschüssen und in verschiedenen Parlamenten. 

Solche Debatten über den Verfassungsschutz und 
die übrigen Dienste und ihre — jetzt zitiere ich aus 
dem Antrag der GRÜNEN — „möglicherweise be-
denkliche Behördenpraxis" führen wir hier ja nicht 
zum erstenmal. Im Gegenteil: Das Thema gehört ja zu 
Ihrem festen Repertoire. Ich glaube, das, was Sie über 
die Abschaffung des Verfassungsschutzes sagen, ist ja 
auch der Motor, um ihn immer wieder schlechtzuma-
chen. Doch gleichviel, wir lassen uns heute wieder 
einmal darauf ein — es wird nicht das letzte Mal 
sein — und diskutieren wieder darüber. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN sorgt sich darum, daß 
die Mitglieder des Deutschen Bundestages ihre Kon-
trollaufgaben den bundesdeutschen Sicherheitsbe-
hörden gegenüber auch umfassend erfüllen können 
und daß Bundestag und Innenausschuß regelmäßig 
umfassend usw., usw. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Das wollen wir!) 

Ich weiß, daß wir damals solch einen Antrag einge-
bracht haben. Damals war er aber auch sehr wich-

tig.  
(Such [GRÜNE]: Damals waren Sie in der 

Opposition!)  

Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, ich 
kann Sie aber beruhigen. Erstens müßten Sie selbst 
bemerkt haben, daß eine regelmäßige Information 
über alle politisch relevanten Dinge im Innenaus-
schuß erfolgt. 

(Such [GRÜNE]: Das ist nicht richtig!) 

Zweitens sind unsere Sicherheitsbehörden wie jede 
andere Behörde an Recht und Gesetz gebunden. Das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland ver-
pflichtet die Dienste, also den Verfassungsschutz, den 
Bundesnachrichtendienst und den militärischen Ab-
schirmdienst, einerseits zur Wahrung der persönli-
chen Freiheit der Bürger, andererseits aber zu Vor-
kehrungen zum Schutz eben dieser persönlichen Frei-
heit. 

(Such [GRÜNE]: Warum haben Sie denn vor 
15 Jahren diesen Antrag gestellt? Das war 

damals auch so!) 

In unserer gesellschaftlichen Ordnung gibt es keine 
Rechtfertigung für Gewalt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wer seinen politischen Willen anderen durch Gewalt 
aufzuzwingen versucht, ist kein Freischärler, sondern 
ein Krimineller, 

(Such [GRÜNE]: Das ist gar nicht Thema!) 

den die volle Strafe des Gesetzes treffen muß. Ich sage 
Ihnen: Das ist dem entnommen, was wir auch schon 
1975 gesagt haben. 

(Such [GRÜNE]: Das ist hier gar nicht 
Thema, Herr Kollege! — Gegenruf des Abg. 
Kittelmann [CDU/CSU]: Aber wir machen 

das zum Thema!) 

Der Präsident des Bundesverfassungsgerichts, Pro-
fessor Roman Herzog, faßte den Auftrag des Verfas-
sungsschutzes so zusammen: die Freiheit des einzel-
nen und den Schutz des Gemeinwesens in ein richti-
ges Verhältnis bringen. Das Grundgesetz gibt jedem, 
der sich in seinen Rechten durch einen bundesdeut-
schen Dienst verletzt fühlt, die Möglichkeit, den 
Rechtsweg zu gehen. 

Schon heute gibt es wesentlich mehr und effekti-
vere Kontrollen unserer Sicherheitsbehörden, als Sie 
es wahrhaben wollen. An erster Stelle sind die von 
Ihnen vorhin skizzierte Parlamentarische Kontroll-
kommission, das G-10-Gremium und der Innenaus-
schuß zu nennen. Auch das föderative System stellt 
eine nicht unerhebliche Kontrolle dar. Dazu kommt 
die gründliche Arbeit der Datenschutzbeauftragten. 
Der jährliche Verfassungsschutzbericht faßt ausführ-
lich alle sicherheitsrelevanten Vorkommnisse zusam-
men. 

(Such [GRÜNE]: Der ist ja öffentlich! Dazu 
brauchen wir dieses Parlament nicht!) 

Sie sehen, ein ganzes Bündel von Maßnahmen, Gre-
mien und Personen sorgt für eine weitgehend lücken-
lose Kontrolle unserer Sicherheitsbehörden. 

An dieser Stelle möchte ich ausdrücklich den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern unserer Sicherheits-
dienste ganz herzlich für ihre oft schwierige und un-
dankbare, aber unverzichtbare Arbeit danken. 

Obgleich ich dem vorliegenden Antrag der GRÜ-
NEN nichts wesentlich Neues entnehmen kann, stim-
men wir dennoch zu, ihn an den Innenausschuß zur 
Beratung zu überweisen. 

Lassen Sie mich zum Schluß bitte noch eins unmiß-
verständlich feststellen: Heute ist unsere Demokratie 
stark genug, sich erfolgreich mit den Extremisten von 
rechts und links auseinanderzusetzen. Das nicht zu-
letzt deshalb, weil wir dank unserer Sicherheitsbehör-
den über objektive, rechtsstaatlich einwandfreie In-
formationen verfügen. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Und was war mit dem 
Celler Loch?) 

Wohin der Weg führen kann, wenn ein freiheitlicher 
Staat seinen Gegnern das Feld kampflos überläßt, hat 
uns das Schicksal der Weimarer Republik überdeut-
lich gezeigt. Das wollen wir jedenfalls vermeiden. 
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(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Such  [GRÜNE]: Aber das Parlament muß 
davon Kenntnis haben! Das ist doch das 

mindeste!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Damit das Parlament 
seine politische Kontrollaufgabe wahrnehmen kann, 
ist es erforderlich, daß es über alle Vorgänge in der 
Regierung und in der Verwaltung umfassend unter-
richtet wird. 

Das nach meinen Erfahrungen beste Mittel, eine 
solche umfassende Unterrichtung herbeizuführen, ist 
die Öffentlichkeit der Vorgänge auf der Seite der 
Exekutive. Diese Öffentlichkeit fehlt bei den Sicher-
heitsbehörden, jedenfalls was die Nachrichtendienste 
anlangt, nahezu vollständig. Die Nachrichtendienste 
sind Geheimdienste. Es gibt auch gute Gründe dafür, 
daß nicht alles öffentlich gemacht werden kann, was 
bei den Geheimdiensten geschieht, wenngleich nie-
mand leugnen kann, daß wir in geradezu an absurdes 
Theater erinnernder Weise die notwendige Geheim-
haltung zu einer Geheimniskrämerei ausgeweitet ha-
ben, die ihresgleichen sucht. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Hirsch 
[FDP] — Such [GRÜNE]: Sehr richtig, Herr 

Kollege!) 

Die Frage ist, wie das Informationsdefizit des Parla-
ments, das durch die Geheimhaltung bei den Sicher-
heitsbehörden entsteht, ausgeglichen werden kann. 

Diese Geheimhaltung wird noch dadurch verstärkt, 
daß selbst eine innerdienstliche Geheimhaltung für 
richtig und notwendig gehalten wird. In diesem Be-
reich gilt das Prinzip: Jeder darf nur so viel wissen, wie 
zur Erfüllung seiner eigenen Aufgabe unerläßlich ist. 
Das führt zu der Lage, die jetzt wieder bekanntgewor-
den ist, daß das Bundeskriminalamt Staatsanwalt-
schaften, die es in Anspruch nimmt, unvollständig und 
damit falsch über den Hintergrund für Ersuchen des 
Bundeskriminalamtes unterrichtet. 

Das ist eine Situation, die man nüchtern sehen muß. 
Ich glaube nicht, Herr Such, daß man dieses Informa-
tionsdefizit dadurch ausgleichen kann — jedenfalls 
nicht in dem erforderlichen Umfang — daß man durch 
das Parlament Berichtsaufträge an die Regierung rich-
tet. Von daher, Herr Such, müssen wir uns gemeinsam 
überlegen, ob dieser Antrag, den Sie hier stellen, für 
den ich auch Verständnis habe, weil Sie von einer 
ganz wesentlichen Informationsmöglichkeit in demo-
kratieblinder Weise ausgeschlossen sind — — 

(Such  [GRÜNE]: Schön, daß Sie das noch mal 
öffentlich betonen!) 

— Ja, ich betone das, weil ich das als eine Wunde des 
Parlaments ansehe, daß Sie von der Kontrolle der 
Nachrichtendienste in der Parlamentarischen Kon

- trollkommission und im Haushaltsgremium ausge-
schlossen sind. 

(Dr. Penner [SPD]: Alfred, keine hypertro

-

phen Ankündigungen! So doll ist das doch 
auch nicht!) 

— Na ja. 
Ich glaube, daß wir durch die Datenschutzbeauf-

tragten und das, was sie an Informationen für die Par-
lamente geliefert haben, einen Ansatz haben, wie 
man in der Lage ist, dieses Informationsdefizit aufzu-
füllen — ich habe nicht gesagt: auszugleichen. Ich 
glaube, daß das die Möglichkeit ist, wie dieses Parla-
ment in den Bereichen, wo Geheimhaltung stattfindet, 
aus der Rolle des bloß entgegennehmenden, passiven 
Kontrollorgans herauskommen kann in die Situation 
der aktiven Kontrolle, nämlich die eigenständige Un-
tersuchung von wichtigen Vorgängen in der Exeku-
tive. 
Mein Vorschlag ist also: Lassen Sie uns darüber 

weiter nachdenken, wie wir auf diesem Wege zu einer 
Auffüllung, zu einer Verbesserung unserer Kontroll-
möglichkeiten kommen. Ich denke, daß wir, wenn wir 
etwas nüchtern und realistisch unsere Möglichkeiten 
und die der Regierung einschätzen, uns vielleicht bes-
ser verständigen können, als das bisher möglich ist. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Emmerlich, ich kann Ihnen eins 
nicht durchgehen lassen, nämlich daß Sie sagen, die 
GRÜNEN seien aus der Parlamentarischen Kontroll-
kommission ausgegrenzt worden. Hier hat jeder nach 
dem geltenden Gesetz in der gleichen Weise die Mög-
lichkeit gehabt, gewählt zu werden. Wenn auch nur 
ein wesentlicher Teil Ihrer Fraktion den Kandidaten 
der GRÜNEN gewählt hätte, dann wäre er Mitglied 
der Parlamentarischen Kontrollkommission gewor-
den. 

(Beifall bei der FDP) 
Wir haben das nicht getan, weil die GRÜNEN damals 
den Standpunkt vertreten haben, daß es überhaupt 
keine Staatsgeheimisse geben dürfe. Dann ist man in 
der Tat ungeeignet für die Mitarbeit in einem Gre-
mium, das auf Geheimhaltung angelegt ist. 

(Such [GRÜNE]: Grundsätzlich ist das rich

-

tig!) 

Sie haben ja richtig ausgeführt, daß ein Teil der kri-
minalpolizeilichen und nachrichtendienstlichen Tä-
tigkeit natürlich nichtöffentlich, geheim sein muß, 
weil er sonst gegenstandslos wird. Daraus ergibt sich 
— da folge ich Ihnen — das Spannungsverhältnis zwi-
schen der notwendigen Geheimhaltung auf der einen 
Seite und dem urdemokratischen Grundsatz, daß öf-
fentliche Macht nur öffentlich kontrolliert ausgeübt 
werden sollte, auf der anderen Seite. 
Wir haben in diesen Tagen Nachrichten lesen kön-

nen über erhebliche Unruhen in der Schweiz, in 
Österreich, in Frankreich mit großen Demonstratio- 
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nen wegen der Tätigkeiten von Polizeien und Nach-
richtendiensten im jeweiligen Inland. Die Leute wa-
ren empört, als sie feststellten, daß über sie Dateien 
angelegt worden waren, obwohl sie keine strafbaren 
Handlungen begangen hatten. Die Sensibilität der 
Bürger ist größer geworden — und das mit Recht —, 
weil der Staat technische Möglichkeiten hat, ein au-
ßerordentliches und vor allem heimliches Informa-
tionssystem zu verwirklichen. Das ist nicht nur für die 
Bürger, sondern auch für den Staat eine Gefahr, weil 
es damit nämlich möglich wird, die Entfremdung zwi-
schen Bürger und Staat zu schüren, also die Behaup-
tung aufzustellen, daß der Staat in aller Heimlichkeit 
ein solches System auch tatsächlich errichtet habe und 
allgegenwärtig sei. 

Es liegt also im Interesse der Dienste selber, ein 
größeres Maß an Öffentlichkeit und an öffentlicher 
Kontrolle zu akzeptieren. Es ist bedauerlich, wie 
schwer es ist, diese schlichte und richtige Überlegung 
in die Köpfe der beteiligten Damen und Herren hin-
einzubekommen. Ein größeres Maß an öffentlicher 
Kontrolle liegt im Interesse des Staates und der Dien-
ste selber und natürlich im Interesse der Bürger. 

Die Frage ist, wie man das in vernünftiger Weise 
organisieren kann. Wir haben Zweifel daran, daß die-
ser Auftrag, dem Innenausschuß vierteljährlich zu be-
richten, ein akzeptables Mittel ist. Ich denke, das ist er 
nicht. Man kann zweifeln, wieweit die Vertraulichkeit 
im Innenausschuß wirklich gewährleistet ist. Aber na-
türlich sind wir der Überzeugung, daß in größerem 
Umfang bestimmte Strukturdaten veröffentlicht wer-
den können, z. B. über die Zahl der Mitarbeiter, über 
die Zahl der G-10-Maßnahmen — wie das z. B. in Eng-
land der Fall ist — , über die Höhe der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel, über die Gesamtzahl der 
im Rahmen einer strategischen Kontrolle geöffneten 
Briefe. Warum das alles geheimgehalten wird, kann 
kein Mensch verstehen. Ich denke, daran muß man 
arbeiten. 

Dasselbe gilt für die Wirksamkeit der Parlamenta-
rischen Kontrollkommission. Ich bedauere, daß der 
Kollege Jahn ausgeschieden ist, daß übrigens die 
Fraktionsvorsitzenden von SPD und CDU aus diesem 
Gremium ausgeschieden sind, was natürlich die Wirk-
samkeit nicht unbeeinflußt gelassen hat. 

Ich bin der Meinung, daß die Kontrolltätigkeit der 
Parlamentarischen Kontrollkommission besser gewor-
den ist, daß auch die Informationsdichte zugenommen 
hat; aber sie könnte besser sein, und das muß verbes-
sert werden. Darum überlegen wir in der Tat, was 
geschehen kann und geschehen muß, um auch die 
rechtlichen Möglichkeiten der Parlamentarischen 
Kontrollkommission zu verstärken. 

Wir werden der Überweisung dieses Antrags an den 
Innenausschuß zustimmen, nicht in der Absicht, den 
formulierten Antrag auf vierteljährliche Unterrich-
tung des Innenausschusses anzunehmen, sondern in 
der Absicht, gemeinsam mit den anderen Kollegen, 
mit den anderen Fraktionen darüber zu beraten und 
nachzudenken, wie die öffentliche Kontrolle verbes-
sert werden kann, um die Ansatzpunkte dafür auszu-

räumen, den Staat in einer Weise zu diskreditieren, 
die nicht gerechtfertigt ist. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Dr. Em

-

merlich [SPD]) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär im Bundesministerium 
des Innern Herr Dr. Waffenschmidt. 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Antrag der GRÜNEN ist nicht sach-
gerecht. Das Bundesministerium des Innern unter-
richtet den Deutschen Bundestag ausführlich über 
alle wichtigen Angelegenheiten der inneren Sicher-
heit, anlaßbezogen und umfassend an Hand periodi-
scher Berichte. Ich will das an Hand einiger Beispiele 
deutlich machen. 
Erstens. Für den Bereich des Verfassungsschutzes 

erfolgt eine Unterrichtung des Innenausschusses des 
Deutschen Bundestages im Zusammenhang mit der 
Herausgabe des jährlichen Verfassungsschutzberich-
tes. Darüber hinaus erfolgt eine anlaßbezogene Un-
terrichtung des Innenausschusses sowie der Parla-
mentarischen Kontrollkommission, im Jahre 1989 z. B. 
über die Aufdeckung eines Computerspionagerings 
oder Anfang dieses Jahres über die Abhörpraktiken 
der DDR und anderer östlicher Staaten bei den Fern-
meldeverkehren. 
Über die Durchführung des Gesetzes zu A rt. 10 des 

Grundgesetzes werden in regelmäßigen Abständen 
das in Art. 1 § 9 des G 10 vorgesehene parlamentari-
sche Kontrollgremium und die von diesem einge-
setzte Kommission unterrichtet. 
Über den Bundesgrenzschutz wird jährlich vom 

Bundesminister des Inneren ein Tätigkeitsbericht vor-
gelegt; das ist gerade in dieser Woche geschehen. Er 
wird jeweils im Innenausschuß breit diskutiert. Über 
besondere Themen wird der Innenausschuß anlaßbe-
zogen unterrichtet. 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatssekretär, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Emmerlich. 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär: Gern. Bitte 
schön. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir sagen, wann die Bundesregierung das Parla-
ment über die Zersetzerdatei, die beim MAD geführt 
worden ist, unterrichtet hat? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär: Ich kann 
hier im Augenblick keine Angaben dazu machen. Ich 
kann eine solche Frage, wenn sie interessiert, auf Ihre 
Anfrage hin aber gerne zu beantworten versuchen. 
Ich möchte fortfahren und an Beispielen deutlich 

machen, was geleistet worden ist, z. B. Informationen 
zum Abbau der Grenzkontrollen, zur Neuorganisa-
tion des Grenzschutzeinzeldienstes sowie zur Entsen-
dung von BGS-Beamten im Rahmen der Friedensmis-
sion der Vereinten Nationen. Alles breit diskutiert im 
Innenausschuß! 
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Für den Bereich der Kriminalitätsbekämpfung wird 
jährlich die polizeiliche Kriminalstatistik vorgelegt. Im 
Zusammenhang hiermit wird auch der Innenausschuß 
des Bundestags unterrichtet. Der Ausschuß wird dar-
über hinaus aus aktuellem Anlaß über Bekämpfungs-
konzeptionen und über Einzelfälle informiert. Im 
Jahre 1989 wurden z. B. die Konzeptionen des Bun-
deskriminalamts zur Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität und der Rauschgiftkriminalität, das 
„Konzept 106" und die Konsequenzen aus dem Flug-
zeugabsturz bei Lockerbie eingehend im Innenaus-
schuß vorgestellt und beraten. Es kann also überhaupt 
keine Rede davon sein, daß man da nicht informiert. 

Darüber hinaus hat der Bundesminister des Innern 
den Innenausschuß anläßlich der Beratungen zu den 
jährlichen Tätigkeitsberichten des Bundesbeauftrag-
ten für den Datenschutz eingehend über Fragen der 
Datenverarbeitung bei den Sicherheitsbehörden be-
richtet. 

Ich sage hier ausdrücklich: Selbstverständlich wird 
die Bundesregierung — das gehört zum Umgang des 
Parlaments mit der Regierung und der Regierung mit 
dem Parlament — dafür Sorge tragen, daß diese inten-
sive sowohl periodische als auch anlaßbezogene Be-
richterstattung auch in Zukunft fortgeführt wird. 

Nun aber eine zusätzliche vierteljährliche Unter-
richtung einzuführen, halte ich nicht für sinnvoll, da 
sie nur das wiederholen könnte, was in den bereits 
erwähnten periodischen Berichten oder in der anlaß-
bezogenen Unterrichtung schon mitgeteilt wurde. 
Auch erscheint es mir von der Sache her wenig dien-
lich, einen doch so wechselvollen Bereich wie den der 
inneren Sicherheit einfach einer starren vierteljährli-
chen Berichtspflicht zu unterwerfen 

(Such [GRÜNE]: Sie müßten eigentlich viel 
öfter berichten! Sie müßten eigentlich jeden 

Monat berichten!) 

und hier einfach zu sagen: Jedes Vierteljahr wird be-
richtet. — Es ist doch viel besser, wenn im Innenaus-
schuß anlaßbezogen und bei der Vorlage bestimmter 
Berichte, die ohnehin fällig sind — nehmen wir den 
Datenschutzbericht als Beispiel —, oder bei der Be-
richterstattung über bestimmte Vorgänge, bedeut-
same Vorgänge im Hinblick auf die innere Sicherheit, 
Maßnahmen der Exekutive, der zuständigen Sicher-
heitsorgane, erläutert werden. Ein regelmäßig zu er-
stattender Be richt könnte nur das repetieren, was 
schon vorher anlaßbezogen vorgetragen worden ist. 

(Such [GRÜNE]: Nach dem, was sie machen, 
müßten sie 14täglich berichten!) 

— Herr Kollege, ich will dazu folgendes sagen: Die 
Bundesregierung hat an einer Fülle von Beispielen 
deutlich gemacht, daß sie die Kontrollaufgaben des 
Parlaments ernst nimmt, daß sie ihrer Verpflichtung 
nachkommen will, soweit wie möglich zu informieren. 
Es gibt aber Bereiche — Herr Kollege Hirsch hat das 
mit Recht angesprochen, auch der Kollege Kalisch hat 
das eingangs der Diskussion schon erwähnt—, bei 
denen die Möglichkeit der Berichterstattung an Gren-
zen stößt, wegen der Staatsinteressen, die zu schützen 
sind. Aber soweit das notwendig ist, wird informiert, 
werden die Gremien unterrichtet. Ich möchte hier 
diese Bereitschaft auch für die Zukunft ausdrücklich 

ankündigen. Weitere Initiativen, weitere Berichte 
sind aus unserer Einschätzung der Situation und aus 
unserer Wertung der ohnehin stattfindenden breiten 
Berichterstattung nicht notwendig. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Wüppesahl. 

Wüppesahl (fraktionslos): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Waffen-
schmidt, nach den Ausführungen, die wir vorher ge-
hört haben, ist Ihr Beitrag völlig an der Sache vorbei-
gegangen. Sie haben auch stereotyp das vorgelesen, 
was wir zu vielen anderen Sachgegenständen, die 
hier debattiert wurden, bereits aus Ihrem Hause ken-
nen. Ich habe den Eindruck, Ihnen ist etwas aufge-
schrieben worden, und Sie haben das jetzt wieder ein-
fach vorgelesen. Es sind gute Argumente von Herrn 
Such mit Beispielen gekommen. 

Sie haben natürlich recht, wenn Sie sagen, daß die 
Bundesregierung in einer Fülle von Beispielen belegt 
hat, daß sie die Kontrollaufgabe des Parlaments und 
damit auch die Berichtspflicht der Regierung ernst 
nimmt. Aber es gibt auch eine Fülle von Beispielen — 
die  sind in dem Redebeitrag von Herrn Such deutlich 
geworden —, wo genau das Gegenteil dokumentiert 
ist. Daran können Sie doch nicht einfach vorbeireden! 
Das ist mein Appell an Sie, verbunden mit der Über-
legung, wie Sie sich im Innenausschuß für die Bundes-
regierung vielleicht anders verhalten können. 
Wir haben heute morgen im Innenausschuß gerade 

wieder ein eklatantes Beispiel erlebt, 

(Such [GRÜNE]: Sehr richtig!) 
wo wir es der dankenswerten Ini tiative der FDP ver-
danken, daß wir von einem Papier Kenntnis erhalten 
haben, wonach die Informationsweitergabe, die Da-
tenweitergabe zwischen der DDR und der Bundesre-
publik durch das Innenministerium geregelt worden 
ist. Das haben wir der Tatsache zu verdanken, daß 
einzelne Kollegen aus einer Fraktion dieses Hauses 
besonders gute Quellen im Innenministerium ha-
ben, 

(Such [GRÜNE]: Nein, weil es in der Zeitung 
stand!)  

so nachfassen können, so daß wir das Papier heute 
endlich auf den Tisch bekommen. Dabei erfuhren wir 
zufällig auch noch, daß es unterschiedliche Fassungen 
gibt: Es gibt ein Papier vom 31. Januar 1990 und eines 
vom 12. Februar 1990, das wir bekommen haben. Wo 
bleibt denn da die Möglichkeit für uns als Parlamen-
tarier, solch einen Vorgang zu kontrollieren? Abgese-
hen davon — bei aller Einsicht in eine gewisse Not-
wendigkeit, in bestimmten Einzelfällen Daten auszu-
tauschen — bewegen Sie sich in diesem Beispiel auf 
Grund der Art  und Weise, wie in der DDR zur Zeit 
Datenschutz bet rieben wird — er wird faktisch über-
haupt nicht betrieben — , in absolut rechtsfreiem 
Raum. 
Das betrifft die bundeskriminalamtliche Tätigkeit, 

also nicht einen Bereich, bei dem Sie sagen könnten, 
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es seien Staatsschutzinteressen tangiert, da gebe es 
irgendwelche im Parlament, die vielleicht etwas hin-
austrügen. Ich denke, das ist ein sehr aktuelles Bei-
spiel, das Ihnen Anlaß sein sollte, auf Debattenbei-
träge, die zumindest von drei Fraktionen konstruktiv 
gehalten werden und den vorhandenen Zustand nicht 
stereotyp verteidigen möchten, anders zu reagieren, 
als wir das hier erlebt haben. 
Ich möchte noch einen Gedanken des Kollegen 

Hirsch aufgreifen: Warum geht es vor allen Dingen 
und nur darum — so hört es sich an — , die Ansatz-
punkte zu beseitigen, diesen Staat zu diskreditieren? 
Geht es nicht vornehmlich darum, die Bürger- und 
Grundrechte zu schützen? Sind nicht die Beispiele, 
die hier in der kurzen Debatte angeführt wurden — in 
der viel zu kurzen Debatte für das, was sich alles hin-
ter dem Tagesordnungspunkt versteckt und tut —, 
mehr zu berücksichtigen? Geht es nicht darum, daß 
man die Bürger vor solchen Übergriffen schützt, wo-
bei der Staat natürlich auch ein legitimes Interesse 
hat, sich der Bevölkerung so zu verkaufen, wie es der 
Verfassungssystematik entspricht? 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist um. 

Wüppesahl (fraktionslos): Letzter Satz, Herr Präsi-
dent — verzeihen Sie die kurze Überziehung — : Es 
gibt aus meiner Sicht kein Argument, das gegen einen 
solchen Bericht sprechen kann. Wer nichts zu ver-
heimlichen hat, der legt so einen Bericht auf den 
Tisch, und dann kann man darüber diskutieren. 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 
Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der Vor-

lage auf Drucksache 11/2125 an den Innenausschuß 
vor. Sind Sie damit einverstanden? — Dann ist die 
Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Gansel, Adler, Dr. Ahrens, Amling, 
Andres, Antretter, Bachmaier, Bahr, Becker 
(Nienberge), Becker-Inglau, Bernrath, Bindig, 
Blunck, Brück, Büchner (Speyer), Bulmahn, 
Catenhusen, Conrad, Conradi, Dr. Däubler-
Gmelin, Daubertshäuser, Diller, Dreßler, Duve, 
Egert, Dr. Ehmke (Bonn), Dr. Emmerlich, Erler, 
Ewen, Faße, Fischer (Homburg), Fuchs (Verl), 
Gerster (Worms), Gilges, Dr. Götte, Graf, Groß-
mann, Grunenberg, Hämmerle, Dr. Harten-
stein, Hasenfratz, Dr. Hauchler, Heistermann, 
Heyenn, Hiller (Lübeck), Dr. Holtz, Horn, Ib-
rügger, Jahn (Marburg), Jaunich, Dr. Jens, 
Jung (Düsseldorf), Jungmann, Kiehm, Kirsch-
ner, Kißlinger, Klein (Dieburg), Dr. Klejdzinski, 
Klose, Kolbow, Koltzsch, Koschnick, Kret-
kowski, Kühbacher, Kuhlwein, Lambinus, Lei-
dinger, Lennartz, Lohmann (Witten), Lutz, 
Luuk, Dr. Martiny, Matthäus-Maier, Müller 

(Düsseldorf), Müller (Pleisweiler), Nagel, 
Dr. Nöbel, Odendahl, Oesinghaus, Oosterge-
telo, Opel, Dr. Osswald, Paterna, Peter (Kassel), 
Dr. Pick, Purps, Renger, Reuter, Rixe, Roth, 
Schäfer (Offenburg), Schanz, Dr. Scheer, 
Scherrer, Schmidt (Nürnberg), Schmidt (Salz-
gitter), Dr. Schmude, Dr. Schöfberger, Schröer 
(Mülheim), Schütz, Seidenthal, Seuster, Sieler 
(Amberg), Singer, Dr. Skarpelis-Sperk, Dr. So-
ell, Dr. Sonntag-Wolgast, Steiner, Steinhauer, 
Stiegler, Stobbe, Dr. Struck, Tietjen, Dr. Timm, 
Toetemeyer, Urbaniak, Vahlberg, Verheu-
gen, Voigt (Frankfurt), Waltemathe, Walther, 
Wartenberg (Berlin), Weiler, Weisskirchen 
(Wiesloch), Westphal, Weyel, Dr. Wieczorek, 
Wieczorek-Zeul, Wiefelspütz, von der Wiesche, 
Wimmer (Neuötting), Dr. de With, Würtz, Zan-
der, Zeitler, Zumkley, Dr. Vogel und der Frak-
tion der SPD eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Sicherung der Kriegswaffenkon-
trolle 

— Drucksache 11/2920 — 

a)  Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
—Drucksache 11/6427 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Funke 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
—Drucksache 11/6430 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Rossmanith 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Esters 
(Erste Beratung 153. Sitzung) 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Beratung eine Stunde vorgesehen. — Ich sehe dazu 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Abge-
ordnete Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Unser Gesetzentwurf zur Sicherung der 
Kriegswaffenkontrolle stammt aus dem Jahr 1985. Wir 
haben ihn im September 1988 erneut eingebracht, 
weil die Kette der legalen und illegalen Waffenexport-
skandale nicht abgerissen ist. 

Unser Gesetzentwurf hat folgende Ziele: 

Erstens. Aus moralischen und sicherheitspolitischen 
Gründen wollen wir keine Kriegswaffenexporte in 
Spannungs- und Kriesengebiete der Dritten Welt. 
Wir wollen nicht zu Kriegen beitragen. Wir wollen 
auch nicht, daß die Bundesrepublik von militärischen 
Spannungen wirtschaftlich profitiert. Kriegswaffenex-
porte in die Dritte Welt sind kein Beitrag zu unserer 
eigenen Sicherheit. Im Gegenteil: Sie gefährden sie. 
Wer das bisher noch nicht beg riffen hat, wird in Zu-
kunft begreifen müssen, daß im Zeichen des sich ent-
schärfenden Ost-West-Gegensatzes die Nonprolif era- 
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tionspolitik gegenüber dem Süden um so wichtiger 
werden wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Wir wollen aus moralischen und wirt-
schaftlichen Gründen keine Waffenexporte in Ent-
wicklungsländer. Wir sind verpflichtet, zu helfen, daß 
sich die Entwicklungsländer wirtschaftlich entwik-
keln. Aber Kriegswaffenexporte und Waffenimporte 
hemmen die wirtschaftliche Entwicklung der ärmsten 
Länder der Welt. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens. Wir wollen aus moralischen und politi-
schen Gründen keine Kriegswaffenlieferung an Mili-
tärdiktaturen und menschenrechtsfeindliche Re-
gime, wo Waffen zur Unterdrückung des eigenen Vol-
kes mißbraucht werden. 

Viertens. Wir wollen aus moralischen und wirt-
schaftlichen Gründen so wenig wie möglich Waffen 
produzieren. Wir wollen Waffenproduktion nur noch 
für unsere Verbündeten und uns befreundete Staaten 
zulassen. Rüstungsproduktion bedeutet auch Arbeit 
und Arbeitsplätze. Wenn es in Zukunft weniger Rü-
stung geben wird — es gibt dafür viele hoffnungsvolle 
Zeichen — , dann darf weniger Rüstung nicht zu mehr 
Arbeitslosigkeit führen. 

(Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Richtig!) 

Es ist unsere Aufgabe, dafür Sorge zu tragen, daß die 
Arbeitnehmer nicht Rüstungskontrolle und Abrü-
stung als Belastung zu tragen haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb ist Konversion, die Umstellung von militä-
rischer auf zivile Produktion, notwendig. Mein Kol-
lege Weisskirchen wird dazu noch einiges sagen. Er 
ist auf diesem Gebiet besonders fachkundig und en-
gagiert. Der Bereich der Reduzierung der Kriegswaf-
fenexporte könnte für Konversion modellhafte Wir-
kung haben. In einem marktwirtschaftlichen System 
müssen wir zunächst durch die Rahmenbedingungen 
dafür sorgen, daß weniger Waffen produziert werden 
und daß die Industrie dabei weiß, was sie darf und was 
sie nicht darf. Das gilt vor allem für den Waffenex-
port. 

Aus diesem Grunde wollen wir mit unserem Gesetz-
entwurf den Kriegswaffenexport und den Rüstungs-
export  auf die 24 Mitgliedstaaten der OECD be-
schränken. In der Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit befindet sich kein Entwicklungsland 
und keine Militärdiktatur. Keines der Mitgliedstaaten 
liegt in einem Spannungsgebiet. 

Mit unserem Gesetzentwurf wollen wir die Strafvor-
schriften verschärfen, und wir wollen endlich eine 
parlamentarische Kontrolle einführen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist ein schlimmes Zeichen, daß der Bundessicher-
heitsrat am 23. November in einer geheimgehaltenen 
Sitzung beschlossen hat, daß in den folgenden Jahren 
Panzer an Saudi-Arabien, U-Boote an Israel und Tor-
nado-Kampfbomber an Südkorea geliefert werden 
dürfen. Jedes Empfängerland liegt in einem Krisen- 
und Spannungsgebiet. Es ist ein Zeichen einer beson-

deren doppelbödigen Moral und einer geradezu zyni-
schen Neutralitätspolitik, wenn Kriegswaffen gleich-
zeitig an potentielle Kriegsgegner geliefert werden, 
nämlich an Saudi-Arabien und an Israel. Vernünftige 
politische Gründe für diese Entscheidung der Bundes-
regierung konnte es nicht geben. Wahrscheinlich ha-
ben die Interessen an der Kapazitätsauslastung der 
deutschen Rüstungsindustrie die entscheidende Rolle 
gespielt. 

Während sich die Bundesregierung Sorgen über die 
Rüstungsindustrie macht und sich um vermehrten 
Kriegswaffenexport kümmert, geling es ihr nicht, ih-
ren Gesetzentwurf zur Verbesserung der Überwa-
chung des Außenwirtschaftsverkehrs und zum Ver-
bot von Atomwaffen, biologischen und chemischen 
Waffen durch den Bundestag zu bringen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Dieser Gesetzentwurf Ihrer Bundesregierung, meine 
Damen und Herren von den Regierungsparteien, war 
die Konsequenz der scharfen internationalen Reaktio-
nen, die dem Bekanntwerden der Beteiligung Deut-
scher und deutscher Firmen beim Bau einer Giftgas-
fabrik in Rabta, Libyen, folgten. 

Die SPD-Fraktion hat diese Gesetzesinitiaive der 
Bundesregierung im Prinzip begrüßt. Ich selbst habe 
diesen Gesetzentwurf vor dem Unterausschuß des Si-
cherheitsrates der UNO lobend erwähnt, als ich dort 
zu der Nichteinhaltung des Rüstungsembargos durch 
die Bundesrepublik gegenüber Südafrika sprechen 
mußte. Dieses Lob war voreilig, denn die Regierungs-
fraktionen versuchen, die Behandlung des Gesetzent-
wurfs zu verzögern und ihn zu verwässern. Es werden 
Gutachten angefordert und wieder verworfen, wenn 
sie nicht passen. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung, der so 
dringend in Kraft treten müßte, hat noch nicht einmal 
im mitberatenden Auswärtigen Ausschuß diskutiert 
werden können. Dabei sollte das Gesetz nach den 
Ankündigungen der Bundesregierung gegenüber 
den amerikanischen Verbündeten schon zu Beginn 
dieses Jahres in Kraft getreten sein. Vor wenigen Wo-
chen appellierte Außenminister Genscher eindring-
lich vor dem Auswärtigen Ausschuß, daß dieser Ge-
setzentwurf bald vom Parlament verabschiedet wer-
den möge. 

Ich habe deshalb durch einen Antrag zur zweiten 
Lesung, der noch verteilt werden wird, dafür gesorgt, 
daß der Bundestag jetzt die Möglichkeit hat, dem Ap-
pell des Außenministers zu folgen. 

(Zustimmung des Abg. Weisskirchen [Wies

-

loch] [SPD]) 

Ich habe Ihnen den unveränderten Regierungsent-
wurf auf den Tisch legen lassen. Wenn Sie ihm zustim-
men wollen, dann können Sie mir vertrauen: Es ist der 
Vorschlag der Bundesregierung. 

Nun ist die Regierungsseite hier im Parlament vor 
die Entscheidung gestellt. Sie können den Entwurf 
Ihrer Regierung ablehnen, nur weil er von der Oppo-
sition vorgeschlagen wird. Das wäre schlimm, und Sie 
sind dazu wohl auch nicht mutig genug. Sie können 
dem Entwurf Ihrer Bundesregierung auch zustimmen. 
Das wäre gut, aber auch dazu wird es möglicherweise 
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an Mut fehlen. Sie können den Antrag Ihrer eigenen 
Bundesregierung freilich auch in den Ausschuß zu-
rückverweisen. Das wäre peinlich, und wir würden 
dafür sogen, daß die Gesetzesinitiative in den vorge-
schriebenen Fristen hier wieder auf den Tisch kom-
men wird. 
Wie immer Sie sich entscheiden werden, bedenken 

Sie bitte: Heute sind wieder Meldungen durch die 
Nachrichtenagenturen gelaufen, daß nach Erkennt-
nissen des amerikanischen Geheimdienstes in Rabta 
mit der Giftgasproduktion begonnen wurde. Diese 
Meldungen decken sich mit Informationen, die wir in 
bestimmten Ausschüssen erhalten haben. Wenn Sie 
sich jetzt entscheiden, bedenken Sie: Es geht um den 
Frieden in einer Krisenregion, die uns sehr nahe ist in 
Nordafrika. Es geht auch um das Ansehen der Bun-
desrepublik Deutschland. Deshalb ist es das Beste, Sie 
entscheiden sich für unseren gesamten Gesetzent-
wurf. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kittelmann. 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Sozialdemokraten haben diesen 
Gesetzentwurf, der heute hier zur Abstimmung steht, 
wie Herr Gansel richtig sagte, 1985 schon einmal ein-
gebracht, und sie haben ihn 1988 ohne Veränderung 
eingebracht, obwohl sie in der damaligen Debatte 
vom 4. Dezember 1986 ihrerseits zugaben, daß Ein-
wände von seiten der Regierungskoalition im Prinzip 
berechtigt sind. Sie haben sich noch nicht einmal die 
Mühe gemacht, Herr Gansel, im Rahmen der Neuein-
bringung die damals von uns begründeten und von 
Ihnen unwidersprochen hingenommenen verfas-
sungsmäßigen Bedenken dadurch auszuräumen, daß 
Sie versucht haben, sie im Vorfeld zu klären. Ich darf 
daraus den Umkehrschluß ziehen: Es geht Ihnen im 
Prinzip gar nicht darum, daß wir hier einen Gesetzent-
wurf verabschieden, sondern es geht Ihnen um eine 
Demonstration. Ich gebe zu, daß dies das Recht einer 
Opposition ist. Wie gut oder wie schlecht diese ist, das 
mag die Öffentlichkeit entscheiden. 
Die CDU/CSU unterstützt jede wirksame gesetzli-

che Verbesserung zur Vermeidung des illegalen Ex-
ports von Kriegswaffen. Leider ist der vorliegende 
Gesetzentwurf, wie ich schon ausführte, kein ge-
glückter Versuch. 
Der heute zur Debatte stehende Entwurf — ich darf 

auf die Redebeiträge der Kollegen Beckmann und 
Lattmann und des damaligen Ministers Bangemann 
vom 4. Dezember 1986 verweisen und sie quasi wie-
der in Erinnerung rufen, indem ich alle, die es inter-
essiert, bitte, die Protokolle nachzulesen — ist heute 
von der Debatte her noch genauso aktuell, was die 
Erwiderung betrifft. 
Es geht Ihnen im wesentlichen, Herr Gansel, um die 

Schaffung eines Beauftragten des Deutschen Bundes-
tages für die Kriegswaffenkontrolle. Sie verweisen 
als Vorbild auf den Wehrbeauftragten des Deutschen 
Bundestages sowie auf den Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz. Es ist schon damals gesagt worden 
— es bleibt auch heute noch richtig — , daß ein Ver

-
gleich in dieser Beziehung abzulehnen ist, weil es für 
ein derartiges Kontrollorgan des Parlaments gegen-
über der Exekutive einer ausdrücklichen grundge-
setzlichen Ermächtigung bedarf. 

(Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Es ist immer 
noch nicht richtig!) 

Der Vergleich mit dem Datenschutzbeauftragten ist 
deshalb unzulässig, da er ein Organ der Exekutive ist 
und damit der Selbstkontrolle der vollziehenden Ge-
walt dient. 

Verfassungsrechtliche Bedenken bestehen darüber 
hinaus gegen die umfangreichen Befugnisse des 
Kriegswaffenkontrolleurs, nämlich gegen unbe-
grenzte Auskunfts-, Akteneinsichts- und Zutritts-
rechte, die Sie ebenfalls weder begründet noch einge-
schränkt haben. 

(Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Das muß ja 
was Schreckliches sein!) 

Diese Befugnisse verletzen den verfassungsrechtlich 
garantierten und nicht ausforschbaren Eigenbereich 
der Regierung. Ich bitte, darüber noch einmal nachzu-
denken und dies nachzuprüfen. 

Im übrigen verstoßen die dem Kriegswaffenkon-
trollbeauftragten eingeräumten Klagemöglichkeiten 
vor den Verwaltungsgerichten gegen das Gewalten-
teilungsprinzip des Art. 20 Abs. 2 Satz 2 des Grundge-
setzes. 

Im Hinblick auf die Einführung der Länderliste be-
züglich der Ausfuhr von Kriegswaffen schlägt die SPD 
die Begrenzung auf die OECD-Staaten vor. Wir bitten 
zu erwägen, ob dies nicht eine Einengung des außen-
politischen Handlungsspielraums darstellt. Ich 
möchte das hier nicht vertiefen. 

Die SPD fordert weiterhin, daß die Kriegswaffenli-
ste nur noch durch Gesetz geändert werden kann. 
Dabei muß man sehen, daß die SPD von der unzutref-
fenden Vorstellung ausgeht, daß Bundesregierung 
und Bundesrat einen zu weiten Spielraum bei der in-
haltlichen Ausgestaltung der Kriegswaffenlisten ha-
ben. Der Verordnungsgeber ist durch eng umgrenzte 
Ermächtigungen gebunden und ist vor allem ver-
pflichtet, die Liste lückenlos zu halten. Eine Rechts-
verordnung kann wesentlich schneller auf waffen-
technische Änderungen reagieren als das Gesetz. 

(Bindig [SPD]: Alles Ausflüchte!) 

Das unberechtigte Mißtrauen der SPD läßt den Vor-
wurf gegen sie zulässig erscheinen, daß es ihr mehr 
darum geht, Mißtrauen zu säen. Zudem sind die Vor-
schläge eine objektive Verschlechterung der jetzigen 
rechtlichen Lage. 

(Beifall des Abg. Kalisch [CDU/CSU]) 

Die SPD will die Kriegswaffenliste um einen Auf-
fangtatbestand und um eine gesetzliche Fiktion er-
gänzen, um Koopertionen und Umgehungsgeschäfte 
besser zu gestalten. Mit dem Auffangtatbestand soll 
verhindert werden, daß die Produktion von Teilen von 
Kriegswaffen und der Handel mit ihnen dem Geneh-
migungsverfahren des Kriegswaffenkontrollgesetzes 
entzogen werden. Mit der gesetzlichen Fiktion sollen 
Produktionsmittel, Konstruktionszeichnungen und 
sonstige Fertigungsunterlagen für Kriegswaffen, die 
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bisher nur unter den Regelungsbeschluß des AWG 
fielen, unter die schärferen Bestimmungen des 
Kriegswaffenkontrollgesetzes fallen. 

Hierzu muß man sagen: Beide Vorschläge sind des-
halb kritisch zu sehen, weil die Kriegswaffeneigen-
schaft jetzt von einer subjektiven Zweckbestimmung 
abhängig gemacht werden soll. Subjektive Merkmale 
und unbestimmte Rechtsbegriffe sind allerdings für 
die Definition einer Kriegswaffe ungeeignet, da sie 
nicht nachprüfbar sind. 

Darüber hinaus ist der Kriegswaffenbegriff für die 
strafrechtliche Bestimmung des Kriegswaffenkon-
trollgesetzes von entscheidender Bedeutung. Dem-
entsprechend muß nach dem Bestimmtheitsgebot des 
Grundgesetzes jederzeit klar und eindeutig festzu-
stellen sein, was eine Kriegswaffe ist. — Ich könnte 
dies noch weiter ausführen, aus Zeitgründen darf ich 
es aber unterlassen. 

Die CDU/CSU begrüßt, daß die Bundesregierung 
an den politischen Grundsätzen für den Export von 
Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern nach 
dem Beschluß vom 28. Ap ril 1982 weiterhin festhält. 
—Dies war damals ein Beschluß einer SPD-Regierung 
in ihren Endzeiten. 

(Funke [FDP]: „SPD-Regierung" ist falsch!) 

—Einer Koalitionsregierung, der ein Teil dieses Hau-
ses auch heute noch in anderer Form zugehörig ist. 

Mit diesen Richtlinien hat die Bundesregierung der 
bundesdeutschen Wirtschaft die stärkste Selbstbe-
schränkung von allen großen Industrieländern aufer-
legt. Es ist ein genereller Rückgang der Kriegswaffen-
exporte zu erkennen. Die Kriegswaffenausfuhren ha-
ben im Durchschnitt der Jahre 1981 bis 1984 2,3 Mil-
liarden DM betragen; das waren 0,54 % der gesamten 
deutschen Ausfuhren. Im Jahre 1988 hat die deutsche 
Wirtschaft Waren im Wert von 568 Milliarden DM ex-
portiert. Davon fiel gerade noch 1 Milliarde DM auf 
den Rüstungsexport; das sind lediglich 0,18 %. 

Da der Anteil so gering ist, möchte ich von Herrn 
Gansel eines übernehmen: Ich hoffe, daß die positiven 
Entspannungszeiten dazu führen, daß wir es nicht 
mehr nötig haben, Rüstung zu produzieren. Das ma-
chen wir aber davon abhängig, wie die politischen 
und außenpolitischen Entscheidungen sind, und nicht 
von der zynischen, verantwortungslosen Beschimp-
fung der Bundesregierung, wie Sie sie, Herr Gansel, 
seit Jahren verfolgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich darf zum Schluß sa-
gen: Wir haben positiv zu vermerken, daß die Bundes-
regierung in den letzten Monaten wesentliche Verän-
derungen — auch mit Zustimmung des Wirtschafts-
ausschusses — durchgeführt hat. Wir haben wesentli-
che Veränderungen im Bereich des Außenwirt-
schaftsgesetzes. Am 9. März 1989 ist die zweite Ver-
ordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverord-
nung für Technologietransfer von Transithandelsge-
schäften in Kraft getreten, am 1. April 1989 die dritte 
Verordnung, am 21. Juni die vierte Verordnung zum 
Ausfuhrverbot, 

(Gansel [SPD]: Alles auf Druck der Amerika-
ner!) 

am 14. September 1989 die fünfte Verordnung. We-
sentliche Veränderungen im Bereich der Ausfuhrliste 
zum Außenwirtschaftsgesetz: Änderung der Ausfuhr-
liste vom 12. Ap ril 1989, vom 7. August 1989, vom 
19. August 1989; mit der 66. Verordnung zur Ände

-

rung der Ausfuhrliste wurde die Ausfuhrliste um wei-
tere 25 chemische Produkte erweitert. Das alles er-
wähnen Sie hier mit keinem Wort. Sie können noch 
nicht einmal nachvollziehen, daß sich in den letzten 
Monaten sehr Wesentliches geändert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Jetzt komme ich zur Beratung unseres Entwurfs des 

Kriegswaffenkontrollgesetzes. Wir werden Ihren An-
trag, Herr Gansel, nicht deshalb ablehnen, weil der 
Gesetzentwurf der Bundesregierung nicht seine Be-
deutung und seine Richtigkeit hätte, sondern deshalb, 
weil wir uns mitten in der parlamentarischen Bera-
tung befinden 

(Gansel [SPD]: Seit einem Jahr!) 
und es einfach undemokratisch ist, mit Ihrem Antrag 
den Parlamenten das Recht zur parlamentarischen 
Beratung entziehen zu wollen. 

(Gansel [SPD]: Seit einem Jahr verschieben 
Sie es, und inzwischen wird weiter produ

-

ziert!) 
Weder der Auswärtige Ausschuß noch der Rechtsaus-
schuß hat bisher die Beratung zu Ende geführt. Wir 
haben in einer schwierigen rechtlichen Lage eine 
große Anhörung durchgeführt, an der auch Sie sich 
beteiligt haben. Wenn Sie Kontakte zu den Rechtsex-
perten der SPD-Fraktion haben sollten und nicht nur 
in einem Wolkenkuckucksheim schweben — weil Sie 
dauernd neue falsche Vorwürfe machen — , sprechen 
Sie einmal mit ihnen! Sie werden feststellen, daß auch 
diese einen hohen Beratungsbedarf haben, ob alle 
rechtlichen Regelungen, die man im Gesetzentwurf 
der Regierung vorfindet, so umsetzbar sein müssen 
oder ob es nicht Regelungen gibt, die ihnen ähnlich 
sind, dem Zweck entsprechen, aber umgeändert wer-
den können. 

Deshalb, meine Damen und Herren sage ich — als 
letzter Satz, Herr Präsident; dann spreche ich in einer 
zweiten Runde eine Minute kürzer —, daß wir die 
politischen Grundsätze der Bundesregierung voll auf-
rechterhalten, daß wir den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung sehr viel positiver und nützlicher sehen 
als Ihren hier vorliegenden Entwurf und wir uns des-
halb von Ihnen nicht abhalten lassen werden, gute 
Gesetze zu verabschieden, von denen wir hoffen, daß 
Sie ihnen am Schluß auch zustimmen. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Eid. 

Frau Eid (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Kollegen und Kolleginnen! Um es gleich vorweg zu 
sagen: meine Fraktion wird den SPD-Antrag ableh-
nen. Zwar enthalten die vorgeschlagenen Änderun-
gen einige positive neue Elemente, insgesamt aber ist 
die Tendenz des Antrages sehr problematisch, denn 
sie stellt eine Verharmlosung des Problems dar. Der 
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Antrag erweckt den Eindruck, als seien die Kriegs-
waffenexporte mit der Bereitstellung von einer halben 
Million DM im Bundeshaushalt und mit einigen Ge-
setzesverbesserungen zu lösen. Als Neuerung wird 
die Einsetzung eines Kriegswaffenkontrollbeauftrag-
ten gefordert. Diese Person wird dann aber mit völlig 
unzureichenden Kompetenzen ausgestattet. Allein 
die Vorstellung, daß eine einzige Person einen un-
überschaubaren Komplex von Zehntausenden lega-
len und illegalen Rüstungsexporten in den Griff be-
kommen könnte, ist absurd, Herr Kollege Bindig. 

(Bindig [SPD]: Wir wollen die Kontrolle insti-
tutionalisieren!) 

Im Bundesamt für Wirtschaft zum Beispiel sind rund 
500 Beamte tätig. Das Ergebnis ist, daß so ziemlich 
jeder Rüstungsexport genehmigt wird bzw. daß die 
Beamten beide Augen zudrücken und alles passieren 
lassen. Mehr Personal im Bereich der Kontrolle bringt 
erst dann etwas, wenn die politischen Vorgaben ein-
deutig sind. 

Solange es für die Bundesregierung einen politi-
schen Ermessensspielraum gibt, in welche Länder ex-
portiert und in welche Länder nicht exportiert werden 
darf, sind alle Reformvorschläge das Papier nicht wert, 
auf dem sie stehen. Es muß ein generelles Verbot von 
Rüstungsexporten ausgesprochen werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Überwachungsbehörden hätten dann für die 
Überwachung dieses Verbots zu sorgen. 

Die SPD-Fraktion tastet sich nur vorsichtig an das 
eigentliche Problem heran. Sie will mit ihrem Gesetz-
entwurf die Liste derjenigen Länder, in die Kriegswaf-
fen exportiert werden dürfen, auf die OECD-Länder 
beschränken, die Türkei jedoch ausdrücklich mit auf-
nehmen. Was ist das für ein gefährlicher Vorschlag! Ist 
der SPD denn völlig entgangen, daß die Menschen-
rechtssituation in der Türkei nach wie vor grauenhaft 
ist? Ist ihr auch entgangen, daß die Türkei das Land 
ist, über das zunehmend Umwegexporte in die Krisen- 
und Spannungsgebiete der Welt stattfinden? Der Kol-
lege Gansel zumindest — — 

(Bindig [SPD]: Wir wollen doch die Türkei 
wieder herausnehmen!) 

— Lieber Norbert, Du müßtest es doch besser wissen. 
Gerade im U-Boot-Untersuchungsausschuß wurde 
lang und breit diskutiert, daß die Firmen IKL und 
HDW den Rest des illegalen Südafrikageschäfts über 
die Türkei abwickeln wollten. Alles deutet gerade in 
diesen Tagen darauf hin, daß die sogenannte „Mitt-
lere Lösung" des U-Boot-Geschäfts über die Türkei 
auch tatsächlich abgewickelt ist. 

Der SPD-Entwurf ist noch aus anderen Gründen 
inakzeptabel. Es wird bei der Lektüre deutlich, daß 
die SPD Rüstungsexporte nicht generell untersagen 
möchte, auch nicht die Exporte direkter Kriegswaffen. 
In Punkt 64 der Kriegswaffenliste sieht die SPD Aus-
nahmeregelungen bei der Rüstungskooperation mit 
OECD-Ländern und den anschließenden Export in 
„verbündete Länder" vor. Damit ist wieder alles mög-
lich. 

Die SPD will Exporte lediglich unter Kontrolle brin-
gen und z. B. die bisherige strikte Geheimhaltungs-

politik gegenüber dem Deutschen Bundestag aufhe-
ben. Nur, was wird dadurch entscheidend verändert? 
Zwar ist der Gedanke richtig — und die GRÜNEN for-
dern das mit Nachdruck seit 1983 —, daß alle geneh-
migten und ungenehmigten Rüstungsexporte offen

-

gelegt werden müssen. Aber unsere Absicht ist offen-
sichtlich eine andere. Wir wollen endlich die Fakten 
kennenlernen, um das ganze schädliche Ausmaß der 
Exporte öffentlich diskutieren und so dem Geschäft 
mit dem Tod ein Ende bereiten zu können. Die SPD 
dagegen will lediglich eine bessere Kontrolle, ohne 
jedoch gleichzeitig den „Handlungsraum der Exeku-
tive" einzuschränken, soweit er „der Verteidigung 
der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen ihrer 
Bündnispflichten dient" . 

Der vorgeschlagene, mit sehr hohen Erwartungen 
überfrachtete Kriegswaffenkontrollbeauftragte soll 
seiner entscheidenden Waffe beraubt werden. Zwar 
soll er eine Klagebefugnis erhalten. Zitat: 

Eine Klage gegen die Bundesregierung soll aber 
nach Möglichkeit vermieden werden, insbeson-
dere soll vermieden werden, daß die Beziehun-
gen der Bundesregierung zu anderen Staaten ge-
stört oder unnötig belastet werden. 

Wer so etwas schreibt, hat den Ernst der Lage nicht 
verstanden. 

( V o r sitz : Vizepräsident Cronenberg) 

Die jetzige Bundesregierung ermöglicht inzwischen 
Geschäfte mit den gefährlichsten Kriegswaffen wie 
Atomtechnologie zur Bombenproduktion, die Liefe-
rung von Giftgasanlagen, die Lieferung von Trägerra-
ketentechnologien in aller Herren Länder. Gerade 
heute wurde durch einen Be richt des amerikanischen 
Fernsehens bekannt, daß die mit deutscher Hilfe ge-
baute Giftgasanlage in Rabta ihre Produktion wieder 
aufgenommen hat. Rabta wurde mit Kenntnis der 
Bundesregierung durch den Staatskonzern Salzgitter 
gebaut. Außenminister Genscher bzw. sein Ministe-
rium war seit Juli 1985 darüber informiert. Sie blieben 
untätig. Da soll keine Klage möglich sein? Nein, sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen, das genaue Ge-
genteil: Wenn Regierungsmitglieder solche Verbre-
chen dulden, dann muß es auch die Möglichkeit ge-
ben, sie auf die Anklagebank zu bringen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Gansel [SPD]: 
Das ist im Gesetz zwingend vorgeschrie

-

ben!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Funke. 

Funke (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir werden den SPD-Entwurf eines Gesetzes 
zur Sicherung der Kriegswaffenkontrolle genauso wie 
in den beratenden Ausschüssen ablehnen; dort ist er 
zu Recht abgelehnt worden. 

(Bindig [SPD]: Die Koalition der Nein-Sa

-

ger!) 
— Nein. Ich werde gleich etwas dazu sagen. So ein

-

fach können Sie es sich nicht machen. — Wir werden 
auch den Änderungsantrag, der sehr geschickt noch 
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so in den letzten Minuten verteilt worden ist, ableh-
nen, obwohl er, zumindest was das Kriegswaffenkon-
trollgesetz angeht, wortgleich mit dem Regierungs-
entwurf ist. Dabei ist Ihnen, weil Sie nicht gründlich 
genug gearbeitet haben, eines offensichtlich entgan-
gen. Die flankierenden Vorschriften des Außenwirt-
schaftsgesetzes, die auch notwendig sind, haben Sie 
in Ihren Änderungsantrag nicht mit aufgenommen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Die wollen die viel-
leicht nicht!) 

— Die wollen sie wahrscheinlich schon, haben sie 
aber vergessen oder nicht gründlich genug bearbei-
tet. — Wenn wir schon auf diese Weise mit Schnell-
schüssen miteinander arbeiten wollen, dann soll es 
wenigstens einigermaßen gründlich sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Wir verkennen nicht, daß die Frage der Kriegswaf-
fenkontrolle ständig einer Überprüfung bedarf, weil 
es immer wieder findige Unternehmen und Personen 
gibt, die versuchen, die restriktive Politik der Bundes-
regierung auf dem Gebiet der Kriegswaffenexporte zu 
umgehen. Die sozialliberale Koalition hat 1982 die 
Richtlinien über den Kriegswaffenexport zu Recht 
verschärft und eine bessere Kontrolle vorgesehen. Sie 
wissen auch — wir haben in den letzten Wochen 
schon mehrfach darüber diskutiert, Herr Gansel —, 
daß die Bundesregierung eine Novellierung des 
Kriegswaffenkontrollgesetzes und des Außenwirt-
schaftsgesetzes vorgelegt hat. Beide Gesetze befin-
den sich in der parlamentarischen Beratung, wobei 
sie noch nicht in den Ausschüssen sind. 

(Gansel [SPD]: Ein Dreivierteljahr!) 
Wenn ich Ihnen dies sagen darf: Auch die Beratungen 
im Koalitionsausschuß bzw. in den Koalitionsfraktio-
nen sind natürlich parlamentarische Beratungen. 
Diese parlamentarischen Beratungen werden gründ-
lich vorgenommen, weil es sich hier um schwierigste 
Rechtsfragen handelt und wir als Rechtsstaatspartei 
großen Wert insbesondere darauf legen, daß eine 
gründliche Beratung erfolgt. 

Vizepräsident Cronenberg: Diese Bemerkung, Herr 
Abgeordneter Funke veranlaßt den Abgeordneten 
Gansel zu einer Zwischenfrage. 

Gansel (SPD): Herr Kollege, können Sie bestätigen, 
daß im Rechtsausschuß ein Gutachten des Bundesju-
stizministers über die Rechtmäßigkeit der Regie-
rungsvorlage angefordert ist und daß, nachdem das 
Gutachten des Bundesjustizministers ergeben hat, 
daß die Vorlage der Bundesregierung rechtmäßig sei, 
der Sprecher der Unionsparteien erklärt hat, das Gut-
achten sei für die weitere Beratung unbrauchbar, und 
halten Sie es für einen guten parlamentarischen Stil, 
wenn es von Juni vergangenen Jahres bis heute nicht 
möglich geworden ist, über den Gesetzentwurf im Ple-
num abzustimmen, wo es dabei doch immerhin um die 
Beteiligung Deutscher an der Giftgasproduktion im 
Ausland geht? 

Funke (FDP): Herr Gansel, ich glaube, Sie sind von 
Ihren Kollegen im Rechtsausschuß nicht richtig infor-

miert worden. Der Rechtsausschuß selbst hat kein 
Gutachten angefordert. 

(Gansel [SPD]: Sondern?) 

Ich könnte es mir also sehr einfach machen und sagen: 
Nein. Ich will es aber nicht tun, weil ich mich nicht 
gerne verstecke. 

Wir haben als Koalitionsfraktion vom Bundesjustiz-
minister eine gutachtliche Stellungnahme — es war 
kein Gutachten — angefordert, das die Position der 
Bundesregierung unterstützt. Unter „Gutachten" ver-
stehe ich, wenn unterschiedliche Rechtsmeinungen 
gegeneinander abgewogen und dann mit einem ent-
sprechenden Votum versehen werden. Das ist nicht 
der Fall. Es ist vielmehr ein Argumentationspapier. Ich 
habe es gelesen; Sie offensichtlich nicht. 

Dieses Argumentationspapier erfüllt nicht die Vor-
aussetzungen eines — wie von uns gefordert — Gut-
achtens. Insbesondere fehlt jeglicher Rechtsvergleich 
zu den von uns benannten Ländern. Es sind lediglich 
zu dem Gebiet der USA einige Ausführungen ge-
macht worden. Das Rechtssystem der USA aber ist mit 
unserem nicht vergleichbar, um es sehr vorsichtig aus-
zudrücken. 

(Gansel [SPD]: Herr Kollege, können Sie uns 
dann noch sagen, wann Sie dazu in der Lage 
sein werden, dem Plenum den Gesetzent

-

wurf vorzulegen?) 

— Die Beratungen in den Koalitionsfraktionen werden 
am 20. März zu Ende geführt werden, und der Ent-
wurf wird dann dem Plenum bzw. den Ausschüssen 
zur Beratung weitergeleitet werden. 

(Gansel [SPD]: Danke sehr!) 

Insoweit konnten wir auch gleich abhandeln, daß 
Sie uns vorgeworfen haben, seit dem 1. Januar 1990, 
zu dem die Bundesregierung an und für sich entspre-
chende Zusagen gemacht hatte, untätig gewesen zu 
sein. Dieses ist bei der schwierigen Rechtsmaterie ver-
ständlich. Ich glaube, gerade Sie, Herr Gansel, und 
auch Ihre Fraktion werden Verständnis dafür haben, 
daß wir schwierigste Rechtsfragen, die außerhalb un-
serer bisherigen Rechtssystematik liegen, auch 
gründlich miteinander beraten. 

Wir werden dieses Gesetz mitablehnen, weil es nur 
einen Ausschnitt der Kontrolle der Kriegswaffenex-
porte betrifft. Wir glauben, daß der Gesetzentwurf, 
den Sie vorgelegt haben, obsolet ist. 

Es geht meines Erachtens der SPD auch nicht so 
sehr um die Sache. Es handelt sich vielmehr um den 
Versuch — das haben Sie, Herr Gansel, auch wieder 
bewiesen —, die Bundesregierung und die Koalitions-
fraktionen in der Öffentlichkeit vorzuführen mit der 
Behauptung, die Bundesregierung kontrolliere den 
Verbleib der Kriegswaffenexporte nicht ausreichend. 
Wir seien sozusagen die Regierung, die mit Waffen 
leichtfertig umgeht und diese exportiert. 

Ich sage allerdings zu Ihren wirklich sehr nach-
denklich stimmenden Worten hinsichtlich der Waffen-
exporte nach Israel, nach Saudi-Arabien und auch 
nach Süd-Korea, daß ich persönlich als Abgeordneter 
Funke dabei genau dieselben Bedenken habe wie Sie 
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und über die Entscheidung der Bundesregierung in 
dieser Beziehung höchst unglücklich gewesen bin. 

(Gansel [SPD]: Hoffentlich springt der Funke 
dann auch bei der Abstimmung über!) 

— Das werden wir dann sehen, Herr Gansel. Wenn ich 
hier etwas sage, dann habe ich mir das vorher über-
legt und werde danach auch mein Abstimmungsver-
halten richten. 
Bei all diesem Eifer, der Bundesregierung hier feh-

lerhaftes Verhalten vorzuwerfen und damit zu einer 
entsprechenden Publizität zu gelangen, ist der SPD 
wohl entgangen, daß sie einige verfassungsrechtliche 
Grundsätze außer acht läßt. Der Kollege Kittelmann 
hat dazu schon einiges aus dem Be richt des Ausschus-
ses vorgetragen. Ich kann es deswegen sehr kurz ma-
chen. 

Die Einrichtung eines Beauftragten des Deutschen 
Bundestages für die Kriegswaffenkontrolle begegnet 
insoweit verfassungsrechtlichen Bedenken, als die 
Grundsätze der Gewaltenteilung nicht eingehalten 
wären, wenn Ihr Gesetzentwurf Gesetz würde. Auch 
der Vorschlag einer Ergänzung der Kriegswaffenliste 
ist wegen des generalklauselartigen Auffangtatbe-
stands verfassungsrechtlich bedenklich. Der Be-
stimmbarkeitsgrundsatz ist nicht eingehalten. 
Wirtschaftlich und auch vertragsrechtlich sind ge-

gen den Vorschlag, die Genehmigung zu versagen, 
wenn über den Endverbleib der Waffen keine binden-
den Regelungen möglich seien, ebenfalls erhebliche 
Bedenken anzumelden. Er beeinträchtigt die Koope-
rationsfähigkeit der Bundesregierung und der Deut-
schen Wirtschaft im Bündnis. 

Es würde nicht nur die Kooperationsfähigkeit im 
wirtschaftlichen Bereich beeinträchtigt, sondern es 
würde auch, wie der Kollege Kittelmann, der sich ge-
rade anderweitig unterhält, ausgeführt hat, der au-
ßenpolitische Handlungsspielraum erheblich einge-
engt. 
Aus diesem Grund können wir dem Entwurf der 

SPD-Fraktion nicht zustimmen. Wir können auch, wie 
ich vorhin ausgeführt habe, Ihrem geschickten, aber 
leider in den einzelnen Punkten mangelhaften, weil 
die Bestimmungen des Außenwirtschaftsgesetzes 
nicht berücksichtigenden Änderungsantrag nicht zu-
stimmen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun hat das Wort der 
Parlamentarische Staatssekretär Klaus Beckmann. 

Beckmann, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Wirtschaft: Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen! Meine Herren! Bei dem von der SPD-
Fraktion eingebrachten Gesetzentwurf handelt es sich 
um die Reprise eines bereits vom letzten Bundestag 
mehrheitlich abgelehnten Gesetzentwurfs. Es ist 
durchaus anzuerkennen, Herr Kollege Gansel, daß 
die Opposition in diesem Bereich von ähnlichen Sor-
gen bewegt wird wie die Bundesregierung, die ja be-
kanntlich diesen Sorgen durch ein ganzes Bündel von 
Maßnahmen Rechnung getragen hat. 

Der hier behandelte Gesetzentwurf der SPD schlägt 
dagegen zur Lösung des Problems, wie ich meine, den 
falschen Weg ein. Maßgebend für die Ablehnung des 
Entwurfs sind für uns dieselben Gründe wie damals. 
Der zentrale Gedanke des Entwurfs ist die Einrich-
tung eines Beauftragten des Deutschen Bundestages 
für die Kriegswaffenkontrolle. Hiergegen bestehen 
erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken. Für ein 
solches Kontrollorgan des Parlaments gegenüber der 
Exekutive fehlt es an der erforderlichen grundgesetz-
lichen Ermächtigung. Darauf hat der Kollege Kittel-
mann bereits zu Recht hingewiesen. 

Selbst bei einer Grundgesetzänderung blieben 
ganz erhebliche Zweifel, ob die vorgesehenen Befug-
nisse des Kriegswaffenkontrollbeauftragten nicht den 
Kernbereich der Eigenverantwortung der Exekutive 
antasten. Das gilt z. B. für das uneingeschränkte Recht 
auf Akteneinsicht und Zutritt zu Diensträumen sowie 
für die Klagebefugnis des Beauftragten gegen Geneh-
migungsbescheide der Exekutive. 

Auf ganz erhebliche Bedenken stößt auch die Er-
gänzung der Kriegswaffenliste um einen general-
klauselartigen Auffangtatbestand. Hierdurch werden 
alle Gegenstände, Stoffe und Organismen bereits 
dann zu Kriegswaffen erklärt, wenn sich aus den Um-
ständen ergibt, daß sie zum Einbau in eine Kriegs-
waffe bestimmt sind. 

Nicht akzeptiert werden kann auch die Fiktion, 
nach der Konstruktionszeichnungen und Produk-
tionsmittel für Kriegswaffen ihrerseits dann als 
Kriegswaffen gelten, wenn sie ausgeführt werden sol-
len. Derartig weite, auf subjektive Merkmale abge-
stellte Kriegswaffendefinitionen würden die Geneh-
migungs- und Überwachungsbehören vor kaum lös-
bare Aufgaben stellen. 

Noch gravierender als die mangelnde Praktikabili-
tät ist der Verstoß solcher Definitionen gegen das ver-
fassungsrechtliche Gebot der Bestimmtheit von Straf-
vorschriften. Der Begriff der Kriegswaffe ist wesentli-
ches Tatbestandsmerkmal der Strafvorschriften des 
§ 16 KWKG. Der Umfang der Strafbarkeit wäre bei 
einer solch vagen Begriffsbestimmung nicht mehr 
ausreichend klar zu erkennen. 

Nicht akzeptabel erscheint schließlich, Exporte von 
Kriegswaffen nur noch in OECD-Länder zuzulassen. 
Hier muß es bei der Entscheidung im Einzelfall blei-
ben. Erst recht kann diese starre Exporteinschrän-
kung nicht auch noch, wie es der Gesetzentwurf der 
SPD vorsieht, in unsere internationalen Kooperatio-
nen hineingetragen werden. 

Möglich und richtig dagegen ist die Praxis der Bun-
desregierung, entsprechend den politischen Grund-
sätzen über den Export von Kriegswaffen und sonsti-
gen Rüstungsgütern vom Ap ril 1982 Konsultationsver-
fahren durchzuführen und auf die Partnerländer ein-
zuwirken. 

Die Zulassung von deutschen Zulieferungen bei Ko-
operationen nur unter der Voraussetzung, daß seitens 
des Kooperationspartners nicht in Länder außerhalb 
der OECD exportiert wird, wäre praktisch das Ende 
unserer Kooperationsfähigkeit im Bündnis. 
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Parl. Staatssekretär Beckmann 

Bei dieser keineswegs vollständigen Aufzählung 
der Hauptkritikpunkte am SPD-Entwurf will ich es 
hier bewenden lassen. 
Die Bundesregierung hat ihrerseits einen anderen 

Weg eingeschlagen. Hauptproblem für uns ist die 
Verhinderung der Verbreitung von ABC-Waffen und 
Raketentechnologien, sei es vom Bundesgebiet aus, 
sei es durch Deutsche im Ausland. Gerade für diese 
entscheidenden Fragen bringt der SPD-Entwurf keine 
brauchbaren Lösungsansätze. Der von der Bundesre-
gierung eingebrachte Entwurf zur Novellierung des 
KWKG sieht eine erhebliche Verschärfung der straf-
rechtlichen Bestimmungen im Bereich der ABC-Waf-
fen vor. In Zukunft soll ein Deutscher bestraft werden 
können, der im Ausland an der Entwicklung oder Her-
stellung solcher Waffen mitwirkt oder die Herstellung 
durch Zulieferungen fördert. Kernpunkt der neuen 
Strafvorschriften im KWKG ist es, das grob fahrlässige 
Fördern einer ausländischen ABC-Waffen-Entwick-
lung als Verbrechen unter Strafe zu stellen. Diese 
Regelungen sind ein Beitrag des Strafrechts zur Frie-
denspolitik der Bundesrepublik Deutschland. 
Neben diesen drastischen Verschärfungen im 

Kriegswaffenrecht hat die Bundesregierung weitere 
gesetzgeberische Maßnahmen vorgeschlagen. Ich 
nenne hier: Die Beteiligung Deutscher an Auslands-
projekten der Raketentechnologie wird unter Geneh-
migungspflicht gestellt. Es wird eine Meldepflicht für 
Unternehmen eingeführt, die sensitive Güter im ABC-
Waffen-Bereich herstellen. Die Informationsbasis der 
Kontrollbehörden wird durch gegenseitigen Daten-
austausch entscheidend verstärkt. Schließlich werden 
die Straf- und Bußgeldvorschriften des Außenwirt-
schaftsgesetzes wesentlich verschärft. 
Unabhängig davon hat die Bundesregierung bereits 

jetzt die Kontrolle des Technologietransfers in kriti-
sche Dritte-Welt-Länder erweitert. Sie hat die Ausfuhr 
von 50 chemischen Stoffen, die zur Herstellung von 
Chemiewaffen mißbraucht werden können, unter Ge-
nehmigungspflicht gestellt. Sie hat schließlich den 
Kontrollapparat wesentlich verstärkt. 
Die KWKG-Novelle ist derzeit in der parlamentari-

schen Beratung. Eine gründliche Diskussion ist ange-
sichts der Neuregelungen gut und auch richtig. Die 
Bundesregierung hat deswegen auch die öffentliche 
Anhörung nachdrücklich begrüßt. Es kommt nun dar-
auf an, daß die Beratungen zügig weitergeführt und 
bald zu Ende gebracht werden. Angesichts der fortge-
setzten Bemühungen einiger Staaten, gerade aus der 
Bundesrepublik Deutschland gefährliche Technolo-
gien zu beschaffen, ist Eile geboten. Die Bundesregie-
rung ist zuversichtich, daß die von allen Fraktionen 
erkannte Notwendigkeit einer besseren Verhinde-
rung krimineller Exporte rasch zu einer Verabschie-
dung dieses Gesetzentwurfs führen wird. 
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Trotzdem müssen wir heute 
feststellen, lieber Herr Staatssekretär, daß Sie an dem 

entscheidenden Punkt, auf den es heute ankommt, in 
Ihrer Abstimmung hier deutlich erklären werden, daß 
Sie dem Willen Ihrer eigenen Regierung nicht folgen 
werden. Ich halte das mit Blick auf Ihre eigene Hal-
tung mindestens für etwas kurios, für erstaunlich, ja 
geradezu für absurd; Ihrer eigenen Haltung werden 
Sie heute hier widersprechen. 

Und ein Zweites ist mir in der ganzen Debatte auf-
gefallen — Herr Kittelmann, ganz besonders Sie ha-
ben das so unterstrichen — : Ihnen geht es offensicht-
lich darum — Sie haben das auch so ähnlich ausge-
drückt — , den außenpolitischen Handlungsspiel-
raum nicht einschränken zu lassen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Kleines Gegenar

-

gument in einer großen Kette!) 

Das klingt so, Herr Kittelmann, als wenn es Ihnen 
darum geht, daß die Waffenexporte außenpolitisch 
weiter ausgeweitet werden und deren Einschränkung 
jedenfalls nicht parlamentarisch vorgenommen wer-
den soll. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie sind doch viel 
zu lieb, als so etwas zu unterstellen! Sie wis

-

sen doch, daß das nicht stimmt, was Sie da 
sagen!) 

Was ist das für eine eigentümliche Argumentation im 
Blick auf das, was der Staatssekretär soeben gesagt 
hat! 

Gewiß mag man Einzelpunkte unseres Gesetzent-
wurfs, liebe Frau Eid, in ihrer Wirkung kritisch beur-
teilen, so etwa die Frage, ob die Befugnisse des ein-
zusetzenden Beauftragten des Deutschen Bundesta-
ges für die Kriegswaffenkontrolle nicht deutlich er-
weitert werden könnten. Und doch besteht kein Zwei-
fel daran: Würde dieser Entwurf, der Ihnen heute vor-
liegt, verwirklicht, dann könnten wir aus dem langen, 
dunklen Schatten endlich heraustreten, den die „Pro-
duktion des Todes " auf unsere Republik wirft. 

(Zuruf des Abg. Kittelmann [CDU/CSU]) 

— Immer noch ist es so, Herr Kittelmann, daß bei 
jedem militärischen Konflikt — in welchem Winkel 
unserer Erde auch immer — deutsche Waffen mit

-

schießen, Menschen verstümmelt werden, Väter und 
Mütter um ihre Kinder weinen, weil „Made in Ger-
many" nach einer Zeile von Paul Celan klingt: „Der 
Tod ist ein Meister aus Deutschland."  Das darf man, 
denke ich, wohl auch mitberücksichtigen, wenn es um 
Export in diesem Zusammenhang geht. 

Ich habe mich — ich sage Ihnen das, Herr Kittel-
mann — auch geschämt, daß wir, als ich Mitglied 
einer Regierungsfraktion war und als Sozialdemokra-
ten Regierungsverantwortung trugen, zu jenem Zeit-
punkt zum fünftgrößten Waffenexporteur aufstiegen; 
da habe ich mich geschämt. 

Wir sollten auch fragen, ob es nicht ein Verbrechen 
an den 40 000 Kindern ist, die an diesem Tag sterben 
werden, nur weil sie nichts zu essen haben. An diesem 
gleichen Tag werden wir auf der ganzen Welt 5 Mil-
liarden DM für die Produktion von Waffensystemen 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 199. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 7. März 1990 	15373 

Weisskirchen (Wiesloch) 

ausgeben. Ich halte das für ein Verbrechen an diesen 
40 000 Kindern. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Glos [CDU/CSU]: So einfach ist das!) 

— Das ist nicht einfach, aber es ist so, daß wir an die-
sen Exporten auch noch verdienen. 

Wir alle sollten auch daran arbeiten, diesem Schrek-
ken, der nicht vergehen will, der in diesem Jahrhun-
dert durch die Produktion von Kriegswaffen entstan-
den ist, endlich eine deutliche Absage zu erteilen, und 
uns vielleicht auch einen Moment daran erinnern, daß 
Art. 26 GG uns als Gesetzgeber durchaus einige Auf-
träge gibt. Dort steht in Abs. 1 die feierliche Bekun-
dung des Friedenwillens des deutschen Volkes. Wir 
könnten diesen eindeutigen Friedenswillen auch mit 
einer schärferen Regelung über die Produktion von 
Kriegswaffen verbinden; das sagt nämlich Abs. 2. Die 
Mütter und Väter des Grundgesetzes haben dem Ge-
setzgeber nicht den Auftrag gegeben, die Selbstlüge 
zur Regel werden zu lassen. Weder Verfahren noch 
Praxis von Genehmigungen zur Ausfuhr von Kriegs-
waffen können parlamentarisch und gerichtlich bis-
her ausreichend kontrolliert werden. Auf der anderen 
Seite besteht nach Art. 26 GG Abs. 2 die Möglichkeit, 
daß die Bundesregierung zwar die entscheidende 
Rolle bei der Kontrolle übernimmt, aber der Bundes-
gesetzgeber ist dazu aufgerufen, die Einzelheiten 
festzulegen. Mit der gleichen Argumentation, die hier 
vorgetragen wird, könnten wir vielleicht auch überle-
gen, ob wir den Datenschutzbeauftragten oder den 
Zivilschutzbeauftragten wieder „kassieren". 

(Gansel [SPD]: Sehr richtig!) 

Was ist das für eine merkwürdige Argumentation, die 
von Ihnen hier vorgetragen wird? 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie haben nicht zu-
gehört, wirklich! Tut mir leid!) 

Unser Gesetzentwurf schließt Lücken, die das Kriegs-
waffenkontrollgesetz gelassen hat; darum geht es. 

Das sich ändernde Verhältnis zwischen Ost und 
West eröffnet uns eine neue, historische Perspektive. 
Die Spirale, die bisher zu einer Beschleunigung des 
Rüstungswettlaufs geführt hat — er ist ja immer noch 
nicht zu Ende — , kann in eine Abrüstungsspirale ver-
wandelt werden. Ein entscheidendes Signal wäre es, 
wenn wir mithülfen, die Rüstungsproduktionen um-
zustellen. 

Aus den betroffenen Regionen — das geht Ihnen 
doch nicht anders als uns — spüren wir, z. B. aus 
Rheinland-Pfalz, bereits heute den massiven Druck 
der Beschäftigten, die sich um ihre Arbeitplätze ange-
sichts der Aussicht sorgen, daß die Truppen der Alli-
ierten Schritt für Schritt abgebaut werden. 

Ein Blick auf die Forschung in den USA zeigt, daß 
selbst nur kurzfristige Gewinninteressen in der militä-
rischen Produktion gegenüber den zivilen Produktio-
nen keineswegs gesichert sind. Die Konversionsfor-
schung in den USA hat das deutlich ermittelt; ich will 
nur darauf verweisen. 

Wenn wir Produktion von militärischen Gütern auf 
zivile Güter umstellen, könnten wir dafür sorgen, daß 
auch das Arbeitsplatzargument endlich auf den rich- 

tigen Stellenwert zurückgeführt wird. Es kann näm-
lich in der Tat keine Rede davon sein, daß Arbeits-
plätze in der Rüstungsindustrie gesichert wären. 
Selbst überproportionale Steigerungsraten der Rü-
stungshaushalte würden das Grunddilemma, das in 
diesem Bereich existiert, nicht lösen. Den Wettlauf um 
die Beschäftigungswirkung gewinnen am Ende leider 
immer die Rationalisierungseffekte. 

Führt der Fluchtweg in den Export bei der gleich-
zeitig sich beschleunigenden Abrüstung — so müßte 
ich uns alle fragen — nicht dazu, daß nachher weitere 
Aufrüstungen in Gang gesetzt werden? Nein, für die 
etwa 200 000 Arbeitnehmer in der bundesdeutschen 
Rüstungsindustrie — 30 000 davon arbeiten für den 
Export — und mit ihnen muß eine Perspektive entwik-
kelt werden, die zugleich ihre Angst vor dem Verlust 
ihrer Arbeitsplätze aufnimmt und zu einer neuen In-
dustriepolitik führt, damit wir uns alle von der Abhän-
gigkeit von militärischen Zielen lösen. Gemeinsam 
mit den Unternehmungen sollten wir die Produktion 
von Gütern auf die Lösung der wirklichen Probleme 
unserer Zeit lenken. 

Wenn Sie sich etwa die Zahlen im internationalen 
Wettbewerb zwischen Japan, den USA und der Bun-
desrepublik Deutschland anschauen, stellen Sie fest, 
daß diejenigen Industrieländer, die selber am wenig-
sten Rüstungsproduktion haben und am stärksten in 
die Zivilgüterproduktion gehen, auch die besten Aus-
sichten haben, Arbeitsplatzprobleme zu lösen und die 
zukünftigen Investitionen zu bedienen. Ich denke, das 
wäre für uns ein Beispiel, die Güterproduktion in der 
Bundesrepublik Deutschland endlich auf zivile Ziele 
umzustellen, damit wir von der Militärproduktion un-
abhängiger werden. Das sollten wir jetzt in Ang riff 
nehmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie 
der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]) 

Vizepräsident Cronenberg: Da der Abgeordnete 
Kittelmann seine Wortmeldung zurückgezogen hat, 
sind wir am Schluß der Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Sicherung der Kriegswaffenkontrolle. Der Abgeord-
nete Gansel macht von seinem Recht Gebrauch, in der 
zweiten Lesung einen Änderungsantrag zu stellen. 

Bevor ich über diesen Änderungsantrag des Abge-
ordneten Gansel auf Drucksache 11/6609 abstimmen 
lasse, gebe ich jedoch Frau Dr. Hamm-Brücher das 
Wort zu einer Erklärung zur Abstimmung. 

(Gansel [SPD]: Wo ist denn der Außenmini

-

ster? Er war doch eben noch hier!) 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte gern nach § 31 
unserer Geschäftsordnung eine Erklärung zur Ab-
stimmung abgeben und kurz begründen, weshalb ich 
mich bei der Abstimmung der Stimme enthalten und 
den Gesetzentwurf der SPD nicht ablehnen werde. 
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Frau Dr. Hamm-Brücher 
Unter jeder Regierung, an der ich beteiligt war, 

habe ich immer an der Art und Weise unserer Waffen-
exportpolitik Anstoß genommen 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Dazu bestand leider 
auch Grund!) 

—unter jeder Regierung, Herr Kollege Jahn —, 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Ja, Sie haben gut 
zugehört!) 

an der doppelten Moral, die alle Gesetze, alle Bestim-
mungen und alles, was wir versuchen, konterkarierte. 
Es ist eine schlimme Entwicklung — wir haben sie zu 
beklagen —, daß sich heute so viele Umgehungsmög-
lichkeiten eröffnet haben. Es geht nicht nur um den 
Kriegswaffenexport, es geht um Produktion in Dritt-
ländern, es geht um Coproduktionen, es geht um 
Blaupausen, es geht um den Verkauf ganzer Fabri-
ken. Alle Bemühungen, diese scheckliche Entwick-
lung einzudämmen, haben keinen Erfolg. Es wird ei-
gentlich immer schlimmer. 

(Toetemeyer [SPD]: Sehr wahr!) 

Es ist zu beklagen, liebe Kolleginnen und Kollegen 
—als Christin bedaure ich das — , daß wir aus christ-
lichen Industrieländern Entwicklungsländern über-
haupt nur das kleinste Gewehrchen verkaufen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich beklage es, meine Damen und Herren, daß wir 
nach wie vor Krisengebiete mit Waffen versorgen. Ich 
beklage es, daß wir nach außerhalb des Bündnisses 
und sehr eng befreundeter Staaten weiter Waffen ex-
portieren, in welcher Weise auch immer. Ich beklage 
es am meisten — und auch insoweit ist mir der Ent-
wurf der SPD sehr sympathisch — , daß wir keinerlei 
parlamentarische Kontrolle über dieses ganze Ge-
schehen haben 

(Toetemeyer [SPD]: Richtig!) 

und alle Gesetze und alle Bemühungen eigentlich nur 
ein Feigenblatt sind, da wir eigentlich gar nichts dage-
gen tun können. Ich finde, wir sollten ehrlich genug 
sein, dieses auch zu bekennen. 

Deshalb werde ich keinem dieser Gesetze zustim-
men können. Ich sehe mich außerstande, als Vertreter 
der Bürger und Bürgerinnen auf diese häßliche Mate-
rie irgendeinen Einfluß zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD — Gansel [SPD]: Kann 
nicht der Außenminister wieder geholt wer-

den? Der war eben hier!) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun kommen wir zur 
Abstimmung über den Änderungsantrag des Abge-
ordneten Gansel auf Drucksache 11/6609. 

Wer diesem Änderungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist der 
Änderungsantrag mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen abgelehnt worden. Die Frau Abgeordnete 
Hamm-Brücher hat sich der Stimme enthalten. 

(Kraus [CDU/CSU]: Mutig enthalten! — 
Gansel [SPD] [zu Abg. Kraus gewandt]: Bes-

ser als mutig dagegen!) 

Wir kommen nunmehr zur Einzelberatung und Ab-
stimmung über den Gesetzentwurf der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 11/2920. 

Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 11/6427 
die Ablehnung des Gesetzentwurfs der Fraktion der 
SPD. 

Da es ständige Praxis ist, über die Ursprungsvorlage 
abstimmen zu lassen, rufe ich nunmehr die Art. 1 bis 3, 
Einleitung und Überschrift auf. 

Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer 
enthält sich? — Dann sind die Art. 1 bis 3, Einleitung 
und Überschrift in der Ursprungsvorlage mit den 
Stimmen der GRÜNEN-, der CDU/CSU-, der FDP

-

Fraktion bei Enthaltung der Abgeordneten 
Dr. Hamm-Brücher abgelehnt worden. 

(Gansel [SPD]: Da ist der Genscher ja wie

-

der!)  

Damit unterbleibt nach § 83 Abs. 3 unserer Geschäfts-
ordnung eine weitere Abstimmung. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 11 
auf: 

a) Erste Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
den Auswärtigen Dienst (GAD) 
—Drucksache 11/4756 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
den Auswärtigen Dienst (GAD) 
—Drucksache 11/6547 — 

Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für wi rtschaftliche Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines dienst- und be-
soldungsrechtlichen Begleitgesetzes zum Ge-
setz über den Auswärtigen Dienst 

(Begleitgesetz Auswärtiger Dienst — BGAD) 
—Drucksache 11/6543 — 

Üb erweisungsvorschlag: 
Innenausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Der Ältestenrat empfiehlt Ihnen eine Beratungszeit 
von 30 Minuten. — Das Haus ist offensichtlich damit 
einverstanden. Dann werden wir so verfahren. 

Zunächst hat der Abgeordnete Verheugen das 
Wort. 

Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Notwendigkeit einer 
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Reform des auswärtigen Dienstes ist jetzt seit mehr als 
zwei Jahrzehnten erkannt. In dieser Zeit ist die Dring-
lichkeit eher gewachsen. Das Netz unserer Außenbe-
ziehungen ist dichter geworden. Neue, große Aufga-
ben sind dazugekommen. Die politischen Entwicklun-
gen in der Welt und die gesellschaftlichen Entwick-
lungen bei uns schlagen auf den auswärtigen Dienst 
durch. Die Frage war also überfällig, ob das Instru-
ment unserer Außenpolitik, der auswärtige Dienst in 
den überkommenen Strukturen noch effektiv genug 
arbeiten kann und ob die Fürsorgepflicht für seine 
Bediensteten noch ausreichend wahrgenommen wird. 
Ich befürchte, daß beide Fragen mit Nein beantwortet 
werden müßten. Die auswärtigen Dienste vergleich-
barer anderer Länder sind flexibler organisiert, besser 
ausgestattet und muten ihren Bediensteten und deren 
Familien längst nicht so viele vermeidbare Belastun-
gen zu wie wir. 

Die heute hier zu beratenden Gesetzentwürfe ver-
suchen auf unterschiedliche Art und Weise, den auf-
gestauten Reformbedarf abzubauen, um den auswär-
tigen Dienst der Bundesrepublik Deutschland fit zu 
machen für eine Zukunft, in der neue große Heraus-
forderungen schon heute erkennbar sind. Das Stich-
wort „Deutsche Einheit" für das, was auch auf den 
auswärtigen Dienst an ganz neuen Problemen zukom-
men wird, mag hier genügen. 

Angesichts der Bedeutung des Problems ist das Er-
gebnis der Reformbemühungen der Bundesregierung 
eher enttäuschend. 

Angesichts der Bedeutung des Problems ist das Er-
gebnis der Reformbemühungen der Bundesregierung 
sehr enttäuschend. Es bleibt weit hinter dem zurück, 
was die Außenpolitiker aller Fraktionen spätestens 
seit der Anhörung des Auswärtigen Ausschusses in 
der vergangenen Legislaturperiode für notwendig 
halten. Das ist keine Reform, das ist leider nur ein 
Reförmchen, was da vorgeschlagen wird. 

Wir haben das in der SPD-Bundestagsfraktion rich-
tig vorausgesehen und deshalb im Juni 1981 einen 
eigenen Gesetzentwurf eingebracht. Ich bin nicht si-
cher, ob ohne diese Initiative überhaupt schon ein 
Regierungsentwurf da wäre. Jedenfalls hat er lange 
genug auf sich warten lassen. Dafür sind wir von der 
Bundesregierung jetzt gleich doppelt bedacht wor-
den, nämlich mit zwei Gesetzentwürfen, einem aus 
dem Hause Genscher und einem aus dem Hause 
Schäuble. 

Diese Form der Gesetzesspalterei kann nicht über-
zeugen. Ich befürchte, dahinter steckt genau das 
kleinliche Kompetenzgerangel zwischen zwei Häu-
sern, das mit dem Reformgesetz eigentlich überwun-
den werden soll. — Wenn ich das zwischendurch mal 
anmerken darf: Ein großer Teil der Regelungen in bei-
den Gesetzentwürfen ist ja nur deshalb notwendig 
geworden, weil sich zwei Bundesressorts auf eine 
Handhabung ihrer Zuständigkeiten über die Jahre 
hinweg nicht richtig einigen konnten. An sich ist der 
Gesetzgeber nicht zur Lösung solcher Probleme da. 

Die Bundesregierung hat uns mit der langen Verzö-
gerung unter erheblichen Zeitdruck gesetzt. Sie wer-
den aber von uns nicht erwarten, daß wir uns als Par-
lamentarier jetzt auf ein Handaufheben beschränken. 

Wir werden in den Ausschüssen kritisch und kon-
struktiv mitarbeiten, um die sachlich besten Lösungen 
zu finden, und streben dabei einen möglichst breiten 
Konsens an. Ich hoffe deshalb sehr, daß die Koalition 
bereit sein wird, auf unsere Vorstellungen einzuge-
hen, wo diese sich in den Beratungen als die sachlich 
besseren Lösungen erweisen werden. Das gilt selbst-
verständlich auch umgekehrt. 

Es mag ja manchen Außenstehenden überrascht 
haben, daß sich die Sozialdemokraten als Opposi-
tionspartei und ganz gewiß nicht als eine geborene 
Diplomateninteressenvertretung mit so großem Nach-
druck für die Reform des auswärtigen Dienstes einset-
zen. Die Initiative steht in der Tradition einer interna-
tionalen Politik des Friedens, der Gerechtigkeit, der 
Zusammenarbeit der Völker, einer Politik zur Wah-
rung der Menschenrechte und der Lösung der großen 
globalen Probleme, die immer mehr zur entscheiden-
den Herausforderung auch für unsere Außenpolitik 
werden. 

Ich begrüße es deshalb sehr, daß auch der Regie-
rungsentwurf die Grundorientierungen der deut-
schen Außenpolitik in enger Anlehnung an das 
Grundgesetz den organisations- und dienstrechtli-
chen Einzelheiten voranstellt. Die zum Ausdruck ge-
brachten Prinzipien sind Werte, denen sich die Ange-
hörigen des auswärtigen Dienstes persönlich ver-
pflichtet wissen sollen und die ihre Motivation bestim-
men müssen. 

Die Gesetzesinitiative der SPD-Fraktion hat auch 
etwas mit unseren Vorstellungen von einer men-
schenwürdigen Organisation der Arbeitswelt zu tun. 
Wir stehen zu den Beschäftigten des auswärtigen 
Dienstes und ihren Familienangehörigen, die sich un-
ter oft schwierigen Lebens- und Arbeitsbedingungen 
für unser Land einsetzen. Uns geht es hier vor allem 
um die große Zahl von Beschäftigten in den mittleren 
Rängen aller Laufbahnen, auf die als Arbeitspferde 
des Auswärtigen Dienstes wenig Glanz fällt und die 
die Probleme des Auslandseinsatzes weitgehend auf 
sich allein gestellt bewältigen müssen. 

Der auswärtige Dienst stellt an alle seine Mitarbei-
ter hohe Anforderungen, mehr, als einer oftmals kriti-
schen Öffentlichkeit bewußt ist. Die deutsche Ge-
schichte und die Mittellage in Europa bürden der 
deutschen Außenpolitik und dem auswärtigen Dienst 
als ihrem zentralen Instrument mehr Verantwortung 
auf als der Diplomatie der vergleichbaren meisten 
anderen Staaten. 

Mit einer vergleichsweise knappen sächlichen und 
personellen Ausstattung hat der auswärtige Dienst bei 
hoher Arbeitsbelastung seine Pflichten dennoch im-
mer erfüllt — und das wohl nicht zuletzt dank des 
großen persönlichen Engagements seiner Mitarbei-
ter. 

Diese Arbeit trägt heute, in einer Zeit, in der wir uns 
in einem überragenden und chancenreichen Prozeß 
der demokratischen und freiheitlichen Neuordnung 
Europas befinden, ihre Früchte. Aber wie das so ist: 
Das bedeutet nicht weniger Arbeit, sondern mehr. 
Künftig werden noch mehr Intelligenz, Kreativität, 
Sensibilität und Einsatzbereitschaft gefordert sein — 
und das Ganze in einem schärfer werdenden Wettbe- 
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werb des auswärtigen Dienstes um international ein-
setzbare Führungs- und Fachkräfte mit der Wirtschaft 
und anderen Zweigen des öffentlichen Dienstes. 

Auch künftig wird der auswärtige Dienst keinerlei 
Anreize in Form von Funktions- und Leistungszula-
gen bieten können, weil es starke emotionale Vorbe-
halte gegenüber den jetzt schon für privilegiert gehal-
tenen Diplomaten gibt und das der an und für sich 
notwendigen sachlichen Diskussion entgegensteht. 

Ein paar Eckwerte müssen aber wirklich klarge-
stellt werden. Ich glaube, daß die im Gesetzentwurf 
der SPD besser zu finden sind als in dem der Regie-
rung. — Den Ehepartnern müssen hinsichtlich der sie 
betreffenden Entschädigungs- und Versorgungslei-
stungen eigene Ansprüche eingeräumt werden. Ich 
darf darauf hinweisen, daß der Bundesrat in seiner 
Beratung die entsprechende Bestimmung im Regie-
rungsentwurf, nach der diese Rechte nur den Beamten 
selbst zugestanden werden, als diskriminierend und 
systemfremd und wegen der praktischen Unzuträg-
lichkeiten abgelehnt hat. 

(Zuruf von der SPD: Kluge Leute da!) 

Dies gilt auch hinsichtlich der Entschädigung der 
Ehepartner für die entgangenen Berufschancen und 
für ihre vielfältigen Dienstleistungen bei der Erfüllung 
dienstlicher Aufgaben. Wir halten für wirtschaftlich 
angemessen einen Ausgleich von 15 % der Bezüge 
des Beamten mit einer sozialen Anhebung im unteren 
Bereich und einer Abflachung im oberen Bereich. In 
der Sprache der Tarifpartner heißt das — das habe ich 
gelernt — : gedeckelt und gesockelt. Wir werden die 
Bundesregierung in den Ausschüssen fragen, wie sie 
mit ihrem 5-%-Ansatz dem ganzen Bündel von Zwek-
ken wirtschaftlich auch nur einigermaßen gerecht 
werden will. 

Wir haben in unserem Entwurf die Beschränkung 
der von Bediensteten im Ausland zu tragenden Miet-
eigenanteilen auf die durchschnittlichen Aufwendun-
gen vergleichbarer Beamter im Inland gefordert. Wir 
glauben, daß das die gerechtere Lösung ist. 

Im Regierungsentwurf vermissen wir klare Grund-
sätze zu den Arbeitsverhältnissen der Ortskäfte und 
werden auf die Einhaltung eines sozialen Mindest-
standards bestehen. 

Dasselbe gilt für die Nachteile, die den Bedienste-
ten des Auswärtigen Dienstes bei der Stellenbewer-
tung in ihrem beruflichen Fortkommen gegenüber 
anderen Ressorts bisher zugemutet worden sind. Wir 
werden bei der Stellenausstattung außerdem dafür 
eintreten, daß die von allen als notwendig erkannte 
Personalreserve jetzt auch in Form klarer Ziele vorge-
geben wird. 

Das sind die Prüfsteine, mit denen wir an die Bera-
tung der Gesetzentwürfe herangehen. Im einzelnen 
wollen wir uns dann noch mit der Stellungnahme des 
DGB beschäftigen, weil in der Äußerung des DGB, die 
uns jetzt zugegangen ist, wichtige, substantielle und 
konstruktive Gedanken enthalten sind. Ich will hier 
nur einen Vorschlag des DGB aufgreifen, nämlich den 
differenzierten Vorschlag hinsichtlich des Ehepart-
nerausgleichs. Der DGB schlägt vor, einen einheitli-
chen Betrag als Kompensation für entgangene Berufs-

chancen zu gewähren, aber die Möglichkeit offenzu-
halten, dem Ehepartner für konkrete Dienstleistungen 
eine angemessene Bezahlung zu geben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bei die-
sem Gesetzentwurf geht es auch ganz stark um die 
Verbesserung der Lage der Frauen und der Lage der 
Familien mit Kindern. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Das ist etwas, was Antje Huber, von der die Initiative 
stammt, schon damals im Bundestag vorgetragen 
hat. 
Ich will zum Schluß noch darauf hinweisen, daß ein 

früherer Außenminister, nämlich Willy Brandt, in ei-
ner sehr lebhaften Sitzung meiner Fraktion, in der 
schließlich unser Gesetzentwurf beschlossen wurde, 
festgestellt hat, daß anders als durch einen parlamen-
tarischen Eingiff die Empfehlungen der von ihm 1968, 
also vor 22 Jahren, eingesetzten Reformkommission 
offensichtlich nicht zu verwirklichen sind. Er hat die 
Eckpunkte des SPD-Entwurfs als das Minimum des-
sen bewe rtet, was für einen leistungsfähigen auswär-
tigen Dienst notwendig ist. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lowack. 

Lowack (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Art, wie sich ein 
Staat nach außen repräsentiert, ist entscheidend für 
das Ansehen und die Erfolge seiner Bewohner. Daran 
gemessen, ist der Haushalt des auswärtigen Dienstes 
eigentlich sehr gering: Noch nicht einmal 1 % des 
Gesamthaushaltsvolumens gehen in diesen Haushalt, 
und von diesem einen Prozent sind noch einmal mehr 
als zwei Drittel Beträge, die eigentlich nicht die Orga-
nisation des Auswärtigen Amtes betreffen. 

Es ist bereits der Herwarth-Bericht angesprochen 
worden, der seit Beginn der sozialliberalen Koalition, 
nämlich 1970, vorlag und der auf die Mängel und Pro-
bleme des auswärtigen Dienstes hingewiesen hatte. 
Es war die Union, die 13 Jahre später, 1983, das 
Thema aufgegriffen hatte, nachdem es bis dahin nicht 
möglich gewesen war, einen Gesetzentwurf vorzule-
gen und zu beschließen. Erfreulicherweise haben sich 
danach auch die anderen Fraktionen mit Vehemenz 
des Themas angenommen, so daß wir schließlich eine 
große Allianz im Parlament gefunden haben, die die 
Bundesregierung aufgefordert hat, einen entspre-
chenden Entwurf auszuarbeiten und vorzulegen. So 
begrüßt die Unionsfraktion, daß mit dem Regierungs-
entwurf ein Reformvorhaben in den Bundestag zu-
rückkehrt, das von hier aus seinen Ausgang genom-
men hat. 
Unsere Geduld ist, wie sicher auch die der Angehö-

rigen des auswärtigen Dienstes, auf die Probe gestellt 
worden, aber ich glaube, es hat sich gelohnt zu war-
ten. Das Auswärtige Amt hat einen klar gegliederten 
und formulierten guten Entwurf vorgelegt. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch einmal 
denjenigen danken, die zwischenzeitlich für das Aus- 
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wärtige Amt, den auswärtigen Dienst dadurch sehr 
viel getan haben, daß sie stückweise die Entscheidun-
gen, die im finanziellen Bereich zu treffen waren, vor-
weggenommen haben und durch den Stufenplan, an 
dem sich auch die Union maßgeblich beteiligt hat — 
ich möchte hinsichtlich des Haushalts den Kollegen 
Dr. Rose einmal ausdrücklich erwähnen — , dazu bei-
getragen haben, die Probleme zu entschärfen und 
diese Reform möglich zu machen. 

Wir sind eines der letzten großen Länder der west-
lichen Welt, die einen solchen Gesetzentwurf vorle-
gen und verabschieden wollen, und wir begrüßen es 
besonders, daß jetzt eine Form für das Gesetzesvorha-
ben gefunden werden konnte, die sogar aus der Sicht 
des Innenministeriums die Einheitlichkeit des Beam-
tenrechts wahrt, seine besondere Verantwortung her-
ausstellt und doch auch wieder Raum läßt für die not-
wendigen Differenzierungen im Bereich des auswär-
tigen Dienstes. Der auswärtige Dienst unterscheidet 
sich doch in vieler Hinsicht von andern Diensten, vor 
allen Dingen auch durch Sonderbelastungen, z. B. 
hohe Anforderungen an fachliche und sprachliche 
Qualifikation, Leistungsbereitschaft ohne Rücksicht 
auf die üblichen Dienstzeiten, raschen Ortswechsel 
unter den erschwerten Bedingungen der Auslands-
versetzungen, Einbeziehung der Ehepartner und Fa-
milien in Belastung und Aufgaben des Dienstes, Ge-
sundheitsgefährdungen und Sicherheitsrisiken an 
vielen Dienstorten und vieles mehr. 

Ich frage mich: Was müßte z. B. die deutsche Wirt-
schaft Mitarbeitern bieten, die in ihren Sparten Spit-
zenleute sind und dann noch ein Berufsleben lang 
Erschwernisse auf sich nehmen sollten, wie es bei uns 
im auswärtigen Dienst üblich ist? Wir brauchen für 
einen leistungsfähigen auswärtige Dienst Leute, die 
auch anderswo ihren Mann stehen könnten. Wir ha-
ben als Abgeordnete viele Mitarbeiter des auswärti-
gen Dienstes kennengelernt, die uns durch ihre Lei-
stung in schwierigen Zeiten und Situationen sehr be-
eindruckt haben. Mit welcher Selbstverständlichkeit 
und Hingabe hat der auswärtige Dienst auch die 
neuen Aufgaben bewältigt, die im Zusammenhang 
mit der Einheit Deutschlands erforderlich wurden! Ich 
denke nur an die großartigen Einsätze an den Bot-
schaften in Prag und in Budapest oder auch in 
Wien. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aber das Auswärtige Amt muß in der Lage sein, 
möglichst immer die Position der Botschafter und Ge-
neralkonsuln mit den besten dafür geeigneten Per-
sönlichkeiten zu besetzen. Das geht nur, wenn es 
nicht schon bei der Rekrutierung Kompromisse geben 
muß. Dieser Beruf muß für gute, junge Nachwuchs-
kräfte attraktiv sein, und dann muß er ihnen und ihren 
Familienangehörigen zuverlässige Berufs - und Le-
bensperspektiven bieten. Dazu kommt, daß die ge-
setzliche Aufgabenstellung, die Aufgabe des Parla-
ments, auch eine erhebliche Motivation für den ein-
zelnen Mitarbeiter im auswärtigen Dienst sein kann 
und seinen Gestaltungswillen anspricht. 

Die Gesetzentwürfe stehen im Einklang mit den 
Zielen des Strukturgesetzes 1990: Die Besoldung des 
öffentlichen Dienstes muß leistungsgerecht sein und 
besonderen Belastungen Rechnung tragen. Die Mehr-

belastungen eines — so darf ich es einmal bezeich-
nen — Nomadenlebens gegenüber dem im Inland 
seßhaften Beamten liegen auf der Hand. Hinzu 
kommt, daß die gute wirtschaftliche Entwicklung der 
Bundesrepublik Deutschland diese heute viel attrakti-
ver erscheinen läßt als die meisten Auslandsstandorte 
früher. Heute hat sich so viel Positives bei uns entwik-
kelt, daß die Leute lieber im Land bleiben. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter Lo-
wack, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Lüder zu beantworten? 

Lowack (CDU/CSU): Wenn sie mir nicht angerech-
net wird. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rechne sie Ihnen 
nicht an. 

Lowack (CDU/CSU): Aber bitte schön. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte sehr, Herr Abge-
ordneter. 

Lüder (FDP) : Herr Kollege Lowack, nachdem Sie 
jetzt zum drittenmal nur von männlichen Beamten des 
auswärtigen Dienstes gesprochen haben, meinen Sie 
nicht, daß eine Lücke in Ihrer Argumentation ist, die 
nur schwer zu schließen sein wird? 

Lowack (CDU/CSU): Hochverehrter Herr Kollege 
Lüder, ich bin gerne bereit, diese Lücke dadurch zu 
schließen, daß ich sage, unter der Bezeichnung „Mit-
arbeiter" auch die Mitarbeiterinnen gemeint zu ha-
ben. Danke schön. 

(Such [GRÜNE]: Dann sagen Sie doch in Zu

-

kunft „Mitarbeiterin", wenn Sie ,,Mitarbeite

-

rin" meinen!) 
Wir wollen mit diesem Gesetzentwurf, den wir voll 

unterstützen, eine noch größere Lücke schließen, als 
sie der Kollege Lüder im Augenblick vor seinem gei-
stigen Auge hatte; denn die Ehepartner haben nicht 
die Chance, sich einen eigenen Beruf, ein eigenes Ein-
kommen und eine eigene soziale Absicherung aufzu-
bauen. Sie werden bei Versetzungen regelmäßig ar-
beitslos, ohne staatliche Hilfen oder Arbeitsförde-
rungsmaßnahmen in Anspruch nehmen zu können, 
und tragen bisher ohne jede Bezahlung durch eine 
Vielzahl von Dienstleistungen ganz wesentlich zum 
Erfolg des Dienstes bei. Der hierfür notwendige Aus-
gleich soll künftig im Auslandszuschlag berücksich-
tigt werden, wie es auch der grundsätzlichen Zweck-
bestimmung und Systematik der Auslandsbesoldung 
entspricht. 
Die Unionsfraktionen haben immer wieder deutlich 

gemacht daß das Ergebnis im Einzelfall wie hinsicht-
lich des Gesamtvolumens vernünftig und maßvoll sein 
muß. Wir begrüßen es, daß die Ansätze des Regie-
rungsentwurfes jetzt deutlich innerhalb dieses Rah-

' mens liegen. 
Insgesamt ist auch nach diesem Entwurf, so er 

durchgeht — wir hoffen, daß er möglichst bald in der 
dritten Lesung vollzogen werden kann — dem Aus-
wärtigen Amt dringend zu empfehlen, daß es sich 
noch stärker auf die Vorbilder des modernen industri- 
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ellen Managements einrichtet, daß es sich der kon-
struktiven Kritik auch professioneller externer Berater 
stellt und daß vor allen Dingen Verantwortung und 
Gestaltungsmöglichkeiten verteilt werden. Hier soll 
jeder Mitarbeiter einen neuen Motivationsschub be-
kommen können. 

Der Regierungsentwurf sollte, meine sehr verehrten 
Damen und Herren — nachdem ich mich in meinen 
Ausführungen zu beschränken habe — , noch vor der 
Sommerpause als ein gemeinsames Werk unserer Re-
gierungsarbeit, aber auch einer großen Koalition von 
Regierung und Opposition verabschiedet werden. 
Dazu fordere ich Sie alle sehr herzlich auf. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Kottwitz. 

Frau Kottwitz (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Das Trauerspiel des seit 19 Jahren 
verschleppten Gesetzes über den auswärtigen Dienst 
haben wir GRÜNEN immer mit Staunen verfolgt. Mit 
der Reformkommission seit 1971 sind wir der Mei-
nung, daß es in unserer Zeit zur Sicherung des Welt-
friedens und zur Förderung einer gerechten wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung in einer men-
schenwürdigen Umwelt eines modernen auswärtigen 
Dienstes mit eigenen Regelungskompetenzen be-
darf. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Allerdings verlangen wir im Gegensatz zum Regie-
rungsentwurf, der besonders einseitig die Förderung 
der außenwirtschaftlichen Interessen der Wi rtschaft 
herausstellt, eine radikale Neuorientierung der 
Grundprinzipien deutscher Außenpolitik. An die 
Stelle internationaler Politik im nationalen Interesse 
muß endlich na tionale Politik im internationalen Inter-
esse treten. Das heißt, daß das Ziel weltweiter sozialer 
Gerechtigkeit nicht dem Exportmaximierungswahn 
großdeutscher Herkunft geopfert werden darf. Das 
heißt ebenso, daß die Milliardensummen für Rü-
stungsprogramme, wie z. B. den Jäger 90, in produk-
tive soziale und ökologische Investitionen umgelenkt 
werden müssen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Aus dieser Sicht ist jede Mark, die in den auswärti-

gen Dienst investiert wird, der vom neuen Denken 
geleitet wird, eine gute Investition in die Zukunft. 
Gerade deshalb lehnen wir mit Entschiedenheit auch 
jene Vorschläge des Regierungsentwurfes ab, die un-
ter Ausnutzung des Goodwill, der dem auswärtigen 
Dienst von der Öffentlichkeit entgegengebracht wird, 
versuchen, in diesem Gesetzentwurf der Bundeswehr 
im Ausland 12 Millionen DM zusätzlich zu bescheren. 
Gefördert werden muß nicht antiquiertes Sicherheits-
denken, sondern neues Denken für einen modernen 
auswärtigen Dienst. 
Das Gesetz für den auswärtigen Dienst muß daher 

vor allem eine verstärkte gesellschaftliche und soziale 
Durchlässigkeit im Auswärtigen Amt sicherstellen. 
Wir werden uns daher in den Ausschußberatungen für 
ein Abschneiden alter Zöpfe gerade auch im Auswär-

tigen Amt einsetzen. Für eine weltoffene Außenpolitik 
braucht der Außenminister weder vortragende noch 
nachtragende Räte, sondern engagierte Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, die aus allen gesellschaftli-
chen Gruppen kommen. 

(Funke [FDP]: Hat er, junge Frau!) 

— Aber nicht genug. 

Statt Militärattachés zur Akquisition von Rüstungs-
aufträgen fordern wir schon seit langem Referenten-
stellen für Menschenrechtsfragen und die Zusam-
menarbeit im Umweltschutz an den Botschaften. Für 
die Laufbahngestaltung im auswärtigen Dienst, den 
Auftieg, aber auch die Entlohnung sind Durchsichtig-
keit und Gerechtigkeit für alle zu sichern. 

Die GRÜNEN vermissen in den Gesetzentwürfen 
der Regierung wie auch in dem der SPD ein umfas-
sendes Frauenförderungsprogramm im auswärtigen 
Dienst. Die Frauen im auswärtigen Dienst — ganz 
gleich, ob sie als Beschäftigte oder als Ehepartnerin-
nen ins Ausland gehen — stehen vor besonderen Pro-
blemen. Sie verdienen viel Anerkennung und unsere 
aktive Hilfe. Demgegenüber ist die Art und Weise, wie 
z. B. die schwierige Situa tion der Ehepartnerinnen in 
den Regierungsentwürfen behandelt wird, eine Zu-
mutung. Der Vorschlag, nur den Männern eine Kom-
pensation für die Sonderbelastungen der Frau zu ge-
währen, ist eine Diskriminierung, die einfach nicht 
mehr in unsere Zeit paßt. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und der 
SPD) 

Zusammen mit vielen Kolleginnen aus allen Frak-
tionen hier im Hause werden wir Frauen hier auf 
eigene Ansprüche pochen. Es ist ein Unding, daß die 
auszugleichenden entgangenen Berufschancen der 
Ehefrauen als Besoldungsprozente mit der hierarchi-
schen Stellung der Beamten zu verkoppeln sind. Das 
hätte zur Folge, daß die Berufsentschädigung der Bot-
schaftergattin beispielsweise mit einem Vielfachen 
dessen entgolten wird, was z. B. die Hausmeisterfrau 
bekommen soll — als ob die eine stets Fachärztin und 
die andere stets Verkaufsgehilfin gewesen wäre! Hier 
ist der Ansatz des DGB völlig richtig — er wurde vor-
hin schon genannt — , allen Ehepartnerinnen die glei-
che Entschädigung in Höhe eines mittleren Ortszu-
schlages zu zahlen. 

Schließlich sind wir betrübt, daß unsere Anträge, für 
die deutschen Ortskräfte in Zukunft die Gleichbe-
rechtigung im Bereich der Mitbestimmung zu sichern 
bzw. eine angemessene soziale Behandlung der nicht 
deutschen Ortskräfte zu sichern, die unserem An-
spruch des Sozialstaates gerecht würde, immer noch 
nicht im Regierungsentwurf enthalten sind. Auch dies 
wird ein Schwerpunkt unserer Vorschläge in den Aus-
schüssen sein. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun hat die Abgeord-
nete Frau Dr. Hamm-Brücher das Wort. 
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Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nach langjährigen 
Vorarbeiten und verständlicherweise auch schwieri-
gen Verhandlungen beraten wir heute in erster Le-
sung den Gesetzentwurf über den auswärtigen 
Dienst. Wie schon richtig festgestellt wurde, liegen 
zwei Entwürfe vor, mit denen den notwendigen Erfor-
dernissen beider Seiten — also des für beamtenrecht-
liche Fragen zuständigen Innenministeriums und des 
für die Bediensteten des auswärtigen Dienstes zustän-
digen Auswärtigen Amts — letztlich Rechnung getra-
gen werden konnte. Was dabei herausgekommen ist, 
Herr Kollege Verheugen, ist ganz sicher kein Reförm-
chen, sondern das in diesem Augenblick optimal 
Mögliche. Darüber sind wir Freien Demokraten je-
denfalls sehr froh und zufrieden. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Unsere Erwartungen an den Gesetzentwurf haben 
Außenpolitiker aller Fraktionen — hier vor allem auch 
die der FDP — in einer Vielzahl von Beratungen und 
Beschlüssen zum Ausdruck gebracht. Herr Kollege 
Lowack, es ist ja immer ein edler Wettstreit um das 
Erstgeburtsrecht, aber ich möchte für die kleineren 
Freien Demokraten sagen: Wir waren wie der Hase 
und der Igel immer da, bevor dann auch noch die CDU 
da war. 

(Dr. Penner [SPD]: War der Herr Genscher 
der Igel?) 

— Die Freien Demokraten waren die Igel mit Mann 
und Frau, und man wußte nie genau, wer es ist, aber 
es war immer ein Igel zuerst da. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP) 

Ich möchte ganz kurz zusammenfassen; wir haben 
ja unsere Debattenzeit verkürzt. Das geht jetzt also 
nur im Geschwindverfahren. 

Erstens. Der auswärtige Dienst ist einerseits ein öf-
fentlicher Dienst wie jeder andere, und er ist es ande-
rerseits doch wieder nicht, wenn man die besonderen 
Anforderungen, Belastungen und Risiken bedenkt, 
denen ja nicht nur die Bediensteten selber, sondern 
zumeist auch die Familienangehörigen ausgesetzt 
sind. Dieser Teil des auswärtigen Dienstes ist in den 
letzten Jahrzehnten größer geworden, weshalb es ja 
in den vergleichbaren Staaten längst Spezialregelun-
gen für die hier jetzt zur Entscheidung stehenden Pro-
bleme gibt. 

Zweitens. Im Gesetz geht es nun um klar durch-
schaubare und sachgerechte Regeln, z. B. für die Ab-
sicherung gegen die vielfältigen Risiken im Auslands-
dienst und für den Ausgleich der mit dem wechselvol-
len Beruf verbundenen spezifischen materiellen und 
immateriellen Belastungen. 

Drittens. Es geht insbesondere um die bisher ver-
nachlässigten Probleme der Ehepartner und der Kin-
der. Hierzu will ich — ich denke, viele Kolleginnen 
und Kollegen sehen das nicht anders — schon heute 
sagen, daß ich es für völlig inakzeptabel halte, daß 
man Ehepartner, also hier überwiegend Frauen, in 
versorgungs- und besoldungsrechtlicher Hinsicht als 
— jetzt zitiere ich diesen bemerkenswerten Aus-
druck — „Akzessorium des Beamten" bezeichnet. 

(Toetemeyer [SPD]: Das ist unglaublich!) 

Ich glaube, das muß einfach von den Betroffenen als 
diskriminierend empfunden werden. Diesen schreck-
lichen Begriff sollten wir aus dem Verkehr ziehen. 

Viertens. Die Schwierigkeiten sind für Kinder be-
sonders gravierend, da sie sich immer wieder an eine 
neue Schule und an ein neues Umfeld gewöhnen müs-
sen. Wir werden bei den Beratungen fragen, ob denn 
die Belange der Familien mit Kindern im Regierungs-
entwurf, abgesehen von der ja längst überfälligen 
Schulgeldfreiheit, jetzt ausreichend berücksichtigt 
sind. 

Wir haben erfahren, daß der sogenannte Ehepart-
nerausgleich in der Öffentlichkeit einen ungeheuren 
Aufruhr verursacht hat, wie es sonst eigentlich nur bei 
unseren eigenen Diätenproblemen der Fall ist. Ich 
glaube, wir müssen geduldig klarmachen, warum wir 
hier Verbesserungen herbeiführen wollen und daß 
der vordergründige Vergleich, der hier immer ange-
bracht wird, in der Sache ganz und gar nicht zutrifft. 
Frauen, die lebenslang auf ihren erlernten Beruf ver-
zichten müssen, können einen solchen Ausgleich er-
warten. 

(Zustimmung des Abg. Toetemeyer [SPD]) 

Aus innenpolitischer Sicht möchte ich noch für un-
sere Innenpolitiker hinzufügen, daß die Gesetzent-
würfe der Bundesregierung die Einheitlichkeit des 
öffentlichen Dienstes und des öffentlichen Dienst-
rechtes wahren. So sehr es richtig ist, für die Ausge-
staltung von Fürsorgeleistungen an die Angehörigen 
des auswärtigen Dienstes Zuständigkeiten für den er-
sten Zugriff auf den Bundesminister des Auswärtigen 
bzw. auf das Auswärtige Amt zu verlagern, so richtig 
ist es dann auch, Herr Kollege Verheugen, in diesen 
Fällen endgültige Regelungen nur im Einvernehmen 
mit dem Beamtenminister, also dem Bundesinnenmi-
nister, und mit dem Finanzminister zuzulassen. Dazu 
gehört natürlich auch, daß alle Nachteile für den Be-
diensteten und für seine Familie, wenn sie denn schon 
nicht vermieden werden können, angemessen finan-
ziell ausgeglichen werden. Details dazu in der Aus-
schußberatung; meine Redezeit ist schon fast abge-
laufen. 

Ich möchte noch eine ganz kurze g rundsätzliche 
Bemerkung machen und noch einmal auf Hans von 
Herwarth zurückkommen, dessen Name auch der 
Name der Reformkommission gewesen ist. Denn die-
ser Diplomat mit seiner lauteren Gesinnung und sei-
nem großen Mut während der NS-Zeit charakterisiert 
ja einen auswärtigen Dienst, wie er weltweit wieder 
Achtung und Geltung gewonnen hat. Das Gesetz, das 
auf der Grundlage seiner Reformüberlegungen nun 
verabschiedet werden so ll, soll diese gute Tradition 
fortsetzen, meine Damen und Herren. 

Ich glaube, gerade in diesen Wochen und Monaten 
erfahren wir immer wieder die Bedeutung des aus-
wärtigen Dienstes. Der Weg zur Einheit der beiden 
deutschen Staaten wird von komplizierten außen- und 
sicherheitspolitischen Beratungen und Vereinbarun-
gen begleitet sein müssen. Wenn es noch eines weite-
ren Beweises für die Bedeutung unseres auswärtigen 
Dienstes bedurft hätte, dann wird er jetzt geliefert. 
Manchmal hört man ja, die Bedeutung des auswärti-
gen Dienstes hätte abgenommen. Sie hat im Gegenteil 
neuerlich zugenommen, und wir wollen mit diesem 
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Gesetz nicht nur Dank und Anerkennung abstatten, 
sondern diesen Dienst auch in Zukunft attraktiv hal-
ten. 
Ich schließe mit den Worten des Dankes an Sie, Herr 

Bundesminister des Auswärtigen, und an alle Ihre 
Bediensteten in der Welt, fern und nah, und versichere 
Ihnen, daß sie sich auch in Zukunft auf die Fraktion 
der Freien Demokraten verlassen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun-
desminister des Auswärtigen, Hans-Dietrich Gen-
scher. 

Genscher, Bundesminister des Auswärten: Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das ist die Stunde des Parlaments; die Bundesregie-
rung hat durch ihre Gesetzentwürfe gesprochen; des-
halb will ich mich kurz fassen. 
Es ist eine Ermutigung für die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter des Auswärtigen Dienstes und ihre Fami-
lien, es ist eine Anerkennung für die deutsche Außen-
politik und ein schönes Gefühl für den Außenminister, 
daß alle Fraktionen in dem Ziel wetteifern, ein wirk-
sames Gesetz für den auswärtigen Dienst im Deut-
schen Bundestag zu erarbeiten. 
Ich habe damit auch Anlaß, für die Unterstützung 

und die Initiative zu danken, die von allen Fraktionen 
dazu ergriffen worden ist, daß dieses in der Öffentlich-
keit ganz gewiß nicht leicht vertretbare, in der Sache 
aber um so dringendere Gesetzeswerk hier im Deut-
schen Bundestag tatsächlich behandelt werden 
konnte und verabschiedet werden kann. Ohne das 
persönliche und auch politische Engagement vieler 
Kollegen im Auswärtigen Ausschuß, aber auch im In-
nenausschuß und im Finanzausschuß hätten wir die-
ses Gesetzeswerk nicht vorlegen können und wäre 
ganz sicher auch der Entwurf der Opposition hier 
nicht auf den Tisch gekommen. Ich habe auch Anlaß, 
mich beim Bundeskanzler und bei den vor allem be-
troffenen Kollegen, nämlich dem Bundesminister des 
Innern und dem Bundesminister der Finanzen, zu be-
danken. 
Die Tatsache, daß zwei Gesetzentwürfe vorgelegt 

worden sind, ist, Herr Kollege Verheugen, nicht das 
Ergebnis eines ungeklärten Kompetenzgerangels 
zwischen zwei Ressorts, sondern einfach eine Konse-
quenz aus der von uns allen bisher einheitlich vertre-
tenen Auffassung, daß wir die Einheitlichkeit des 
Dienst- und Besoldungsrechts in jedem Fall wahren 
wollen. Deshalb war diese Trennung der Gesetzent-
würfe notwendig. 
Mit dem Dank an alle Angehörigen des Auswärti-

gen Dienstes verbinde ich die Bitte an das Hohe Haus, 
durch eine zügige Beratung für eine baldige Verab-
schiedung Sorge tragen zu wollen. 
Ich danke Ihnen sehr. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Damit sind wir am Ende 
unserer Aussprache. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Gesetzent-
würfe auf den Drucksachen 11/4756, 11/6543 und 
11/6547 an folgende Ausschüsse zu überweisen: zur 
federführenden Beratung an den Auswärtigen Aus-
schuß, zur Mitberatung an den Innenausschuß, 
Rechtsausschuß, Ausschuß für Wirtschaft, Verteidi-
gungsausschuß und Ausschuß für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit sowie zur Mitberatung und gemäß § 96 
unserer Geschäftsordnung an den Haushaltsaus-
schuß. Ich muß allerdings darauf aufmerksam ma-
chen, daß der Gesetzentwurf auf Drucksache 11/6543 
nicht zur Mitberatung an den Ausschuß für Wirtschaft 
und den Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenar-
beit überwiesen wird. 

Ich unterstelle, daß das Haus mit diesen Vorschlä-
gen einverstanden ist. — Somit kann das als beschlos-
sen festgestellt werden. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuß) zu der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Bericht der Bundesregierung über Stand und 
Entwicklung der deutschen Schulen im Aus-
land 
— Drucksachen 11/1642, 11/6478 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Pohlmeier 
Toetemeyer 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Kottwitz 

Auch zu diesem Punkt schlägt der Ältestenrat eine 
Beratungszeit von 30 Minuten vor. — Das Haus ist 
auch hiermit einverstanden. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Pohlmeier. 

Dr. Pohlmeier (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wer in einer histo-
risch bewegten und bewegenden Zeit für die Gestal-
tungsmöglichkeiten der deutschen Außenpolitik sen-
sibel ist, dem werden die Chancen und Aufgaben 
deutlich bewußt, die der auswärtigen Kulturpolitik in 
der heutigen Situation zuwachsen. 

Der wichtigste Teilbereich der auswärtigen Kultur-
politik ist die Förderung und Verbreitung der deut-
schen Sprache in der Welt. Diese Aufgabe kann unbe-
schadet der wertvollen Tätigkeit der Goethe-Institute 
und anderer Mittlerorganisationen am besten und 
nachhaltigsten von den deutschen Auslandsschulen 
und den deutschen Lehrern im Ausland erfüllt wer-
den. 

Der Unterausschuß für auswärtige Kulturpolitik und 
der Auswärtige Ausschuß im Deutschen Bundestag 
haben sich in intensiver Arbeit mit dem Be richt der 
Bundesregierung über Stand und Entwicklung der 
deutschen Schulen im Ausland beschäftigt. Wir legen 
dem Hohen Hause dazu heute eine Beschlußempfeh-
lung vor, die von allen Fraktionen gebilligt worden ist. 
In vier allgemeinen Grundsätzen und 21 Arbeits-
schwerpunkten möchten wir Anregungen für die Wei- 
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terentwicklung des deutschen Schulwesens im Aus-
land geben und der Bundesregierung einige neue 
Perspektiven und Zielbestimmungen an die Hand ge-
ben. 

Unsere sehr begrenzte Redezeit heute abend ge-
stattet keine ausführliche Erörterung. Deshalb be-
schränke ich mich auf einige, mir besonders wichtig 
erscheinende Schwerpunkte. 

Unter II Nr. 1 bis 3 beschäftigen wir uns mit der seit 
langem erhobenen Forderung, daß deutsche Aus-
landsschulen Begegnungsschulen sein sollen. Darun-
ter verstehen wir, daß sie nicht nur eine Serviceauf-
gabe gegenüber den im Ausland lebenden deutschen 
Familien zu erfüllen haben, sondern auch in einem 
möglichst breiten Spektrum aller Lebensbereiche die 
Begegnung mit der Kultur des Gastlandes ermögli-
chen sollen. 

Begegnung, das ist, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, keine Einbahnstraße, sondern muß in 
höchstem Maße gegenläufig sein. Es gibt mancherlei 
Probleme und Schwierigkeiten, die bis heute verhin-
dern, daß dieses Ziel schon überall erreicht ist. Ich 
fordere nachdrücklich alle im deutschen Schulwesen 
Beteiligten — Schüler, Lehrer, Eltern und Verwaltun-
gen — auf, diese Zielsetzung in der täglichen Arbeit 
zu verwirklichen. 

Ich kenne die oft unterschiedlichen Interessenla-
gen, manchmal auch die absolut integrationsfeindli-
chen Auflagen der Schulbehörden des Gastlandes 
und viele andere Hindernisse mehr. Trotzdem muß 
diese Aufgabe gemeistert werden. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Sehr rich-
tig!) 

Sie ist das Kernstück der deutschen auswärtigen Kul-
turpolitik. 

Der vielleicht kritischste Bereich im deutschen Aus-
landsschulwesen ist das Lehrerproblem. Wir beschäf-
tigen uns in unserem Antrag in den Ziffern II 4 bis 7 
mit diesem Bereich. Hier ist vieles historisch gewach-
sen und gewuchert, was so nicht mehr hinnehmbar ist. 
Je nach Definition gibt es fünf bis sechs unterschied-
liche Gruppen von Lehrkräften an deutschen Aus-
landsschulen und im ausländischen Schulwesen mit 
unterschiedlichem Beschäftigungsstatus, mit extrem 
unterschiedlicher Besoldung und mit sehr verschie-
dener sozialer Absicherung, die in manchen Fällen 
sogar vollständig fehlt. In Deutschland würden die 
Entrüstungsschreie nicht verstummen, wenn für ge-
nau die gleiche Arbeit einmal Gehälter von 
12 000 DM im Monat, einmal solche von 2 500 DM, 
einmal nur 500 DM bis 700 DM oder gar noch weniger 
gezahlt werden. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Die sogenannten frei angeworbenen Lehrkräfte sind 
entweder nur nach dem äußerst dürftigen Leistungs-
niveau des Gastlandes oder überhaupt nicht sozial-
versichert. 

Von den gut 300 Millionen DM, die wir jetzt für die 
deutschen Auslandsschulen im Jahr ausgeben, entfal-
len nahezu zwei Drittel auf die Personalkosten der 
entsandten deutschen Lehrkräfte. Wir müssen mit un-
terschiedlichen Lehrerkategorien im deutschen Aus-

landsschulwesen arbeiten, aber diese extreme Unter-
schiedlichkeit kann so nicht bleiben. Wir müssen auch 
noch finanziellen Spielraum für mehr Lehrer im Aus-
land gewinnen. Wir fordern deshalb die Bundesregie-
rung mit allem Nachdruck auf, daß sie in Abstimmung 
mit den Bundesländern in einem Rahmenstatut end-
lich zu einer Bereinigung dieser Fragen kommt. 

Wir können die Zahl der entsandten Lehrkräfte 
nicht wesentlich vermehren, um dem steigenden Be-
darf gerecht zu werden. Es müssen deshalb andere 
Formen des Lehrereinsatzes im Ausland gefunden 
werden. Es gibt immer noch ein sehr großes Potential 
arbeitsloser Lehrer mit in der Regel hoher Qualifika-
tion, die im Ausland wertvolle Arbeit leisten und spä-
ter mit qualifizierten Unterrichtserfahrungen in 
Deutschland beschäftigt werden können. Ich bedaure 
sehr, daß diese Lehrer bisher von den Kultusverwal-
tungen der Bundesländer für eine Auslandstätigkeit 
nicht nur nicht angemessen honoriert, sondern bei der 
Einstellung in den heimischen Schuldienst der Länder 
für ihre Auslandstätigkeit geradezu bestraft werden. 
Wir leisten uns hier einen Provinzialismus schlimm-
ster Art. Wir fordern die Bundesländer auf, alle jungen 
Lehrer, die eine Reihe von Jahren im Ausland gear-
beitet haben, bevorzugt in den deutschen Schuldienst 
einzustellen. Auch die schwierigen Fragen der Sozial-
versicherung sind lösbar, wenn man das nur will. 

Meine Zeit läuft ab. Ich muß es mir deswegen ver-
sagen, auf die absolut unbefriedigende Lage der Orts-
kräfte einzugehen, die in vielen Schulen die wirklich 
tragenden Säulen des Unterrichts sind. Wir fordern 
die Bundesregierung auf, hier anzusetzen und etwas 
zur Verbesserung dieser Situation zu tun. 

Ich kann referierend nur noch auf einige wichtige 
Zukunftsperspektiven, die in unserem Antrag erläu-
tert worden sind, hinweisen: Das Thema der berufli-
chen Bildung, der Gründung eigener Berufsschulen 
oder der Angliederung beruflicher Zweige an deut-
sche Auslandsschulen, zur Pflege des dualen Ausbil-
dungssystems von der deutschen Wirtschaft im Aus-
land dringend gewünscht und als Pilotprojekt auch für 
Entwicklungsländer sehr gut geeignet, verdient un-
sere Aufmerksamkeit. Ich kann auch auf die Aufga-
ben hinweisen, die uns durch die Rückkehrer in Län-
der wie die Türkei, Spanien, Portugal, Jugoslawien 
und Griechenland entstehen. Wir müssen uns ferner 
stärker damit befassen, daß im ausländischen Schul-
wesen Lehrer vermehrt angefordert werden. Wir soll-
ten diese Möglichkeit insbesondere in der Europäi-
schen Gemeinschaft und nun verstärkt bei den gewal-
tigen Aufgaben, die uns in Ostmitteleuropa zuwach-
sen, nutzen. Ich denke hier an Ungarn. 

Ganz ungewöhnliche Perspektiven — ich komme 
zum Schluß — ergeben sich für die Förderung der 
deutschen Sprache, für die Einrichtung deutscher 
Schulen und auch für den Einsatz deutscher Lehrer in 
Osteuropa. Diese Aufgaben verstärkt anzugehen ist 
eine völlig neuartige Perspektive für das deutsche 
Auslandsschulwesen. 

Meine Damen und Herren, die deutschen Auslands-
schulen haben in allen Gastländern einen außeror-
dentlich guten Ruf. Wenn dieser Bestand bisher ge-
halten worden ist, dann ist das dem außerordentlichen 
Einsatz aller Beteiligten zu verdanken. Die Bundesre- 
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gierung hat das deutsche Auslandsschulwesen gewiß 
nicht vernachlässigt. Wir müssen aber heute die 
Chancen und die Notwendigkeiten erkennen, einen 
quantitativen und qualitativen Sprung nach vorn zu 
tun. Dazu sind natürlich auch zusätzliche Finanzmit-
tel erforderlich. Die Bundesregierung hat in zwei Re-
gierungserklärungen die Grundsatzentscheidung für 
die Ausweitung der deutschen Auslandskulturarbeit 
getroffen. Die mühsame, aber lohnende Arbeit der 
Verwirklichung haben wir jedoch noch weitgehend 
vor uns. Mit dem heute von uns zu verabschiedenden 
Entschließungsantrag wollen wir dazu einen Beitrag 
leisten. 
Ich bedanke mich sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Eine Vorbemerkung: Da die Kollegin 
Hamm-Brücher diesem Thema seit Jahren mit großer 
Leidenschaft verbunden ist, möchte ich meine Rede-
zeit zu ihren Gunsten verkürzen. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Danke!) 
Ich bitte den Präsidenten, zu kontrollieren, daß ich 
mein Versprechen auch einhalte. 
Ich möchte auf ein paar Punkte des gemeinsamen 

Antrags — ich freue mich, daß es ein gemeinsamer 
Antrag geworden ist — eingehen. Wir haben gesagt, 
daß sich die Schule im Ausland durch soziale und 
kulturelle Offenheit auszeichnen soll. Dies meint: 
Eine deutsche Auslandsschule darf nicht eine Schule 
ausschließlich für die deutsche Elite im Ausland, aber 
auch nicht eine Schule aussschließlich für die Elite des 
Gastlandes sein. 
Wir haben bei den künftigen Schwerpunkten — ich 

will die Bundesregierung noch einmal nachdrücklich 
darauf hinweisen — ferner gesagt, daß wir diesen 
Begegnungscharakter, also die soziale und kulturelle 
Offenheit gegenüber dem Gastland, stärker als bisher 
und, wenn nötig, nachdrücklich verwirklichen. Ich 
will auf das Beispiel der deutschen Schule in Pretoria 
hinweisen. Daß die Brüskierung des deutschen Bot-
schafters in Südafrika von der Bundesregierung so 
lässig hingenommen worden ist, bedaure ich sehr. 
Hier gilt es, nachdrücklich zu handeln. Ich möchte 
dazu heute noch einmal ausdrücklich auffordern. 
Da der Kollege Dr. Pohlmeier zu den Lehrern schon 

einiges gesagt hat, möchte ich das Schwergewicht auf 
das Rahmenstatut richten. Ich glaube, Herr Kollege 
Pohlmeier, das ist etwas, was jetzt schnell geleistet 
werden muß, denn sonst kommen wir in all den Fra-
gen, die Sie angesprochen haben, nicht weiter. Meine 
Bitte an die Bundesregierung ist, sich sofort nach Ver-
abschiedung dieser Entschließung unmittelbar mit 
der Kultusministerkonferenz in Verbindung zu set-
zen, um die im Blick auf dieses Rahmenstatut aufge-
worfenen Fragen — sie werden in dem Antrag ange-
sprochen — zu klären. Hier ist ein Zeitaufschub nicht 
mehr vertretbar. Dabei ist eines ganz wichtig, und 
darauf möchte ich hinweisen: Auf den im Antrag ge-
nannten Anwartschaftsbonus für Lehrer, die als frei-

vermittelte Lehrer ins Ausland gehen, zu drängen, 
sollte der Bundesregierung ein wichtiges Anliegen 
sein. Sie können sicher sein, daß wir im Parlament, 
was unsere Kultusminister angeht, Ihre Bemühungen 
über die A- und B-Länder nachdrücklich unterstützen 
werden. 
Eine letzte Bemerkung zu den Schulgebäuden. Dies 

ist leider eines meiner Lieblingsthemen, aber ich 
nehme mich selbst in Zucht. Man könnte lange Ro-
mane erzählen, wie Steuergelder an Schulgebäuden 
im Ausland verschwendet worden sind. Unsere sehr 
herzliche Bitte ist, daß in Zukunft nicht nach Reprä-
sentationsgesichtspunkten — Rom — , sondern nach 
Kriterien pädagogisch-fachlicher Funktionalität ge-
staltet wird, und zwar möglichst mit Baumaterialien 
des Gastlandes, nicht mit importierten Ziegeln aus der 
norddeutschen Tiefebene. 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Sagen 
wir „Gesamtdeutschland", nicht „Nord

-

deutschland" ! ) 
— Nehmen wir süddeutsche, Herr Kollege, damit Nie-
dersachsen aus dem Schußfeuer ist. Ich wechsle das 
aber gerne gegen Deutschland, 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Eben, 
Gesamtdeutschland!) 

die Bundesrepublik aus, damit ich das geliebte Nie-
dersachsen nicht noch weiter provoziere. 
Ich bedanke mich für die Zusammenarbeit in der 

Gruppe der Berichterstatter. Ich glaube, das, was wir 
heute vorlegen, ist ein gutes Ergebnis. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun hat die Abgeord-
nete Frau Dr. Hamm-Brücher, der die verlängerte Re-
dezeit zur Verfügung steht, das Wort. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Lieber Herr Kollege 
Toetemeyer, hier setzt sich das fort, was wir im Unter-
ausschuß seit langem praktizieren und was dazu führt, 
daß wir hier eine gute Vorlage behandeln können. 
Der Bereich der Auslandsschulen ist ja — das ist 

schon aus den Vorreden hervorgegangen — das Kern-
stück der auswärtigen Kulturpolitik. Ich möchte Ihnen 
dies noch einmal ganz kurz anhand von Zahlen erläu-
tern: Der Kulturetat des Auswärtigen Amtes beläuft 
sich auf rund 900 Millionen DM. Ein Drittel des Ge-
samtetats steht für unsere Auslandsschulen zur Verfü-
gung. Von diesen 300 Millionen DM sind es wieder 
knapp 200 Millionen DM, meine Damen und Herren, 
also zwei Drittel, die nur für die Besoldung der ent-
sandten 1 434 Lehrer zur Verfügung stehen. 

(Toetemeyer [SPD]: Richtig!) 

Diese entsandten Lehrer, auf die zwei Drittel der Mit-
tel entfallen, erteilen aber nur ungefähr ein Viertel des 
gesamten zu erteilenden Unterrichts. Das muß man 
nämlich noch hinzufügen, Herr Kollege Pohlmeier. 
Drei Viertel des Unterrichts werden von jenen unter-
bezahlten Ortskräften erteilt, die also eigentlich das 
permanente Rückgrat der Auslandsschulen sind, 
während die entsandten Lehrer alle paar Jahre wieder 
wechseln. 
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Um es noch einmal in Beträgen auszudrücken: Für 
die entsandten Lehrer geben wir 198 Millionen DM 
aus; den Ortskräften geben wir 58 Millionen DM 
Schulbeihilfen. Meine Damen und Herren, daß mit 
einer solchen Relation in den Lehrerzimmern unserer 
Schulen die Atmosphäre unter den Kollegen nicht 
gedeihen kann, das muß doch nun eine Selbstver-
ständlichkeit sein. Wir müssen darauf bestehen, daß 
sich dies ändert. 

Wir haben auch die interessante Zahl, daß unter den 
insgesamt 130 000 Schülern an unseren Auslands-
schulen nur 20 000 deutsche Schüler sind also rund 
ein Sechstel, die dann allerdings überwiegend in die 
sogenannten deutschsprachigen Auslandsschulen ge-
hen. In diesen Schulen „kostet" ein Schüler 7 500 DM, 
während an den „einfachereren" Schulen mit ver-
stärktem Deutschunterricht ein Schüler nur 1 148 DM 
„kostet". Sie sehen also, daß hier Ungereimtheiten 
vorhanden sind. Natürlich hat dieses ganze System 
große Verdienste, und natürlich erbringt es trotz die-
ser Ungereimtheiten große Leistungen; wir möchten 
das Auswärtige Amt aber doch bitten — wir haben 
dies im Unterausschuß und im Auswärtigen Ausschuß 
getan — , diesem Bereich unserer auswärtigen Kultur-
politik einen höheren Stellenwert beizumessen, als es 
im Rahmen der vielen Aufgaben im Auswärtigen Amt 
bisher der Fall ist. Es ist auch sehr schwierig, daß 
Diplomaten sozusagen eine Aufgabe betreuen, auf 
die sie von Haus aus gar nicht vorbereitet und für die 
sie nicht qualifiziert sind. 

Ich möchte also die drei Schwachstellen unseres 
Auslandsschulwesens ganz kurz noch einmal präzi-
sieren. Die eine ist das pädagogische und kulturpoli-
tische Konzept. Es gibt viele Schulen, wo dies wun-
derbar ist. Es gibt aber auch viele Schulen, wo dieses 
Konzept nicht stimmt und nicht glaubwürdig ist. Au-
ßerdem besteht eine starke Fluktuation der entsand-
ten Lehrer, die oft nicht einmal ausreichend vorberei-
tet sind und die oft nicht einmal bereit sind, die Spra-
che des Gastlandes zu lernen. 

(Toetemeyer [SPD]: Richtig!) 

Das kulturpolitische Konzept der Begegnung setzt 
aber natürlich auch die sprachliche Verständigung 
voraus. 

Zur zweiten Schwachstelle, der Lehrersituation, 
wurde von den Vorrednern schon einiges gesagt. Dies 
geht so weit, daß wir in Begegnungsschulen teilweise 
getrennte Lehrerzimmer haben. Wenn die Begeg-
nung nicht einmal unter den Lehrern stattfindet, wie 
soll sie dann mit den Kindern oder gar mit der Bevöl-
kerung des Gastlandes wirklich zustande kommen? 

Von Herrn Kollegen Toetemeyer wurde auch die 
kulturelle Offenheit erwähnt. Es ist ein Jammer, daß 
wir europäische Schulen haben, wo die nationalen 
Schulen so abgekapselt sind, daß wir hier in unseren 
Schulen mit ausländischen Kindern mehr Kontakte 
haben, als es in den europäischen Schulen der Fall 
ist. 

Südafrika war ein Trauerspiel. Schon ich habe seit 
1977 bei jedem Besuch versucht, daß wir diese Schu-
len für nicht weiße Kinder öffnen. Die Abwehr der 
Eltern war unerträglich. Ich habe es immer bedauert, 
daß wir nicht etwas härter mit dem Geldhahn diese 

Schulen dazu veranlaßt haben, sich endlich den Kin-
dern aller Hautfarben zu öffnen. 

Die Beziehungen zum Gastland erfordern die Zu-
sammenarbeit mit anderen kulturellen Einrichtungen. 
Damit bin ich auch schon bei den Wünschen, die wir 
von der FDP aus an das Auswärtige Amt und an alle, 
die in diesem Bereich tätig sind, richten möchten. Bitte 
achten Sie diesen Bereich der auswärtigen Kultur-
politik, der uns einen hohen Anteil unserer Kulturaus-
gaben kostet! Wählen Sie die Lehrer sorgfältiger aus! 
Diese Bitte richten wir an die Länderkultusministe-
rien. Bereiten Sie die Lehrer für den Auslandsschul-
dienst besser vor, und verlangen Sie von ihnen, daß 
sie außer ihrer Unterrichtstätigkeit sich alle auch als 
eine Art Kulturbotschafter und Botschafter der Be-
gegnung zu verstehen haben. 

Die Erfahrungen der zurückgekehrten Lehrer müs-
sen für unser Inlandsschulwesen nutzbar gemacht 
werden. Ich höre, daß selbst entsandte Lehrer nach 
ihrer Rückkehr keinerlei Anerkennung für ihre Erfah-
rungen, für ihre Leistungen in der Auslandsschule fin-
den. Ich finde es unerträglich, daß Junglehrer, die den 
Schritt gewagt haben, hinter dem warmen Ofen her-
vorzukommen und ins Ausland zu gehen, hierfür kei-
nerlei Anerkennung finden, wenn sie zurückkom-
men. 

Begegnungsschulen, neue Schulformen, berufliche 
Bildung, kaufmännische Berufsbildung anzubieten, 
wäre auch für unsere Wirtschaft sehr interessant. Tra-
ditionell sind unsere Auslandsschulden überwiegend 
Gymnasien. Sie zeigen bisher zuwenig Aufgeschlos-
senheit, sich auch beruflichen Qualifikationen zu öff-
nen. 

Vor Ort sollte folgendes beachtet werden. Jede Aus-
landsschule müßte in jedem Jahr ein paarmal öffent-
liche Musikveranstaltungen, Theaterveranstaltun-
gen, Sportfeste, Begegnungen mit Nachbarschulen 
organisieren. Vielleicht überlegt sich das Auswärtige 
Amt einmal, hierfür einen Preis zu stiften, damit die 
Schulen von uns aus ein bißchen angespornt werden, 
sich auszudenken, wie Begegnung stattfinden kann. 
Alljährlich sollten besonders gute Beispiele für die 
Begegnung unserer Schulen mit ihren Partnern, mit 
ihren Freunden im Gastland mit einem kleinen Preis 
ausgezeichnet werden. 

Insgesamt herzlichen Dank für all die Mühe, die 
jede Tätigkeit in einer Schule, besonders im Ausland, 
kostet. Herzlichen Dank allen, die versuchen, trotz 
schwerer Bedingungen diese Aufgabe zu erfüllen. Ich 
äußere die Bitte: Nehmen wir diesen Bereich noch 
ernster. Nehmen wir ihn uns noch sorgfältiger vor; 
denn vertrauensbildende Maßnahmen beziehen sich 
nicht nur auf Abrüstung und Rüstungskontrolle, Ver-
trauensbildende Maßnahmen sind zuerst und zuletzt 
die menschliche und die kulturelle Begegnung und 
das bessere Verstehen. Das sollen unsere Schulen lei-
sten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Kottwitz. 
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Frau Kottwitz (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Genauso, wie ich mich über die 
Möglichkeit freue, eine französische Schule hier in 
meiner Heimatstadt zu haben, war für mich in der 
Zeit, als ich in Brasilien gelebt habe, die deutsche 
Waldorfschule dort eine wichtige Institution. 

Nun lese ich aber in der Februar-Ausgabe der Zeit-
schrift „Begegnung" zum Thema „deutsche Schulen 
in Mexiko" , daß die 41jährige Maria bedauert: 

Ja, ich hätte sehr gerne meine beiden Jungen auf 
das Colegio Alemán Alexander von Humboldt 
geschickt, doch mit meinem Monatseinkommen, 
das schon deutlich über dem vom Staat garantier-
ten Mindestgehalt liegt, konnte ich mir das ein-
fach nie leisten. Die Schulgebühren liegen ohne 
das, was für die Einschreibung verlangt wird, be-
reits bei 50 % des monatlichen Lohns der 41 jähri-
gen, und daher sind ihre Jungen in eine mexika-
nische Schule gegangen, wie Millionen andere 
Kinder der ärmeren Mexikaner auch. 

Das läßt vermuten, daß wir hier über eine Institution 
sprechen, die ihren Schwerpunkt, nämlich den Be-
gegnungscharakter, einseitig in der Begegnung mit 
ausländischen Minderheiten sieht: mit den Eliten, Pri-
vilegierten und Reichen. 

Hier müssen noch grundlegende Überlegungen an-
gestellt werden, diese Situation zu ändern. 

Besonders wichtig für uns GRÜNE ist auch eine 
gezielte Förderung der schulischen und beruflichen  
Ausbildung von Mädchen als Schwerpunkt der deut-
schen Schulen im Ausland. Gerade die Unterstützung 
von Mädchen, die in den örtlichen Bildungseinrich-
tungen Schwierigkeiten haben, ihr Recht auf Ausbil-
dung durchzusetzen, sollte eine wirkliche Chance an 
den deutschen Begegnungsschulen haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie der Abg. 
Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]) 

Der im Bericht geforderte verstärkte Einfluß des 
Auswärtigen Amtes auf deutsche Schulen im Ausland 
hat die Aufgabe, verstärkt auf die politische Richtung  
der Lehrinhalte zu achten. Kaiserdiener oder sonst 
geschichtsschwangere Deutsche dürfen dort kein Be-
tätigungsfeld finden. Es wäre wünschenswert, wenn 
wir hierzu einen Bericht des Auswärtigen Amtes be-
kommen könnten, in dem die politische Ausrichtung 
der Schulvereine kritisch untersucht wird. In Extrem-
fällen sollte auch durchaus eine Streichung der finan-
ziellen Unterstützung in Erwägung gezogen wer-
den. 

Zum Beispiel die deutsche höhere Privatschule in 
Windhuk, wo sich eine nationalsozialistische Gesin-
nung einiger Lehrkräfte nicht leugnen läßt, oder die 
deutsche Schule in Johannesburg, die sich den Be-
stimmungen für weiße Schulen in Südafrika unter-
worfen hat und ein Kadettentraining für weiße Süd-
afrikaner vorsieht, wären dann wohl hiervon betrof-
fen. 

(Such [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Die erste Schule in Südafrika, die wirklich gleichbe-
rechtigt allen Rassen die Tür geöffnet hat, war be-
zeichnenderweise keine staatlich unterstützte Schule, 
sondern die freie Waldorfschule. Diese freien Schulen  

sollten in Zukunft verstärkt finanziell unterstützt wer-
den. Besonders bei unseren östlichen Nachbarn 
wächst nach den Erfahrungen mit den strikten Staats-
schulen dort der Wunsch nach diesen freien Schu-
len. 
Was machen nach der Schule die Absolventinnen 

der deutschen Schulen? Auch hier brauchen wir drin-
gend noch ein Hochschulstipendienprogramm zur 
Weiterbildung, wobei ich mir auch hier eine spezielle 
Förderung von Mädchen und Frauen wünsche. 
Im Kapitel „Gegenwärtige Probleme" des Berichts 

der Bundesregierung wird auf die hohe Fluktuation 
 sowohl bei den amtlichen als auch bei den örtlichen 

Lehrkräften verwiesen. Das zeigt, daß die sozialen 
Bedingungen unbedingt verbessert werden müssen. 
Die unterschiedliche Bezahlung von Beamten und 
Ortskräften, die heute schon mehrmals erwähnt 
wurde, kann nicht weiter hingenommen werden. Erst 
dann ist auch die Zusammenarbeit mit örtlichen Lehr-
kräften durch gezielte Fort- und Weiterbildung dem 
verstärkten Einsatz bundesdeutscher Lehrer vorzuzie-
hen. 
Ein für uns wesentlicher Punkt ist der Ausbau von 

Schulen, die Kindern von ausländischen Arbeitneh-
merinnen bei ihrer Rückkehr in ihr Heimatland die 
Wiedereingliederung erleichtern und für eine Fort-
führung der in der BRD begonnenen Schul- und Aus-
bildung sorgen. Dort ist die Zusammenarbeit zwi-
schen deutschen und einheimischen Lehrerinnen be-
sonders wichtig. Der kulturelle Austausch und die so-
ziale und psychologische Betreuung der Kinder sind 
gerade bei Rückkehrerkindern von besonderer Be-
deutung. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Zum Schluß hat Herr 
Staatsminister Schäfer das Wort. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die deutschen 
Auslandsschulen — das ist hier zum Ausdruck gekom-
men — gehören nicht nur zu den wichtigsten, sondern 
auch zu den bewährtesten Instrumenten unserer aus-
wärtigen Kulturpolitik. Auch deshalb hat ihre Förde-
rung für die Bundesregierung, wie an den beiden Re-
gierungserklärungen von 1983 und 1987 abzulesen 
war, einen ganz besonderen Stellenwert. 
Diese Bedeutung hat der 1987 dem Bundestag vor-

gelegte Bericht der Bundesregierung, über Stand und 
Entwicklung der deutschen Schulen im Ausland deut-
lich unterstrichen. 
Ich begrüße es, daß der Auswärtige Ausschuß dem 

Bundestag einstimmig empfohlen hat, dem vorgeleg-
ten Entschließungsantrag zuzustimmen, der die sorg-
fältige und, Frau Kollegin Hamm-Brücher, liebevolle 
Handschrift des Unterausschusses „Auswärtige Kul-
turpolitik" trägt, für dessen intensive Arbeit ich hier 
ausdrücklich danken möchte. Damit werden die 
grundlegenden Linien des deutschen Auslandsschul-
wesens für die Zukunft durch das Parlament aufge-
zeigt und zugleich die weitgehend übereinstimmende 
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Bewertung von Bundestag und Bundesregierung be-
tont. 

Die deutschen Auslandsschulen sind nicht allein 
Orte des Lehrens und Lernens; sie sind auch Stätten 
des kulturellen und sozialen Dialogs, und das in dop-
pelter Hinsicht: Natürlich müssen sie eine angemes-
sene schulische Versorgung für deutsche Schüler und 
Schülerinnen und für Kinder fremder Staaten bieten. 
Zum anderen aber — und dies nimmt der Entschlie-
ßungsantrag an erster Stelle auf — trägt ihr Begeg-
nungscharakter zu gemeinsamem Lernen und zur 
Auseinandersetzung mit Kultur-, Denk- und Lebens-
weise der Gastländer bei. Insofern sind die Auslands-
schulen Keimzellen internationaler Partnerschaft und 
Verständigung. 

Wir sind für jede Anregung dankbar, diese Arbeit 
noch zu verbessern: durch Preise, durch stärkere För-
derung von Mädchen, die Sie einfordern. Allerdings 
habe ich neulich bei meinem Besuch in Buenos Aires 
bei einer Schulfeier geradezu eine Flut von Mädchen 
gesehen. Ich kann das auch von anderen südamerika-
nischen Schulen sagen. Mir fiel also nicht auf, daß hier 
geschlechtsspezifische Nachteile bestanden hätten. 

Beide Aspekte, nämlich einerseits die Vermittlung 
schulischen Wissens und andererseits dieser kultu-
relle, soziale Dialog, gehören im Grunde zusammen. 
Denn die gemeinsamen schulischen Erfahrungen im 
Ausland lehren gleichermaßen etwas über Deutsch-
land wie über das jeweilige Gastland. Sie bilden die 
Grundlage zum Verständnis der eigenen wie der 
fremden Kultur. Sie fördern Verständnis für das ei-
gene Land und Weltoffenheit gleichermaßen. 

Viele von Ihnen, meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen — das wurde heute ja auch deutlich —, ha-
ben sich von dem ganz besonderen Klima unserer 
deutschen Schulen in allen Teilen der Welt gelegent-
lich schon selbst ein Bild gemacht. Und wir sollten, 
Frau Kollegin, nicht immer gerade ein, zwei Fälle her-
ausgreifen, die möglicherweise ein besonders uner-
freuliches Bild vermitteln. Übrigens gibt es keine 
Kadettenausbildung an der von Ihnen beschriebenen 
Schule in Südafrika; ich habe mich gerade eben noch 
einmal erkundigt. Wir wollen das auch nicht einfüh-
ren. Auch in Südafrika weht ja inzwischen, wie Sie 
wissen, ein anderer Wind. 

Auch pädagogisch genießen die deutschen Aus-
landsschulen ein hohes Ansehen. Natürlich freut es 
uns, wenn wir ausländischen Absolventen unserer 
Schulen Jahre später in ihrem Heimatland in wichti-
gen Funktionen der Politik, der Wirtschaft und der 
Kunst begegnen. 

Der Entschließungsantrag weist allerdings zu Recht 
auf die Problemfelder hin, die in den nächsten Jahren 
unsere besondere Aufmerksamkeit fordern. Jede 
Schule ist verschieden und unterliegt den spezifi-
schen Bedingungen des Gastlandes. Die Bundesre-
gierung betrachtet die mit dem Entschließungsantrag 
gegebene Leitlinie aber als willkommene Ermutigung 
für die Lösung der anstehenden Aufgaben. Hierzu 
gehört vor allem, meine Damen und Herren, die Ver-
besserung der finanziellen Lage und sozialen Absi-
cherung derjenigen deutschen Lehrkräfte, die an 
deutschen Auslandsschulen bzw. in ausländischen 

Schulsystemen als sogenannte frei angeworbene 
Lehrkräfte tätig sind. 

(Toetemeyer [SPD]: Sehr wahr!) 
Lassen Sie mich als weitere wichtige Aufgaben für 

die Zukunft unter den zahlreichen Empfehlungen be-
sonders herausstreichen: die Entwicklung eines Rah-
menstatuts im Wege einer Bund-Länder-Vereinba-
rung für alle deutschen Lehrer im Ausland; den Aus-
bau berufsbildender Zweige an deutschen Auslands-
schulen und berufsbildender Ausbildungsgänge; die 
Notwendigkeit der Intensivierung von Schulbaumaß-
nahmen im Ausland — mit allem, was Sie, Herr Toe-
temeyer, zu Recht gesagt haben —; die Einrichtung 
eines Hochschulstipendienprogramms für begabte, 
aber finanziell schwache ausländische Absolventen 
deutscher Auslandsschulen; verstärkte Förderung 
von Deutsch als Fremdsprache; Verbesserung der im 
Ausland verwendeten Lehr- und Lernmittel und 
schließlich eine bessere Verzahnung der Arbeit deut-
scher Auslandsschulen und der Mittlerorganisatio-
nen. 
Meine Damen und Herren, durch die umwälzenden 

Entwicklungen in Mittel- und Osteuropa kommen zu-
sätzliche Aufgaben auf die Bundesregierung zu, auch 
in diesem Bereich, die ihren Niederschlag in ihrem 
Bericht noch nicht finden konnten. Dem wachsenden 
Interesse der Völker Mittel - und Osteuropas an unse-
rer Hilfe bei der schulischen Vermittlung deutscher 
Sprache und Kultur, und zwar nicht nur für die 
deutschsprachigen Minderheiten, müssen wir Rech-
nung tragen. Wir haben 21 Lehrer nach Ungarn ent-
sandt. Noch in diesem Jahr rechnen wir mit der Grün-
dung einer deutschen Schule in Budapest. Das ist ein 
erster Schritt. Es werden weitere Schritte folgen müs-
sen. Meine lieben Kolleginnen und Kollegen: Ich 
brauche hier nicht zu betonen, daß solche Maßnah-
men auch zusätzliche Haushaltsmittel erforderlich 
machen. 
Meine Damen und Herren, der vorliegende Ent-

schließungsantrag gibt unserer auf Frieden und Ver-
ständigung zielenden Außenpolitik wichtige kultur-
politische Impulse. Die Bundesregierung wird alles 
tun, sie tatkräftig umzusetzen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD — Toetemeyer 

[SPD]: „Tatkräftig"!) 

Vizepräsident Cronenberg: Wir können nun zur Ab-
stimmung über die Beschlußempfehlung des Auswär-
tigen Ausschusses auf Drucksache 11/6478 kommen, 
da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer 
stimmt dieser Beschlußempfehlung zu? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist diese Be-
schlußempfehlung einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf: 
Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Günther, Susset, Michels, Eigen, Bayha, Car-
stensen (Nordstrand), Herkenrath, Kalb, Kroll-
Schlüter, Rossmanith, Niegel, Sauter (Epfen-
dorf), Schartz (T rier), Dr. Jobst, Freiherr von 
Schorlemer, Seesing, Borchert, Fellner, Hor-
nung, Fuchtel, Dr. Göhner, Freiherr Heere- 
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man von Zuydtwyck, Dr. Kunz (Weiden), 
Dr. Meyer zu Bentrup, Frau Schmidt (Spiesen), 
Schmitz (Baesweiler), Sauer (Salzgitter), Frau 
Will-Feld und Genossen und der Fraktion der 
CDU/CSU sowie der Abgeordneten Heinrich, 
Paintner, Bredehorn, Dr. Solms und der Frak-
tion der FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Vierten Agrarsozialen Ergänzungsgesetzes 

— Drucksache 11/6469 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Auch hier schlägt der Ältestenrat Ihnen eine Bera-
tungszeit von 30 Minuten vor. — Das Haus ist damit 
einverstanden. Wir können mit der Debatte begin-
nen. 

Zunächst hat der Abgeordnete Schartz das Wort. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen! Meine Herren! Das zur Bera-
tung anstehende Vierte Agrarsoziale Ergänzungsge-
setz ist notwendig geworden, um der Forderung der 
EG zu entsprechen, nach der die Mittel des Sozial-
versicherungs-Beitragsentlastungsgesetzes — ein 
schreckliches Wort — in das landwirtschaftliche So-
zialsystem zu überführen sind. 

Veränderungen in Geldleistungsgesetzen — das 
zeigt die Erfahrung — erfordern immer ausgiebige 
Verhandlungen mit den von der Änderung Betroffe-
nen und ihren Verbänden. Ich freue mich, daß die 
Verbände der deutschen Landwirtschaft diesem Ge-
setz ihre Zustimmung nicht verweigert haben. 

Leider konnte mit diesem Gesetzentwurf noch 
keine grundlegende Reform des agrarsozialen Siche-
rungssystems geschaffen werden. Das wird eine wich-
tige Aufgabe — davon bin ich überzeugt — dieses 
Hauses in der kommenden Legislaturperiode sein. 
Ohne Zweifel müssen bei einer grundsätzlichen Neu-
regelung die Veränderungen im landwirtschaftlichen 
Bereich mit ihren Auswirkungen auf das agrarsoziale 
Sicherungssystem berücksichtigt werden. Schon jetzt 
kommt auf einen Beitragszahler mehr als ein Lei-
stungsempfänger. Diese Situation wird sich verschär-
fen. Bei einer Neuregelung muß der Entwicklung der 
modernen Landwirtschaft und der Weiterentwicklung 
des sozialen Absicherungssystems außerhalb der 
Landwirtschaft Rechnung getragen werden. 

Das derzeitige agrarsoziale Sicherungssystem bein-
haltet eine Teilsicherung. Sie unterstellt, daß der Be-
trieb weitergeführt wird. Das wird in Zukunft sehr oft 
nicht der Fall sein. Deswegen müssen wir das bei 
einer Neuordnung berücksichtigen. 

Ein neues landwirtschaftliches Sozialrecht muß be-
rücksichtigen, welch großartige, für Familie und Be-
trieb entscheidende Leistung die Bäuerin erbringt 
und daß sie auch im Vergleich zu anderen erwerbstä-
tigen Frauen sowie unter Berücksichtigung einer mo-
dernen Sozialpolitik Anspruch auf eine eigene Ver-
sorgung hat. 

(Zustimmung des Abg. Kreuzeder [GRÜNE]) 

Eine grundlegende Änderung der landwirtschaftli-
chen Sozialpolitik wird die besonderen Leistungen 
der Vater -Sohn -Betriebe für den Weiterbestand einer 
bäuerlichen Landwirtschaft, die ja nicht nur für die 
Landwirtschaft bedeutsam ist, 

(Richtig! bei den GRÜNEN) 

besonders berücksichtigen müssen. 

Schon jetzt fordere ich die Regierung, aber auch den 
Deutschen Bauernverband und die landwirtschaftli-
chen Sozialversicherungsträger auf, inhaltliche Vor-
stellungen zu entwickeln, damit die Beratungen in der 
nächsten Wahlperiode zügig beginnen können. 

In diese Überlegungen für die Neuordnung eines 
landwirtschaftlichen Sozialsystems muß auch die 
Überprüfung der Organisationsstrukturen einbezo-
gen werden. Die schrumpfende Zahl der Bauern und 
das Zeitalter der Datenträger und Computer werfen 
die Frage auf, ob wir denn auch für die Zukunft wirk-
lich noch 19 landwirtschaftliche Sozialversicherungs-
träger in der Bundesrepublik Deutschland brauchen. 
Ich meine: nein. 

(Zuruf der Abg. Frau Flinner [GRÜNE]) 

— Ich sage Ihnen in aller Offenheit, Frau Kollegin, daß 
ich es bedaure, daß diese Neuordnung in dieser Wahl-
periode nicht zustande gekommen ist. 

Aber auch in dieser Wahlperiode haben die Regie-
rung und die sie tragenden Fraktionen große Leistun-
gen für die Landwirtschaft erbracht. Ich darf in Erin-
nerung rufen: 1957 wurde unter einer CDU/CSU-Re-
gierung die Altershilfe eingeführt. Heute zahlt der 
Bund 2,85 Milliarden DM; das entspricht 80,3 % der 
laufenden Geldleistungen. 

1972 haben wir die Krankenversicherung für die 
Bauern eingeführt. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Ihr nicht, wir!) 

Hier übernimmt der Bund die Kosten für die Kranken-
versorgung der Altenteiler. Dafür werden 1,3 Milliar-
den DM im Jahr aufgewandt. Seit langem trägt der 
Bund die Beitragsentlastung zur landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Das war eine Lei- 
stung der sozialliberalen Koalition!) 

— Um auf Ihren Zwischenruf einzugehen, Herr Kol-
lege: Unter Ihrer Regierung wurden die Zuschüsse zu 
den Beiträgen für die landwirtschaftliche Berufsge-
nossenschaft von 400 Millionen DM auf 259 Millionen 
DM gesenkt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Becker 
[Nienberge] [SPD]: Darüber sprechen wir 

jetzt nicht!) 

Sie hatten die Absicht, diese Zuschüsse auf Null zu-
rückzuführen. Wir haben diese Zuschüsse von 
259 Millionen DM auf 450 Millionen DM angehoben. 
Das heißt, 40 % der Beiträge, die an sich zu zahlen 
wären, trägt nun der Bund. 

(Beifall des Abg. Eigen [CDU/CSU] — Frau 
Flinner [GRÜNE]: Ihre Politik macht die 
landwirtschaftlichen Strukturen kaputt!) 

Meine Damen und Herren, der vorliegende Entwurf 
eines Vierten Agrarsozialen Ergänzungsgesetzes ent- 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 199. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 7. März 1990 	15387 

Schartz (Trier) 

spricht nach unserer Auffassung den Anforderungen 
an ein soziales Sicherungssystem. Er ist ausgewogen 
und gerecht. 

Der Gesetzentwurf, über den wir heute sprechen, 
verfolgt drei Ziele: die Sicherung der 300 Millionen 
DM, die von der EG beanstandet worden sind, die 
Stabilisierung des Einheitsbeitrages zur landwirt-
schaftlichen Altershilfe und eine sozial gerechtere 
Verteilung dieser staatlichen Mittel. 

Darüber hinaus — und ich will Ihr Augenmerk auf 
diese Tatsache richten — wird mit diesem Gesetz eine 
Dynamisierung dieser 300 Millionen DM erreicht. Da-
von werden 200 Millionen DM zur Beitragsentlastung 
in der Alterskasse und 100 Millionen DM für die Auf-
stockung in der Alterskasse verwendet. Das bedeutet, 
daß 100 Millionen DM zur Verfügung stehen, damit 
der Einheitsbeitrag im nächsten Jahr nicht auf 269, 
sondern nur auf 250 DM steigt. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Auch das ist zu-
viel!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, den sozia-
len Gesichtspunkten wird Rechnung getragen, indem 
wir die Zahl der Zuschußklassen von vier auf elf erhö-
hen. In der höchsten Beitragsentlastungsstufe — las-
sen Sie mich das einmal deutlich machen — wird der 
beitragszahlende Landwirt nur 10 % des Beitrages zu 
zahlen haben, während der Staat 90 % des Beitrages 
für ihn zahlt. 

Wir werden die Wirtschaftswertgrenze für die Be-
zuschussung von Betrieben auf 60 000 DM ausweiten. 
Das heißt, mehr mittlere landwirtschaftliche Betriebe 
werden in den Genuß der Beitragsentlastung kom-
men. 

Wir werden die Einkommensgrenze von 47 000 auf 
63 000 DM heraufsetzen. Es werden also mehr Ne-
benerwerbsbetriebe mit in die Beitragsentlastung ein-
bezogen werden. 

Letztendlich werden durch diesen Gesetzentwurf, 
wenn er denn von uns beschlossen wird, 75 000 Be-
triebe mehr in der Bundesrepublik Deutschland einen 
Zuschuß zum Beitrag erhalten. Meine Damen und 
meine Herren, ich lege besonderen Wert auf die Fest-
stellung, daß hier auch Betriebe entlastet werden, die 
ganz normale Familienbetriebe sind, auch wenn sie 
60 000 DM Wirtschaftswert haben. 

Erlauben Sie mir noch zwei, drei Sätze zur Weiter-
entwicklung der Agrarsozialpolitik. Ich meine, daß 
wir die Produktionsaufgaberente verbessern müssen. 
Hier, Herr Kollege Müller, teile ich Ihre — in weiten 
Bereichen allerdings tendenziösen — Ausführungen. 
Wir sollten erreichen, daß das Eingangsalter auf 
55 Jahre gesenkt wird. Wir sollten erreichen, daß ein 
Landwirt bei Berufsunfähigkeit schon mit 53 Jahren 
Produktionsaufgaberente erhalten kann. Wir sollten 
erreichen, daß auch die Nebenerwerbslandwirte eine 
höhere Einkommensfreigrenze erhalten. 

Ich bin zutiefst davon überzeugt — und Sie wissen, 
daß ich durch eine persönliche Erklärung in diesem 
Hause meine Haltung auch gegenüber meiner Frak-
tion deutlich gemacht habe —, daß es unbedingt not-
wendig ist, bei der strukturverbessernden Abgabe ge-
nauso zu verfahren wie bei der Flächenstillegung. Die  

weitere Existenz der Betriebe in den benachteiligten 
Gebieten wird davon abhängig sein, ob es uns gelingt, 
die Flächen aus den Betrieben, die Produk-
tionsaufgaberente erhalten, in die weiterhin wirt-
schaftenden Betriebe zu lenken. 

Ein letztes Wort, meine Kollegen: Wenn ich es rich-
tig betrachte, sind wir gerade in diesem Bereich der 
Produktionsaufgaberente nicht weit auseinander. Die 
Agrarpolitiker dieses Hohen Hauses sollten die Kraft 
haben, auch im Getümmel des Wahlkampfes sachlich 
richtige und für die Bauern gute Entscheidungen zu 
treffen. 

Der Gesetzentwurf, den wir heute beraten, ist ein 
guter Gesetzentwurf. Er trägt den Interessen der deut-
schen Landwirtschaft Rechnung. Die CDU/CSU-Frak-
tion wird in den Ausschüssen für eine zügige Bera-
tung sorgen. 

Ich bedanke mich sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Flinner [GRÜNE]: Wo haben Sie die 
Bäuerinnen gelassen? — Eigen [CDU/CSU]: 
Die kommen noch! — Frau Flinner [GRÜNE]: 

Wann, am Sankt-Nimmerleins-Tag?) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wimmer. 

Wimmer (Neuötting) (SPD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Kollege Schartz, da Sie eingangs auf die Entwicklung 
der Agrarsozialpolitik hingewiesen haben, wäre es 
vielleicht sehr ratsam, die Protokolle von 1957 nach-
zulesen, um die Haltung Ihrer Fraktion festzustellen, 
d. h. festzustellen, welche Positionen Ihre Fraktion 
hinsichtlich der Grundversorgung in der Landwirt-
schaft vertreten hat. 

(Susset [CDU/CSU]: Das war vor 33 Jah

-

ren!) 

— Ich erinnere daran nur deshalb, weil der Kollege 
Schartz das angeführt hat. — Vielleicht sollte man 
auch nachlesen, daß 1972 eine andere Regierung das 
Sozialgesetz gemacht hat. Aber ich bin ja dankbar, 
wenn Anleihen bei unserer Politik genommen wer-
den. Wenn der Kollege Schartz die Regierung auffor-
dert, in der nächsten Wahlperiode das große Werk der 
Agrarsozialreform anzugehen, dann möchte ich ihn 
daran erinnern, daß schon sehr oft angekündigt wor-
den ist, und zwar auch von Minister Kiechle, daß diese 
Reform in dieser Legislaturperiode erfolgt. Aber Fehl-
anzeige! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn Sie zum wiederholten Male die Unfallversi-
cherung anführen, dann kann ich immer nur wieder-
holen, daß wir damals eindeutig Stellung bezogen 
haben. Sie nennen nur den Teil, der damals in unserer 
Fraktion beschlossen worden ist. Wir waren damals 
für eine Kürzung und für den Abbau, solange nicht 
feststand, wie groß die Altlasten in der Unfallversiche-
rung sind. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 



15388 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 199. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 7. März 1990 Wimmer (Neuötting) 

Wir haben uns immer dazu bekannt, daß wir, wenn 
die Altlasten feststehen, bereit sind, sie auch einzuset-
zen. 

(Susset [CDU/CSU]: Wir kennen sie aber 
auch heute noch nicht!) 

Aber Sie sind ja nicht bereit, Fakten zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Wimmer, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Schartz zuzulassen? 

Wimmer (Neuötting) (SPD): Selbstverständlich. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Kollege Wimmer, 
wollen Sie meine Aussage bestreiten, daß die von 
Ihrer Partei geführte Regierung die Zuschüsse an 
die landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft von 
400 Millionen DM im Jahr auf 259 Millionen DM im 
Jahr gekürzt hat? 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Aber warum!) 

Wimmer (Neuötting) (SPD): Nein, das bestreite ich 
nicht. Wir haben aber zur gleichen Zeit gesagt: Wenn 
feststeht, wie hoch die Altlast ist, sind wir auch bereit, 
diesen Betrag einzustellen. — Ich erinnere noch an ein 
Gutachten, das von Minister Kiechle schon vor langer 
Zeit in Auftrag gegeben worden ist und das zwischen-
zeitlich wahrscheinlich irgendwo in den Kästen des 
Ministeriums verstaubt. 

Vizepräsident Cronenberg: Sind Sie damit einver-
standen, Herr Abgeordneter Wimmer, wenn wir die 
Zwischenfragen des Abgeordneten Müller und des 
Abgeordneten Oostergetelo zusammenfassen? 

Wimmer (Neuötting) (SPD): Selbstverständlich. 

Vizepräsident Cronenberg: Dann verfahren wir so. 
Es könnte ja sein, daß sich dann die zweite Frage 
erübrigt. — Bitte sehr, Herr Abgeordneter Müller. 

(Bredehorn [FDP]: Aber keine Dreiecksge-
schäfte!) 

Müller (Schweinfurt) (SPD): Ich weiß nicht, was der 
Kollege Oostergetelo fragen wird. — Herr Kollege 
Wimmer, sind Sie bereit, der CDU/CSU-Fraktion und 
vor allem dem Herrn Kollegen Schartz mitzuteilen, 
daß damals, als es um Kürzungen ging, die Forderung 
bestand, daß der Bund mit Zuschüssen nur die alte 
Last finanzieren sollte — — 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Müller, das ist eine Dreiecksfrage. Diese lasse ich 
überhaupt nicht zu. — Herr Abgeordneter Oosterge-
telo! 

Oostergetelo (SPD): Herr Kollege Wimmer, gehe 
ich richtig in der Annahme, daß das vom Ministerium 
in Auftrag gegebene Gutachten deshalb nicht an die 
Öffentlichkeit gekommen ist, weil die CDU-Regie-
rung schon viel eher hätte mehr zulegen müssen? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Wimmer (Neuötting) (SPD): Das Gutachten ist 
schon an die Öffentlichkeit gekommen; aber zwi-
schenzeitlich ist es verstaubt. 

Nun aber zu einigen Punkten des vorgelegten Ge-
setzentwurfs. Die Regierungskoalition kommt eigent-
lich immer nur dann auf soziale Gesetze in der Agrar-
politik, wenn sie entweder von Wahlergebnissen ge-
drängt wird oder wenn Wahlen vor der Tür stehen. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Und dann 
macht sie das meiste noch falsch!) 

Bei dem Sozialversicherungs-Beitragsentlastungsge-
setz damals standen ebenfalls die Niedersachsen

-

Wahlen vor der Tür, und der Gesetzentwurf wurde im 
Eilverfahren durchgepeitscht. Ich kann mich noch gut 
daran erinnern, daß bei der damaligen Beratung im 
Plenum auch gesagt worden ist, es sei eine Ober-
gangslösung, und diese werde durch die große Agrar-
sozialreform, die umfassend sein solle, abgelöst. Das 
ist nicht geschehen. Die Reform ist vertagt worden. 

Jetzt kommt dieses Gesetz nur unter dem europäi-
schen Druck; denn andernfalls ist es nicht mehr mög-
lich, das Sozialversicherungs-Neuregelungsgesetz 
aufrechtzuerhalten, 

(Beifall der Abg. Frau Flinner [GRÜNE]) 

weil die EG-Kommission pauschale Beitragsentla-
stungen nicht länger hinnehmen will. Jetzt haben Sie 
dabei die kleinstmögliche Bewegung gemacht. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: So ist es!) 

Ich kann mich noch an die Anfangsgespräche erin-
nern, als der Versuch unternommen wurde — auch 
vom Ministerium her — , Entlastungen in der Kran-
kenkasse und auch beim Altersgeld herbeizuführen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wollten wir 
auch!) 

Das ist innerhalb der Koalition gescheitert. Ich weiß 
nicht, warum, vielleicht hätten Sie dazu nähere Aus-
führungen machen können. 

Was jetzt gemacht wird, nämlich daß man die Mittel 
des Beitragsentlastungsgesetzes ausschließlich in die 
Altershilfe einbaut, ist nicht in Ordnung. Die Beitrags-
strukturen der landwirtschaftlichen Krankenkasse 
lassen Sie gänzlich außen vor. 

Die Beschränkung auf die landwirtschaftliche Al-
terskasse und die dort vorgesehene Verteilung der 
Mittel dämpfen zwar für eine gewisse Zeit den An-
stieg des Beitrags; die bisher geplante Mittelvertei-
lung nach diesem Gesetz hätte jedoch eine fatale Wir-
kung für die Landwirte: Die Landwirte mit den nied-
rigen Einkommen müßten zwar rund 230 DM im Jahr 
für ihre Alterssicherung weniger bezahlen; gleichzei-
tig entfiele aber der bisher direkte Zuschuß für die 
Beiträge zur gesamten Sozialsicherung in Höhe von 
2 000 DM im Jahr. Unter dem Strich ergäbe sich also 
in Einzelfällen — das können bis zu 20 000 landwirt-
schaftliche Familien sein — eine Mehrbelastung von 
1 780 DM im Jahr. Über die genauen Zahlen hat sich 
die Bundesregierung bisher ja wohlweislich ausge-
schwiegen. Insgesamt ist aber der folgende Schluß 
zulässig: Alle diejenigen, die bisher in die pauschale 
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Beitragsentlastung einbezogen waren, müssen in Zu-
kunft im Ergebnis mehr statt weniger bezahlen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Wenn Sie 300 Millionen DM auf mehr Menschen 
verteilen — der Kollege Schartz hat gesagt, daß davon 
75 000 Betriebe mehr betroffen sind —, wenn Sie also 
die gleichen Mittel auf 75 000 mehr verteilen, kommt 
für die, die schon bisher Bezieher waren, mit Sicher-
heit weniger heraus. Soweit wird sicherlich auch im 
Rahmen der Koalition gerechnet. 

Was passiert mit den Geldern, die auf diese Weise 
nur bei kleineren landwirtschaftlichen Bet rieben ein-
gesammelt werden? Geht es nach diesem Gesetzent-
wurf, sollen damit alle diejenigen entlastet werden, 
die bisher nicht in den Genuß der Verteilung nach 
dem Gießkannenverfahren kamen, nämlich größere 
und große Betriebe. 

(Eigen [CDU/CSU]: Welche großen?) 

Entweder werden ihre Nettobeträge zur Alterskasse 
durch die Ausdehnung der Beitragsbezuschussung 
ermäßigt, oder sie profitieren von der geringen Anhe-
bung des Einheitsbeitrags in der Altershilfe. Dieser 
Beitrag müßte 1991 sicherlich auf etwa 270 DM im 
Monat steigen. Mit den umverteilten Millionen aus 
dem Beitragsentlastungsgesetz soll er auf 250 DM im 
Monat gedrückt werden. Dabei wissen wir alle, daß 
das Beitrags-Leistungs-Verhältnis in der landwirt-
schaftlichen Altershilfe auch bei diesen Beitragshö-
hen immer noch günstiger ist als in der gesetzlichen 
Rentenversicherung. 

Mit einem abgewandelten Zitat von Minister 
Kiechle könnte man es so beschreiben: Es ist nicht 
einzusehen, daß ein gutverdienender Großbetrieb mit 
nur 250 DM im Monat einen Leistungsanspruch von in 
Zukunft beinahe 1 000 DM im Monat erwerben kann. 
— Im Ergebnis finanzieren die einkommensschwa-
chen Kleinbetriebe die Entlastung der Großbetriebe. 

(Bredehorn [FDP]: Wo findet die denn 
statt?) 

Wir nennen das einen sozialpolitischen Kopfstand. 
Gerade bei uns in Bayern haben wir einen sehr hohen 
Anteil kleiner landwirtschaftlicher Bet riebe, die von 
dieser Umverteilung von unten nach oben in besonde-
rem Maße betroffen wären. 

(Zuruf von der SPD: Das ist die Wahrheit! — 
Zuruf von der CDU/CSU: Völliger Unsinn!) 

Es mag zwar so sein, daß einige der bisher Begün-
stigten auf Grund der pauschalen Kriterien der Bei-
tragsentlastung in ungerechtfertigter Weise bezu-
schußt würden. Die Konstruktion des Beitragsentla-
stungsgesetzes als aufgesatteltes Geldleistungsgesetz 
haben wir auch immer kritisiert. Diese Mängel zeigen 
aber gerade, daß kein Weg an einer umfassenden 
Agrarsozialreform vorbeiführt. 

Eine vernünftige Eingliederung der Mittel des Bei-
tragsentlastungsgesetzes in die agrarsoziale Siche-
rung, wie sie die EG-Kommission fordert, ist nur mit 
der Einbeziehung der Beitragsstrukturen der land-
wirtschaftlichen Krankenkassen möglich. Nur dies 
wäre ein erster Schritt hin zur Reform. Alles andere  

schafft neue Ungereimtheiten und behindert die Re-
form, anstatt sie zu fördern. 

Unverständlich ist für mich auch die Haltung des 
Deutschen Bauernverbandes in dieser Frage. Warum 
unterstützt der Bauernverband gerade diese Umver-
teilungspolitik von unten nach oben? Ich kann nicht 
erkennen, daß das 4. ASEG ein erster Schritt zur Kon-
solidierung sein soll. 

Auch der Brief des Präsidenten des Bayrischen Bau-
ernverbandes, Herr Sühler, vom 19. 2. an mich bringt 
das zum Ausdruck: Herr Sühler verkennt nicht — ich 
zitiere jetzt — , daß mit der Einbindung der Entla-
stungsmittel in die Altershilfe eine stärkere Sozialko-
stenbelastung vor allem im Bereich von kleinen und 
mittleren Betrieben verbunden ist, die auf Dauer so 
nicht hingenommen werden kann. 

Wir werden die landwirtschaftlichen Familien si-
cherlich auch über das 4. ASEG aufklären. Ich hoffe, 
daß Sie dann bei politischen Wahlen, vor allem in 
Bayern, die Quittung erhalten. 

Die SPD wird jedenfalls weiterhin entschieden für 
eine gerechte und umfassende Agrarsozialreform 
eintreten. Die Grundzüge dieser Reform sind seit lan-
gem bekannt. Wir brauchen erstens lineare einkom-
mensabhängige Beitragsstrukturen, zweitens die Zu-
grundelegung des Gesamteinkommens bei allen Bei-
tragszuschüssen, drittens die baldige Abschaffung 
von Einkommensersatzmaßstäben, viertens die Ver-
besserung der sozialen Sicherung der Landfrauen und 
fünftens die Organisationsreform der argarsozialen 
Sicherung insgesamt. 

Wir Sozialdemokraten haben in der Agrarsozial-
politik eine gute Bilanz vorzuweisen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Viele grundlegende Verbesserungen in diesem Be-
reich tragen unsere Handsch rift. 

(Susset [CDU/CSU]: Gute Gesetze, aber kein 
Geld!) 

— Herr Kollege Susset, Sie haben wahrscheinlich ein 
sehr schlechtes Erinnerungsvermögen. 

Wir sind auch bereit, konstruktiv an der Agrar-
sozialreform mitzuarbeiten. Das gilt jedenfalls dann 
auch für Zwischenlösungen, wenn sie in die richtige 
Richtung führen. 

Dem 4. ASEG in der jetzigen Fassung werden wir 
jedoch unseren entschiedenen Widerstand entgegen-
setzen. Wir stimmen dem Überweisungsvorschlag zu 
und werden uns bemühen, im Ausschuß Verbesserun-
gen, die zwingend notwendig sind, auch hierbei zu 
erreichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Ulrich Heinrich. 

Heinrich (FDP): Herr Präsident! Meine Kolleginnen 
und Kollegen! Lassen Sie mich gleich zu Beginn sa-
gen: Das Vierte Agrarsoziale Ergänzungsgesetz ist 
keine Reform der landwirtschaftlichen Altershilfe, 
sondern lediglich eine rechtliche Sicherung der 300 
Millionen DM aus dem Sozialversicherungs-Beitrags- 
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entlastungsgesetz. Diese Sicherung ist notwendig ge-
worden, weil Brüssel die Abschaffung solcher nicht 
erlaubten Subventionen immer wieder gefordert hat. 
Eigentlich wollten wir das alles im Rahmen einer um-
fassenden Reform in dieser Legislaturperiode durch-
führen. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Warum habt ihr es 
nicht gemacht?) 

Ich bin hier durchaus mit dem Kollegen Wimmer einer 
Meinung: Auch ich bin davon ausgegangen, daß es in 
dieser Legislaturperiode stattfinden kann. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Ihr seid in der 
falschen Koalition! Gebt es zu!) 

Aber wie in diesem Hause hinlänglich bekannt, waren 
wir mit zwei anderen großen Reformen im Sozialaus-
schuß ohnehin schon überstrapaziert, nämlich mit der 
Gesundheitsreform und der Rentenreform, beides 
überaus dringliche und nicht mehr verschiebbare Re-
formen. Dies wird, so hoffe ich, auch von der Opposi-
tion so gesehen. Der Kollege Kirschner wird mir als 
Mitglied des Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung sicher nicht widersprechen. 

Mit der geplanten Einbindung der Mittel aus dem 
SVBEG in die landwirtschaftliche Altershilfe wird das 
SVBEG logischerweise zum 31. Dezember 1990 aus-
laufen, das seit 1986 Gültigkeit hatte und teilweise 
überproportionale Entlastungen gebracht hat. Diese 
überproportionalen Entlastungen waren mit keiner 
Regelung entsprechend aufzufangen. Dieser Wegfall 
trägt zu einer auch von meiner Partei immer wieder 
geforderten Verwaltungsvereinfachung ganz ent-
schieden bei. 

Mit der neuen Regelung ist vorgesehen, daß ein 
Drittel der zur Verfügung stehenden Gelder zur allge-
meinen Stabilisierung des Einheitsbeitrags verwen-
det wird, d. h. es wird statt eines Beitragsanstiegs 1991 
auf 269 DM nur einen Anstieg auf 250 DM geben. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Das ist auch zu-
viel!) 

— Wir haben aber nur 300 Millionen DM zu verteilen, 
Frau Kollegin. Die restlichen zwei Drittel sollen zu 
einer Beitragsentlastung für Betriebe bis 60 000 DM 
Wirtschaftswert verwendet werden. 

Diese einkommensorientierte Beitragsentlastung 
wird über zwölf Zuschußklassen verteilt, wobei wir 
von einem Mindestbeitrag von 25 DM ausgehen. 
Durch diese Maßnahmen kommen wesentlich mehr 
Betriebe in den Genuß einer Beitragsentlastung als 
bisher. Dies sind in einem einmal kleinere Bet riebe 
unter 40 000 DM Wirtschaftswert, aber auch mittlere 
Betriebe von 40 000 bis 60 000 DM Wirtschaftswert, 
d. h. diese Regelung ist agrarstrukturpolitisch ent-
schieden zukunftsorientiert. 

Ein weiterer Vorteil ist, daß durch die Eingliederung 
der Gelder in die landwirtschaftliche Altershilfe eine 
Dynamisierung stattfindet. Bisher waren die Mittel in 
Form von Festbeträgen und auf Grund des stattfin-
denden Strukturwandels degressiv gestaltet. Wir si-
chern dadurch nicht nur den Betrag von 300 Millionen 
DM, sondern werden in einigen Jahren bei 400 Mil-
lionen DM landen. Das muß die Opposition einmal zur 
Kenntnis nehmen. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
wir schaffen mit diesem Gesetz eine Übergangsrege-
lung, die an die Strukturen des 3. ASEG anknüpft und 
uns deshalb bei einer Gesamtreform keine unnötigen 
Barrieren in den Weg legt. Genau das stimmt nicht, 
was der Kollege Wimmer vorhin behauptet hat. 

Weiterhin wollen wir — ich spreche hier für die 
FDP — im Art. 3 des 4. ASEG eine notwendige Ände-
rung des Gesetzes zur Förderung der Einstellung der 
landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit vornehmen. 
Diese Änderungen werden notwendig, weil die Zah-
lungsbedingungen so unattraktiv sind, daß nur eine 
kleine Anzahl von Landwirten in der Vergangenheit 
davon Gebrauch gemacht hat. 

Um aus der Produktionsaufgaberente das zu ma-
chen, was wir eigentlich schon immer gewollt haben, 
nämlich eine wirkungsvolle soziale Flankierung des 
notwendigen Strukturwandels, müssen wesentliche 
Änderungen vorgenommen werden. Das ist keine Er-
findung der SPD. Das sind vielmehr Forderungen, die 
wir ursprünglich schon zu Beginn der Diskussion im 
Zusammenhang mit dem Feleg erhoben haben, die 
uns aber vom Finanzminister damals noch nicht zuge-
billigt worden sind, weil wir von einer größeren Zahl 
von teilnehmenden Betrieben ausgegangen sind. Er-
stens muß das Zugangsalter von 58 auf 55 Jahre ge-
senkt werden. Zweitens sollte die Abgabe der Fläche 
zur strukturellen Verbesserung mit der Stillegung von 
Flächen finanziell gleichgestellt werden. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ich 
unterbreche Sie, weil Sie sonst nicht mehr die Mög-
lichkeit haben, dem Abgeordneten Wimmer eine Zwi-
schenfrage zu beantworten. 

Heinrich (FDP): Sehr gerne, Herr Kollege Wim-
mer. 

Wimmer (Neuötting) (SPD) : Herr Kollege, sind Sie 
bereit, zuzugeben, daß der Antrag der sozialdemokra-
tischen Fraktion im Ausschuß, das Eintrittsalter auf 
55 Jahre festzusetzen, auch mit Ihren Stimmen abge-
lehnt worden ist? 

Heinrich (FDP): Ich habe es gerade gesagt: Ur-
sprünglich war unsere Position die gleiche, die Sie in 
Ihrem Antrag dargelegt haben. Wir hatten deshalb 
erhebliche Probleme mit der Ablehnung. 

(Susset [CDU/CSU]: Aber im sozialpoliti

-

schen Ausschuß hättet ihr das nicht durchge

-

kriegt!) 

Wir mußten es aber ablehnen — das ist ein offenes 
Geheimnis —, weil damals vom Finanzminister noch 
von anderen Zahlen ausgegangen worden ist. Das war 
ja das Problem. Wir sind heute ein Stück gescheiter. Es 
ist Neuland, das wir mit dem Feleg betreten haben. 
Infolgedessen, meine ich, ist es auch gerechtfertigt, 
daß wir nach einem guten Jahr der Laufzeit eine Kor-
rektur vornehmen, dies auch im Zusammenhang mit 
dem 4. ASEG. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Nach der dritten wesentlichen Änderung soll der 
Hinzuverdienst auf 30 % der Bemessungsgrundlage 
— das sind knapp 1 000 DM — erhöht werden. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Das muß man alles 
einsetzen, damit die Bauern endlich ver-

schwinden!) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wer-

den im Laufe der Beratungen alle Vorhaben noch ein-
mal auf Herz und Nieren überprüfen und intensiv dis-
kutieren, wie wir das auch seither gemacht haben. Ich 
bin zuversichtlich, daß wir mit diesem wichtigen 
Agrarsozialgesetz die Weichen für die Zukunft richtig 
gestellt haben und uns keine Bar rieren für eine zu-
künftige große Reform im Bereich der Agrarsozialge-
setzgebung aufgebaut haben. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Zum Schluß hat die Ab-
geordnete Frau Flinner das Wort. 

Frau Flinner (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Mit dem Vierten Agrarsozialen Er-
gänzungsgesetz sollten, so hieß es, die verschiedenen 
Probleme des derzeitigen sozialen Systems der Land-
wirtschaft gelöst werden. Mit dem Hinweis auf diese 
Reform wurden wir immer wieder vertröstet, wenn wir 
auf dringend erforderliche Verbesserungen der So-
zialabsicherung der Bäuerinnen und Bauern hinwie-
sen. 

Direkt nach der Bundestagswahl 1987, so sagte die 
Regierung, sollten mit der Reform der agrarsozialen 
Gesetzgebung gerade für die kleinen und mittleren 
bäuerlichen Betriebe die Ungerechtigkeiten behoben 
werden. So sahen wir mit großem Interesse der lange 
erwarteten Reform entgegen; denn im Vorfeld der 
diesjährigen Bundestagswahl war nun endlich die Er-
füllung der schon seit langem gegebenen Verspre-
chen zu erwarten. Doch was kam dabei heraus? Nur 
Lippenbekenntnisse! 
In Wirklichkeit geht es der Regierung nicht um die 

Beitragsentlastung für die Bauern und Bäuerinnen, 
sondern nur um die Erfüllung der EG-Vorgaben. Bei 
dieser Gelegenheit kurbelt sie die Umverteilung von 
unten nach oben gleich weiter an; 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
denn durch den Wegfall des pauschalen Zuschusses 
für die gesamte soziale Sicherung kommen gerade auf 
die Bauern, die geringeres Einkommen haben, zusätz-
liche Belastungen zu. Umgekehrt werden die höher-
verdienenden Landwirte noch mehr entlastet; denn es 
wird ja nicht mehr Geld für die Bauern bereitgestellt, 
sondern die ohnehin vorhandenen Mittel des Sozial-
versicherungs-Beitragsentlastungsgesetzes werden 
lediglich ungünstiger verteilt. 

(Eigen [CDU/CSU]: Umverteilt!) 
Der Appell an die landwirtschaftlichen Krankenver-

sicherungen, mit der Beitragsgestaltung die Ver-
säumnisse der Gesetzgeber auszugleichen, wirkt 
hierbei nicht nur hilflos, sondern zeigt auch, wie weit 
die Regierung davon entfernt ist, die Beitragslasten 
sozial gerecht zu verteilen. Dieser Schritt, die Kran-

kenversicherung als Lückenbüßer für eine verfehlte 
Regierungspolitik einzusetzen, zeigt, daß der Gesetz-
geber die soziale Kompetenz aufgeben will. 

Besonders vermisse ich in diesem Gesetz aber Maß-
nahmen zur Verbesserung der sozialen Situation der 
Bäuerinnen. — Herr Eigen, Sie hören überhaupt nicht 
zu! Die Bäuerinnen sind angesprochen! — 

(Eigen [CDU/CSU]: Ich bin sehr für Bäuerin

-

nen!) 

Auch dieses Versprechen hat die Regierung nicht ge-
halten. Hier sind Regelungen, wie wir sie erst kürzlich 
eingebracht haben, dringend erforderlich. Auch wenn 
der vorliegende Entwurf eine Übergangsregelung vor 
der grundlegenden Reform der agrarsozialen Siche-
rung darstellen soll, die für die kommende Legislatur-
periode vorgesehen ist: Dieser sogenannte erste 
Schritt ist ein Schritt in die falsche Richtung. 

Seit uns die bundesdeutsche und die EG-Agrarpoli-
tik den Strukturwandel bescherten, wird die soziale 
Sicherheit der Bauern und Bäuerinnen immer mehr in 
Frage gestellt. Die Belastungen steigen immer weiter, 
und für immer weniger junge Bauern gibt es eine 
Zukunftsperspektive. 

Wenn sich neuerdings alle Blicke auf die DDR rich-
ten, so können wir feststellen, daß dort auch im land-
wirtschaftlichen Bereich zwar vieles im argen liegt, 
daß aber die soziale Sicherung den Menschen wesent-
lich mehr Geborgenheit ermöglicht. 

(Eigen [CDU/CSU]: Was? Das ist ja ungeheu

-

erlich!) 

—Das ist richtig, doch. Meine Damen und Herren, der 
vorliegende Gesetzentwurf ist völlig ungeeignet, die 
landwirtschaftliche Sozialsituation zu regeln. 

(Eigen [CDU/CSU]: Eine solche Aussage ist 
ungeheuerlich! — Susset [CDU/CSU]: Des

-

halb kommen sie zu uns! Wegen der sozialen 
Sicherung!) 

—Aus den LPGs und den VEB-Betrieben kommt nie-
mand zu uns. Gucken sie einmal, woher die Leute 
kommen. Sie kommen nicht aus diesen Bet rieben. 

Wir müssen Ihren Entwurf hier ablehnen. Wir for-
dern statt dessen eine durchgreifende Reform der 
landwirtschaftlichen Sozialpolitik, die den Bäuerin-
nen und Bauern tatsächlich zugute kommt. Dazu ge-
hören u. a. ein sozialökologisches Sofortprogramm zur 
Existenzsicherung bäuerlicher Bet riebe und Maßnah-
men zur Verbesserung der sozialen Situation der 
Bäuerinnen. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Damit sind wir am Ende 
der Beratung. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung des Ge-
setzentwurfs auf Drucksache 11/6469 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. — Ge-
genvorschläge werden nicht gemacht. Dann ist das so 
beschlossen. 

(Zurufe der Abg. Frau Flinner [GRÜNE] — 
Gegenrufe des Abg. Eigen [CDU/CSU]) 
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Frau Abgeordnete Flinner, die Diskussion ist doch 
beendet. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Sus-
set, Michels, Eigen, Bayha, Carstensen (Nord-
strand), Herkenrath, Kalb, Kroll-Schlüter, Nie-
gel, Sauter (Epfendorf), Schartz (T rier), Freiherr 
von Schorlemer, Dr. Schwörer, Borchert, Fell-
ner, Fuchtel, Dr. Göhner, Seesing, Freiherr 
Heereman von Zuydtwyck, Dr. Kunz (Wei-
den), Dr. Meyer zu Bentrup, Scheu, Frau 
Schmidt (Spiesen), Schmitz (Baesweiler), Frau 
Will-Feld und Genossen und der Fraktion der 
CDU/CSU sowie der Abgeordneten Paintner, 
Heinrich, Bredehorn und der Fraktion der 
FDP 
zum Getreidepreis 
— Drucksache 11/6472 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Auch hierzu werden 30 Minuten vorgeschlagen. — 
Widerspruch erhebt sich nicht. 
Herr Abgeordneter Eigen, Sie haben das Wort. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Wir hatten ein etwas lok-
keres Gespräch miteinander, Herr Präsident. So 
schlimm ist es auch nicht. 

Vizepräsident Cronenberg: Mir ist durchaus be-
kannt, wie die Verhaltensweisen der Agrarpolitiker 
untereinander sind, und das beunruhigt mich gele-
gentlich auch. 

Eigen (CDU/CSU): Ich muß zu den ungeheuerli-
chen Aussagen von Frau Flinner hier doch eine Kor-
rektur anbringen, wenn ich schon einmal hier stehe. 
Die sogenannten Bauern der LPG bekommen 300 bis 
400 Mark im Monat Altersrente. Unsere Bauern, die 
in Altersrente gehen, bekommen, wenn sie die ganze 
Zeit Beiträge gezahlt haben, immerhin über 
900 DM. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Aber nicht als Ein-
zelperson, Herr Eigen! Das stimmt nicht!) 

— Ich bin dort gewesen und weiß es besser als Sie, 
Frau Flinner. — Die LPG-Bauern bekommen einen 
Lohn von 600 bis 800 Ost-Mark. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Auch das stimmt 
nicht!) 

Bei uns bekommt ein Bürger, der Hilfe zum Lebens-
unterhalt bezieht, wenn er verheiratet ist und zwei 
Kinder hat, das Dreifache von dem, was die Leute dort 
drüben verdienen, wenn sie den ganzen Tag arbeiten. 
Ich finde es unmöglich, wenn hier im Bundestag eine 
solche Latte von Fehlaussagen gemacht wird. Ich 
habe sie jetzt korrigiert. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Nein, das stimmt 
nicht!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in diesem 
Antrag fordert der Deutsche Bundestag die Bundesre-
gierung auf, im Rahmen der Preisverhandlungen für  

1990/91 dafür einzutreten, daß diejenigen Mitglied-
staaten, die sich — wie die Bundesrepublik Deutsch-
land — in wirksamer Weise an der Produk-
tionsrückführung über Flächenstillegungsmaßnah-
men beteiligt haben, von der Mitverantwortungsab-
gabe befreit werden. Schon im Entschließungsantrag 
zum Agrarbericht 1989 hat der Bundestag in ähnlicher 
Form beschlossen. 

Worum geht es? Die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften hat im Oktober 1989 die Erntemenge 
1989 unverständlicherweise auf 160,5 Millionen t fest-
gesetzt und damit nach den Stabilisatorengesetzen 
den Interventionspreis für Getreide um 3 % gesenkt. 
Hätten alle Länder den Beschluß vom 12. Februar 
1988 befolgt, hätte die Schätzung 155 bis 157 Millio-
nen t betragen; die Preissenkung wäre nicht erfolgt. 
Außer Holland und der Bundesrepublik Deutschland 
hat kein Land die 200 bis 600 ECU je ha als Ausgleich 
angeboten. Darum sollen nach diesem Antrag die 
Landwirte aus Holland und der Bundesrepublik 
Deutschland einen Ausgleich über die Streichung der 
Basis-MVA erhalten. 

Auch die anderen Beschlüsse des Gipfels — Substi-
tuterückführung, Mehrverfütterung von Getreide und 
Förderung nachwachsender Rohstoffe — wurden von 
der Kommission bisher nicht erfüllt. 

Viel besser ist der Beschluß des Agrarausschusses 
des EG-Parlaments. Herr Staatssekretär, ich finde es 
sehr bemerkenswert, daß die Kommission bei den 
letzten Ratsverhandlungen den Ministern nichts dar-
über gesagt hat, daß der Agrarausschuß des Europäi-
schen Parlaments diesen Beschluß gefaßt hat, den ich 
für hervorragend halte, erstens den Ankaufspreis zum 
Interventionspreis von 94 auf 97 % anzuheben, zwei-
tens die Basis-MVA für 1991/1992 aufzuheben, drit-
tens das Zahlungsziel auf 30 Tage nach Lieferung 
festzusetzen, viertens die Monatsreports um ca. 50 
anzuheben, da die Zinskosten stark gestiegen sind, 
und fünftens die Richt- und Schwellenpreise um ca. 
50 % je Monat anzuheben. 

Hier, Herr Kollege Oostergetelo, ist es jetzt Ihre Auf-
gabe, die Aufgabe unserer Kollegen aus der SPD, die 
ja sicher im Grunde dasselbe wollen wie wir — davon 
gehe ich jedenfalls aus —, ihre Parteifreunde im EG-
Parlament davon zu überzeugen, diesen vernünftigen 
Beschlüssen des Agrarausschusses im Plenum zuzu-
stimmen. Beim vorigen Mal, als es um einen solchen 
Beschluß ging, ist ja gerade durch das Versagen der 
deutschen SPD im Europäischen Parlament ein Be-
schluß nicht zum Tragen gekommen, der ebenfalls 
hervorragend war, indem er nämlich die Abschaffung 
sämtlicher Mitverantwortungsab gaben vorschlug. Ich 
habe jedenfalls einen B rief an Ihren Genossen Herrn 
Walther geschrieben mit der dringenden Bitte, uns 
jetzt in diesem Bereich zu unterstützen, weil ich dies 
für dringend erforderlich halte. 

Die Talfahrt des Getreidepreises von 50 DM auf 
35 DM war überzogen. Es gibt überhaupt keinen ver-
nünftigen volkswirtschaftlichen Grund für einen so 
niedrigen Getreidepreis. 

Ganz wichtig wäre ein solcher Beschluß des EG

-

Parlaments auch hinsichtlich der GATT-Verhandlun-
gen. Wir können den Wünschen der USA und der 
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Cearnes-Länder — das sind vor allen Dingen Kanada, 
Australien, Brasilien, Argentinien und Neuseeland — 
nicht folgen, die Stützungsmaßnahmen der EG für 
Agrarprodukte weiter abzubauen. 
Die Landwirtschaft der EG muß einen vom Welt-

marktpreis abgesetzten Preis sichergestellt haben, 
denn erstens wirtschaftet sie unter europäischen Ko-
sten, zweitens wollen wir eine bäuerliche Struktur, 
und drittens soll unsere Landwirtschaft unter Erhal-
tung und Verbesserung der natürlichen Lebens-
grundlagen wirtschaften. 
Ich möchte auch — wir sind ja schließlich auch der 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten — 320 Millionen Menschen der Europäischen 
Gemeinschaft nicht den Wechselfällen der Waren-
börse von Chicago aussetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Fazit meiner Ausführungen, meine sehr geehrten 

Damen und Herren: Der Getreidepreis — und das 
gleiche gilt für Ölfrüchte und Leguminosen — muß 
heraufgesetzt werden, denn auch unsere bäuerlichen 
Familien gehören zu Europa. Bisher haben sie — vor 
allem die deutsche Landwirtschaft — allein die Last 
getragen. Mit besseren Preisen würden sie endlich 
auch einmal den Nutzen aus Europa haben, den die 
Gesamtbevölkerung seit 30 Jahren genießt. 
Nehmen Sie bitte diese Aussagen insofern ganz 

ernst. Es hat sich inzwischen, ausgehend von Holland, 
eine Bewegung in der Europäischen Gemeinschaft 
ergeben, die von der Kommission und vom Minister-
rat, Herr Staatssekretär, sehr ernstgenommen werden 
sollte. Es ist kein Spaß, wenn bäuerliche Bet riebe, 
Bäuerinnen und Bauern, übrigens ausgelöst von zwei 
Bäuerinnen aus dem südlichen Bereich Hollands, auf 
die Straße gehen und alle möglichen Maßnahmen er-
greifen, um ihre Regierung davon zu überzeugen 
— der gleiche Flächenbrand wird jetzt hier in der Bun-
desrepublik Deutschland und anschließend in Frank-
reich kommen; da bin ich ganz sicher — , daß es so 
ganz bestimmt nicht weitergehen kann. 
Der Druck der Kommission auf unsere landwirt-

schaftlichen Bet riebe, die im Marktfruchtbereich tätig 
sind, ist so groß, daß kein Mensch dies auf die Dauer 
mehr verantworten kann. Die Kommission geht in ih-
rem Willen, die Preise für Agrarprodukte zu senken, 
so weit, daß sie auch die Veredlungsprodukte nicht 
ausnimmt. Sie will die Interventionsmaßnahmen bei 
Rindfleisch noch weiter senken. Sie denkt gar nicht 
daran, die Importe von Rindfleisch weiter zu begren-
zen. In der Kommission werden sogar Vorschläge ge-
macht, die Importe von lebenden Rindern aus Dritt-
ländern zu erhöhen. 

Sie setzt den Interventionspreis für Butter um 
1,20 DM herab. Da muß man sich nicht wundern, daß 
dann, wenn Butter in der Europäischen Gemeinschaft 
wieder in die Intervention muß, der Milchpreis um 
fünf, sechs Pfennig zurückgeht. Das ist kein saisonaler 
Rückgang; der kommt noch hinzu. Das ist ein Rück-
gang auf Grund von miserablen Beschlüssen des Mi-
nisterrats der Europäischen Gemeinschaft, auf Vor-
schlag der Kommission die Interventionspreise für die 
Landwirtschaft weiter zu senken, in diesem Falle für 
Butter und Magermilchpulver. 

(Kreuzeder [GRÜNE]: Unser Minister auch?) 

— Ich weiß, daß unser Minister dabei ist. Aber ich 
weiß auch ganz genau aus den Beschlüssen des EG

-

Ministerrats vom 1. Juli 1987, als die Misere begann: 
Damals wurde der Interventionspreis für verschie-
dene Produkte um 10 % gesenkt. Die Kommission 
hatte 17 % gefordert. Der einzige, der sich diesem 
Beschluß des Ministerrats widersetzte, war unser Bun-
desminister Kiechle. Das steht geschichtlich fest, auch 
wenn er nachher in der Pressekonferenz daraus 
fälschlicherweise einen Erfolg gemacht hat. Aber er 
hat sich jedenfalls als einziger Minister von zwölf 
Ländern dagegen ausgesprochen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter Ei-
gen, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Müller zu beantworten? 

Eigen (CDU/CSU): Aber gerne, beim Kollegen Mül-
ler ganz besonders gerne. 

Müller (Schweinfurt) (SPD): Herr Kollege Eigen, 
sind Sie sich bei dem, was Sie fordern, bewußt, daß 
das bedeuten würde, in Zukunft auf die Stabilisato-
renregelung zu verzichten, und können Sie sich erin-
nern, daß heute im Ausschuß gesagt worden ist, daß 
keine Regierung bereit sei, so etwas zu verlangen, 
einschließlich der Regierung der Bundesrepublik? 

Eigen (CDU/CSU): Herr Kollege Müller, ich habe 
überhaupt kein Wort davon gesagt, daß ich auf die 
Stabilisatorenregelung verzichten will. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Aber das wäre 
die Konsequenz!) 

— Nein, das ist nicht die Konsequenz. Die Stabilisato-
renbeschlüsse müssen konsequent angewandt wer-
den. Ich bin dafür, daß alle Länder, die ihren Bauern 
keine 200 bis 600 ECU für Flächenstillegungen zur 
Verfügung stellen, vom EuGH nun auch verklagt wer-
den; denn sie haben ihre eigenen Beschlüsse nicht 
wahrgemacht. Was macht die Kommission im Zusam-
menhang mit den nachwachsenden Rohstoffen? Sie 
hat einen Beschluß vorgelegt, der überhaupt nichts 
mit der Wirklichkeit zu tun hat, der überhaupt nichts 
an Veränderungen bringt. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Wer sitzt denn in der 
Kommission, Herr Eigen?) 

Was machen sie denn mit Substituten von Getreide, 
mit der Verfütterung von Getreide? — Alles das gehört 
zum Stabilisatorenbeschluß. Die Stabilisatorenbe-
schlüsse müssen angewandt werden, sie dürfen nicht 
abgeschafft werden. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Sie müssen die 
Leute in der Kommission auswechseln!) 

Ich habe deutlich gesagt: Über diese Frage, die wir 
heute beraten, hinaus müssen die Agrarpreise beson-
ders im Marktfruchtbereich wieder angehoben wer-
den und dürfen nicht abgesenkt werden. Meine große 
Sorge besteht darin — deswegen habe ich dem 
GATT  so breiten Raum in meinen Ausführungen ge-
geben —, daß in den GATT-Verhandlungen die 
Dinge noch mehr und noch stärker, als wir es sonst 
hätten erwarten können, negativ beeinflußt werden, 
— Vielen Dank, Herr Kollege Müller, daß Sie mil 
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dadurch zusätzliche Zeit gegeben haben, diese Aus-
sagen zu machen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will 
Sie aber nicht überstrapazieren; es ist spät am Abend. 
Ich freue mich über jeden Kollegen, der heute unter 
uns ist und kein Agrarpolitiker ist. Ich kann es auch 
umgekehrt sagen, nicht immer nur mit Schelte: Ich bin 
jedem dankbar, der hier bei uns ist. Es handelt sich um 
ein ganz gravierendes Problem. Wir müssen die Sache 
lösen. Europa soll nicht an den Bauern scheitern, aber 
die Bauern sollen auch nicht an Europa scheitern; 
dafür sind wir da. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Flinner [GRÜNE]: Dann wechseln Sie 
einmal die Leute in der Kommission aus!) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun hat der Abgeord-
nete Oostergetelo das Wort. 

Oostergetelo (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Eigen hat 
eine Rede gehalten, die sicher von dem Ernst der Lage 
gezeichnet war. Aber ich hatte doch streckenweise 
den Eindruck, als ob eine völlig fremde Macht an der 
Regierung ist, die uns das alles eingebrockt hat. 

(Beifall bei der SPD — Eigen [CDU/CSU]: Ich 
habe doch gesagt: eine von zwölf!) 

Meine Damen und Herren, wenn man Ihren Antrag 
genau besieht, stellt man fest, daß er keine befriedi-
gende Antwort auf die Forderung der protestierenden 
Bauern z. B. in Ostfriesland oder im Emsland gibt. 
Genaugenommen ist es eher ein Ablenken auf die 
Verantwortung der Kommission und weg von sich 
selbst, als daß es eine Hilfe bedeutet. 

Ihr Antrag zum Getreidepreis ist in zweifacher Hin-
sicht sehr aufschlußreich: Erstens zeigt er, der deut-
schen Landwirtschaft geht es nicht so gut, wie die 
Erfolgsbilanzen der Regierung und auch der Koali-
tionsparteien das verkündet haben. Zweitens, der 
Herr Bundeskanzler als Präsident des Europäischen 
Rates und der Herr Bundesminister Kiechle haben im 
Februar 1988 das Stabilisatorenkonzept zur Herstel-
lung des Marktgleichgewichts so beschlossen. Das 
wird nun von Ihnen in Zweifel gezogen. 

Ihr Antrag ist ein Eingeständnis, daß das damals von 
Ihnen erzielte und gefeierte Ergebnis nicht den erwar-
teten Erfolg gebracht hat. Die Begründung Ihres An-
trags sagt das eindeutig. Die flankierenden Maßnah-
men wie Flächenstillegung und Extensivierung wur-
den nicht ausreichend im Gesamtkonzept verankert 
und werden daher nicht von allen Mitgliedstaaten der 
EG ernsthaft angewendet. Sie wollen jetzt von der von 
Ihnen beschlossenen jährlichen Senkung des Inter-
ventionspreises um 3 % ablenken, die dann eintritt, 
wenn die Garantiemenge 160 Millionen t EG-weit 
überschreitet. Das wollen Sie deshalb, weil sich Ihr 
Beschluß unmittelbar auf die Einkommen der Land-
wirte negativ auswirkt; das wissen wir ja. Das hätte 
Ihnen aber doch schon damals einfallen sollen. Nicht 
die Begründung, es wäre sonst schlimmer gekommen, 
ist es, was das ausmacht. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter Oo-
stergetelo, der Abgeordnete Eigen möchte gern eine 
Zwischenfrage stellen. 

Oostergetelo (SPD): Bitte sehr. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Kollege Oostergetelo, ist 
Ihnen wirklich entgangen, daß ich in meiner Rede 
ganz deutlich gesagt habe, Stabilisatoren müssen in 
der Gänze angewandt werden? Nur weil sie nicht in 
der Gänze angewandt werden, kommt es zu dem ne-
gativen Beschluß, zu den minus 3 %, doch nur deswe-
gen, nicht wegen der Stabilisatorenbeschlüsse an 
sich. 

Ostergetelo (SPD): Herr Kollege, wenn ich fest-
stelle, daß sie nicht angewendet worden sind, ist das ja 
deshalb nicht falsch, weil ich in diesem Punkt dieselbe 
Kritik übe, die Sie geübt haben; nur übe ich sie nicht 
an der Kommission, sondern an denjenigen, die das 
beschlossen haben. Die Kommission hat letztendlich 
auszuführen, was der Ministerrat beschließt. Das ist 
der Unterschied, nicht die Kritik. 
Sie haben Preissenkungen drei Jahre im voraus be-

schlossen. Einschließlich Reports und Feuchtigkeit 
bedeutet das eine Preissenkung von etwa 12 % in drei 
Jahren. Herr Eigen, wir sind uns darin einig, das kann 
das gesamte Einkommen der Getreidebauern bedeu-
ten, und vielfach ist das so. Sie hätten 1988 die Mit-
verantwortungsabgabe bei dem Beschluß über die 
Stabilisatoren wegfallen lassen müssen. Ihr jetziger 
Antrag kann die Unzulänglichkeiten von damals nicht 
beseitigen. Sie haben die Wirkung des technischen 
Fortschritts im Getreidebereich unterschätzt; das ist 
doch eindeutig. Die Getreideerträge in der EG wach-
sen stärker als der Verbrauch. Weitere Preissenkun-
gen sind so durch den Beschluß des Kanzlers und des 
zuständigen Ministers vorprogrammiert. Muß das so 
bleiben, so frage ich jedes Jahr wieder. Das verkraften 
die Getreidebauern nicht mehr. Aber da hilft doch das 
Geschimpfe auf die EG-Kommission nichts, der Sie, 
Herr Eigen z. B. willkürliche Festlegung der Produk-
tionshöhe vorwerfen, wobei diese doch nur dem Be-
schluß des Ministerrats folgt. 
Insgesamt geht es den Marktfruchtbetrieben nicht 

gut, das ist wahr. Dies trifft insbesondere für die Ge-
treidebauern zu. Perspektivlosigkeit greift nun auch 
in diesen Betrieben um sich. Selbst in den Ackerbau-
marschen gibt es nicht wenige Bet riebe, die keine 
Eigenkapitalbildung mehr aufweisen. Die Landwirte 
protestieren nicht tagelang ohne Grund z. B. an der 
deutsch-niederländischen Grenze. 
Dieser Situation können wir nicht tatenlos zusehen. 

Wir brauchen Maßnahmen, die den in Bedrängnis 
geratenen bäuerlichen Familienbetrieben wirk lich 
helfen. Ob Ihr Antrag, meine Damen und Herren von 
den Koalitionsparteien, dabei sehr hilfreich ist, muß 
kritisch hinterfragt werden. Wir werden es ja im Aus-
schuß sehen, was daraus wird. Die Bundesregierung 
muß hier antworten. 
Natürlich leuchtet das ein: ein Wegfall der Mitver-

antwortungsabgabe Getreide in Mitgliedstaaten mit 
nennenswerten Flächenstillegungen muß positive 
Einkommenswirkungen haben. Das ist richtig. Natür- 
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lich ist Ihnen dabei der Beifall der betroffenen Markt-
fruchtbetriebe sicher, und das in einem Wahljahr! 

Man muß fragen, ob der Antrag diesem Motiv ent-
springt, daß man sagt, wir müssen jetzt etwas unter-
nehmen. Wie ist es denn? Ist denn die beantragte 
Befreiung von der Mitverantwortungsabgabe Ge-
treide für die Bundesrepublik Deutschland in der EG 
wirklich konsensfähig? Wollen Sie wissen, was in 
Brüssel läuft? Sie müssen uns dann sagen, ob es eine 
Erfolgschance gibt oder ob das den Bauern, die jetzt in 
Not sind, nur vorgetäuscht wird. 

Wir müssen in diesem Zusammenhang fragen, Herr 
Eigen, bei wem die Verantwortlichkeit für die Agrar-
preisbeschlüsse liegt. Die Verfahrens- und Entschei-
dungswege sind klar. Die EG-Kommission unterbrei-
tet unter Berücksichtigung der Gesamtlage auf den 
entsprechenden Märkten Vorschläge für Preise, Mit-
verantwortungsabgabe, flankierende Maßnahmen 
etc. Die Entscheidung darüber, was am Ende heraus-
kommt, lag und liegt beim Ministerrat. Mitglied in 
diesem Gremium ist der Bundesminister Kiechle, stell-
vertretend für die Bundesregierung und sonst keiner. 
Das hat man bei Ihnen aber nicht herausgehört. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Herr Kittel, wir wissen, daß es mit diesen Entschei-
dungen nicht einfach ist. Bei der Interessenlage, die in 
der EG herrscht, gibt es harte Diskussionen und zähes 
Ringen. Das verkennen wir nicht. Weil wir dies wis-
sen, ist es hier und heute in diesem Zusammenhang 
wichtig, ob der Inhalt des Antrags — damit meine ich 
im wesentlichen nicht die Begründung — , sondern in 
der Tat den Antrag, Bestandteil des Verhandlungs-
mandats der Bundesregierung bei den Preisverhand-
lungen in Brüssel in diesem Jahr ist. Ich habe davon 
bisher nichts gehört. Was sagen eigentlich der Finanz-
minister oder der Bundesaußenminister hierzu? 

Was wir brauchen, sind konsensfähige Lösungen. 
Hierzu gehört endlich auch die Anwendung der von 
der Bundesregierung in Brüssel mitbeschlossenen 
vorübergehenden Einkommensübertragungen spe-
ziell für die in Not geratenen Bet riebe. Gerade für 
diese Betriebe sind diese vorübergehenden landwirt-
schaftlichen Einkommensbeihilfen geschaffen. In der 
Einkommensverordnung heißt es dazu wörtlich: 

... unter Berücksichtigung der Schlußfolgerung 
des Europäischen Rates vom Februar 1988 in 
Brüssel (sollen die Mitgliedstaaten) die Möglich-
keit erhalten, vorübergehende Beihilfen zum 
landwirtschaftlichen Einkommen zu gewähren 
und auf diese Weise die Anpassungsbemühun-
gen der in Schwierigkeiten geratenen landwirt-
schaftlichen Bet riebe zu unterstützen, die auf 
Grund ihrer wirtschaftlichen und strukturellen 
Lage den Anpassungsprozeß nicht aus eigenen 
Kräften vollziehen können. 

Da nun endlich auch die erforderlichen Durchfüh-
rungsbestimmungen vorliegen, steht doch der An-
wendung nichts im Wege. Herr Eigen, Sie fordern 
nicht einmal diese Möglichkeit, die einstimmig be-
schlossen worden ist und die uns zusteht. 

Wenn das für die Bundesrepublik nicht gelten 
sollte, weil die Grundlage der Durchführungsbestim-

mungen in die bundesrepublikanische Landschaft 
nicht hineinpaßt, dann läßt das tief blicken. Die ideo-
logische Abneigung der Regierung gegen produk-
tionsneutrale Einkommensübertragungen und die 
Tatsache, daß nur einkommensschwache Bet riebe da-
von profitieren und einkommensstarke davon ausge-
schlossen werden, könnte der Vater des entsprechen-
den Handelns gewesen sein, oder besser: ihr Nicht-
handeln begründen. 
Bei den Lösungen und Hilfen müssen wir in bezug 

auf Getreide aber im Auge behalten: Die Getreide-
produktion wird unter normalen Wetterbedingungen 
wieder über 160 Millionen t liegen; wieder sind Preis-
senkungen zu erwarten, die nicht mehr zu ertragen 
sind. Der technische Fortschritt bringt 2 bis 2,5 % Stei-
gerung, die auch durch eine 3 %ige Flächenstillegung 
lediglich auszugleichen, nicht jedoch überzukompen-
sieren sind. Auf Dauer ist das allein mit Flächenstille-
gungen nicht zu machen. 
Meine Meinung ist: Wir müssen uns gemeinsam 

unterhalten, ob Getreide nicht in den Futtertrog ge-
hört 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

damit wir endlich wieder. Spielraum bekommen, mit 
den Amerikanern über die Substitute zu reden. Wer 
diese Flanke nicht dicht macht, muß zugeben, daß alle 
unsere Bemühungen für die Katz sind. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Wir müssen zusätzlich dafür sorgen, daß die Substitu-
tenflanke wenigstens so weit zu ist, daß unsere ver-
minderte Produktion nicht zu einer verstärkten Hin-
einnahme von Substitutén führt. 

Freunde, wir könnten doch darüber nachdenken, 
ob wir uns von der EG her am Weltmarkt nicht zurück-
halten sollten, um den künstlichen Weltmarktpreis 
nicht auch noch mit hohen Steuergeldern zu unterbie-
ten und damit den Bauen in Ländern der Dritten Welt 
keine Chance zu lassen und den Hunger zu erhöhen. 
Das gehört dazu; so negativ ist das. 
Meine Damen und Herren, was wir angesichts der 

Gesamtsituation und auch unter Berücksichtigung 
wachsender Interventionsbestände bei uns in 
Deutschland brauchen, sind produktionsneutrale 
Hilfen, abgestellt auf die speziellen Problemlagen, die 
wir jetzt haben können. Jetzt sind sie möglich. Ma-
chen wir das jetzt! Wir sind bereit, uns über „Mehr 
Getreide in den Futtertrog" zu unterhalten. Es ist an-
gesichts der Lage der Getreidebauern eigentlich be-
zeichnend, daß niemand von Ihnen auch nur fordert, 
direkte Hilfen zu geben, die Sie selber beschlossen 
haben. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Eigen (CDU/CSU): 
Natürlich haben wir das gefordert! Immerzu 

haben wir das gefordert!) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun hat das Wort der 
Abgeordnete Bredehorn. 

Bredehorn (FDP): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Sinn und Zweck dieses Antrages 
der Koalitionsfraktionen ist, daß sich der Deutsche 
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Bundestag heute hinter die berechtigten Interessen 
der wirklich um ihre Existenz ringenden deutschen 
Getreidebauern stellt. Mit diesem Antrag fordern wir 
die Bundesregierung auf, bei den laufenden Preisver-
handlungen im Ministerrat dafür einzutreten und 
durchzusetzen, daß die Mitgliedstaaten — hierzu ge-
hört in erster Linie die Bundesrepublik Deutschland 
— , in der sich die Bauern in verantwortungsvoller und 
wirksamer Weise an der Produktionsrückführung 
über Flächenstillegungsmaßnahmen beteiligt haben, 
von der Basismitverantwortungsabgabe von 3 % be-
freit werden. Unsere Bauern haben diese Verantwor-
tung schon wahrgenommen. 

Es kann doch nicht angehen, daß unsere Bauern 
ihrer Verantwortung zur Mengenbegrenzung nach-
kommen, indem sie rund 230 000 Hektar Fläche 
stillegen, während in anderen Ländern, wie z. B. in 
Frankreich, gerade 16 000 Hektar diesem Flächen-
stillegungsprogramm zugeführt werden.Von der ge-
samten stillgelegten Fläche in der EG von über 
500 000 Hektar sind ja fast 45 % in der Bundesrepu-
blik stillgelegt worden. 

(Eigen [CDU/CSU]: Bei 13 % der Fläche!) 

Unsere Bauern sind also zweimal betroffen. Zu-
nächst, indem sie durch die Flächenstillegung auf Pro-
duktions- und Einkommenskapazitäten verzichten. 
Dann müssen sie aber, wenn die auf 160 Millionen 
Tonnen limitierte Getreidemenge, z. B. in diesem 
Wirtschaftsjahr um 0,5 %, überschritten wurde, im fol-
genden Jahr auch noch eine 3 %ige Preissenkung hin-
nehmen. 

Wenn also alle Partnerstaaten ihre Verantwortung 
wahrgenommen hätten, sich an der Flächenstillegung 
beteiligt hätten, wären diese 160 Millionen in diesem 
Jahr überhaupt nicht erreicht worden. 

(Eigen [CDU/CSU]: So ist es!) 

Bei dieser Unausgewogenheit kann und darf es nicht 
bleiben. Wenn alle Staaten im Umfang ihrer landwirt-
schaftlichen Nutzfläche Flächenstillegungsprgramme 
wie in der Bundesrepublik Deutschland durchgeführt 
hätten, wäre das Dilemma gar nicht entstanden. 

Unseren Landwirten sind keine Preissenkungen zu-
zumuten, wenn in anderen Mitgliedstaaten unver-
drossen weiterproduziert und sich nicht an gemein-
same Absprachen und Beschlüsse gehalten wird. 

Die zahlreichen Proteste oldenburgisch-ostfriesi-
scher, emsländischer und niederländischer Getreide-
bauern an den Grenzübergängen weisen ebenso auf 
die dramatische Situation in den Betrieben der Getrei-
debauern hin wie die Proteste der Landwirte aus 
Schleswig-Holstein und Dänemark, und dies, obwohl 
die Einkommen der deutschen Marktfruchtbetriebe 
im vergangenen Wirtschaftsjahr laut Agrarbericht um 
29 % angestiegen sein sollen. 

(Kreuzeder [GRÜNE]: Wo?) 

Da fragt sicherlich die erstaunte Öffentlichkeit, wie 
dieser Prozentsatz zustandekommt. 

Lassen Sie mich an einem Beispiel aufzeigen, wie 
sehr gerade im Nordseeküstenbereich, sowohl in Nie-
dersachsen wie auch in Schleswig-Holstein, durch 
Preisdruckpolitik die Existenz vieler Getreidebaube-

triebe in höchstem Maße gefährdet ist. Das sind mei-
stens reine Mähdruschfruchtbetriebe. Es handelt sich 
also nicht um Zuckerrüben und Kartoffeln. Während 
im Wirtschaftsjahr 1983/84 noch ca. 53 DM je Dezi-
tonne Weizen erzielt wurden, sind wir jetzt bei ca. 
36 DM je Dezitonne angelangt. Das ist eine Differenz 
von rund 17 DM und ein Preisverfall in diesen Jahren 
um rund 31 %. Stellen Sie sich das einmal in einem 
anderen Wirtschaftsbetrieb vor. 

Diese Entwicklung — das ist ja vorauszusehen — 
wird weitergehen, wenn die Stabilisatorenbeschlüsse 
wie bisher unausgewogen und nur zu Lasten der 
Landwirte durchgeführt werden. Hier müssen wir das 
politische Steuer herumreißen; denn sonst wird der 
Weizenpreis 1992 bei 32 bis 33 DM je Dezitonne lie-
gen. Das heißt, daß selbst gut strukturierte Bet riebe 
mit 70 bis 120 Hektar Ackerfläche, geleitet von spe-
zialisierten und bestens ausgebildeten Betriebslei-
tern, wo das Management und die Technik stimmt, 
keine Zukunftschance mehr hab en.  

Ich habe sehr große Sympathie und auch Solidarität 
für diese Landwirte, die heute auf der Straße sind und 
protestieren. Ich kann auch hier nur sagen: Diese 
Landwirte empfinden, daß dies eine destruktive Poli-
tik ist; denn es sind eigentlich Bet riebe, die in der EG 
Zukunft hätten. Sie werden das nicht stillschweigend 
hinnehmen. 

Wir haben vorhin den Kollegen Eigen hier in seinem 
Temperament gesehen; er ist ja auch Getreidebauer. 
Ich kann Ihnen nur sagen: Dies sind wirklich gut aus-
gebildete Leute, die wissen, was sie wollen, und die 
auch ihren berechtigten Protest darbieten. 

Wir müssen reagieren. Deshalb fordere ich im Na-
men meiner Fraktion die Bundesregierung auf, keine 
weiteren Preissenkungen zuzulassen. Wir müssen uns 
in Brüssel dafür einsetzen — das tut Minister Kiechle 
ja auch; wir wollen ihn da unterstützen — , daß statt 
des Preisdrucks verstärkt bei den Mengen angesetzt 
wird, um auf diese Weise der Preissenkungsautomatik 
entgegenzuwirken. 

Wir von der FDP fordern deshalb erstens keine wei-
teren Preissenkungen. 

Zweitens. Das Flächenstillegungsprogramm muß 
EG-weit aktiviert werden. Wir fordern, daß sich alle 
EG-Mitgliedstaaten in gleich wirksamer Weise wie 
die Bundesrepublik, wie unsere Bauern, an der Pro-
duktionsrückführung über Flächenstillegungsmaß-
nahmen beteiligen. 

Drittens. Das Extensivierungsprogramm muß be-
schleunigt werden. Obwohl im ersten Jahr bereits 
rund 3 000 Betriebe mit einer Fläche von 50 000 Hek-
tar teilnahmen, ist dies lediglich ein Anfang. Eine 
Anpassung der noch sehr komplizierten Vergabebe-
stimmungen könnte dieses Programm zusätzlich bele-
ben und attraktiver machen. 

Viertens. Wir brauchen mehr Getreide ins Futter. 
Das ist hier schon einige Male gesagt worden. Es wird 
nämlich immer weniger Getreide über den Futtertrog 
verwertet. Das hat man ja festgestellt. 

Ich muß auch ganz klar sagen: Die Kommission 
unternimmt bisher zuwenig. Wir müssen wirk lich 
massiv darauf drängen, den Zustrom von Substituten 
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in die EG zu beschränken oder diese wenigstens in die 
Getreidemarktordnung einzubinden. 

(Susset [CDU/CSU]: Das müssen wir dem 
Haussmann weitersagen! — Eigen [CDU/ 

CSU]: Und dem Bangemann!) 
— Wir müssen es gemeinsam tun. Die Substituten-
frage muß gelöst werden. 
Fünftens. Wir müssen weiter intensiv am Bereich 

der nachwachsenden Rohstoffe bleiben. Es müssen 
neue Absatzmöglichkeiten für landwirtschaftliche 
Rohstoffe außerhalb des Ernährungssektors erschlos-
sen werden. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
Die jetzige Preisdruckpolitik der EG-Kommission 

führt — das ist ganz klar zu sehen — zur Existenzver-
nichtung der Getreidebauern. Diese werden und dür-
fen wir nicht hinnehmen. Deshalb muß es uns endlich 
gemeinsam gelingen — dabei unterstützen wir die 
Bundesregierung, unseren Bundesminister — , die 
Produktionsmengen zurückzuführen, ein Markt-
gleichgewicht zu erreichen und damit die Existenz- 
und Einkommenschancen unserer Getreidebauern zu 
sichern. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun spricht zum Schluß 
der Abgeordnete Kreuzeder. 

Kreuzeder (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Auf den ersten Blick glaubt man, die 
Regierungsfraktionen wollen einen Teil der Unge-
rechtigkeiten, die sie selbst geschaffen haben, wieder 
abbauen. Dieser Eindruck ist auch beabsichtigt; denn 
die Situation auf dem Getreidesektor ist für die Bauern 
ruinös. Jetzt glauben zu machen, durch die Befreiung 
von der MVA würde sich daran etwas ändern, ist Bau-
ernfängerei. 

(Eigen [CDU/CSU]: Nicht allein! Das wissen 
wir auch!) 

— Dann hätten Sie das andere auch als Antrag formu-
lieren können. 

(Eigen [CDU/CSU]: Ich habe das doch vorge-
tragen!) 

— Ich meine nicht als Vortrag, sondern als Antrag. 

Die Ursache für den Preisverfall bei Getreide, der 
die Bauern auf die Straße treibt, ist Ihre Preispolitik; 
Ihre, nicht die von irgend jemandem. 
Durch die Einführung der sogenannten Stabilisato-

ren als Instrument der Preissenkung, von Kiechle mit 
betrieben und durchgesetzt, ist diese Situation erst 
herbeigeführt worden; denn der bestimmende Teil 
der Stabilisatoren ist die Preissenkung, nicht irgend-
eine Nebensächlichkeit wie die Flächenstillegung; 
auf die komme ich auch noch zu sprechen. 

Die Flächenstillegung ist auch nicht dazu gedacht, 
die Getreideproduktion zu senken. 

(Susset [CDU/CSU]: Doch! 
In der Anhörung im Ausschuß — Sie werden sich 
daran erinnern — haben Ihnen alle Experten gesagt, 

wir müßten in fünf Jahren 30 % der Fläche stillegen, 
nur um den natürlichen Produktionszuwachs abzufe-
dern. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das hat keiner gesagt!) 

Jetzt machen Sie den Leuten vor: Wenn die Flächen

-

stillegungen durchgeführt werden, funktionieren die 
Stabilisatoren. Das ist — wie sagt man da? — Lüge, 
fast. 

(Heiterkeit) 

Die Stillegung von Anbauflächen ist keine tatsäch-
liche Verringerung der Getreideerzeugung. Der Er-
tragszuwachs, der sich aus dem jährlichen Produk-
tionsfortschritt ergibt, gleicht das aus und bringt eine 
Steigerung der Erzeugung. Der Wegfall der MVA mo-
tiviert Massenproduzenten zu einer Produktionsstei-
gerung. Der Einkommensabstand zu den Kleinerzeu-
gern vergrößert sich durch den Preisdruck und durch 
den Wegfall der MVA-Erstattung an Kleinerzeuger. 

Die Agrarpolitik der Regierung ist ein Chaos. Die 
Getreidepreise machen die landwirtschaftlichen Be-
triebe kaputt. Immer mehr Bauern müssen aufhören; 
das können Sie ja nicht bestreiten. Von der Umwelt-
zerstörung gerade im Getreideanbau durch Intensi-
vierung bis hin zu den Genforschungsvorhaben des 
Landwirtschaftsministeriums, die ja als Forschungs-
vorhaben im Haushalt festgemacht sind, haben Sie 
heute nicht gesprochen. Auf der einen Seite fordern 
Sie Reduktion der Getreideerzeugung. Auf der ande-
ren Seite fördern Sie mit Mitteln aus dem Agrarhaus-
halt Maßnahmen, die zur Explosion in der Getreide-
produktion führen. Das alles wird von Ihnen links oder 
rechts liegengelassen. Die Flächenstillegung selbst 
zerstört die ländlichen Strukturen. Die Förderung 
nachwachsender Rohstoffe verschärft den Preisdruck 
und die Umweltbelastungen. 

(Heinrich [FDP] : Haben Sie sich mal eine 
stillgelegte Fläche angesehen? — Gegenruf 
der Abg. Frau Flinner [GRÜNE]: Die sehen 
verheerend aus! — Hein rich [FDP]: Kommen 

Sie mal zu mir auf den Hof!) 

Der Druck auf dem Weltmarkt macht Märkte und 
Preise auch in der Dritten Welt kaputt. 

In diesem Zusammenhang ist die von den Regie-
rungsparteien vorgeschlagene Aufhebung der MVA 
Kosmetik. Der Landwirtschaftsausschuß des Europäi-
schen Parlaments geht schon weiter. Er lehnt Preis-
senkungen und MVA ab. Das würde dann den Preis-
druck wenigstens nicht weiter verschärfen, aber den 
kleineren Betrieben auch nicht das Überleben ermög-
lichen. 

Deshalb fordern wir, daß die automatische Preissen-
kung über die sogenannte Stabilisatoren-Regelung 
aufgehoben wird. Wir fordern also nicht bloß den 
Wegfall der MVA, sondern die Einstellung der Förde-
rung der Flächenstillegung, weil sie auch in Zukunft 
von den meisten Mitgliedstaaten der EG nicht ernst-
haft durchgeführt wird. Wir fordern statt dessen die 
Förderung einer Ökologisierung der Landwirtschaft, 
wie sie auch der Agrarausschuß des Europaparla-
ments verlangt. Wir fordern weiter die Ref ormierung 
des EG-Agrarpreissystems in Form der Einführung 
gestaffelter Erzeugerpreise: für eine Grundmenge 
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Getreide pro Betrieb, auf ökologischer Basis produ-
ziert, einen höheren Preis, damit allen Bet rieben, vor 
allem den kleinen und mittleren, das Einkommen ge-
sichert werden kann. 

Dafür sollten sich Sie und der Minister bei den Preis-
verhandlungen 90/91 einsetzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Kreuzeder, bei Ihnen bedanke ich mich, daß Sie es mir 
durch das Wort  „fast" erspart haben, Sie zu rügen; bei 
den anwesenden Agrarpolitikern, daß Sie die Geduld 
gehabt haben, bis zum Ende auszuharren. Dies gilt  

natürlich um so mehr für diejenigen, die der Agrarpo-
litik nicht verbunden sind. 

Ich lasse nunmehr über die Vorlage abstimmen, und 
zwar soll sie an den Ausschuß überwiesen werden, der 
in der Tagesordnung aufgeführt ist. — Widerspruch 
erhebt sich nicht. Dies ist beschlossen. 

Damit sind wir am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 8. März, 9 Uhr 
ein und wünsche Ihnen noch einen vergnügten 
Abend. 

(Schluß der Sitzung: 22.48 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Drucksache 
11/6561 Frage 4): 

Beabsichtigt die Bundesregierung finanzielle Umschichtun-
gen zugunsten des Ausbaus von Fernstraßen in der DDR vorzu-
nehmen, und wenn ja, wie sollen, was Aufträge anbelangt, die 
mittelständischen Interessen kleinerer und mittlerer Unterneh-
mungen berücksichtigt werden, die nicht in der Lage sind, in 
großen Entfernungen Großbauprojekte durchzuführen? 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, finanzielle 
Umschichtungen zugunsten des Ausbaus von Fern-
straßen in der DDR vorzunehmen. Vielmehr hat die 
Bundesregierung in der Kabinettsitzung am 14. Fe-
bruar 1990 für den Nachtragshaushalt 1990 im Be-
reich des Bundesministers für Verkehr (Einzelplan 12) 
eine Anhebung der Mittel für Bundesfernstraßen in 
1990 um 93,5 Mio DM und Verpflichtungsermächti-
gungen über 168 Mio DM in 1991 beschlossen. Mit 
diesen Mitteln sollen vordringliche Ausbaumaßnah-
men an Bundesfernstraßen in der Bundesrepublik 
Deutschland im grenznahen Bereich zur DDR und in 
Berlin (West) finanziert werden. 
Darüber hinaus ist die Bundesregierung darum be-

müht, daß Finanzmittel aus dem „Gegenwertfonds" 
unter anderem auch für Verkehrsinfrastrukturmaß-
nahmen innerhalb der DDR eingesetzt werden. 
Wie die seit nunmehr 15 Jahren durchgeführte Sta-

tistik über die Vergabe von Bauaufträgen im Bundes-
fernstraßenbau zeigt, hatten mittelständische Firmen 
einen Anteil von rund 60 Prozent am gesamten Auf-
tragsvolumen. Die Bundesregierung geht deshalb da-
von aus, daß auch bei den vorgenannten Maßnahmen 
kleinere und mittlere Unternehmen entsprechend be-
teiligt werden. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Lammert auf die Fragen 
des Abgeordneten Rixe (SPD) (Drucksache 11/6561 
Fragen 16 und 17): 

Welche Rolle und Bedeutung mißt die Bundesregierung der 
allgemeinen und der beruflichen Weiterbildung von Bürgerin-
nen und Bürgern der DDR für die nötige Gesellschafts-, Wirt-
schafts- und Bildungsreform in der DDR und zur Reduzierung 
des Übersiedlerstroms in die Bundesrepublik Deutschland zu? 

Wird die Bundesregierung sofort über den Nachtragshaushalt 
1990 eine Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und Einrich-
tungen der Erwachsenenbildung in der DDR finanziell unter-
stützen, damit entstandene Defizite im Bildungsbereich vor al-
lem in Wirtschafts-, Geistes-, Sozial- und Gesellschaftswissen-
schaften schnell aufgeholt werden können? 

Zu Frage 16: 

Für den Weiterbildungsbereich gilt in besonderer 
Weise, was auch für das Bildungswesen der DDR ge-
nerell zutrifft: Es bedarf aus der Sicht der Betroffenen 
wie der dort tätigen politischen Kräfte einer grundle-
genden Reform hinsichtlich der politischen Neuorien-
tierung, der Anpassung der Bildungsangebote an die 
Bildungsbedürfnisse der Bürger, der Neugestaltung 
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ganzer Aus- und Weiterbildungsgänge, aber auch der 
Anpassung von Bildungs- und Weiterbildungsange-
boten an neue, meist westliche Standards. Währungs- 
und Wirtschaftsunion sind nicht ohne qualifiziert aus-
gebildete Bürger, die diesen Wandlungsprozeß in der 
DDR mitvollziehen, umzusetzen. Gleichwohl müssen 
die trotz der unterschiedlichen politischen Entwick-
lung bestehenden Gemeinsamkeiten, zum Beispiel im 
Bereich der dualen Berufsausbildung, von beiden Sei-
ten zügig und effektiv genutzt werden. 

Damit ist die berufliche Aus- und Weiterbildung 
angesprochen. 

Die Ausgangslage stellt sich hier folgendermaßen 
dar. Die Ausbildung in kaufmännischen und zahlrei-
chen anderen Dienstleistungsberufen, zum Beispiel 
im Bank- und Versicherungswesen, ist gemessen an 
den Anforderungen westlicher Marktwirtschaft völlig 
unterentwickelt. Kenntnisse zum Beispiel im Rech-
nungswesen, die für bet riebswirtschaftliche Kosten-
rechnung eine unverzichtbare Voraussetzung sind, 
werden kaum vermittelt. Auch in handwerklichen Be-
rufen besteht ein großer Nachholbedarf. Die techni-
sche Ausstattung der Bet riebe ist zudem überwiegend 
veraltet. Völlig unzureichend ist auch die Entwick-
lung von Methoden selbständigen, statt nur rezepti-
ven Lernens. Die bevorstehende Umstrukturierung 
der DDR-Wirtschaft und das Fehlen ausreichend qua-
lifizierten Nachwuchses führt notwendig zu einem er-
heblichen Weiterbildungsbedarf. Insofern können 
Qualitätsverbesserung und Neustrukturierung der 
Berufsbildungsgänge nur gelingen, wenn der Ausbil-
dung und insbesondere der Weiterqualifizierung der 
Ausbilder und Berufsschullehrer eine Schlüsselrolle 
zukommt. 

Diese Fragen sind Gegenstand der Sachverständi-
gengespräche, die gegenwärtig mit der DDR geführt 
werden. 

Zu Frage 17: 

Der Bundesregierung ist bewußt, daß die Reform 
vorhandener und die Entwicklung fehlender Studien-
gänge und -fächer in der DDR für den gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Reformprozeß der DDR von 
zentraler Bedeutung sind; das gilt insbesondere für 
die Wirtschafts-, Finanz- und Verwaltungswissen-
schaften, die Rechtswissenschaft sowie die Geistes- 
und Sozialwissenschaften. Dieser Prozeß ist nicht in 
kurzer Zeit zu vollziehen. Um erste Maßnahmen fest-
legen zu können, entwickelt die Bundesregierung zur 
Zeit im Gespräch mit den Ländern, mit Mittlerorgani-
sationen, einzelnen Hochschulen und Experten auf 
unserer Seite sowie dem Ministerium für Bildung, 
Hochschulvertretern und unabhängigen Experten auf 
der DDR-Seite einen konkreten Katalog. 

Dazu gehören gemeinsame Studienprogramme 
ebenso wie der Personenaustausch im Rahmen von 
Forschungskooperationen und die Verstärkung der 
wissenschaftlichen Kooperation über die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft. Zeitlich befristete For-
schungsstipendien und der Austausch von Gastdo-
zenten und Nachwuchswissenschaftlern werden den 
oben genannten Fächern/Disziplinen ebenso zugute 
kommen, wie die vorgesehene Zurverfügungstellung 

von Fachliteratur. Insbesondere für die Wirtschafts-
wissenschaften ist die Entwicklung und Erprobung 
von neuen Studienangeboten zur Aus- und Weiterbil-
dung und ein entsprechender Wissenstransfer vorge-
sehen. 

Einzelheiten werden in den derzeit, 6. und 7. März, 
laufenden Expertengesprächen zu klären sein. In 
diese Gesprächen wird die Bundesregierung auch die 
Frage einbeziehen, welche Rolle den Einrichtungen 
der Weiterbildung In  dem Erneuerungsprozeß des 
DDR-Bildungswesens zukommen könnte. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Lammert auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Böhme (Unna) (SPD) (Drucksa-
che 11/6561 Fragen 18 und 19): 

Auf welche Weise kann in der DDR in enger Zusammenarbeit 
mit dem Bundesinstitut für Berufsbildung über das Ausbildungs-
förderungsgesetz berufliche Qualifizierung einschließlich der 
Vermittlung von Schlüsselqualifikationen und gesellschaftspoli-
tischen Kenntnissen finanziert werden, z. B. durch Finanzierung 
der Ausbildung von DDR-Ausbilderinnen und -Ausbildern in 
der Bundesrepublik Deutschland oder durch Finanzierung von 
Teilnehmer-Austausch? 

Wie kann die entsprechende Unterstützung, die z. B. die 
Volkshochschulen der DDR von ihren Partnervolkshochschulen 
und von den Volkshochschul-Landesverbänden in der Bundes-
republik Deutschland erhoffen, von der Bundesregierung im 
Rahmen ihrer deutschlandpolitischen Verantwortung gefördert 
werden? 

Zu Frage 18: 

Bereits am 11. Januar 1990 haben der Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft und der Minister für 
Bildung der DDR unter anderem zu Fragen der beruf-
lichen Bildung eine erste Erklärung abgegeben. Beide 
streben eine deutsch-deutsche Arbeitsgruppe an, in 
der in enger Zusammenarbeit mit den Ländern die 
anstehenden Probleme im Bereich von Bildung und 
Wissenschaft bearbeitet werden sollen. Zur Vorberei-
tung eines Sachverständigengesprächs am 12. und 
13. März 1990 hat am 15. Februar ein Vorgespräch in 
Berlin/Ost stattgefunden. 

Die vorgesehene Zusammenarbeit mit der DDR auf 
den Gebieten von Bildung und Wissenschaft umfaßt 
insbesondere Informations- und Erfahrungsaus-
tausch, Forschungs-, Modell- und Entwicklungsvor-
haben, Austausch- und Qualifizierungsprogramme 
sowie Ausstattung mit Geräten und Literatur, insbe-
sondere bei Kooperationsprojekten. In den Entwurf 
des Nachtragshaushaltes 1990 des Bundesministe-
riums für Bildung und Wissenschaft sind insgesamt 
Mittel in Höhe von 50 Millionen DM vorgesehen, da-
von sollen nach bisheriger Planung mindestens 8 Mil-
lionen DM für die genannten Maßnahmen der beruf-
lichen Bildung eingesetzt werden. 

In dem geplanten Sachverständigengespräch am 
12. und 13. März soll versucht werden, erste Konkre-
tisierungen für die Durchführung der genannten Maß-
nahmen zu erreichen. Das Bundesinstitut für Berufs-
bildung wird frühzeitig einbezogen; darüber hinaus 
wird es erforderlich sein, insbesondere den Sachver- 
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stand der Wirtschaft und der Kammern für die Ent-
wicklung der beruflichen Bildung in der DDR zu nut-
zen. 

Zu Frage 19: 

Es ist zu erwarten, daß die Volkshochschulen in der 
DDR auch in Zukunft eine ähnliche Bedeutung im 
Gesamtsystem der Weiterbildung haben werden, wie 
die entsprechenden Einrichtungen in der Bundesre-
publik. 

Das Bundesministerium für Bildung und Wissen-
schaft berät derzeit mit dem Deutschen Volkshoch-
schulverband und anderen Weiterbildungsträgern, 
welche kooperativen Maßnahmen aus den Mitteln 
des Nachtragshaushalts finanziert werden können. 
Dabei wird es insbesondere um Hilfen bei der Versor-
gung mit Lehrmaterialien, um Dozentenaustausch, 
Fortbildungsmaßnahmen für Dozenten und gemein-
same Tagungen gehen. 

In einer Sondersitzung des Arbeitskreises 2 der 
Konzertierten Aktion Weiterbildung am 30. März 
1990 werden diese Fragen unter Beteiligung anderer 
Bundesressorts, der in der KAW vereinigten Weiter-
bildungsträger und Sachverständigen aus der Bun-
desrepublik und der DDR erörtert werden. Ziel der 
Tagung wird es sein, die große Zahl von bereits beste-
henden bilateralen Kontakten und Kooperationen auf 
Arbeitsebene zu unterstützen und zu verstärken. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Lammert auf die Frage 
des Abgeordneten Kastning (SPD) (Drucksache 
11/6561 Frage 20): 

In welcher Weise plant die Bundesregierung, im Rahmen der 
jetzigen deutschlandpolitischen Aufgaben die Hochschulen in 
den Aufbau und Ausbau von Weiterbildungs- und Qualifizie-
rungsstrukturen einzubeziehen, und unter welchen Bedingun-
gen werden Mittel für den Austausch von Lehrenden und Stu-
dierenden, für die Entsendung von Gastdozenten, für die Aus-
stattung mit Büchern und Geräten für diese Aufgaben zur Ver-
fügung gestellt? 

Das Bildungswesen in der DDR bedarf, auch aus der 
Sicht aller dort tätigen politischen Kräfte und der Be-
troffenen, einer grundlegenden Reform. Die deutsch-
deutsche Entwicklung bedeutet auch für die bil-
dungs- und wissenschaftspolitische Zusammenarbeit 
eine neue Dimension. 

Die Bundesregierung hat der DDR ihre Bereitschaft 
auch zur Unterstützung des Reform- und Modernisie-
rungsprozesses im Bildungsbereich zugesagt; auf 
diese Weise will die Bundesregierung auch einen Bei-
trag dazu leisten, den bestehenden Abwanderungs-
tendenzen von Abiturienten und Studenten aus der 
DDR entgegenzuwirken. 

Über die Felder, in denen Reformbedarf besteht und 
in denen die DDR dringend Unterstützung braucht, 
besteht weitgehende Klarheit. 

Um aber auch umfassend und zielgenau die not-
wendigen Maßnahmen festzulegen, entwickelt die 

Bundesregierung zur Zeit im Gespräch mit den Län-
dern, mit Mittlerorganisationen, einzelnen Hochschu-
len und Experten auf unserer Seite sowie dem Mini-
sterium für Bildung, Hochschulvertretern und unab-
hängigen Experten auf der DDR-Seite einen konkre-
ten Maßnahmenkatalog. Alle in Ihrer Anfrage ge-
nannten Maßnahmen sind in dem in Diskussion be-
findlichen Maßnahmenkatalog berücksichtigt. Die 
Einzelheiten der Durchführung und der Finanzierung 
liegen noch nicht endgültig fest. Allgemein läßt sich 
im Moment sagen, daß die Bundesregierung sich da-
bei um größtmögliche Flexibilität bemüht und sicher-
stellen will, daß vereinbarte Maßnahmen nach Verab-
schiedung des Nachtragshaushalts 1990 unverzüglich 
anlaufen können. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Carstens auf die Frage des 
Abgeordneten Austermann (CDU/CSU) (Drucksache 
11/6561 Frage 32): 

In welcher Weise wirkt sich die dritte Stufe der Steuerreform 
auf das Einkommen eines in Schichtarbeit beschäftigten 
Druckers in der Druckindustrie anhand von konkreten Beispie-
len (z. B. Verheiratete mit zwei Kindern) aus? 

Im Interesse der Gleichmäßigkeit der Besteuerung 
war es geboten, die Steuerfreiheit von Lohnzuschlä-
gen zu beschränken und zu vereinheitlichen. Im Hin-
blick auf die großzügig bemessenen Steuerfreigren-
zen sind die meisten Arbeitnehmer von der Neurege-
lung nicht betroffen. Wenn nach bisherigem Recht 
steuerfreie Lohnzuschläge in ganz erheblichem Um-
fang gezahlt wurden, können allerdings bisher steu-
erfreie Lohnzuschläge sich effektiv vermindern. Här-
ten werden durch eine Übergangsregelung vermie-
den, nach der die neu steuerpflichtig werdenden 
Lohnzuschläge im Erstjahr 1990 auf 6 v. H. des 
Grundlohns, 1991 auf 10 v. H. usw. begrenzt wer-
den. 

Dies zeigt sich am Beispiel eines in Dauernacht-
schicht beschäftigten Rotationsdruckers mit einem 
Bruttojahresverdienst 1990 von 69 169 DM, in dem 
nach der bis 1989 geltenden Regelung 20 877 DM 
steuerfreie Lohnzuschläge für Sonntags-, Feiertags-
und Nachtarbeit enthalten sind. Durch die Über-
gangsregelung wird die Steuerpflicht der Lohnzu-
schläge 1990 auf 2 350 DM begrenzt. Insgesamt erhält 
der Drucker in 1990 in der Steuerklasse III/2 eine Net-
tolohnverbesserung von 564 DM. 

Geringere Lohnzuschläge als bei Dauernacht-
schicht ergeben sich bei einem in Wechselschicht täti-
gen Drucker. Bei einem Bruttojahresverdienst — ein-
schließlich 12 693 DM bisher steuerfreier Lohnzu-
schläge — von 58 811 DM ergibt sich 1990 in der Steu-
erklasse I/O eine Nettolohnverbesserung von 671 
DM. 
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Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Beckmann auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 11/6561 
Frage 33): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwärtige Situa-
tion des bayerischen Grenzlandes (Zonenrandgebiet entlang 
der deutsch-tschechoslowakischen Grenze) im Verhältnis zur 
Entwicklung im Zonenrandgebiet entlang der Grenze zur DDR, 
und was wird sie unternehmen, um die relative Verschlechte-
rung der Situation des bayerischen Grenzlandes im Rahmen der 
Zonenrandförderung und der Regionalförderung auszuglei-
chen? 

Eine Verschlechterung der Situation des bayeri-
schen Grenzlandes an der Grenze zur CSSR im Ver-
gleich zum Zonenrandgebiet entlang der innerdeut-
schen Grenze sieht die Bundesregierung nicht. Die 
Situation im Zonenrandgebiet erscheint in wirtschaft-
licher Hinsicht sowohl entlang der innerdeutschen 
wie auch entlang der CSSR-Grenze allerdings bislang 
auch noch nicht wesentlich im positiven Sinne verän-
dert. Die Bundesregierung wird deshalb, wie im Jah-
reswirtschaftsbericht dargelegt, die Förderung des 
gesamten Zonenrandgebietes, also auch entlang der 
deutsch-tschechoslowakischen Grenze, fortführen. 
Zweifellos eröffnet die Entwicklung vor allem in der 

DDR, aber auch in der CSSR Chancen für die Zukunft. 
Auch im Hinblick auf die CSSR konnte inzwischen auf 
Expertenebene die Errichtung von zunächst neun 
neuen Grenzübergangsstellen vereinbart werden. 
Diese Vereinbarung und die von der CSSR-Seite be-
kundete grundsätzliche Bereitschaft zur schrittweisen 
Öffnung weiterer Übergangsstellen können als 
Durchbruch für die weitere Entwicklung in Richtung 
auf eine bürgerfreundliche Durchlässigkeit der 
Grenze angesehen werden; dadurch werden auch 
Wirtschaftskontakte erleichtert. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Beckmann auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Daniels (Regensburg) 
(GRÜNE) (Drucksache 11/6561 Fragen 34 und 35): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die britische Industriestu-
die, der zufolge der Atomstrom in Großbritannien dreimal so 
teuer ist wie die Gewinnung aus Kohle oder Erdgas (vgl. DER 
SPIEGEL 2/1990), und ist der Bundesregierung bekannt, daß 
eine deutsche Firma ein GUD-Kraftwerk für 600 Millionen DM 
bei einer Leistung von 900 MW an Großbritannien liefern will 
und somit auch in der Bundesrepublik Deutschland aus rein 
wirtschaftlichen Gründen Atomkraftwerke als schlechtere Al-
ternative zu sehen sind? 

Welche Inseln in Dänemark sind der Bundesregierung be-
kannt, die über 25 % des verbrauchten Stromes aus der Wind-
energie (insbesondere unter Berücksichtigung der Eigenstrom-
erzeugung) herstellen, und welche Zielsetzungen aus Däne-
mark sind der Bundesregierung bekannt, bzw. welche Zielset-
zungen hält sie in der Bundesrepublik Deutschland für relevant, 
Strom durch Windenergie herzustellen? 

Zu Frage 34: 
Zutreffend ist, daß unter den aktuellen britischen 

Verhältnissen Kohle- und Erdgaskraftwerke zur Zeit 
wirtschaftlicher sind als Kernkraftwerke. Die — in 
dem zitierten Zeitungsartikel angesprochenen — ho-
hen Kosten der britischen Kernkraftwerke beruhen 

weitestgehend auf Besonderheiten der britischen Re-
aktorlinien, die für die Kernkraftwerke in der Bundes-
republik nicht gelten. Dies gilt hinsichtlich der Ver-
fügbarkeiten, die in Großbritannien wesentlich nied-
riger liegen, des höheren Brennstoffbedarfs und vor 
allem erhebliche Mehrkosten auf Grund unzureichen-
der Stillegungs- und Entsorgungsrückstellungen. 
Auch hinsichtlich des Einsatzes von Erdgas und Kohle 
läßt sich die britische Situation nicht auf die Bundes-
republik übertragen. 

Für die Verhältnisse in der Bundesrepublik trifft 
nicht zu, daß Kernkraftwerke aus wirtschaftlichen 
Gründen als schlechtere Alternative zu sehen sind. 
Für Investitionsrechnungen letztlich maßgeblich sind 
die insgesamt über die Lebensdauer zu erwartenden 
Stromerzeugungskosten. Zur Zeit liegen die Brenn-
stoffkosten in Gaskraftwerken zwar verhältnismäßig 
niedrig, doch kann nicht davon ausgegangen werden, 
daß derart günstige Brennstoffpreise auf Dauer beste-
hen bleiben: z. B. lagen noch vor fünf Jahren die 
Kraftwerksgaspreise beim Doppelten der heutigen 
Preise. Gerade für den Grundlasteinsatz ist es daher 
nicht sinnvoll, brennstoffintensive und mit hohen 
Preisrisiken belastete Kraftwerke auf Dauer einzupla-
nen. 

Der Bundesregierung ist im übrigen aus Pressemit-
teilungen bekannt, daß der Gesamtwert des in der 
Frage angesprochenen GuD-Kraftwerks bei 350 Mil-
lionen Pfund liegen soll. Darin enthalten sind sowohl 
die Leistungen des Lieferkonsortiums — in dem eine 
deutsche Firma Konsortialführer ist — wie auch Bau-
herrneigenleistungen. Nicht bekannt sind der Bun-
desregierung allerdings die Einzelheiten des Liefer-
vertrages, die dem Geschäftsgeheimnis unterliegen. 

Zu Frage 35: 

Der Bundesregierung sind keine Inseln in Däne-
mark bekannt, die über 25 % des verbrauchten Stroms 
aus Windenergie herstellen. Insellagen können für 
Windkraftanlagen besonders geeignet sein. In der 
Bundesrepublik Deutschland ist derzeit mit massiver 
Unterstützung durch die Bundesregierung eine Wind-
kraftanlage auf der Insel Helgoland im Bau, die etwa 
ein Viertel des auf Helgoland verbrauchten Stroms 
liefern wird. Windkraftanlagen stehen auch auf den 
Inseln Fehmarn und Pellworm, weitere Anlagen sind 
dort in Planung. 

Im übrigen ist die Energieversorgungsstruktur 
Dänemarks eine völlig andere als die der Bundesrepu-
blik Deutschland. Der Bundesregierung ist bekannt, 
daß die dänische Windenergie als heimische Energie-
quelle erheblich mittelbar und unmittelbar gefördert 
wird. Trotz der starken staatlichen Unterstützung seit 
über 10 Jahren ist der Beitrag der Windenergie zur 
dänischen Stromerzeugung nach wie vor gering (1988 
rd. 0,9 % des gesamten Stromverbrauchs. Quelle: 
VDEW-Veröffentlichung Januar 1990). 

Die Bundesregierung hat ihre an den deutschen 
Gegebenheiten orientierte Politik zur Förderung der 
Windenergie in der Antwort auf die Große Anfrage 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP vom 20. Juli 
1988 eingehend dargelegt (BT-Drucksache 11/2684). 
Darüber hinaus hat sie in dem Be richt an den Deut- 
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schen Bundestag vom 14. Februar 1990 (BT-Drucksa-
che 11/6444) zur Frage der Förderung der Windkraft 
Stellung genommen. In diesem Be richt wird u. a. dar-
auf hingewiesen, daß die Bundesregierung erst Mitte 
vergangenen Jahres zusätzlich ein 100 MW-Demon-
strationsprogramm aufgelegt hat, dessen Förderung 
aus Bundesmitteln voraussichtlich über 130 Millionen 
DM betragen wird. Da das Programm auf lebhaftes 
Interesse gestoßen ist, wird derzeit erwogen, es auf 
200 MW aufzustocken. 

Außerdem prüft der Bundesminister für Wi rtschaft 
derzeit, wie insbesondere angesichts der weltweit dis-
kutierten Klimaproblematik der Einsatz erneuerbarer 
Energien generell stärker unterstützt werden kann. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hennig auf die Fragen 
des Abgeordneten Kuhlwein (SPD) (Drucksache 
11/6561 Fragen 40 und 41): 

In welchem Umfang besteht die Möglichkeit, Mittel des Bun-
desministeriums für innerdeutsche Beziehungen umzuschich-
ten, die vorrangig Vertriebenenverbänden zur Verfügung ge-
stellt werden, angesichts der neuen politischen, gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Aufgaben der innerdeutschen Koope-
ration (z. B. heute noch eingesetzte Mittel für den Besuch der 
Mauer)? 

Ist die Bundesregierung bereit, umgeschichtete Mittel sofort 
für die Reorganisation, die Umstrukturierung oder den Aufbau 
von Weiterbildungsstrukturen in der DDR zur Verfügung zu 
stellen? 

Zu Frage 40: 

Das Bundesministerium für innerdeutsche Bezie-
hungen hat im Zusammenhang mit der aktuellen Ent-
wicklung in der DDR im Rahmen des haushaltsrecht-
lich zulässigen Mittel im Einzelplan des Bundesmini-
steriums für innerdeutsche Beziehungen umgeschich-
tet, insbesondere im Rahmen der Mittelbewirtschaf-
tung der jeweiligen Haushaltstitel. 

Auch die Vertriebenenverbände sind von Schwer-
punktverlagerungen betroffen. Ich habe jedoch nicht 
die Absicht, deutschlandpolitische Projekte der Ver-

triebenenverbände generell von einer Förderung aus-
zuschließen und diese damit schlechter zu behandeln 
als solche anderer Träger. Dazu besteht insbesondere 
auch deshalb kein Anlaß, weil sich viele Projekte der 
Vertriebenenverbände konkret mit der neuen Lage in 
Deutschland und Europa befassen. 

Aus dem vorrangig für die Förderung der deutsch-
landpolitischen und kulturellen Arbeit der Flücht-
lings- und Vertriebenenverbände heranzuziehenden 
Titel 2702/685 02 erhielten die Vertriebenenverbände 
1989 Projektzuschüsse in Höhe von rund 715 000, —
DM, bei einem Ansatz von insgesamt rund 4,6 Mio 
DM. Nach dem derzeitigen Stand der Planung wird 
der Zuwendungsbetrag 1990 niedriger liegen müssen, 
um den gestiegenen Bedarf im Rahmen der Kulturar-
beit in der DDR annähernd decken zu können. 

Der Mittelzuwachs in diesem Titel wird 1990 fast 
ausschließlich für die Förderung der mitteldeutschen 
Kulturarbeit verwandt; die bereits 1989 begonnene 
Schwerpunktverlagerung bei den Ausgaben in die-
sem Titel wird also fortgesetzt. Ein Teil dieser Gelder 
trägt zur Unterstützung der Wiederbegründung lan-
deskundlicher Einrichtungen und zur Förderung des 
regionalen Bewußtseins •in den Ländern zwischen 
Mecklenburg und Sachsen bei. 

Die in Ihrer Frage angesprochenen Mittel für Berlin-
Fahrten stehen nicht vorrangig den Vertriebenenver-
bänden zur Verfügung. Das entsprechende Förde-
rungsprogramm wird fortgesetzt. 

Zu Frage 41: 

Ich vermute, daß sich Ihre zweite Frage auf die vor-
hergehende bezieht. 

Grundsätzlich kann der Bundesminister für inner-
deutsche Beziehungen umgeschichtete Mittel nur im 
Rahmen seiner Ressortzuständigkeit einsetzen. Die 
von Ihnen genannten Aufgaben gehören nicht dazu. 

Eine Rückfrage beim Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft hat ergeben, daß dieser bereit ist, 
für die Kooperation im Bereich der Weiterbildung Mit-
tel aus dem Nachtragshaushalt zur Verfügung zu stel-
len. 
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